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Die Welt nach dem 11. September

Der globale Terrorismus 
als Herausforderung des Westens

A m 11. September 2001 ereignete sich mit den An­
griffen auf das Welthandelszentrum in New York 
und auf das Pentagon in Washington ein einschnei­

dender Vorgang. Nach vorherrschender Meinung be­
gann ein neues Zeitalter der politischen Auseinan­
dersetzung: Weltweit handelnde Terrorgruppen mit 
hochentwickelter Technik sind an die Stelle nationa­
ler Heere getreten. Sie schlagen ohne Kriegserklärung 
zu, überschreiten ungehindert Grenzen und nehmen 
auf die Zivilbevölkerung keine Rücksicht. Zu dieser 
Sicht und insbesondere zu ihrer Schuldzuweisung 
sind allerdings aufgrund zahlreicher Merkwürdigkei­
ten erhebliche Zweifel geäußert worden.

Die Bürger der USA waren geschockt, als ihnen vor­
geführt wurde, wie die Symbole ihrer Macht an­

gegriffen und zerstört wurden. Ihr Selbstbewußtsein 
erlitt einen sch weren Schlag, ihr bisheriges Selbst­
verständnis war in Frage gestellt. Krieg und gewal­
tige neue Rüstungen waren die erste Antwort. Dro­
hungen an weitere >Schurkenstaaten< folgten. Auch 
für die übrige westliche Welt ergaben sich wegen 
mehr oder weniger starken Abhängigkeiten weit­
reichende Folgen, nicht zuletzt für das besonders 
am erikahörige und nur beschränkt souveräne 
Deutschland. Die Bundesregierung stellte den USA 
sofort unbedingte Unterstützung in Aussicht. Nun 
ist die Bundeswehr in Afghanistan in den militäri­
schen Konflikt verwickelt, der inzwischen durch 
die monatelangen Bombardierungen ein Land zer­
störte und' Tausende ziviler Opfer forderte, ohne 
daß die dort Gesuchten -  das angebliche Ziel des 
Krieges -  gefunden werden konnten.

1 I I  #ie beim Golfkrieg und Balkankonflikt kommen 
V »entscheidende Hintergründe und Provokatio­

nen zum nhuen Krieg erst langsam an die Öffentlich-
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Die Amerikaner lernen Geschichte
Vorwort

Während seiner Kampagne zur Präsidentschaftswahl im Jahre 2000 
mußte George W. B ush auf die Fangfrage eines Journalisten hin 
öffentlich zugeben, daß er keine Ahnung habe, wie der Präsident 
Pakistans heißt. Man kann annehmen, daß er nach den schreckli­
chen Anschlägen von New York und Washington Zeit hatte, es in 
Erfahrung zu bringen. Am 11. September 2001 ist Amerika gewis­
sermaßen in die wirkliche Welt zurückgekehrt -  eine Welt, in der 
nichts, allem voran das Leben, von vornherein festgelegt ist. Die 
Zwillingstürme des World Trade Center symbolisierten zugleich 
die Leistungen der Technologie, die Vitalität einer Gesellschaft, 
die Macht des Weltkapitalismus und die Universalität einer offe­
nen Stadt. Für Amerika bedeutet ihre Zerstörung nicht nur eine 
schreckliche symbolische, narzißtische und moralische Wunde, 
sondern auch eine Wende, die seine historische Stellung in Frage 
stellt.

»Amerika«, bemerkte Pierre-Yves Petillon, »wiegt sich in ei­
ner Illusion aus der Zeit der Aufklärung: daß jeder Mensch >im 
tiefsten Herzen< das Gute wolle, daß Verbrechen und Gewaltta­
ten nur vorübergehende Verirrungen seien, Abweichungen von 
der Bahn, die zum Glück des M enschengeschlechts führt.« 
(L'Europe aux anciens parapets, Seuil, Paris 1986, S. 99) In dieser 
Sicht weise sind der Tod und das Böse keine natürlichen Gegen­
stücke zum Leben und zum Guten, sondern Pathologien, die man 
ausmerzen können sollte. Die Insel Amerika -  zwischen zwei Po­
len eingezwängt und durch zwei Weltmeere geschützt -  war bis­
lang das vor den Angriffen des Bösen geschützte Land des Guten, 
die >auserwählte Nation<, die in ihrer Auserwähltheit die Quelle 
ihrer Unverwundbarkeit und ihres Erfolges sah. Nun ist die Insel 
Amerika aber kein Refugium mehr, und ein namenloser Krieg stellt 
ihre messianische Anmaßung, das Gute zu tun, in Frage. Selbst 
innerhalb des Gelobten Landes entfesselt sich die Gewalt, mit ei­
nem Mal sieht es sich von der Metaphysik in die Historizität ver­
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setzt, und die New Yorker stehen plötzlich da mit der gleichen 
Angst im Bauch wie einst die Einwohner von Paris oder Madrid, 
von Tel Aviv und Beirut. Der Mythos von der inneren Unverwund­
barkeit Amerikas ist mit den Twin Towers zusammengebrochen
-  ein ungeheurer Schock, dessen Ausmaß man nicht unterschät­
zen sollte.

Die nationale Erschütterung hat zunächst die Sakralunion her­
vorgerufen. Ins Herz getroffen, hat die amerikanische Gesellschaft
-  die wohl religiöseste aller westlichen Gesellschaften -  sofort ihre 
Fahnen hervorgeholt und ihren mächtigen multiethnischen und 
verfassungsmäßigen Patriotismus, der den Rest der Welt immer aufs 
neue erstaunt, einmal mehr unter Beweis gestellt. Doch die Ereig­
nisse des 11. September gehen weit darüber hinaus. Sie können eine 
völlig neue Gestaltung der Weltkarte nach sich ziehen.

Die brutale >Entheiligung< der USA hat der isolationistischen 
Versuchung einen schweren Schlag versetzt. Zu Hause von einem 
Feind aus Nirgendwo getroffen, können die USA nur so reagie­
ren, daß sie sich bereithalten, überall zu intervenieren. Groß ist 
dann die Gefahr, daß der Kampf gegen den Terrorismus, der wie 
ein neuer > Appell zum Reich< wirkt, die Amerikaner dazu bewegt, 
den Rahmen des traditionellen Multilateralismus zu verlassen zu­
gunsten eines maximalistischen Unilateralismus, der sie zu wie­
derholten Formen des Interventionismus und zur Behauptung ei­
nes >neuen leadershipc verleiten würde. Je mehr der Kampf gegen 
den Terrorismus zur Priorität oder zum strukturierenden Element 
der US-amerikanischen Politik erhoben wird, desto eher wird sich 
die hegemoniale Rolle der Vereinigten Staaten in der Weltpolitik 
verstärken. Auf die Verbündeten Washingtons, die ihre Kritik am 
weltweiten Spionagesystem >Echelon< bereits ad acta gelegt haben, 
werden im Namen der gemeinsamen Verteidigung zunehmende 
Forderungen zukommen -  auch Zwänge, denen sie sich wohl 
kaum werden entziehen können. Die Amerikaner, die sich mehr 
denn je als die »unverzichtbare Nation« (Madeleine A lbright) hin­
stellen, werden bestrebt sein, die Formen und Normen ihrer Ein­
sätze zu internationalisieren. Überall wird eine Einschränkung der 
Freiheit im Namen der Sicherheit zu beobachten sein.

Gleichzeitig ist aber stark anzunehmen, daß die Amerikaner ih­
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Die Amerikaner lernen Geschichte/Vorwort

ren Gewohnheiten gemäß den totalen Sieg anstreben werden. Das 
Problem liegt darin, daß der Kampf gegen den Hyperterrorismus 
sich weder für eine manichäische Sicht, noch für die öffentliche 
Nennung eines gut identifizierbaren Feindes, noch für einen tota­
len Sieg eignet. Dieser Kampf ist ausdauernd, konfus, pragma­
tisch und wenig spektakulär. Der Krieg ist eine geopolitische Er­
scheinung. Das Böse zu vernichten übersteigt die geopolitischen 
Fähigkeiten eines Staates, so mächtig er auch sein mag. Der im 
Namen des Guten geführte Krieg erzeugt grenzenlose Einsätze. Und 
terrorerzeugende Strukturen sind wahrlich nicht das beste Boll­
werk gegen den Terrorismus, das man sich vorstellen kann.

In Kabul haben Kriegsherren -  Stammesführer und Rauschgift­
händler -  die >Koranschüler< abgelöst. Die Intoleranten wurden 
durch Grausame ersetzt. Und die von den USA zusammengestellte 
Koalition muß sich nun mit Verbündeten auseinandersetzen, die, 
nachdem sie sich ihrer bedient haben, offenbar keine Lust mehr 
haben, ihr zu gehorchen. Die terroristischen Netzwerke wieder­
um werden weiterhin Unheil anrichten.

Es wäre ein Irrtum zu glauben, daß diese Netze kein verwirklich­
bares politisches Ziel im Auge hätten und daß die Inszenierung 
ihrer Anschläge letztlich nur das Produkt eines von der Spiritualität 
des Todes bestärkten Nihilismus wäre. Terroristen schießen nicht, 
ohne das Ziel genau zu sehen, und die Verwandlung Pakistans in 
ein neues, 140 Millionen Einwohner starkes Afghanistan ist an sich 
keineswegs unvorstellbar. Dennoch werden die politischen For­
derungen des radikalen Islamismus in Form einer religiösen Bot­
schaft dargestellt, deren absolutes Wesen sie gleichzeitig zutiefst 
unpolitisch macht. Olivier M ongin schreibt in diesem Zusammen­
hang zu Recht, daß dieser »Terrorismus im wesentlichen antipoli- 
tisch ist; Er bricht immer wieder die Spielregeln der Politik und 
des als Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln aufgefaßten 
Krieges. Mit anderen Worten: In dem Maße, wie er sich intensi­
viert und zur Macht auf steigt, zerstört er seine eigene Botschaft«. 
(Esprit November 2001, S. 35)

Ein anderer Irrtum wäre es zu glauben, daß dies alles uns nichts 
angeht. Was sich am anderen Ende der Welt abspielt, spielt sich 
im Zeitalter der Entterritorialisierung und der >Echtzeit< nichts­
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destotrotz bei uns ab. Der ethnozentrische Autismus ist ebenso 
überholt wie die Logik des Bunkers, zu der er führt. Es ist nicht 
mehr möglich, sich von dem, was weltweit gespielt wird, durch 
Abschottung fernzuhalten.

Die Anschläge von New York und Washington haben den 
Traum von einer neuen Welt zerstört, in der die Probleme nur 
noch finanzieller oder kommerzieller Art sein würden. Der Ter­
rorismus ohne Staat hat nunmehr die Mittel, gegen die Staaten 
Krieg zu führen. Die Gefahr von Kriegen, in denen ausschließlich 
Staaten gegeneinanderstehen, nimmt ab; in den Kriegen der Zu­
kunft wird es sich durchgängig um das Eindringen nichtstaatlicher 
Akteure handeln. Im Augenblick erleben wir, wie die Gesellschaft 
der Transparenz und der Kommunikation wieder Opazität und 
Konflikt erzeugt. Wir beobachten die Anfälligkeit der Mächtigen 
und wie die neue Weltordnung vor dem Hintergrund einer welt­
weiten Wirtschaftsrezession in ein globales Chaos münden kann. 
Der politische Wille geht mehr denn je mit dem Wunsch nach Ge­
schichte einher. Die Ereignisse vom 11. September warnen vor der 
Versuchung, diesem Wunsch zu entsagen.

A lain de B enoist Paris, 30. Dezember 2001
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Am  1 1 . September ist das 2 0 . Jahrhundert 
zu  Ende gegangen

A la in  d e B en oist

1.

Die Zerstörung New Yorks hatte man schon ein Dutzend Mal in 
Katastrophenfilmen aus Hollywood erlebt. Der 11. September war 
kein Kinofilm, und dennoch sah es danach aus: ein Beweis, daß 
das Reale nunmehr das Virtuelle nachahmt oder daß der Schein 
die Wirklichkeit vorwegnimmt. Die Schleifenübertragung vom 
Einsturz der beiden WTC-Türme auf allen Kanälen wirkte näm­
lich wie das Kurzschließen eines auf Spezialeffekten aufgebauten 
Systems der Darstellung. Sie bildete sogar seinen Höhepunkt. Das 
Spektakel des Terrorismus löste den Terrorismus des Medienspek­
takels ab.

Unter welchen näheren Umständen die Anschläge von New 
York und Washington auch immer vorbereitet und durchgeführt 
sein mögen (es bestehen nämlich zahlreiche Dunkelzonen), sie sind 
ein Ereignis erster Größe -  ein »reines Ereignis« (Jean Baudril- 
lard) -, nicht wegen der Zahl der Menschenleben, die sie gefor­
dert haben (in der Geschichte hat es Schlimmeres gegeben), son­
dern wegen des Kontextes und der Zielscheibe. Seit 1812 hatten 
die,JUSA-keinen_ Angriff mehr auf ihrem Boden erlebt. Das Ziel 
der Terroristen, die sich ebenso wenig;um ihr Leben wie um_das 
der anderen kümmerten, war vor allem ein sym bolisch^ 
Amerika zu demütigen, ihm zu zeigen, daß sein Territorium nicht 
mehr sicher ist, und die repräsentativsten Symbole seiner Macht 
zu treffen ,D ieses,^  Fall erreicht worden.Die~Aus-
wirkungen werden langfristig zu spüren sein. Der 11. September 
markiert das Ende der Übergangszeit, die der Fall der Berliner 
Mauer eröffnet hatte, und den Eintritt in die Postmoderne. Ame­
rika ist am 11. September 2001 ins 21. Jahrhundert eingetreten.

Man muß natürlich nicht »amerikanisch fühlen<, um diese An­
schläge zu verurteilen. Es ist nicht nur eine Frage der >Moral< oder
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des Mitgefühls mit den Opfern. Welche Meinung man von den 
USA auch immer hat, welche Gefühle man angesichts der beiden 
zusammenstürzenden Türme empfunden haben mag -  Abscheu 
oder heimlicher Jubel gibt es mindestens drei gute politische 
Gründe, diese terroristische Tat als unannehmbar zu betrachten. 
Politischer oder religiöser Fanatismus ist unannehmbar. Der Krieg 
als Mittel, nicht nur einen Gegner zu schlagen, sondern auch ei­
nen mit der Figur des Bösen gleichgestellten Feind zu vernichten, 
ist unannehmbar. Das Massaker an mehreren Tausend Nichtkrieg­
führenden einzig wegen ihrer Nationalität oder zur Terrorisierung 
einer ganzen Bevölkerung ist unannehmbar. Niemand >verdient< 
es, unter solchen Bedingungen zu sterben. Keine Sache rechtfer­
tigt es, daß man ihr dient, ohne das Verhältnis zwischen Zielen 
und Mitteln zu berücksichtigen.

2.

Die Vereinigten Staaten haben am 11. September 2001 eine echte 
menschliche Tragödie erlebt. Diese menschliche Tragödie ist je­
doch mit dem politischen Kontext zusammen zu betrachten, da er 
allein zu ihrer Erklärung beitragen kann. Die allererste Frage heißt 
also nicht: »Wie ist das passiert?«, sondern: »Warum ist das pas­
siert?« Die Antworten, die George W. Bush abgab, waren seiner 
Person angemessen -  im Gegensatz zum New Yorker Bürgermei­
ster Rudolph G iuliani hat der US-Präsident kurz nach den An­
schlägen wahrlich nicht geglänzt.

Es war bereits mehr als unpassend, Menschen als »Feiglinge« 
(»cowards«) zu bezeichnen, die bereit sind, ihr Leben für die Sache 
zu opfern, die sie für gerecht halten. Die Terroristen sind Krimi­
nelle, auf keinen Fall Feiglinge. (Es gehört weniger >Feigheit< dazu, 
eine Maschine, die man selber fliegt, abstürzen zu lassen, als aus 
größter Höhe Bomben auf Zivilisten fallen zu lassen. Die Behaup­
tung, die USA seien getroffen worden, weil sie das Land der Frei­
heit und der Demokratie sind (»Americans are asking: Wlty do they 
hate us? They hate us because these criminals and insanepeople hate our 
Western values offreedom and democracy«), war nicht weniger lächer­
lich. Glaubt man im Ernst, daß sich Terroristen eines Tages gesagt
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Am 11. September ist das 20. Jahrhundert zu Ende gegangen

Ground Zero in Manhattan -  ein Bild, das um die Welt ging. 
Die Terroristen führten ihren Schlag bezeichnenderweise 

gegen die Symbole der US-Macht. Die Demütigung 
einer stolzen Nation ist au f schreckliche Weise gelungen. 

(Foto: Frank Schwere/Matrix)
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haben: »Die Amerikaner sind wirklich zu frei, wir werden sie be­
strafen«? Die Terroristen haben ihren Schlag nicht gegen die Frei­
heitsstatue geführt, sondern gegen_die5ymbole der US-amerika­
nischen Macht. Und das unglaubliche Ultim atum, das der 

"ÜS-Präsident dem Rest der Welt stellte, man solle sich mit seinem 
»Kreuzzug« solidarisieren, andernfalls ginge man das Risiko der 
eigenen Vernichtung ein ( »Jom us in our crusade or face the certain 
prospect ofdeath and destruction«) -  dieses Ultimatum war einfach 
unerträglich. »Wer nicht mit mir ist, ist wider mich« (»I f  you are 
not with us, you are against us«) ist eine totalitäre und obendrein 
absurde Parole. Millionen von Männern und Frauen in aller Welt 
empfinden für George W. Bush keinerlei Sympathie, was nicht aber 
heißt, daß sie bin L aden beipflichten. Völlig unterschiedliche Per­
sönlichkeiten wie Papst Johannes P aul IL, der Dalai L ama oder 
der spanische Premierminister José Maria A znar, die die von Bush 
beschlossenen Vergeltungsmaßnahmen verurteilt oder mitzuwir­
ken sich geweigert haben, sind bestimmt keine Sympathisanten 
des islamischen Terrorismus.

Das wohl Schlimmste ist, daß George W. Bush sich sofort ent­
schied, den Krieg gegen den Terrorismus als »Kampf des Guten 
gegen das Böse« (»Good and Evil rarely manifest themselves as clear- 
ly«) hinzustellen. Er hat nicht bemerkt, daß er dabei die gleiche 
Sprache wie bin L aden benutzte. Während der US-Präsident zum 
»Kreuzzug« aufruft, ruft der Terroristenführer zum »Dschihad«, 
zum Heiligen Krieg. Der eine stellt den Westen als Verkörperung 
Satans hin und ruft: »Allahu akbar«; der andere prangert den Ter­
rorismus als Teufel an und meint immer wieder: »God bless Ameri­
ca«. Da es sich eigentlich um den gleichen Gott handelt, würde es 
lächerlich klingen, wenn es nicht so tragisch wäre. Mit solchen 
Anrufungen, bei denen der Diskurs des Guten und die Realität 
des Bösen einander verstärken, verlaßt_man eindeutig das Feld 
des Politischen, um in den unpolitischsten aller Religionskriege zu 
geraten’ Genauer gesagt, man kehrt zum schlimmsten aller Kriege 
zurück, zum gerechten Krieg<, bei dem der von der Menschheit 
ausgeschlossene Feind auf irgendeine Weise vernichtet werden 
kann und muß.
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3.
»Ich verstehe nicht, daß Leute uns verabscheuen können. [...] Ich 
bin wie die meisten Amerikaner, ich kann es einfach nicht glau­
ben, denn ich weiß, wie gütig wir sind«, erklärte George W. Bush 
am 11. Oktober 2001 bei einer Pressekonferenz im Weißen Haus. 
Das aufrichtige Erstaunen der Amerikaner angesichts des Ab­
scheus (oder bloß der Kritik), der sie trifft, offenbart bei ihnen 
eine außergewöhnliche Fähigkeit zur Naivität und Arglosigkeit. 
Viele von ihnen kennen von der auswärtigen Welt so gut wie nichts 
(noch vor einem Jahr hätten die meisten gern geglaubt, daß Af­
ghanistan eine Pazifikinsel wäre). Sie denken spontan, daß ihre 
Lebensweise die denkbar beste, ja sogar die einzig mögliche sei 
und daß die Andersdenkenden Ignoranten, Perverse oder Verrückte 
seien. Die Vorstellung, daß man den USA Vorhalten könne, nicht 
etwa das »Land der Freiheit und der Demokratie« zu sein, son­
dern vielmehr ständig Diktaturen (N oriega, M arcos, P inochet, 
M obutu, Suharto u sw .) unterstützt zu haben und von sich selbst 
nur eine Karikatur der Demokratie abzugeben, ist ihnen einfach 
unbegreiflich. Deshalb fällt es ihnen überaus schwer, einen Zu­
sammenhang zwischen den Ereignissen vom 11. September und 
der Weltpolitik herzustellen, die ihre verschiedenen Regierungen 
seit Jahrzehnten betrieben haben.

Seit dem Zusammenbruch des Sowjetsystems sind die USA zur 
einzigen Weltmacht geworden, eine Rolle, die ohnehin nicht leicht 
auszufüllen ist: Supermächte standen nie in der Gunst der Völ­
ker. Sie haben außerdem willkürlich entschieden, die Rolle eines 
Weltgendarms (>Globocop<) zu spielen. So haben sie sich an den 
Gedanken gewöhnt, daß sie ein Naturrecht hätten, in jeder Region 
der Welt ihre Truppen aufmarschieren zu lassen und Krieg zu 
führen, um dort ihre »rechtmäßigen Interessen« zu verteidigen. 
Aus guten oder schlechten Gründen -  es ist hier nicht der Ort, 
darüber zu befinden -  bombardierten sie nacheinander Somalia, 
Nicaragua, Haiti, El Salvador, die Dominikanische Republik, Pa­
nama, Libyen, Sudan, Afghanistan, den Irak, Jugoslawien. Die Rhe­
torik der >Menschenrechte< begleitete die meisten dieser Interven­
tionen, die nichtsdestotrotz den Tod zahlreicher >unschuldiger 
Zivilisten< forderten.
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Das Iwo-Denkmal zu Ehren des US-Marinekorps in New York. 
Seit 1945 waren die USA in nahezu alle Konflikte verwickelt. Jimmy 
Carter meinte: »Wir müssen unseren moralischen Verpflichtungen 
nachkommen, die, sind sie einmal erfüllt, sich anscheinend immer 
mit unseren Interessen decken.« Die Rolle des Weltgendarms ist 

aber nicht leicht auszufüllen.
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Schätzungen zufolge kamen 5 Prozent der irakischen Zivilbe­
völkerung seit >Ende< des Golfkrieges um -  entweder bei den >west­
lichem Bombenangriffen oder wegen der auf die Initiative der USA 
verhängten Blockade. Auf die US-amerikanische Bevölkerung 
übertragen, macht diese Zahl vierzehn Millionen Menschen aus. 
In einer von Lesley Stahl moderierten öffentlichen Diskussion (»60 
Minuten«, 12. Mai 1996) wurde die ehemalige Außenministerin 
Madeleine A lbright über die Notwendigkeit befragt, die darin 
bestanden habe, auf diese Weise 500 000 irakische Kinder umzu­
bringen (»We have heard that half a million children have died in Iraq. 
Imean that's rnore children than died in Hiroshima. ls theprice worth?«). 
Sie hatte geantwortet, daß es sich aus amerikanischer Sicht lohnte 
(»We think the price is worth it«).

Außerdem haben sich die USA seit Jahrzehnten als nahezu be- 
dmgungslqser Verbündeter des Staates Israel präsentiert. Ihre Prä­
senz im Nahen Osten wird in der gesamten arabisch-moslemischen 
Welt als neokoloniale Erscheinung und als ungeheure Ungerech­
tigkeit gegenüber dem palästinensischen Volk wahr genommen. 
Der hebräische Staat erhält inzwischen aus Washington eine Wirt­
schafts- und Militärhilfe in Höhe von fünf Milliarden Dollar im 
Jahr. Seit 1949 hat er über 85 Milliarden Dollar erhalten. Solche 
Zahlen sind noch nie dagewesen.

Kann man sich unter diesen Umständen wirklich wundern, 
wenn eine gewisse Anzahl von Moslems (oder von Nichtmoslems) 
für die Argumente der Anhänger bin L adens empfänglich werden 
und unter dem Einfluß fanatischer Geistlicher bei Gelegenheit in 
den Terrorismus abdriften? Ob das Bild, das sie sich von Amerika 
machen, begründet ist oder nur einem Teil der Wirklichkeit ent­
spricht, spielt im vorliegenden Fall keine Rolle. Die amerikani­
sche Außenpolitik hat in aller Welt so viel Unglück und Elend, so 
viel Bitterkeit, Zorn und Ressentiment erzeugt, daß der radikale 
Islamismus davon leicht profitieren kann. Ähnlich wie der Kom­
munismus gestern, nährt er sich an legitimen Bestrebungen, die 
er zu seinen eigenen Zwecken instrumentalisiert. In diesem Sinne 
können die Anschläge von New York und Washington als >Ge- 
genschlag< (>blowback<) angesehen werden. Eine solche Behaup­
tung sucht nicht den Terrorismus zu entschuldigen, sondern sei­
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ne Ursachen festzustellen. Begreifen heißt nicht rechtfertigen und 
noch weniger beipflichten. Wer es aber ablehnt, den Terrorismus 
zu erklären, macht ihn letztendlich unverständlich -  dann ist er 
nur noch ein Produkt emotionaler Haltungen und rein moralischer 
Verurteilungen.

4.
Im Vergleich zu früheren Formen der Kriegführung gingen mit 
dem Zweiten Weltkrieg bereits mindestens zwei wesentliche 
Veränderungen einher. Die erste bestand in der Verwischung des 
Unterschieds zwischen Zivilisten und Militärs, zwischen Kombat­
tanten und Nichtkombattanten. Die Luftwaffe hatte bereits den 
Begriff >Front< aufgelöst: Das Flugzeug fliegt, wohin es will, und 
läßt sich nicht mehr von der Kontaktlinie zwischen den Armeen 
aufhalten. Mit dem Luftangriff löste das Feuer den Zusammenstoß 
ab. Alles, was Gegenstand eines Schlags sein kann, ist für Flug­
zeuge inzwischen erreichbar. Außerdem sind die Ziele nicht mehr 
ausschließlich Militärziele: Auch die zivilen Infrastrukturen ha­
ben einen strategischen Wert. Der überaus ideologische Charak­
ter des Zweiten Weltkrieges hat im übrigen abgeschafft, was bis 
zum Beginn des 20. Jahrhunderts bewahrt werden konnte: näm­
lich die Vorstellung, daß der bewaffnete Kampf mit dem Respekt 
(sogar mit der Wertschätzung) des Feindes vereinbar sein kann. 
Dann setzte sich allmählich die Ansicht durch, daß es zur Vertei­
digung der gerechten Sache nunmehr legitim sei, auch die Zivil­
bevölkerungen anzugreifen. Die deutschen Städte wurden in >Feuer- 
stürme< (Brandbomben) verwandelt, und der Angriff auf Pearl 
Harbor im Dezember 1941 (2400 Tote) wurde mit den Atombom­
ben auf Japans Zivilbevölkerung hundertfach beglichen. Hinzu 
kamen -  außerhalb der Gebiete der Achsenmächte -  jene >Kollateral- 
schädem, die auf die Ungenauigkeit der Schläge zurückzuführen 
waren: Allein im besetzten Frankreich kamen 67 000 Zivilisten 
durch britische und amerikanische Bomben um.

Neben den Terrorangriffen aus der Luft gab es auch Pläne zur 
biologischen Kriegführung. Ab 1942 stellte England fünf Millio­
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nen mit Milzbrand verseuchte Lebensmittelrationen her, die im 
Jahre 1944 über Deutschland abgeworfen werden sollten -  zur 
Ansteckung des Viehs und dann der deutschen Bevölkerung. 
Aufgrund der Landung der Alliierten im Juni 1944 wurde die 
Operation aufgegeben. Die Insel Gruinard, auf der die verseuch­
ten Lebensmittel getestet worden waren, konnte erst im Jahre 1990 
dekontaminiert werden.

Die zweite wesentliche Veränderung (die sich an die erste an­
schließt) war das Auftreten von Widerstandsbewegungen im ge­
samten besetzten Europa, die die damalige Obrigkeit regelmäßig 
als >terroristisch< anprangerte. Der auswärtige Krieg ging nun mit 
dem Bürgerkrieg einher. Die zur Zeit der napoleonischen Beset­
zung Preußens und Spaniens geborene Figur des Partisanen -  das 
heißt des irregulären Kombattanten ohne Uniform -  machte sich 
einen Namen. Nach 1945, vor allem zur Zeit der antikolonialen 
Kämpfe, stellten sich unzählige bewaffnete M inderheiten -  
»Befreiungsbewegungen oder Guerillas -  ihrerseits als Wider­
standsorganisationen gegenüber Staatsapparaten dar, die sie als 
>subversive< und terroristische Gruppierungen bezeichneten. Die 
zionistischen Gruppen in Palästina, der ANC des Nelson M ande­
la in Südafrika, die FLN in Algerien, um nur diese zu nennen, 
griffen in unterschiedlichem Grad auf terroristische Mittel zurück. 
Nachdem ihre Kämpfe erfolgreich zu Ende geführt und interna­
tional anerkannt worden waren, erschienen die von ihnen einge­
setzten Mittel im Rückblick als gerechtfertigt. Es verstärkte sich 
die Ansicht, daß in bestimmten Fällen der Terrorismus durchaus 
legitim sein könne. Natürlich wurde auch behauptet, daß der Ter­
rorismus dort nicht zu rechtfertigen sei, wo die politischen und 
sozialen Forderungen anders formuliert werden können. Doch in 
bezug auf die Kriterien, die den >guten< vom »schlechtem Terro­
rismus zu unterscheiden helfen sollen, konnten die Meinungen 
nur auseinandergehen. Die Einschätzung moralischen oder un­
moralischen Charakters des Terrorismus unterlag allmählich der 
Propaganda oder bloßer Subjektivität.
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5.
Der Begriff >Terrorismus< ist widersprüchlich geblieben. Diejeni­
gen, die in Nordirland, auf Korsika oder im Baskenland zur Waf­
fengewalt greifen, werden von der britischen, französischen oder 
spanischen Regierung als >Terroristen< verurteilt, betrachten sich 
aber selber als »Widerstandskämpfern Die »Widerstandskämpfen 
der einen sind die >Terroristen< der anderen. Die Anwendung des 
Begriffs ist wechselhaft und sogar umkehrbar. Dieselben Taliban, 
die zur Zeit des sowjetischen Überfalls auf Afghanistan als »Frei­
heitskämpfer < (>freedom fighters<) bezeichnet wurden, wurden auf 
der Stelle zu »Terroristen^ als sie die gleichen Methoden gegen 
ihre ehemaligen Verbündeten anzuwenden begannen. Die Mit­
glieder der U£K, die noch als »Widerstandskämpfen galten, als 
die NATO-Kräfte Serbien bombardierten, wurden sogleich zu »Ter­
roristen^ als sie das mit der NATO und den USA verbündete 
Mazedonien angriffen. Die Beispiele ließen sich beliebig fortset­
zen. Und die Dinge werden dadurch noch komplizierter, daß der 
üblicherweise als Waffe der Schwachen hingestellte Terrorismus 
auch von den Stärkeren eingesetzt wurde: In der jüngeren Ver­
gangenheit war der Staatsterrorismus nicht wenig mörderisch.

Dieser Terrorismus ist aber ganz anders geartet als der Terro­
rismus, der am 11. September am Werk war. In der Moderne hat­
ten die Akte terroristischer Gewalt klar erkennbare Ziele: eine 
fremde Besatzung zu beenden, gegen eine Diktatur zu kämpfen, 
die Unabhängigkeit einer Kolonie durchzusetzen, eine Revolution 
zu ermöglichen. Die Terroristen wirkten im Untergrund, verheim­
lichten aber weder ihre politische Identität noch ihre Ziele. Ihre 
Operationen erfolgten auf einem abgegrenzten Territorium (oder 
bezogen sich auf ein bestimmtes Territorium). Nichts dergleichen 
bei jenen Flugzeugen, die gegen das Pentagonuncfdas World Tra­
de Center stürzten. Die Gewaltakte waren Gegenstand keiner ein­
zigen Forderung. Diejenigen, die sie begingen, haben keinerlei 
Machtforderungen erhoben. Sie gehörten keinem eindeutig iden­
tifizierbaren Staat an, und ihr Handlungsraum erstreckt sich of­
fenbar auf sämtliche Länder. In der Postmoderne, die das Ende 
der territorialen Logik bedeutet, enträumlicht sich die Figur des
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Partisanen, der Carl Schmitt noch einen überaus »tellurischen« 
Charakter zumaß. Sie bekommt eine globale Dimension. Um die 
Urheber der Anschläge auf New York und Washington zu benen­
nen, muß man von >globalem Terrorismus< oder gar >Hyperterro- 
rismus< sprechen. Gerade aufgrund seines >spektakulären< We- 
semTbesiegelt dieser H yperterrorism us die N iederlage der 
Ideologie der Kommunikation und folglich das Ende der Hege­
monie der amerikanischen Vorstellungsweit in den Medien.

6 .

Osama bin L aden, der saudische Milliardär mit christlicher Ge­
stalt, beschäftigte die amerikanischen Nachrichtendienste schon 
lange vor dem 11. September. Wenige Stunden nach den Anschlä­
gen wurde er bezichtigt, ihr Urheber zu sein. Auch wenn der Öf­
fentlichkeit keine eindeutigen Beweise vorgelegt worden sind, ist 
es nicht unvernünftig zu denken, daß die NYC-Terroristen mit 
seiner Organisation mehr oder weniger in Verbindung standen. 
Ob er verwickelt war oder nicht, bleibt jedoch unwichtig. Man 
muß naiv sein, um zu glauben, daß der globale Terrorismus von 
einer Person, einer Organisation oder einem Staat abhänge. Sein 
Hauptmerkmal ist, von nichts und niemandem abhängig zu sein.

Mehrere Hunderte terroristische Organisationen existieren heut­
zutage weltweit. Sie existieren in Form von Netzwerken. Dabei 
handelt es sich um flexible, dezentralisierte Strukturen, die keine 
Hierarchie aufweisen und häufig auf einem Clan oder einer Fami­
lie aufgebaut sind. Sie arbeiten so, daß ihre Wirksamkeit nur un- 
bedeutsam von der Existenz jeder ihrer Zellen abhängt. Der gro­
ße Irrtum ist zu glauben, daß die Beseitigung dieses oder jenes 
Führers, so reich und mächtig er auch sein mag, den Netzwerken 
ein Ende setzen würde. Ein solcher Glaube zeigt lediglich, wie 
sehr man sich im Wesen des globalen Terrorismus täuscht. Die 
Netzwerke setzen sich aus Kleingruppen zusammen, die Opera­
tionen ohne zentrales Kommando durchführen. Der Tod oder die 
Festnahme eines ihrer Drahtzieher bleibt ohne größere Auswirkung 
auf ihre Fähigkeit, Schaden anzurichten und zu überleben. Osama 
bin Laden übt seine Cheffunktion in einem System aus, das keinen
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Chef braucht. Amerika wurde von einem imsichtbaren und namen­
losen Feind getroffen, es wurde von Netzwerken angegriffen.

Die Welt ist in die Ära der Netzwerke eingetreten. Die neuen 
Terrororganisationen stellen lediglich eine besondere Form von 
Netzwerken unter anderen dar: Bank- und Finanznetze, Industrie­
netze, Informations- und Kommunikationsnetze, kriminelle Netze 
usw. Alles muß im Fluß sein (Geld, Symbole, Bilder, Programme), 
alles dreht sich um Geschwindigkeit und Beziehungen/Vernet­
zungen. Die Netzwerke verbinden Menschen oder Gruppen mit­
einander, die unabhängig von jeglicher territorialer Basis Affini­
täten oder gemeinsame Interessen haben. Die sie trennende Distanz 
schwächt sie keineswegs, sondern verstärkt sogar ihre Macht. In 
der vernetzten Welt funktioniert alles in >Echtzeit<, mit der Ge­
schwindigkeit elektronischer Signale. Jedes Ereignis geschieht zur 
selben Zeit überall und schafft somit Raum und Zeit ab. Die Fi­
nanzmärkte bedienen sich derselben Technologien wie die inter­
nationalen Mafiaorganisationen.

Die Netzwerke zeichnen sich durch ihr flüssiges oder schwe­
bendes Wesen -  Garant für ihre Undurchsichtigkeit -  und durch 
die Tatsache aus, daß sie weder Zentrum noch Peripherie besit­
zen, so daß jeder einzelne Punkt des Netzes selbst sowohl Zentrum 
als auch Peripherie ist. Die Netzwerke schaffen einen neuen Typus 
>bruchstückhafter< sozialer Beziehungen. Indem sie eine sofortige, 
unmittelbare Verbindung zwischen sehr weit voneinander leben­
den Menschen erzeugen, schaffen sie neue, supranationale Identi­
täten. Insofern sind sie am imumkehrbaren Niedergang der Staats­
nationen beteiligt. Die Stellung des Staates muß sich zwangsläufig 
ändern, wenn Kommunikation, Finanz- und Handelsverkehr sich 
ebenso außerhalb seiner Kontrolle abspielen wie kriminelle Aktivi­
täten. Der Begriff der nationalen Souveränität, der mit einem be­
stimmten Territorium verbunden ist, hat keinen Bedeutungsgehalt 
mehr. Der Übergang von der Moderne in die Postmoderne verlief 
parallel zum Übergang der Welt der Staatsnationen, der nationalen 
Grenzen und der relativ abgeschlossenen Territorien in eine Welt 
der Kontinente, der Gemeinschaften und der Netzwerke.

Der Ausbreitungsweise der Netzwerke läßt sich mit derjenigen 
von Viren vergleichen. Der von sogenannten Hackern übertragene
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Computervirus, der Computernetze nacheinander ansteckt; die 
Viren, die bei der Verbreitung der heute in aller Munde befindli­
chen Krankheiten (Aids, Maul- und Klauenseuche, BSE) am Wer­
ke sind; die als biologische Waffe verwendeten Milzbrand-Spo­
ren; die Information, die die internationalen Finanzmärkte wie eine 
Kettenreaktion destabilisiert; die flammende Predigt, die per In­
ternet um die Welt geht -  sie sind alle Produkte desselben Para­
digmas.

Der Hyperterrorismus ist ein Produkt der Globalisierung. Er 
hat ebenso wenig eine Nationalität wie die Multinationalen, die 
NGOs oder die Drogenkartelle. Er macht sich die >Grauzonen< der 
Erde zunutze/wdie_keine_rechtsstaatlichen Strukturen haben und 
in denen niemand mehr etwas kontrolliert. Bekommen Terrori­
sten in einem Land Schwierigkeiten, so verhalten sie sich ähnlich 
wie General Motors, Nike oder Coca Cola: Sie ziehen woanders 
hin, verlagern ihren Standort. So wendet sich das westliche Sy­
stem des Freihandels und des freien Waren- und Kapitalverkehrs 
gegen sich selbst.

7.

Zu Recht wurden die Anschläge von New York und Washington 
als kriegerische Handlungen bezeichnet, es handelt sich aber um 
eine neue Form von Krieg. In den Kriegen traditionellen Typs ging 
es meistens hauptsächlich darum, ein Gebiet zu besetzen, zu ver­
teidigen oder zu erobern. Das ist aber nicht mehr Fall, da es keine 
Front mehr gibt. Die klassischen Kriege stellen Staaten oder zu­
mindest eindeutig identifizierbare politische Einheiten gegenüber. 
Nun hat sich aber niemand zu den Anschlägen vom 11. Septem­
ber bekannt. Der hier und da angestellte Vergleich mit Pearl Har- 
bor ist trügerisch: Es fragt sich nämlich, wer hier die Rolle der 
Japaner spielt. Es wäre triftiger, die Ereignisse vom 11. September 
mit dem Attentat von Sarajewo zu vergleichen, das eine neue Form 
der Kriegführung einleitete. Das Ende des Kalten Krieges bedeu­
tete nicht das Ende der Konflikte (und noch weniger das >Ende 
der Geschichte<), sondern ihre Metamorphose. Im Krieg gegen den 
Terrorismus stehen nicht Staaten, wie es manchmal heißt, privaten
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bewaffneten Organisationen gegenüber, sondern nicht-staatlichen 
politischen Einheiten, Feinden ohne Gesicht und ohne Namen. Es 
handelt sich um einen globalen Krieg, einen »Krieg der Netze<< 
{>neiwar<), gemäß dem Begriff, den David Ronfeldt und John A quil- 
la bereits im Jahre 1993 prägten.

Im Golfkrieg waren noch 90 Prozent der eingesetzten militäri­
schen Mittel herkömmliche. In diesem neuen Krieg sind konven­
tionelle Gegenschläge wirkungslos, und die nukleare Abschrek- 
kung funktioniert nicht. Die Anschläge vom 11. September haben 
übrigens die Nutzlosigkeit des Raketenabwehrsystems unter Be­
weis gestellt, dessen Entwicklung die USA angekündigt haben -  
auf die Gefahr hin, das Wettrüsten wieder in Gang zu setzen. Die 
Anschläge haben außerdem dem Ideal des »Krieges ohne Tote< 
ein Ende gesetzt, das durch massive Bombenangriffe aus großer 
Höhe die Zahl der amerikanischen Menschenverluste auf ein Mi­
nimum zu reduzieren ermöglichte und andererseits die Vorstel­
lung nährte, daß sich der Feind ohne Gegenwehr töten lasse.

In früheren Kriegen strebte man ein Gleichgewicht der Kräfte 
(oder des Terrors) an. Nunmehr heißt der Schlüsselbegriff > Asym­
metrien Diese Asymmetrie (und nicht Dissymmetrie, die ledig­
lich eine quantitative Ungleichheit zwischen den sich gegenüber­
stehenden Kräften bezeichnet) zwischen schwerfälligen Strukturen 
und fließender Logistik ist in allen Bereichen zu beobachten. Asym- 
meterie der Akteure: Staaten auf der einen Seite, transnationale 
Gruppen auf der anderen. Asymmetrie der Ziele: Die Terroristen 
wissen, wo sie zuschlagen können; ihre Gegner wissen nicht, wo 
sie Zurückschlagen sollen. Asymmetrie der Mittel: Kriegsschiffe, 
Atombomben, F-16 und Cruise missiles wurden am 11. September 
innerhalb von wenigen Minuten überflüssig angesichts einiger 
Dutzend Fanatiker, die mit Taschen- und Teppichmessern bewaff­
net waren. Die mit geradezu lächerlichen Mitteln durchgeführten 
Anschläge von New York und Washington brachten Amerika ins 
Wanken und verursachten direkt oder indirekt Schäden, die auf 
über 60 Milliarden Dollar geschätzt werden. (Die gleiche Asym­
metrie ist bei der palästinensischen Intifada zu beobachten: Steine 
gegen Panzer.) Doch die wichtigste Asymmetrie ist psychologi­
scher Art: Eine riesige Kluft trennt Menschen, für die viele Dinge
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schlimmer als der Tod sind, von einer Welt, in der das einzelne 
Menschenleben -  reine Immanenzerscheinung -  als ein Gut ange­
sehen wird, das durch nichts übertroffen werden könne. Während 
die einen an ihre Rente denken, denken die anderen an das Para­
dies. Für die Terroristen ist der Tod eine Belohnung. Gegenüber 
diesem zur absoluten Waffe erhobenen Todeswunsch steht der We­
sten zwangsläufig machtlos, entwaffnet da.
__Der Kr ieg-gegenden Terrorismus ist der.erste postmoderne und

jjieimliche< Krieg, der erste Krieg der Globalisierung. Er kennt 
keine Grenzen mehr, sowohl territorial als auch in der Auswahl 
der Mittel. Das beherrschende Kennzeichen der Globalisierung ist, 
daß sie von keiner ihr überlegenen Macht dominiert, kontrolliert 
oder reguliert werden kann. Die Globalisierung errichtet erstmals 
in der Geschichte eine Welt ohne Außenräume. In der Ära der Glo­
balisierung gibt es keinen Rückzugsraum und keine Zufluchtsor­
te mehr. Da die Welt keine Außenräume mehr hat, deckt sich das 
Schlachtfeld nun mit der ganzen Welt. Die am 11. September von 
den Terroristen entführten Flugzeuge waren Maschinen amerika­
nischer Gesellschaften (American Airlines und United Airlines), 
die an diesem Tag Inlandsflüge flogen. Die Todespiloten hatten 
auf dem Boden der USA selbst trainiert, wo einige seit mehreren 
Jahren lebten. Nichts veranschaulicht besser die Verwischung der 
Grenze zwischen Innen und Außen als die wachsende Verwirrung 
über die jeweiligen Aufgaben von Polizei und Armee. Gegenüber 
dem Terrorismus sind die Polizisten zunehmend gezwungen, zu 
militärischen Mitteln zu greifen, während bewaffnete Interven­
tionen inzwischen als internationale Polizeieinsätze < dargestellt 
werden. Das klassische Gegensatzpaar Freund-Feind funktioniert 
nicht mehr, da man nicht mehr recht weiß, wer der Freund und 
wer der Feind ist, wer >drin< und wer >draußen< ist. Wer als Freund 
erscheint, kann ebensogut sein Gegenteil sein. In einer globalisier­
ten Welt gibt es an der Grenze keine auswärtigen Kriege mehr, 
sondern nur noch Bürgerkriege.

Nach der Verwischung vieler anderer traditioneller Unterschie­
de (zwischen Zivilisten und Militärs, zwischen Front und Hinter­
land) verschwindet auch der Unterschied zwischen Krieg und 
Frieden. Der >heiße Friede< folgt auf den Kalten Krieg. Eine Ver­
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allgemeinerung des Ausnahmezustands findet statt: Die Ausnah­
me wird zur Regel, während die (staatliche oder transnationale, 
institutionelle oder barbarische) Gewalt zum Modus vivendi ei­
ner wachsenden Zahl von Menschen und Gruppen wird. Kriege 
brechen aus, ohne erklärt worden zu sein. Umgekehrt: Wenn die 
Waffen schweigen, ist der Friede immer noch ein Mittel, die Kampf­
handlungen fortzusetzen (siehe die Sanktionen gegen den Irak 
oder den Prozeß gegen M ilosevic in Den Haag). C lausewitz' For­
mel verkehrt sich ins Gegenteil: Politik und Frieden sind die Fort­
setzung des Krieges mit anderen Mitteln. Der globale Krieg ten­
diert dazu, nicht enden zu wollen. Er wird nicht erklärt und nimmt 
kein Ende.

8.
Man ist zwangsläufig der Feind desjenigen, der einen als seinen 
Feind bezeichnet. Der Zusammensturz der >Trutzburg Amerika< 
zeigt, daß kein Land mehr gegen den Hyperterrorismus gefeit ist. 
Außerdem hat jedes Land die Pflicht, für die Sicherheit seiner Ein­
wohner zu sorgen. Deshalb muß man den globalen Terrorismus 
bekämpfen. Man muß es aber mit angemessenen Mitteln tun.

Man sollte meinen, daß die USA aus ihren früheren Vergeltungs­
schlägen -  »Eagle Claw« im Iran (1980), »Urgent Fury« auf Gre­
nada (1983), »Just Cause« in Panama (1990), »Restore Hope« in 
Somalia (1993), nicht zu vergessen die Zerstörung eines Pharma- 
betriebs im Sudan 1998 -, die alle kläglich ausgingen, eine Lehre 
gezogen hätten. Dem war aber nicht so. Präsident Bush wollte offen­
sichtlich auf spektakuläre Weise reagieren, um eine Öffentlichkeit 
zufriedenzustellen, die auf einen schnellen und brutalen Rache­
feldzug begierig war (einer Umfrage der New York Times zufolge 
sprachen sich 60 Prozent für einen Krieg aus, »selbst wemi Tau­
sende von unschuldigen Zivilisten dabei getötet werden«) und au­
ßerdem einen Schuldigen genannt haben wollte. Der Militärisch- 
industrielle Komplex brauchte seinerseits wieder einen mit dem 
>Reich des Bösem vergleichbaren globalen Feind, um seine Macht­
stellung zu behaupten und weiterhin Waffen zu produzieren -  
gemeinsam mit großen US-Firmen wie Ford, Motorola oder Ge­
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neral Motors. Wenn der Feind kein Gesicht hat, muß man ihm 
eines geben -  sprich, man muß ihn konstruieren. Der konstruierte 
Feind hieß auf einmal bin L aden und dahinter die Taliban. Es wäre 
klüger gewesen, nach den Anschlägen den Namen bin Laden nicht 
zu nennen und ihn diskret zu beseitigen. Statt dessen stellte der 
Westen bin L aden in den Vordergrund, um ihn weltweit anzu­
prangern, und machte ihn auf diese Weise zum Helden und mög­
licherweise zum Märtyrer.

Bush hat sich also für den Kraftakt entschieden -  vor allem, weil 
die US-Öffentlichkeit ihn forderte und weil nur ein solcher Kraft­
akt die Amerikaner in ihrer Überzeugung bestärken konnte, daß 
sie die stärksten, folglich die besten seien, daß sie ihren Standpunkt 
immer durchsetzen könnten, folglich, daß sie immer recht haben.

Auch wenn man damit rechnen konnte, daß der Krieg länger 
dauert, war der militärische Sieg der USA keine Überraschung. 
Ein Land, das keine Armee, keine Luftwaffe, keine Luftabwehr, 
keine hinreichende Infrastruktur im Zivil- und Militärbereich be­
sitzt, mit Marschflugkörpern und massiven Bombenangriffen zu 
vernichten, ist wahrlich keine herausragende Tat. Dieser Krieg bot 
vor allem die Gelegenheit, im großen Maßstabe neue komplexe 
Waffensysteme zu testen, und stellte einmal mehr die absolute mi­
litärische Überlegenheit der USA unter Beweis -  eine Überlegen­
heit, über die man sich nicht wundern sollte, da die USA ihren 
Verteidigungshaushalt für das Jahr 2002 auf 366 Milliarden Dol­
lar hochgeschraubt haben und damit im Militärsektor mehr aus­
geben als Rußland, China, Frankreich, Deutschland und England 
zusammen.

Aber was ist die Bilanz? Es ging bekanntlich um die > Bekämp­
fung des Terrorismusc Trotz der Propagandasprüche, die die Kom­
mentatoren Washingtons eingehämmert haben, ist das Scheitern 
nahezu vollständig. Osama bin LADEn, dessen Gefangennahme 
oder Tod jeden Tag sicherer erschien, hat sich in Luft aufgelöst. 
Mullah O mar ist ebenfalls verschwunden. Die Hauptführer von 
al-Qaida bleiben unauffindbar. Ein einziger Mensch, der bei der 
Vorbereitung oder der Durchführung der Anschläge vom 11. Sep­
tember mit Sicherheit mitgewirkt hat, wurde offiziell verhaftet oder 
getötet. Mit einer außergewöhnlichen Fülle von Einzelheiten hat­
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te die westliche Presse bin L adens unterirdisches Refugium< be­
schrieben, eine im Gebirge errichtete Festung, die mit den fort­
schrittlichsten Technologien ausgestattet sei und zugleich an James 
Bond-Filme, den Hitlerbunker und die Schatzhöhle von Ali Baba 
erinnerte. Nach der Einnahme von Tora Bora konnte das Fern­
sehn nur finstere Höhlen und Rattenlöcher zeigen.

Der Krieg gegen Afghanistan hat auch nicht die > Demokratie 
wiederhergestellt< -  ein Wort, das in dieser Erdregion überhaupt 
keine Bedeutung hat. Eine islamische Fraktion hat lediglich eine 
andere abgelöst. Die Kämpfer der Nordallianz, die zwischen 1992 
und 1996 bereits 50 000 Menschen in Kabul umgebracht hatten, 
haben gleich nach ihrer Rückkehr an die Macht die Lebensmittel­
vorräte geplündert und ihr Monopol auf den Mohnanbau und den 
Heroinhandel wiederhergestellt. In den Städten sind Unsicherheit 
und Kriminalität blitzschnell wieder gestiegen. In Kabul wie in 
Dschalalabad haben die neuen politischen Führer wissen lassen, 
daß öffentliche Hinrichtungen auch weiterhin stattfinden werden 
und die Scharia weiterhin angewandt werde: Kaum waren die 
westlichen Fernsehsender weg, zogen die Frauen ihre Burka (eine 
Art Sack, der sie von Kopf bis Fuß verdeckt) wieder an. Im nördli­
chen Teil des Landes wird die Minderheit der Hazara-Schiiten 
erneut durch das Bündnis zwischen Paschtunen und Tadschiken 
bedroht, und hie und da kämpfen die >Kriegsherren< schon wie­
der gegeneinander.

Obwohl die Zahl der Lufteinsätze niedriger lag als während 
des Kosovo-Krieges (insgesamt 4700 gegen 13 000 auf dem Bal­
kan), forderte der Krieg drei- bis viermal mehr Zivilleben. Marc 
H erold, Professor für Wirtschaft an der University New Hamp­
shire, schätzt ihre Zahl auf rund 4000, also deutlich höher als die 
Zahl der »unschuldigen Zivilisten< (rund 2500), die bei den An­
schlägen vom 11. September in den USA getötet wurden. Zu die­
sen Bombenopfern kommen die Verletzten, die Zwangsumgesie- 
delten, die Opfer standrechtlicher H inrichtungen und von 
Vergewaltigungen. Die Luftangriffe haben über anderthalb Mil­
lionen Afghanen aus ihren Häusern vertrieben.

Während der Kampfhandlungen hatte US-Verteidigungsmini- 
ster Donald Rumsfeld unmißverständlich dazu aufgerufen, die
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Mitglieder der Al-Qaida zu töten, selbst wenn sie soch entschie­
den, sich zu ergeben, oder bereits in Gefangenschaft waren. Mehr 
als 400 Gefangene wurden beim Aufstand in der Festung Kala-i- 
Dschangi in Mazar-i-Sharif niedergemetzelt, und bestimmt noch 
mehr in Kunduz und bei der Einnahme von Tora Bora. Andere 
vermeintliche Terroristen wurden auf die US-Basis Guantänamo 
auf Kuba verlegt. Wie Vögel in Käfige eingesperrt -  ein Anblick, 
der dem Terrorismus bestimmt neue Mitglieder einbrachte -  wur­
den sie nicht als Kriegsgefangene behandelt, eine offenkundige 
Verletzung der Genfer Konvention. Ihr Schicksal bleibt ungewiß. 
Sie sollen von Sondergerichten verurteilt werden, unter Bedingun­
gen, die mit den gewöhnlichen Rechtsvorschriften nichts zu tun 
haben. In der US-Presse haben manche Kommentatoren gar be­
hauptet, daß die Anwendung der Folter völlig gerechtfertigt sei, 
um sie zum Reden zu bringen.

Der neue starke Mann im Land, Hamid Karzai, ist Anführer 
des südlichen Zweigs des Paschtunen-Stammes. Aus amerikani­
scher Sicht hat er den Vorteil, schon zur Zeit des Kampfes gegen 
die Rote Armee mit den Verantwortlichen der CIA, vor allem mit 
William C asey und George Bush sen., in Verbindung gestanden 
zu haben. Er war also zuverlässiger als sein Rivale Abdul H aq, 
jener Anführer der Nordallianz, der für den Geschmack Washing­
tons den Russen und Iranern zu nahe stand und den die Taliban 
zu Beginn des Krieges unter ziemlich rätselhaften Umständen er­
mordet haben. (Es bestehen gute Gründe zu der Annahme, daß 
sich die Amerikaner nicht allzusehr beeilt haben, ihm zur Hilfe zu 
kommen.) Hamid K arsai hat den größten Teil seiner Ausbildung 
in den USA erhalten, wo er, glücklicher Zufall, einer der Berater 
der Gesellschaft El Segundo war, der kalifornischen Filiale der Erd­
ölfirma Unocal, als diese mit den Taliban über den Bau einer Erd- 
ölleitüng in Afghanistan verhandelte.

Im Dezember 1979 waren die Sowjets in Afghanistan einmar­
schiert mit der festen Absicht, dem Widerstand mit allen Mitteln 
ein Ende zu setzen. Sechs Jahre später packten sie ihre Sachen und 
fuhren heim. Bei jedem Versuch, in Afghanistan einzufallen, stellte 
sich das Land als Morast heraus. Auch dieses Mal ist vor Ort nichts 
geregelt. Afghanistan ist mehr denn je der Gefahr einer Rückkehr
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zum Bürgerkrieg und zu den endemischen Kämpfen zwischen ri­
valisierenden Fraktionen ausgesetzt. Es fragt sich, wie groß die 
Ansteckungsgefahr ist. Das schlimmste Szenario war (und bleibt) 
ein Putsch, der die islamischen Extremisten in Pakistan, das die 
Atombombe besitzt, an die Macht bringen würde. Eine solche Mög­
lichkeit würde sowohl den indischen Subkontinent, wo der in­
disch-pakistanische Konflikt bereits vier Kriege innerhalb von nur 
fünfzig Jahren ausgelöst hat (darunter den Krieg von 1971, der 
zur Bildung des Bangladesch führte). Es ist auch bestimmt kein 
Zufall, wenn der Krieg in Afghanistan mit zunehmenden Span­
nungen in Kaschmir und und einer weiteren Verschlechterung der 
Beziehungen zwischen Indien und Pakistan zusammenfiel. Im Jah­
re 1947 gegründet, ist Pakistan ein völlig künstlicher Staat und 
der erste islamische Staat der Moderne. Er zählt heute 140 Millio­
nen Einwohner, davon 61 Prozent Unterfünfundzwanzigjährige, 
und wird in spätestens fünfzehn Jahren 195 Millionen Einwohner 
haben.

9.
Afghanistan ist aber außerdem ein Land, dessen geopolitische Be­
deutung nicht zu unterschätzen ist. Durch sein Territorium wer­
den nämlich jene-Öl- und Gasleitungen führen, die die riesigen 
Kohlenwasserstoffvorräte Zentralasiens und am Kaspischen Meer 
Richtung Persischer Golf und Indischer Ozean befördern sollen. 
Die Erdölvorräte in den ehemaligen Sowjetrepubliken Kasachstan, 
Aserbaidschan, Turkmenistan und Usbekistan werden auf 15 Mil­
liarden Barrel geschätzt. Das Wachstum der chinesischen Indu­
strie steigert deren Bedarf an Erdgas und Erdöl: Seit 1993 ist China 
Nettoimporteur von Erdöl, und sein Energieverbrauch wird bald 
den US-amerikanischen einholen. Für die USA ist es deshalb lebens­
wichtig, die zwischen Kaspischem Meer und Persischem Golf be­
findlichen Vorräte zu kontrollieren und sie in Richtung pakistani­
sche Küste zu befördern -  auf diese Weise würden sie sich dem 
Kartell der erdölproduzierenden Golfstaaten entziehen. Eine rus­
sische Ölleitung wurde bereits im Oktober 2001 zwischen Baku 
und dem Hafen Noworossisk eröffnet. Die Ölleitungen, die die in

30



Am 11. September ist das 20. Jahrhundert zu Ende gegangen

Kalifornien ansässige US-Firma Unocal plant, sollen auf einer Län­
ge von 1200 Kilometern durch Afghanistan führen, um Daulata- 
bad in Turkmenistan mit Multan in Pakistan zu verbinden (ge­
schätzte Kosten: 1,9 Milliarden Dollar).

Gleich nach der Machtergreifung der Taliban schien die Politik 
Washingtons gegenüber der neuen Regierung hauptsächlich von 
den"Inter essen der Unocal bestimmt zu sein. Die Verbindung zwi­
schen dem Unternehmen und den Taliban sicherte der Amerika­
ner afghanischer Herkunft Zalmay Khalilzad. Derselbe Khalilzad 
wurde kürzlich zum Sonderbeauftragten George W. Bushs für Af­
ghanistan ernannt, zuvor war er bei der nationalen Sicherheitsbe­
raterin der USA, Condoleezza Rice, für afghanische Angelegen­
heiten zuständig. An den Verhandlungen nahm auch Laila H elms 
teil, angeheiratete Nichte des ehemaligen CIA-Chefs Richard 
H elms und offizielle Vertreterin des Taliban-Regimes in den Ver­
einigten Staaten. Im Dezember 1997 wurden mehrere Taliban- 
Führer auf ihre Initiative hin eingeladen, um die Anlagen der Un­
ocal in Houston zu besichtigen. Sie wurden dort königlich 
empfangen.

Es ist schwierig, diese Tatsache unberücksichtigt zu lassen, wenn 
man bedenkt, daß die jetzige US-Regierung weitgehend von ehe- , 
maligen Führungskräften der Ölindustrie beherrscht wird. Geor­
ge W. Bush hat selber in der Ölgesellschaft Arbusto Energy ange- , 
fangen, die 1982 in Bush Exploration Oil umgetauft wurde und 
später mit einer anderen Gesellschaft fusionierte, um den Firmen­
namen Harken Energy Corporation anzunehmen. Bevor Dick Che­
ney seinen jetzigen Posten bekleidete, war er Generaldirektor der 
Firma Halliburton, die offiziell mit dem Bau der Erdölleitung in 

"Afghanistan offiziell beauftragt worden war. (Diese riesige Multi­
nationale, die über 100 000 Personen in 130 Ländern beschäftigt, 
hat im Jahre 199915 Milliarden Dollar Umsatz gemacht.) Die Un­
terstaatssekretärin Kathleen C ooper arbeitete früher bei Exxon. 
Condoleezza R ice gehörte ihrerseits dem Verwaltungsrat der Fir­
ma Chevron an (die einem ihrer Supertanker, der >SS Condoleezza 
Rice<, sogar ihren Namen gab). Der Unterstaatssekretär im Han­
delsministerium, Donald E vans, hat ebenfalls seine ganze Lauf­
bahn in der Erdölindustrie absolviert.
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Afghanistan ist im übrigen das einzige Land der Welt, das an 
vier verschiedene Atommächte angrenzt: Indien, Pakistan, China 
und Rußland. Es besitzt gemeinsame Grenzen mit dem Iran und 
den ehemaligen Sowjetrepubliken Zentralasiens. Der Krieg hat den 
USA dazu verholfen, dort einen strategischen Durchbruch zu er­
zielen. Die Errichtung von US-Stützpunkten in Afghanistan oder 
die Einsetzung einer von Washington streng kontrollierten Regie­
rung kann es den NATO-Mächten nun ermöglichen, den Russen, 
die bereits von den Stützpunkten in den baltischen Ländern, der 
Türkei und auf dem Balkan bedroht sind, den Zugang zu den > war­
men Meeren< der Südhemisphäre endgültig zu verwehren.

ist die Frage berechtigt, ob der Krieg in Afghanistan tatsächlich 
den >Kampf gegen den Terrorismus< und die Zerschlagung der 

' Al-Qaida-Netzwerke zum Ziel hatte. Die Taliban, die der Ansicht 
waren, daß die Präsenz bin L adens auf ihrem Staatsgebiet ihrem 
Ansehen auf der internationalen Bühne schade, hatten im Jahre 
1999 den Amerikanern vorgeschlagen, ihn zu neutralisieren oder 
zu beseitigen. Washington hatte auf diesen Vorschlag nicht reagiert. 
Nach den Anschlägen vom 11. September regten sie erneut an, ihn 
auszuliefern, unter der Bedingung, daß er in einem neutralen Land 
verurteilt werde -  eine keineswegs unannehmbare Formel, da der 
gleiche Lösungsvorschlag gewählt wurde, um die vermeintlichen 
Täter des Luftanschlags von Lockerbie abzuurteilen. Auch hier 
lehnte Washington jedoch ab. Der frühere pakistanische Außenmi­
nister Niaz N aik hat im übrigen verraten, daß US-amerikanische 
Amtsträger ihm bereits im Juli 2001 von einem militärischen Akti­
onsplan berichtet hätten, der einen Umsturz des Taliban-Regimes 
zugunsten einer >gemäßigten< Regierung vorsah. Bin L aden sei dem­
nach nur ein Vorwand gewesen, und die Anschläge von New York 
und Washington seien zum richtigen Zeitpunkt erfolgt.

Der Golfkrieg hat es den Amerikanern ermöglicht, dauerhafte 
Militärbasen in Saudi-Arabien zu errichten. Der Krieg gegen Ser­
bien hat es ihnen ermöglicht, sich auf Dauer in Bosnien, im Kosovo 
und in Mazedonien einzurichten. Es ist stark anzunehmen, daß 
sie sich nach den Luftschlägen gegen die Taliban nun in Zentral­
asien, in Afghanistan, aber auch in Georgien, Kasachstan, Aser­
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baidschan, Turkmenistan und Usbekistan dauerhaft festsetzen 
werden, um das Erdöl und das Erdgas dieser Weltregion zu kon­
trollieren und die ehemaligen Sowjetrepubliken in ihre Einfluß­
sphäre einzubeziehen. Damit würden sie sich zwischen China und 
Rußland einen geostrategischen Stützpunkt ersten Ranges sichern. 
Die >humanitäre Hilfe< ist ein guter Vorwand, um zu diesem Ziel 
zu gelangen. Der Diskurs, der das Gute predigt, verbirgt immer 
einen Willen zur Allmacht.

Im Augenblick jedoch ist die Stunde der russisch-amerikani­
schen Zusammenarbeit. Es ist schon eine große Ironie der Geschichte 
mitzuerleben, daß die USA im Kampf gegen den internationalen 
Terrorismus im Verbund mit Rußland Krieg in Afghanistan führen 
-  wenn man bedenkt, daß die Amerikaner denselben Terrorismus 
vor zwanzig Jahren aufgerüstet und finanziert haben, um die rus­
sische Macht zu schwächen. So, wie die Amerikaner nicht gezö­
gert hatten, sich mit radikalen Islamisten gegen die Sowjetunion 
zu verbünden, so zögerten sie nicht, den pakistanischen Präsiden­
ten und Putschisten, General Pervez M ucharaf, oder den usbeki­
schen Diktator Islam K arimov zu  unterstützen, um mit den Tali­
ban fertigzuwerden. Als M ucharaf eine der Hauptstützen der 
Taliban gegen die Nordallianz war (und die Terroristen in Kasch­
mir zehn Jahre lang gefördert hat), wurde er mit Geschenken über­
schüttet (6 Milliarden Dollar fremde Hilfe innerhalb von drei 
Monaten) und erwirkte die Aufhebung der Wirtschaftssanktionen, 
die gegen ihn wegen der pakistanischen Atomversuche verhängt 
worden waren. Es ist jedoch inzwischen bekannt, daß der Chef 
des pakistanischen Geheimdienstes, General Mahmut A hmed (er 
hielt sich am 11. September in Washington auf, wo er mit Mitglie­
dern des State Departments und des CIA zusammentraf) hundert­
tausend Dollar auf das Bankonto des Mohammed A tta, eines der 
Attentäter von New York, überweisen ließ, und zwar durch die 
Vermittlung eines anderen Terroristen, des Anglopakistaners Ah­
med Omar Sheik. Präsident M ucharaf bat ihn, seinen Rücktritt 
am 8. Oktober einzureichen, dem Tag, an dem die USA ihre Bom­
benangriffe gegen Afghanistan begannen.

Im Grunde aber droht das gesamte System der internationalen 
Beziehungen durch die Vorrangstellung des Kampfes gegen den
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globalen Terrorismus völlig durcheinandergebracht zu werden. Für 
die USA bedeutet dieser Kampf die Bildung eines vorübergehen­
den Bündnisses mit Ländern (etwa Indien, China, Rußland), die 
bislang nicht zu ihren besten Verbündeten gehörten. Historisch hatte 
sich Pakistan auf China und die Vereinigten Staaten gestützt, wäh­
rend sich Indien Rußland und dem Iran annäherte. (Mit der Hilfe 
Moskaus baut Teheran zur Zeit sein Atomkraftwerk in Buchehr am 
Persischen Golf.) Manchen Beobachtern zufolge ist eine Annähe­
rung zwischen den USA und dem Iran trotzdem möglich. Andere 
drohen mit dem Schreckgespenst eines neuen russisch-amerika­
nischen Bündnisses, das jeden Anflug einer strategischen Auto­
nomie seitens der Europäer ersticken würde. Ein solches Bündnis 
hinsichtlich der Errichtung oder Aufrechterhaltung einer globa­
len Ordnung ist seit Mitte des 19. Jahrhunderts noch nie dagewe­
sen. Langfristig werden die USA jedoch den wachsenden Ambi­
tionen sowohl Chinas als auch Rußlands in der Region weiterhin 
begegnen müssen. Für die kommenden Jahre bleiben ihre Ziele 
dieselben: den eurasischen Kontinent zu spalten, der mehr denn 
je das geopolitische und geostrategische Zentrum der Welt bleibt; 
Westeuropa zu vasallisieren und es von Osteuropa abzuschnei­
den; die Bildung einer Achse Paris-Berlin-Moskau zu verhindern, 
die durch eine Achse Moskau-Peking-Teheran (oder Moskau-Neu 
Delhi-Teheran) ergänzt werden könnte; einen >Sicherheitsgürtel< 
um Rußland zu schaffen, das ohne Energiequellen geschwächt, 
an seinen Grenzen destabilisiert und finanziell ruiniert ist.

Aufgrund der aus dem 11. September hervorgegangenen neu­
en Lage und unter dem Vorwand des Kampfes gegen den Terro­
rismus oder den islamischen Fundamentalismus< wird Rußland 
seinen kolonialen Krieg in Tschetschenien fortsetzen, die blutige 
Militärjunta Algeriens die Ausrottung ihrer Opponenten fortfüh­
ren, China die Unterdrückung der Uiguren-Minderheit (7,2 Mil­
lionen Menschen) in der moslemischen Provinz Xinjiang (dem frü­
heren Ostturkestan, einer erdölreichen Region) beschleunigen und 
die israelische Regierung vor allem ihre Politik der > gezielten Li- 
quidierung< palästinensischer Aktivisten verstärken. Ariel Sharon, 
der nach dem 11. September sich beeilt hatte, Jassir A rafat mit bin 
L aden gleichzusetzen, hat mit Bushs Unterstützung übrigens da­
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mit begonnen, den Vorsitzenden der palästinensischen Autono­
miebehörde zu delegitimieren, mit der Begründung, daß nur 
A rafat einer Niederschlagung der palästinensischen Bewegung 
wirklich im Wege stehe.

10.
Niemand wird dem abscheulichen Regime der Taliban nachtrau­
ern, jener Fanatiker, die Frauenfeindlichkeit und Ikonoklasmus 
(Bildersturm) -  Kennzeichen des Monotheismus -  zum Äußersten 
getrieben hatten. Die Makel dieses Regimes ändern jedoch nichts 
an der Tatsache, daß der von den USA geführte Krieg gegen Af­
ghanistan völkerrechtlich völlig illegal war. Artikel 51 der UN- 
Charta erlaubt zwar die Selbstverteidigung, aber keine Repressa­
lien. Sie erlaubt einem Staat, einen gegen ihn verübten Angriff mit 
Gewalt zu beantworten, jedoch nicht, Vergeltungsmaßnahmen 
durchzuführen, wenn dieser Angriff inzwischen beendet ist oder 
gestoppt wurde.

Die Gleichgültigkeit der USA gegenüber dem Völkerrecht und 
der Geschäftsordnung der UNO hatte sich bereits zur Zeit des 
Golfkrieges und des Angriffs gegen Serbien gezeigt. Sie war aber 
nie offensichtlicher, als die Reagan-Administration Nicaragua an- 
griff, seine Hafeneinrichtungen verminte und die Contra-Terrori- 
sten finanziell unterstützte, die damals im Kampf gegen die san- 
dinistische (linksnationalistische) Regierung begriffen waren. 
Dieser Angriff hatte den Tod von rund dreißigtausend Zivilisten 
verursacht. Nicaragua entschloß sich daraufhin, die Angelegen­
heit vor den Internationalen Gerichtshof zu bringen, der nach Prü­
fung der Akte die USA wegen »illegalen Machtgebrauchs« verur­
teilte und sie zum Verlassen des Landes auf forderte, nachdem sie 
der nicaraguanischen Regierung beträchtliche Entschädigungen 
bezahlt hatten. Die einzige Antwort der USA war, das Urteil des 
Gerichtshofs zurückzuweisen, zu verkünden, daß sie diese Instanz 
nicht mehr anerkennen würden, und ihre Unterstützung zugun­
sten der Contras zu verstärken. Kurz danach legte die US-Regie- 
rung ihr Veto gegen eine Entschließung des UN-Sicherheitsrats 
ein, die alle Mitgliedstaaten der UNO aufforderte, das Völkerrecht 
einzuhalten. John N egroponte, neuer US-Botschafter bei der UNO
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und inzwischen mit dem »Kampf gegen den Terrorismus« beauf­
tragt, hat in den achtziger Jahren als damaliger US-Botschafter in 
Honduras bezeichnenderweise die Angriffe gegen Nicaragua über­
wacht.

Man kann die Ansicht vertreten, daß der Kampf gegen den 
Hyperterrorismus eine Überarbeitung des Völkerrechts erfordert 
(oder daß die internationale Legalität heute zu sehr von der Legi­
timität der zu ergreifenden Maßnahmen abweicht). Dennoch sind 
die USA zur Zeit das einzige Land der Welt, das nahezu offiziell 
beschlossen hat, dieses Recht für nichtexistent zu halten. Die US- 
Regierung finanziert den Haager Gerichtshof, ließ aber wissen, 
daß sie die Verurteilung eines ihrer Staatsangehörigen durch die­
ses Gericht niemals annehmen werde. Am 7. Dezember 2001 nahm 
der US-Senat in erster Lesung ein Gesetz (»American Service Mem- 
bers Protection Act«) an, das der Washingtoner Regierung erlaubt, 
Maßnahmen, einschließlich einer Invasion, zu treffen, die verhin­
dern sollen, daß ein US-Staatsbürger vor den künftigen Interna­
tionalen Gerichshof gestellt werden kann. Derselbe Gesetzentwurf 
untersagt die Beteiligung amerikanischer Truppen an UN-Einsät- 
zen zur Aufrechterhaltung des Friedens, solange die USA nicht 
die Zusicherung erhalten, daß ihre Soldaten niemals von diesem 
Gerichtshof verurteilt werden. Die USA erkennen also die höhere 
Autorität keiner internationalen Instanz an, verlangen aber von 
ihren Verbündeten, daß sie sich ihr beugen. Wenn die größte Welt­
macht der Ansicht ist, daß das internationale Recht sie nicht be­
treffe, darf man sich nicht wundern, daß sich auch andere Staaten 
oder andere Mächte nichts aus ihm machen.

Die von den USA zur Schau getragene Gleichgültigkeit gegen­
über den Vorschriften des Völkerrechts ist jedoch nur ein Aspekt 
des Unilateralismus, des Alleingangs, der seit einigen Jahren ihre 
Haltung bestimmt- ein Alleingang, den die Ereignisse vom 11. 
September offensichtlich nur bestärkt haben.

Die Vereinigten Staaten sind seit 1984 nicht mehr Mitglied der 
Unesco. Seit April 2001 gehören sie nicht mehr der UN-Kommis- 
sion der Menschenrechte an. Im November 2001 haben sie in Genf 
ihre Weigerung bekräftigt, die bereits von 144 Staaten Unterzeich­
nete und ratifizierte Konvention zu ratifizieren, die die Herstel­
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lung, Anschaffung und Lagerung von biologischen Waffen ver­
bietet -  aus dem einzigen Grund, daß sie die Kontrolle ihrer La­
bors und Waffenarsenale nicht dulden. Einige Tage später verur­
teilten sie einseitig den ABM-Vertrag aus dem Jahre 1972, der die 
Stationierung von Abwehraketen einschränkt. Sie weigerten sich 
ebenso, den im Februar 2001 von 123 Staaten Unterzeichneten 
Vertrag über das Verbot von Tretminen zu unterzeichnen, auch 
den Vertrag von Kyoto über den Umweltschutz und die Erwär­
mung der Atmosphäre. Im Mai 2001 lehnten sie jede Diskussion 
mit ihren europäischen Partnern über das Spionage- und Abhör­
netz >Echelon< ab. Im September 2001 verließen sie die Konferenz 
von Durban über den Rassismus. In letzter Zeit stellten sie sich 
gegen die Verwirklichung des europäischen Satellitennavigations­
systems >Galileo<, das ihrem eigenen GPS-System Konkurrenz 
machen und es der Europäischen Union ermöglichen würde, sich 
der wissenschaftlichen und technischen, später der industriellen 
und wirtschaftlichen Bevormundung zu entziehen. Die USA wi­
dersetzen sich außerdem der ganzen Welt in Sachen Produktion 
von genetisch modifizierten Organismen und hormonangereicher- 
tem Fleisch. Sie sind auch der einzige Staat des Westens, der die 
1979 von der UNO angenommene Konvention zur Beseitigung 
sämtlicher Formen der Diskriminierung gegen Frauen nie ratifi­
zierte, ebensowenig die Konvention aus dem Jahre 1989 über die 
Rechte des Kindes.

In allen wichtigen Fragen sind die USA offenbar fest entschlos-. 
sen, sich den internationalen Normen zu entziehen. Sie legen die 
Regeln der Globalisierung fest, lehnen es aber iab, sie einzuhalten 
-  jedesmal, wenn sie es für richtig halten. Sie propagieren den freien 
Handel, schrecken aber vor keiner protektionistischen Maßnahme 
zurück, wenn es darum geht, ihre Interessen zu verteidigen. Sie 
nehmen eine ausgesprochen einseitige Haltung ein. Der Rest der 
Welt hat sich danach zu richten.

Die US-amerikanische Wirtschaft ist im übrigen in eine Rezes­
sion geraten. Während die USA im Jahre 1946 rund 40 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts der Welt ausmachten, beträgt ihr An­
teil heute nur noch 25 Prozent. George W. Bushs Wahl hinterließ 
einen bitteren Nachgeschmack, und seit einigen Monaten mußten

37



Alain de Benoist

die Amerikaner in den unterschiedlichsten Bereichen mit heftiger 
Kritik fertigwerden -  Kritik, die zu ihrer zunehmenden Isolierung 
auf den internationalen Konferenzen (Seattle, Genua, Durban) ge­
führt hatte. Die Ereignisse vom 11. September hat diese Kritik 
plötzlich zum Schweigen gebracht, während der Krieg in Afgha­
nistan Bush ganz nach oben auf der Beliebtheitsskala katapultierte. 
Die einseitige US-Haltung geht wohl gestärkt aus diesen Ereig­
nissen hervor. Wie von Bush während seiner Wahlkampagne an­
gekündigt, werden die USA künftig überall dem entsprechend 
handeln, was auf dem Spiel steht, ohne jede Rücksicht auf die in­
ternationale Gemeinschaft oder die Meinung ihrer Verbündeten. 
Der Krieg in Afghanistan war nur eine Etappe. In seiner tradi­
tionellen Rede über die Lage der Nation am 29. Januar 2002 hat 
George W. Bush bereits neue Feinde genannt. Wird er bald einen 
neuen Schlag gegen den Irak führen?

11.

Ziel muß es sein, das Ausmaß des globalen Terrorismus zu redu­
zieren, und nicht, ihm neue Möglichkeiten der Ausbreitung zu 
verschaffen. Man soll sich also nicht damit begnügen, die Terrori­
sten in ihren >Refugien< anzugreifen oder nach Anschlägen Ver­
geltungsmaßnahmen auszuarbeiten. Man muß auch >unterhalb< 
dieser Schwelle eingreifen. Gegen den Terrorismus heißt die wirk­
samste Waffe Infiltration, Information und Beherrschung des In­
formationsflusses, doch sind die konventionellen Mittel einer sol­
chen Aufgabe nicht gewachsen. Der >virusartigen< Ansteckung ist 
eine >virusartige< Strategie entgegenzusetzen, die auf einer Mani­
pulation der Kommunikationen und Verbindungen beruht. Nur 
Netzwerke können Netzwerke wirksam bekämpfen.

Dieses Ziel ist nicht leicht zu erreichen. Die imdurchsichtige 
Struktur der Netzwerke macht sie für eine Unterwanderung kaum 
durchlässig. Die Kontrolle ihrer finanziellen Mittel verstößt ge­
gen die Logik der Globalisierung, die dafür sorgt, daß in Steuer­
oasen Hunderte von Banken bereit sind, jede Menge schmutziges 
Geld zu waschen. Das Sammeln von Informationen wiederum 
setzt Beobachtungsmaßnahmen voraus, die nur strenge Einschrän­
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kungen der persönlichen Freiheiten nach sich ziehen können. 
Wenn niemand von vornherein sagen kann, wer der Freund und 
wer der Feind ist, wenn terroristische Gruppen überall gegenwär­
tig sein können, dann ist die >vernünftigste< Haltung, jeden zu ver­
dächtigen. Weitere Einschränkungen der Meinungs- und Presse­
freiheit sind also wahrscheinlich. Die Öffentlichkeit wird sie um 
so eher in Kauf nehmen, als sie als notwendige Maßnahmen zur 
Gewährleistung einer größeren >Sicherheit< ausgegeben werden. 
Einerseits wird der Kampf gegen den Terrorismus den Nieder­
gang der Staatsnation beschleunigen, denn er bedingt eine Ver­
nachlässigung der nationalen Grenzen. Andererseits wird er zu 
einer Stärkung der staatlichen Kontrollapparate führen und die 
Entstehung der globalen Überwachungsgesellschaft -  eines welt­
weiten Panoptikums -  fördern.

Bereits am Tag nach den Anschlägen haben die USA ein »Anti- 
Terror- Gesetz« (»Anti-Terror Act«) verabschiedet. Es erlaubt, 
Verdächtige zu verhaften und unbegrenzt festzuhalten, sie abzu­
schieben, sie ohne Anklage und Prozeß in Einzelhaft zu nehmen 
und ihren Wohnsitz ohne Genehmigung zu durchsuchen. Dieses 
>patriotische< Gesetz verleiht dem FBI und der National Security 
Agency (NSA) bezüglich der Überwachung der Kommunikation 
im Iri- und Ausland unbegrenzte Befugnisse, die sich der richter­
lichen Überwachung entziehen. Über zwölfhundert Ausländer 
(darunter etwa sechzig Israelis) konnten auf bloßen Verdacht hin 
heimlich verhaftet werden. Vier Monate später waren noch neun­
hundert inhaftiert, ohne jemals einem Richter vorgeführt worden 
zu sein oder die Möglichkeit gehabt zu haben, sich anwaltlich ver­
treten zu lassen.

In Europa -  wo terroristische Aktivitäten bereits überall durch 
die bestehende Gesetzgebung und die Gerichte bestraft werden -  
nahm die Europäische Kommission am 30. September 2001 einen 
Antiterror-Gesetzentwurf an, der auf einer erweiterten Definition 
des Begriffs >Terrorismus< beruht: »Inbesitznahme oder Zerstö­
rung von staatlichem Eigentum, öffentlichen Verkehrsmitteln, öf­
fentlichen Stätten oder Blockierung von Grundbedürfnissen wie 
Strom, Gefährdung von Personen, Gütern, Tieren oder der Um­
welt«. Der Wortlaut dieses Gesetzentwurfs ermöglicht es, jegli­
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chen Akt politischer Gewalt, einschließlich der traditionellen For­
men des Straßenkampfes, mit Gewaltakten des internationalen 
Terrorismus< gleichzusetzen. Ein solches Gesetz könnte dazu ver­
helfen, jede Form von sozialem Kampf, der nicht in den Rahmen 
der jetzigen Rechtsordnung paßt, zu kriminalisieren und den Straf­
bestand des Gesinnungsdelikts wieder einzuführen.

Am 13. November 2001 hat Präsident Bush außerdem eine Ver­
ordnung unterzeichnet, die die Verurteilung von vermeintlichen 
Terroristen durch ein Militär-Sondergericht in Betracht zieht. Der 
Text sieht vor, daß die Quellen der Anklage geheim bleiben kön­
nen, die Angeklagten keinerlei Berufungsmöglichkeit haben und 
die Rechte der Verteidigung »stark eingeschränkt« werden. Die 
Gerichtsverhandlungen werden unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
auf Militärbasen oder Kriegsschiffen stattfinden. Das Urteil wird 
eine ausschließlich aus Offizieren zusammengesetzte Kommission 
fällen, Einstimmigkeit wird bei Verurteilungen zum Tode nicht mehr 
erforderlich und der Urteilsspruch unwiderruflich sein. Das Ge­
richtsverfahren soll geheimgehalten, die Gespräche des Angeklag­
ten mit seinem Anwalt heimlich aufgenommen werden können.

Der Terrorismus läßt sich in Wirklichkeit am besten bekämp­
fen, wenn seine Ursachen bekämpft werden, und nicht seine Fol­
gen. Den Terrorismus bekämpfen zu wollen, ohne sich zu fragen, 
was den Terrorismus erzeugt, führt zu Machtlosigkeit und Ohn­
macht. Es gilt vielmehr, die Terroristen von den Massen zu isolie­
ren, aus denen sie ihre Anhänger rekrutieren, also das Sammel­
becken des Zorns, des R essentim ents, des A ufruhrs, der 
Demütigung und der Verzweiflung auszutrocknen, aus dem sie 
schöpfen. Die Ursachen des Terrorismus müssen beseitigt wer­
den, indem man den Klagen und Beschwerden aller Rechnung 
trägt, und nicht nur den Interessen oder dem Standpunkt der Stär­
keren. Das eigentliche Gegenmittel gegen den Terrorismus heißt 
nicht Krieg, sondern Gerechtigkeit.

12.
Für die Vereinigten Staaten bedeutet dies, daß sie sich gegenüber 
der arabisch-moslemischen Welt eine globalere Sichtweise und vor
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allem eine stimmigere Politik zueigen machen müssen. In den letz­
ten Jahrzehnten haben die USA ständig zwischen > gutem und 
schlechtem Terroristen unterschieden, je nachdem, ob diese ih­
ren Interessen dienten oder nicht. Während des Kalten Krieges 
haben sie systematisch die islamistischen Bewegungen unterstützt, 
in denen sie ein Bollwerk gegen laizistische Regierungen (Ägyp­
ten, Irak, Syrien) sahen, die des Prosowjetismus verdächtigt wur­
den. In Afghanistan unterstützten sie die Mudschahedin bereits ab 
Juli 1979, also sechs Monate vor Beginn der sowjetischen Invasion. 
Als die Rote Armee in Afghanistan einfiel, haben sie in Zusammen­
arbeit mit dem pakistanischen Geheimdienst (al-Istakhbara al- 
'Ama) rund 100 000 Mudschahedin aus vierzig verschiedenen 
Ländern rekrutiert, bewaffnet und finanziell unterstützt. Zehn 
Jahre später betrug die Opiumernte im afghanisch-pakistanischen 
Grenzgebiet über 800 Tonnen pro Jahr. Insgesamt erhielt der af­
ghanische Widerstand von Washington Waffen im Wert von rund 
sechs Milliarden Dollar.

Im Kampf gegen die Rote Armee viermal verletzt, galt der 
Mullah O mar in den USA als Held. Osama bin L aden wurde sei­
nerseits von seinem Vormund, Prinz Turki al-F eisal al-Said (da­
mals Leiter des saudi-arabischen Geheimdienstes; seine Stellung 
gab er übrigens erst im August 2001 auf) ersucht, die finanzielle 
Leitung der Geheimoperationen der CIA in Afghanistan zu über­
nehmen.

Zwischen dem künftigen US-Präsidenten George W. Bush und 
der Umgebung bin L adens herrschten besonders enge Beziehun­
gen -  dank vor allem bin L adens Schwager, dem Milliardär Kha- 
led bin M ahfouz. Dieser, wohnhaft in Houston (wo er mit Unter­
stützung des BusH-Clans einen Teil des Flughafens kaufte), stand 
im Mittelpunkt jenes Skandals, der in den neunziger Jahren den 
Crash der Bank of Credit and Commerce International (BCCI) 
umgab. Diese anglo-pakistanische Einrichtung wurde von der Rea- 
GAN-BusH-Administration dazu benutzt, saudi-arabisches Geld an 
die nicaraguanischen Contras fließen zu lassen und CIA-Gelder 
an die afghanischen Mudschahedin zu leiten. Die BCCI ging un­
ter, als ans Licht kam, daß die Bank auch das Geld des Drogenkar­
tells von Medellin wusch. Die Verbindung zwischen der BCCI und
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dem BusH-Clan hielt James Buff, früherer Leiter der CIA, aufrecht. 
Ein Jahr vor dem Bankrott diente die Bank dazu, eine illegale Be­
reicherungsaktion des George W. Bush (in seiner Eigenschaft als 
Leiter der Erdölgesellschaft Harken Energy Corporation) in die 
Wege zu leiten. Die Familie bin L aden bleibt heute noch einer der 
wichtigsten Finanzpartner des BusH-Clans. Der größte Teil ihrer 
Finanzanlagen im Ausland wird von der Carlyle Group verwaltet, 
die George Bush sen. zu den Mitgliedern ihres Verwaltungsrats 
zählt.

Im September 1996 bezeichnete die US-Unterstaatssekretärin 
für Südasien die Einnahme von Kabul durch die Taliban als »po­
sitive Etappe«. Gleichzeitig meldete die kalifornische Gesellschaft 
Unilocal die Unterzeichnung eines Abkommens mit den Taliban 
über den Bau einer Ferngasleitung zwischen Turkmenistan und 
Pakistan. Damals besaßen die Taliban eine diplomatische Vertre­
tung in Queens (New York), deren Leiter Abu Hakim M udscha- 
hed hieß. Ihre Vertreter wurden häufig im State Department, im 
nationalen Sicherheitsrat sowie am Sitz der CIA empfangen. Erst 
im Herbst 1997 begannen sich die Beziehungen zwischen den USA 
und den Taliban zu verschlechtern, doch zu einem Abbruch der 
Kontakte kam es nicht vor Mai 2001. Khasi Hussein A hmed, der 
Chef der pakistanischen und talibanfreundlichen Bewegung 
Dschamijad-i-Islami, wurde noch im Juli 2001 im Gebäude der CIA 
in Langley (Virginia) empfangen. Einige Monate später führten 
die Vereinigten Staaten mithin Krieg gegen ein Regime, das sie 
selber ins Leben gerufen haben!

Mittlerweile fand der Golfkrieg statt. Saddam H ussein -  den 
Washington als reellen Verbündeten betrachtete, solange er ge­
gen Iran kämpfte -  wurde plötzlich zum Teufel, als er das kuwai- 
tische Gebiet wiederzubekommen versuchte, das die Briten sei­
nem Land einst abgenommen hatten. Man warf dem irakischen 
Staatschef vor, in den achtziger Jahren seine kurdische Minder- 
heite auf brutale Weise unterdrückt zu haben. Im selben Zeitraum, 
zwischen 1984 und 1989, hatte die Türkei jedoch ihrerseits eine 
Reihe von Feldzügen gegen die eigene kurdische Bevölkerung 
gestartet, wobei über 3500 Dörfer zerstört, mehrere Zehntausend 
Menschen getötet und zweieinhalb Millionen Zivilisten ins Exil
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Osama bin Laden; der Führer der Organisation >Dschihad<.
Im zehnjährigen Kampf gegen Rußland hatten die USA die Taliban 
aufgerüstet, unter anderem mit Stinger-Flugabwehrrdketen (1 Mio.

Dollar pro Stück). Die guten Beziehungen zwischen den USA und den 
Taliban verschlechterten sich über Nacht, als sich die Regierung in Kabid 
"einer Trassenführung der Ölpipeline quer durch Afghanistan widersetzte.

gezwungen wurden. Washington suchte nicht diese Massaker zu 
verhindern; ganz im Gegenteil, es ermöglichte sie, indem es die 
türkische Armee, NATO-Verbündete, massiv aufrüstete. Auch der 
Krieg gegen den Irak, den einzigen laizistischen Staat in dieser 
Region, sollte mehrere Zehntausend Menschen das Leben kosten. 
Der Krieg wurde fortgesetzt mit der Errichtung eines Embargos 
und heute noch andauernden Bombenangriffen. Die amerikani­
schen Truppen nutzten die Gelegenheit, um sich in Saudi-Arabien, 
unweit von Mekka, auf Dauer festzusetzen -  was den Zorn und 
die Empörung der radikalsten Islamisten hervorrief. Von den Ame­
rikanern wieder in den Regierungssattel gehoben, bedankte sich
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der kuwaitische Emir mit seiner Beteiligung an der Gründung der 
Nada Management Group in Lugano -  also der Finanzholding bin 
L adens.

Nach dem Sieg der Taliban drängten die von der CIA in Afgha­
nistan ausgebildeten Mudschahedin darauf, bei allen Konflikten 
mitzuwirken, in die Moslems verwickelt waren. Man sah >Afgha­
n en  in Algerien, Kaschmir, Bosnien, Tschetschenien, Westchina, 
Indonesien, auf den Philippinen. In Ägypten ermordeten die glei­
chen Extremisten Staatspräsident Sadat. Im Balkankonflikt unter­
stützten sie selber die bosnischen Moslems und dann die kosovo­
albanischen Terroristen im Kosovo. In Mazedonien versuchten sie 
schließlich die UQK zu entwaffnen, die sie zuvor zum Kampf ge­
gen die Serben aufgerüstet hatten.

Vom Talibanregime abgesehen, war Saudi-Arabien schon im­
mer der arabische Staat, der dem islamistischen Fundamentalis­
mus am freundlichsten gesinnt war. Zahlreiche terroristische Netz­
werke wurden von Riad finanziert. Die bin LADEN-Gruppe selbst 
steht in enger Verbindung mit der puritanischen wahabitischen 
Bewegung, der die saudische Dynastie offiziell anhängt. Die wa- 
habitische Geistlichkeit spricht sich für eine wortwörtliche Ausle­
gung des Korans aus, verfügt in Saudi-Arabien über 35 000 Mo­
scheen und einen Jahresetat von 10 Milliarden Dollar; damit kann 
sie zahlreiche theologische Schulen und Seminare in Europa und 
Südamerika finanzieren. Osama bin L aden ist Saudi -  wie die mei­
sten Finanzstützen seiner Organisation. Von den neunzehn ver­
meintlichen Attentätern des 11. September, die identifiziert wur­
den, w aren elf mit Saudi-A rabien verbunden, keiner mit 
Afghanistan. Trotzdem haben die USA bislang Saudi-Arabien stets 
hach eigenem Gutdünken handeln lassen, um sicher zu sein, wei­
terhin saudi-arabisches Öl zu bekommen. Die drei einzigen Staa­
ten, .die das Talibanregime anerkannten -  Saudi-Arabien, die Ver­
einigten Arabischen Emirate und Pakistan waren alle drei treue 
Verbündete und Kunden Amerikas.

Eine wirksame Bekämpfung des islamischen Terrorismus kann 
nicht ins Auge gefaßt werden, wenn die US-Regierung weiterhin 
eine derart inkonsequente Politik gegenüber der arabisch-mosle­
mischen Welt betreibt. Ebenso ist jede Minderung des Ausmaßes
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dieses Terrorismus undenkbar, solange die USA einen so einseiti­
gen Standpunkt im israelisch-palästinensischen Konflikt einneh­
men. Wenn man aber weiß, daß der New Yorker Bürgermeister 
Rudolph G iuliani einen Scheck in Höhe von 10 Millionen Dollar 
für die Familien der beim Zusammensturz der beiden WTC-Tür- 
me getöteten Helfer ausschlug, nur weil der Spender, ein arabi­
scher Prinz, einen >Ausgleich< der US-Politik in diesem Konflikt 
angeregt hatte, dann besteht Grund zum Pessimismus. Die Unter­
stützung, die George W. Bush Ariel Sharon zuteil werden läßt, 
bekräftigt diesen Pessimismus.

13.
Der Islam (1,3 Milliarden Gläubige) ist eine dynamische Religion, 
zweifelsohne die einzige, die derzeit an Boden gewinnt. Im Ge­
gensatz zum historischen Christentum und genauso wie das Hei­
dentum (und das Judentum) trennt er nicht das Politische vom 
Heiligen, auch nicht das Weltliche vom Spirituellen. Als Religion 
gründet der Islam auf einer bestimmten Anzahl von Glaubenssät­
zen, die nicht mehr und nicht weniger absurd oder lächerlich sind 
als die der übrigen monotheistischen Religionen. Seine historischen 
Beziehungen zu Europa waren viel komplexer und facettenrei­
cher, als die Vertreter der Historiographie kirchlichen Ursprungs 
behaupten. (Henri P irenne hat aufgezeigt, daß die arabisch-mos­
lemischen Eroberungen ab dem 7. Jahrhundert den Aufstieg des 
karolingischen Frankreich und Deutschland ermöglichten.) Es be­
steht also gegenüber dem Islam weder Grund zu einer übertrie­
benen Friedfertigkeit noch zu verteufelnder Phantasterei.

Der Islam enthält eine kriegerische Komponente (darin mag die 
Bewunderung gründen, die N ietzsche ihm entgegenbrachte), diese 
Komponente machte jedoch seine geistige Essenz bei weitem nicht 
aus und ist ihm keineswegs eigen. Von Josuas Massakern bis zu 
den Kreuzzügen waren die anderen monotheistischen Glaubens­
überzeugungen, die sich als Religionen der >Liebe< oder des >Frie- 
dens< präsentierten, ebenfalls niemals abgeneigt, zur Gewalt auf­
zurufen und diese mit Worten aus ihren >heiligen Büchern< zu 
rechtfertigen (siehe 5. Buch Mose 7, 23-24 u . 20,13-14; Matth. 10,
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34). In der moslemischen Theologie bezeichnet die >Dschihad< zu­
nächst das Streben nach dem Guten und erst im weiteren Sinne 

* den gerechten Krieg. Im Verlauf von vierzehn Jahrhunderten zeigte 
sich der Islam ebenso wie das Christentum bald friedlich, bald 
kriegerisch.

Er barg auch (und birgt nach wie vor) unzählige Richtungen in 
sich, die die widersprüchlichsten Auslegungen und die konträr­
sten Lesarten des Koran boten. Wie alle Monotheismen erlebte der 
Islam im Laufe seiner Geschichte emotionale oder mythische Ex­
zesse, extremistische oder fundamentalistische Strömungen, die 
auf eine Reinigung des Glaubens bedacht waren, um eine R ü ck ­
kehr zu den Quellern zu bewirken. Von der Zeit der Kreuzzüge 
über die Napoleonische Ära bis zur Suez-Krise haben sich die 
meisten dieser extremistischen Strömungen als Reaktionen auf 
westliche Eroberungs- oder Beherrschungsversuche herausgebil­
det. Ob er sich am Wahabismus orientiert oder nicht, ob er in Krei­
sen rekrutiert, die der missionarischen Tablik-Bewegung oder den 
Moslembruderschaften nahestehen -  der islamische Terrorismus 
ist lediglich die jüngste dieser Strömungen.

Die kulturellen und religiösen Entwicklungen sind von ihrem 
politischen und wirtschaftlichen Kontext nicht zu trennen -  sonst 
läuft man Gefahr, dem Essentialismus zu verfallen. Die Berück­
sichtigung dieses Kontextes zeigt, daß der radikale Islamismus 
keineswegs eine Ablehnung der Moderne zum Ausdruck bringt 
(im Gegenteil, er benutzt alle ihre Instrumente), sondern vielmehr 
den Willen, eine andere Auffassung von ihr zu geben als die im 
Westen vorherrschende. (René G irard liegt nicht falsch, wenn er 
von einem »Nachahmungswettstreit auf Weltebene« spricht.) Sie 
zeigt außerdem und vor allem, daß die Gründe für den Auf­
schwung des radikalen Islamismus im wesentlichen keine religiö­
sen sind, sondern politische und gesellschaftliche. Die Islamisten 
verwenden eine religiöse Rhetorik, doch sind ihre Forderungen 
hauptsächlich politischer, identitärer und kultureller Art. Der 
Konflikt in Afghanistan selbst ist viel weniger ein religiöser Kon­
flikt als ein ethnischer zwischen einer Mehrheit aus paschtunischen 
Stämmen, die durch die wahabitische Auslegung des Islams (Ta- 
riqa Muhammadiya) verbunden sind, und ethnischen Minderhei­
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ten, die zur Zeit im Rahmen der Nordallianz zusammengeschlos­
sen sind: unter anderen die Tadschiken, die Usbeken und die Ha- 
zaras-Schiiten.

Der Islamismus bedeutet bei weitem nicht eine ohnehin hypo­
thetische »Rückkehr des Religiösem, er stellt vor allem eine Um­
formulierung jener alten nationalistischen und antiimperialisti- 

-"Schen Dynamik in der arabischen Welt dar. Es fragt sich nun, 
warum der soziale Protest und die Opposition gegen die regie­
renden Mächte, die früher vom laizistischen Nationalismus (Nas­
serismus und Baathismus) verkörpert wurde, inzwischen die Form 
eines religiös begründeten Protestes angenommen hat -  warum 
die Religion den traditionellen Nationalismus als Mittel abgelöst 
hat, auf ein Gefühl der Demütigung oder der Herabsetzung zu 
antworten, bzw. dieses Gefühl zu überhöhen.

Der tiefste Daseinsgrund des Islamismus ist die Sackgasse, in 
die sich die Beziehungen zwischen den westlichen Staaten, allen 
voran die USA, und den moslemischen verfahren haben. Die ara­
bisch-moslemische Welt pflegt außerdem ein schwieriges Verhält­
nis zu ihrer Vergangenheit. Das Bewußtsein, Erbin einer Zivilisa­
tion zu sein, die mit der europäischen mithielt oder sie gar übertraf, 
nimmt einen großen Platz in ihrer Vorstellungswelt ein. Dieses 
Bewußtsein läßt den Graben ermessen, der sich zwischen jener 
Zeit, da die islamische Zivilisation eine der glanzvollsten in der 
Welt war, und der heutigen Lage auf ge tan hat. Nachdem sich die 
arabisch-moslemische Welt ab dem späten 18. Jahrhundert nach 
dem westlichen Vorbild der Moderne gerichtet hatte, stellt sie nun 
fest, daß sie nicht den erhofften Gewinn daraus gezogen hat. Die­
ses Gefühl treibt sie dazu, das Ideal einer unmöglichen Rückkehr 
zur >reinen< moslemischen Tradition zu pflegen. Der politische 
Mißerfolg der meisten -  allesamt korrupten -  moslemischen Re­
gime, ihr Unvermögen, dem Druck der Islamisten anders zu be­
gegnen als mit brutaler Repression, und die Existenz einer Volks­
masse in diesen Ländern, die sich im wesentlichen aus sozial 
Deklassierten zusammensetzt, tun ein übriges. Der Islam bietet 
den Ärmsten sowohl eine Kompensation als auch ein Zugehörig­
keitsgefühl und ein Wertesystem. Deshalb tendieren das religiöse 
und das soziale Element dazu, in eins zu verfließen.
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Es ist schließlich nicht ohne Belang zu beobachten, daß sich der 
islamistische Terrorismus gerade zu dem Zeitpunkt entwickelt, 
da sich der politische Islamismus in den letzten Jahren in weiten 
Teilen der arabisch-moslemischen Welt einen Mißerfolg nach dem 
anderen (vorübergehend?) eingehandelt hat -  sei es in Algerien, 
in der Türkei, in Ägypten, in Tunesien und sogar im Iran.

14.
In einem 1993 veröffentlichten Aufsatz sowie in einem drei Jahre 
später erschienenen Buch hatte Samuel H untington die mittler­
weile bekannte These vom »clash o f civilizations« (einem Zusam ­
menstoß der Kulturen<) aufgestellt. Diese These, die jegliche uni­
polare Weitsicht ablehnt, hatte zumindest das Verdienst, nach 
Spengler und Toynbee den Fortbestand der großen kulturellen Ein­
heiten und der unterschiedlichen Zivilisationsareale zu unterstrei­
chen. H untington sprach die Möglichkeit einer Auseinanderset­
zung zwischen diesen Kulturen an und appellierte an die 
Schaffung neuer Gewichte, die einer multipolaren Welt angepaßt 
sind. Zahlreiche -  weniger besonnene -  Kommentatoren haben 
sich dann auf seine These gestützt, um, vor allem im Lichte der 
jüngsten Ereignisse, einen Frontalzusammenstoß zwischen dem 
Islam und dem Westen anzukündigen.

In einer globalisierten Welt, in der die Staatsnationen jeden Tag 
mehr an Bedeutung verlieren, ist es natürlich möglich, daß die 
Kulturen und Zivilisationen ein neues politisches Gewicht gewin­
nen. Angenommen, solche Zugehörigkeitspole können (was nicht 
selbstverständlich ist) zu Triebkräften der internationalen Bezie­
hungen werden, dann ist ein > Zusammenstoß < zwischen einigen 
dieser Kulturen auch möglich. Diese Möglichkeit in Betracht zu 
ziehen, ist jedoch eine Sache; sich darüber zu freuen und sie mit 
allen Mitteln zu beschleunigen, eine ganz andere. Die verantwort­
liche Haltung besteht bekanntlich im allgemeinen darin, >Zusam- 
menstöße< eher zu vermeiden, als sie herbeizuwünschen.

»Wenn vom Islam die Rede ist«, bemerkte Edward W. Said, 
»werde die räumliche und die zeitliche Dimension mehr oder 
weniger automatisch ausgeklammert.« Folgt man H untington, so
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besteht die größte Gefahr darin, in den Ahistorismus und vor al­
lem in eine fälschlich einheitliche Sicht oder Vorstellung der be­
treffenden Kulturen zu verfallen. H untington neigt nämlich dazu, 
einerseits jegliche unterschiedliche Auffassung zwischen Europa 
und den USA zu verwischen, andererseits den Islam zu einem 
monolithischen Ganzen zu machen -  als neuzeitlicher Entspre­
chung jener auf Wien zumarschierenden osmanischen Heere. Diese 
Betrachtung entspricht keineswegs der Wirklichkeit. Politisch und 
geopolitisch existiert der >Islam< ebenso wenig wie der >Western. 
Weder der eine noch der andere bildet einen einheitlichen, homo­
genen Block, auch kein Bündel von zwangsläufig konvergieren­
den Kräften.

Jenseits der ideologischen Dynamik, die ihnen gemeinsam ist, 
sind alle islamistischen Strömungen selber durch starke lokale und 
nationale Besonderheiten geprägt. Die moslemische Welt umfaßt 
Dutzende von Gesellschaften und Ländern mit völlig unterschied­
lichen Problemen und Erfahrungen. In Sunniten und Schiiten ge-t 
teilt und vier verschiedene Schulrichtungen (Hanefiten, Malekiten, 
Hanbaliten, Schafeiten) aufweisend, bildet sie eine heute mehr denn 
je gespaltene Welt, in der Strömungen und Glaubensrichtungen, 
Sekten und Stämme, Militärs und Mullahs aufeinandertreffen. Der 
im 18. Jahrhundert begründete Wahabismus, der die offizielle 
Pflichtreligion in Saudi-Arabien ist und den sunnitischen Islam in 
Pakistan verdrängt hat, wurde selber gleich nach seiner Geburt 
von den meisten Vertretern der moslemischen Obrigkeit, allen 
voran dem osmanischen Sultan-Kalifen, abgelehnt. Umgekehrt 
wurde der Sufismus häufig des Pantheismus bezichtigt. (Die am 
Sufismus orientierte Praxis des Islams in Kaschmir ist übrigens 
eine der tolerantesten in der islamischen Welt.) Syrien wird von 
Alaouiten geführt, die von den Sunniten als polytheistische Rene­
gaten angesehen werden. Die Beispiele ließen sich beliebig fort­
setzen.

Was den radikalen Islamismus anbetrifft, sei ebenfalls daran 
erinnert, daß die erbittertsten Feinde des radikalen Islamismus -  
und seine häufigsten Opfer -  in den moslemischen Ländern zu 
finden sind. Ob in Algerien, Ägypten oder Tunesien -  die Angriffe 
der islamistischen Terroristen gelten vornehmlich moslemischen
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Verbrennung einer amerikanischen Flagge als Haßäußerung 
des radikalen Islamismus. Den gesamten Islain deshalb zu verteufeln 

würde zu einer folgenschweren Eskalation führen.

Regierungen sowie islamischen Einrichtungen und Kräften. Der 
Staatsfeind Nummer eins der Taliban, der tadschikische Komman­
dant Ahmed M assud, war selbst ein gläubiger Moslem (er setzte 
sogar die islamistische Scharia 1994 in Kabul durch), ebenso die 
übrigen Führungskräfte der Nordallianz (deren eigentlicher Name 
übrigens >Vereinigte islamische nationale Front< heißt). Die isla­
mische Republik Iran hat die Taliban stets verurteilt und unter­
stützte die schiitischen Milizen der Hesbe-e-Wahdat sowie die ein­
zelnen Fraktionen der Nordallianz. Solche Fakten zeigen allein, 
wie lächerlich die Vermengung von >Islam< und >islamistischem 
Terrorismus< ist. Die islamistische Frage ist vor allen Dingen eine 
der moslemischen Welt eigene Frage, und nicht der Ausdruck ei­
nes Konflikts der Kulturen.

Die Milliarde Moslems, die in der ganzen Welt leben, zu ver­
teufeln hieße in die Falle des Osama bin L aden zu  gehen und ge­
nau das zu tun, was die Terroristen wollen. Würden die einzelnen 
Staaten des Westens auf gerufen, unterschiedslos >dem Islam< die
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Feindschaft zu erklären, würden Tausende von neuen bin L adens 
ihre Häupter erheben. So wie George W. Bush »im Namen der 
Zivilisation« zu sprechen behauptet, so behauptet bin L aden, »im 
Namen des Islams« zu sprechen. Ihn beim Wort zu nehmen heißt 
letzten Endes, der bipolaren, reduktiven Weitsicht beizupflichten, 
die er gern durchsetzen würde. Der Kampf gegen bin L aden und 
seine Nachahmer erfordert vielmehr, die Falschheit dieser Behaup­
tung unter Beweis zu stellen. Die Kreise, die die These vom »Zu­
sammenstoß der Zivilisationen« teilen, sind wohl die besten Ver­
bündeten des islamistischen Terrorismus: Wer dem Schema >Islant 
vs. Western beipflichtet, spricht die Sprache bin L adens. Diejeni­
gen, die von >Kreuzzügen< reden, schwenken nicht nur Wahnbil­
der, sie irren sich außerdem in der Epoche und spielen dem Feind 
in die Hände.

Doch die Verteufelung des Islams hat bereits eingesetzt. In den 
westlichen Staaten befleißigen sich mehr oder weniger geschickte 
Kräfte der Manipulation, die sich bei dieser Gelegenheit als >Islam- 
experten« ausgeben, das berechtigte Ressentiment zu instrumen­
talisieren, das die durch unkontrollierte Masseneinwanderung her­
vorgerufenen sozialen Empfindlichkeiten in der Bevölkerung 
erzeugt haben. Damit wollen sie Haß erwecken und die Forde­
rungen der arabischen Volksmassen in anderen Weltregionen für 
unberechtigt erklären.

Gleichzeitig hat ein Silvio Berlusconi (andere aber auch) erbärm­
liche Worte von sich gegeben, die man der Vergangenheit anzu­
gehören glaubte; Worte, die Präferenz mit Überlegenheit verwech­
seln. Diese Aussagen über die angebliche »natürliche Überlegenheit 
des Westens<, begleitet von Aufrufen zu einer erneuten Kolonisie­
rung der Welt, schaffen ein häßliches Klima, indem sie alle mögli­
chen kollektiven Psychosen, Wahnvorstellungen und Verschwö­
rungstheorien fördern. Die Angst, etwa durch Milzbrand vergiftet 
zu werden, nährt ihrerseits die mediale Vergiftung. Die Kultur 
der Angst ist eine ebenso schlechte Beraterin wie die Angst selbst. 
Es ist leider anzunehmen, daß diese Art Diskurs erst beginnt. Nach 
der >gelben< und der >roten< Gefahr wird das Schreckgespenst des 
>grünen<, des islamistischen Terrorismus von denjenigen instru­
mentalisiert, die davon träumen, einen Strauß auszufechten, oder
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denen anscheinend daran gelegen ist, einen Zusammenstoß der 
Zivilisationen auszulösen. Der Antiislamismus könnte zu den glei­
chen Dummheiten führen, die sich einst bei der Verteidigung der 
>freien Welt< gegen den Kommunismus angehäuft hatten. Man 
steuert auf eine neue McCARTHY-Ära zu, die auf den gleichen in- 
terpretatorischen Verirrungen gründet.

15.
Es wäre ein großer Irrtum zu glauben, daß die westlichen Staaten 
vor jeder Form des >Fundamentalismus< gefeit wären. Genauso 
wie bin L aden alle Nichtmoslems der Erde bekehren oder ausrotten 
will, träumen manche Westler davon, alle Gesellschaftssysteme und 
alle politisch-kulturellen Einheiten zu beseitigen, die mit ihren 
eigenen nicht übereinstimmen. Die Vorstellung, wonach die glo­
balisierte Welt des Freihandels für sämtliche Kulturen der Welt 
den einzig möglichen und demnach wünschenswerten Horizont 
bilde, ist nicht weniger >fundamentalistisch< als die Vorstellung, 
daß die Scharia überall eingeführt werden sollte.

In Wirklichkeit wird der Westen nicht müde, die Welt beherr­
schen zu wollen, ihr Ideen, Techniken, Produkte oder Verhaltens­
weisen aufzuzwingen, die er unweigerlich als >universell<, somit 
als gut an sich für alle darstellt -  mit der unausweichlichen Folge, 
alle übrigen Lebensweisen und Wertesysteme als >archaisch< oder 
minderwertig erscheinen zu lassen. In der Vergangenheit wurden 
ähnliche Herrschaftsunternehmungen im Namen des >wahren 
Glaubens<, der >Zivilisation<, des >Fortschritts< oder der >Entwick- 
lung< geführt. Heute verbreitet die westlich-liberale Globalisierung 
als Modell eine Lebensphilosophie, die dem materiellen Genuß, 
der Logik des Profits und dem Gesetz des Geldes absolute Priori­
tät einräumt. Ihr Endziel ist die Verwandlung der Welt in einen 
Freizeitpark, in einen Supermarkt der Vergnügungen; ihr Motto: 
Leben heißt konsumieren. Hannah A rendt hatte richtig beobach­
tet, daß jedes totalitäre Regime sich einen »metaphysischen Feind« 
erfinden muß. Das Schema >Westen vs. was nicht zum Westen 
gehört (oder sich nicht verwestlichen läßt) < ist eine bloße Umfor­
mulierung jener Rhetorik des Kalten Krieges. Wer die Kategorie
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>Feindschaft< verwendet, wenn es sich um Kulturen oder Völker 
handelt, begibt sich bereits in die Logik des neokolonialistischen 
Kreuzzuges hinein. Aus dem heutigen Mißbrauch des Begriffs 
>clash o f civilizations< ist mühelos ein kaum getarntes Programm 
westlicher Hegemonie abzulesen.

Der Anstieg des krampfartigen Identitarismus und der terrori­
stischen Gewalt ist nicht so sehr durch eine bestimmte Kultur be­
dingt als vielmehr Folge der Auflösung (oder der drohenden Auf­
lösung) aller Kulturen. Das sicherste Mittel, dem Hyperterrorismus 
Einhalt zu gebieten, wäre, dafür zu sorgen, daß die Globalisie­
rung nicht mehr wie heute als einseitige Durchsetzung einer be­
stimmten Lebensweise, eines alleingültigen und einzigartigen 
Modells der >Zivilisation< oder der >Entwicklung< erscheint, das den 
kulturellen Identitäten der restlichen Welt widerspricht. Jacques 
C hirac, der meistens nicht so gut inspiriert ist, behauptete am 15. 
Oktober 2001 vor der Unesco nicht zu Unrecht, daß der Westen 
damit aufhören müsse, der ganzen Welt seine »im wesentlichen 
materialistische« und »als aggressiv erlebte« Kultur aufzuzwin­
gen.

Eine einzige Macht kann sich nicht anmaßen, den ganzen Pla­
neten allein zu verwalten. Der >Westen< ist schon lange kein Zivi­
lisationsbegriff (das Abendland) mehr, sondern nur noch ein Wirt­
schaftsindikator. Und es liegt mehr denn je an den Europäern, die 
nach dem 11. September ihren völligen Mangel an unabhängigem 
politischen Willen einmal mehr unter Beweis gestellt haben, sich 
nicht nur in Kriege hineinziehen zu lassen, deren Modalitäten und 
Ziele sie nicht bestimmen, sondern auch deutlich zu sagen, daß 
das >westliche< Zivilisationsmodell nicht unbedingt das ihre ist -  
und jedenfalls die anderen Modelle nicht ausschließt. Es liegt an 
ihnen, an einer neuen Multipolarisierung der internationalen Be­
ziehungen zu wirken und sich nicht in die Alternative > Dschihad 
oder McWorld< einsperren zu lassen -  das heißt, sie müssen den 
Dschihad, den Heiligen Krieg, ablehnen, ohne deshalb zu Instru­
menten der McWorld zu werden.

Heute versucht eine verabscheuungswürdige Rhetorik glauben 
zu lassen, daß diejenigen, die das westliche Modell in Frage stellen, 
nur Reaktionäre oder gemeingefährliche Verrückte sein können,
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für die der Fanatiker bin L aden -  zum Zweck der Beweisführung 
gerade rechtzeitig aufgetaucht -  gewissermaßen den Archetypus 
darstellen würde. Diese Rhetorik bedient sich des islamistischen 
Terrorismus als bequemen Schreckbilds -  mit dem Ziel, in der 
Öffentlichkeit erneut ein Ungleichheiten, Frustrationen und Ver­
zweiflung erzeugendes Gesellschaftssystem zu legitimieren. Der 
Hauptfeind bleibt heute mehr denn je die weltweite Entfesselung 
der Logik des Kapitals und die Kommerzialisierung der sozialen 
Beziehungen.
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M a n su r  K h a n

Viele sehen den Krieg in Afghanistan als unmittelbare Folge des 
11. September 2001 an;>Die gleichgeschalteten westlichen Massen­
medien haben immer wieder vorgegeben, die US-Regierung be­
treibe in bezug auf Afghanistan nur einen Krieg gegen die Urheber 
der Anschläge von New York und Washington. Den Massen­
medien und der US-Regierung zufolge zeichneten 19 Terroristen 
um Al-Qaida für die schlimmen Anschläge verantwortlich. Die 
US-Regierung hat ferner behauptet, ihre Geheimdienste, die über 
die fortschrittlichsten Überwachungstechnologien der Welt ver­
fügen, seien von den Anschlägen allesamt wie aus heiterem Him­
mel überrascht worden. Scheinbar waren CIA, NSA, FBI, DIA, CIC 
sowie die diversen militärischen Geheimdienste der USA, die mit 
über 30 Milliarden Dollar jährlich finanziert werden, völlig damit 
überfordert, ihrer Pflicht nachzukommen, nämlich die territoriale 
Sicherheit der USA zu gewährleisten.

Die Behauptung, daß jene Geheimdienste überrascht worden 
seien, läßt sich allerdings nicht mehr mit den Fakten in Einklang 
bringen, da es bekanntlich Warnungen von seiten des israelischen 
Geheimdienstes gab. Dies behauptet zumindest die israelische 
Zeitung Haaretz: »>Aus operativer Sicht< habe die Schlußfolgerung 
nahegelegen, daß die Vereinigten Staaten erneut Ziel von Anschlä­
gen werden könnten.«1 Aber auch der ägyptische Nachrichtendienst 
Muhabarat, der saudische und der jordanische sowie europäische 
und asiatische Dienste verfügten unabhängig von Washington 
über Hinweise, denen zufolge Anschläge gegen amerikanische 
Einrichtungen vorbereitet wurden.2 Im nachhinein stellte sich so­
gar heraus, daß es Warnungen in Hülle und Fülle gab.3
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Ein zweites Pearl Harbor?
Hier drängen sich unweigerlich Parallelen zu den Geschehnissen 
um Pearl Harbor im Dezember 1941 auf, die den Kriegseintritt 
der USA in den Zweiten Weltkrieg ermöglichten. Es gibt eine er­
drückende Beweislast, die eindeutig auf die Mitverantwortung des 
damaligen US-Präsidenten hindeutet: Franklin Delano Roosevelt 
wußte durch seine Geheimdienste, daß die Japaner am 7. Dezem­
ber 1941 den US-Marinestützpunkt auf Pearl Harbor angreifen 
würden. Er ordnete jedoch für seine untergebenen Mitarbeitern 
in Militär und Zivil in volksverräterischer Weise an, kein Wort 
über diesen unmittelbar bevorstehenden Angriff auf US-Territo- 
rium zu äußern, um somit von einem >unprovozierten feigen An­
griff < reden zu können. Roosevelt hatte schon viele Monate zuvor 
dem britischen Kriegsminister Churchill versprochen, er werde 
alles tun, um die USA an der Seite Großbritanniens zum Sieg zu 
führen. Er erwähnte aber gegenüber dem britischen Kriegstreiber 
Churchill, daß, hätte er schon 1940 eine Kriegserklärung gegen 
die Achsenmächte ausgerufen, ihn der Kongreß sofort seines 
Amtes enthoben (impeached) hätte. Daher brauchte er für das kriegs­
unwillige amerikanische Volk ein schockierendes und dramati­
sches Ereignis, das die Nation schlagartig hinter ihm zu einem 
Kriegseintritt vereinigen würde. Dieses Ereignis, das gleichzeitig 
die Auswirkungen der großen Wirtschaftsdepression der dreißi­
ger Jahre schneller überwinden ließ und somit Roosevelts längst 
gescheitertes Wirtschaftsprogramm, den >New Deal<, durch mas­
sive Rüstungsaufträge rettete, war Pearl Harbor.

Fast schlagartig war nun das Hauptproblem der Roosevelt- 
Administration, >die Arbeitslosigkeit<, gelöst, die für größte Span­
nungen innerhalb der damaligen (und ebenso der heutigen) wirt­
schaftlich sehr ungerechten Gesellschaft gesorgt hatte. Amerika 
hatte nun fast über Nacht ein neues Feindbild, zuerst die bösen 
Japaner und dann die Deutschen, die beide rein >zufällig< die 
Hauptkonkurrenten der USA auf wirtschaftlichem Gebiet waren. 
Die amerikanische Gesellschaft, die kurz vor ihrem sozialen, ge­
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Ruin stand, hatte nun wie­
der ein einheitliches Ziel -  die Vernichtung eines bösen unmensch­
lichen Feindes. Som it konnten auch die Forderungen der
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Gewerkschaften in den USA weitgehend zurückgedrängt werden, 
die gesamte Gesellschaft militarisiert und Ressourcen rationali­
siert werden, während gleichzeitig die Rüstungsindustrie sowie 
die dazugehörige Wirtschaft einträgliche Aufträge bekamen, die 
auch noch vom Staat subventioniert wurden, also völlig risikolos 
durchgeführt werden konnten.4

Eine äußerst auffällige Analogie ergibt sich fast zwangsläufig 
zum 11. September 2001, da die George W. Bush-Administration 
sich zum damaligen Zeitpunkt in einer tiefen Krise befand. Der 
vermeintlich gewählte Präsident mußte zusehen, wie die großen 
Mediengesellschaften erneut eine Wahlauszählungskommission 
beauftragt hatten, die Mitte September 2001 das tatsächliche Wahl­
ergebnis ermitteln sollte (nach dem 11. September wurde dies als 
irrelevant abgetan).5 Die sogenannte >New Economy<, die größte 
Hoffnung und der Antriebsmotor der US-Wirtschaft, stürzte Mit­
te 2001 plötzlich ins Bodenlose.6 Die US-Außenpolitik stieß in be­
zug auf das Raketenabwehrsystem, die Kyoto-Konferenz und 
-Verträge sowie wegen der unmenschlichen Sanktionen gegen den 
Irak fast weltweit auf Ablehnung. Mittlerweile ist der Enron-Skan- 
dal sogar bis zu Präsident Bush vorgedrungen; immerhin handelt 
es sich bei Enron um »die größte Pleite in der Geschichte des ame­
rikanischen Kapitalismus«.7

Es ist ebenfalls bezeichnend, daß sich Bush sen. vor dem Golf­
krieg 1991 in einer vergleichbar mißlichen Lage befunden hatte: 
Rezession von 1990, Sparkassen- und Lohnskandal (ein direkter 
Verlust für die US-Wirtschaft in Höhe von rund 500 Mrd. Dollar), 
Börsenskandal um die Harken-Aktien sowie innenpolitische Es­
kapaden (Bündnis mit rechtsradikalen Mitgliedern seiner Partei 
usw.) und die Tatsache, daß Bush sen. von nur etwa 25 Prozent 
der Amerikaner gewählt worden war. Sein groß angekündigter 
Kampf gegen die Drogen (es gibt Hinweise, daß Bush sen. selbst 
in Drogengeschäfte großen Stils verstrickt war)8 sowie seine Kam­
pagne für Bildung waren kläglich gescheitert. Als erstes Ablen­
kungsmanöver inszenierte er den völkerrechtlich illegalen Pana­
ma-Krieg von 1989, um sich und seiner angeschlagenen Partei erst 
einmal Luft zu verschaffen.9 Auch Bush sen. war von den US-Me- 
dien als Wimp (Weichling) kritisiert worden; mit dem Angriff auf
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Panama konnte er sich jedoch dieses lästigen Images entledigen. 
Als auch dieser Angriff von der prekären Lage im eigenen Land 
nur noch bedingt ablenken konnte, inszenierte die US-Machtelite 
mit ihm als ausführendem Stellvertreter den 2. Golfkrieg 1990.10

Der Angriff gegen Afghanistan war zwei Monate 
vor den Terroranschlägen beschlossen!

»Verläßliche westliche militärische Quellen weisen darauf hin, daß 
ein US-Plan für eine ungewisse Situation existierte und von ei­
nem Angriff auf Afghanistan Ende des Sommers [2001] ausging.«11 
Am 8. Juni 2001 traf die afghanische Opposition mit pakistani­
schen Diplomaten und ranghohen britischen Beamten des Außen­
ministeriums unter UN-Schirmherrschaft in Weston Park zusam­
men, um die afghanische Lage zu erörtern.12 Nun haben die USA 
Afghanistan angegriffen. Was daran so brisant ist, ist die Tatsache, 
daß Mitte Juli 2001 vier Tage lang diplomatische Gespräche zwi­
schen Amerikanern, Russen, Pakistanis, Spaniern und Iranern in 
einem Berliner Hotel stattfanden. Ein Konferenz-Teilnehmer, der 
ehemalige Außenminister Pakistans, Niaz N aik, sagte, die Ameri­
kaner hätten ihm gegenüber erwähnt, daß für die USA nur noch 
die Option einer militärischen Operation gegen die Taliban üb­
rigbleiben würde, wenn sich die Taliban in Afghanistan nicht be­
nähmen und Pakistan auf sie nicht einwirkten. Diese Konferenz 
war die dritte ihrer Art.13 Auch der frühere Beamte im US-Außen­
ministerium, Lee C oldren, gab eine Information, die er von Bushs 
Mitarbeitern bekommen hatte, preis: »Ich glaube, es wurde dar­
über diskutiert, daß die Vereinigten Staaten von den Taliban so an­
gewidert waren, daß sie möglicherweise eine militärische Aktion 
erwogen.« Mit von der Partie waren Karl Inderfurth, ehemals rang­
höher Offizieller für Afghanistan im US-Außenministerium, so­
wie der ehemalige US-Botschafter in Pakistan, Tom Simons. Erör­
tert wurde bei diesem Treffen auch, wie Bush in Afghanistan 
vorgehen wolle, um da erfolgreich zu sein, wo die CuNTON-Admi- 
nistration einst scheiterte. Die Falken in Washington konnten mit 
der stillschweigenden Duldung der Russen rechnen, ebenso mit 
militärischen Einrichtungen in Usbekistan und Tadschikistan, wo
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schon US-Militärberater saßen. Diese Botschaft wurde den Taliban 
über Pakistan übermittelt.14 Im selben Zusammenhang schreibt der 
Spiegel: »Schon im Juli wurden pakistanische Politiker darüber 
informiert, daß Pläne für einen US-Angriff auf Afghanistan fertig 
seien, die auch von Stützpunkten in den ehemaligen Sowjetrepu­
bliken ausgingen.«15

Diese Angriffe wurden aber gut koordiniert! Schon am 26. Juni 
2001, so berichtet das indische Nachrichtenmagazin India Today, 
habe die indische Außensekretärin Chokila Iyer verlautbart, daß 
Indien amerikanische und russische Pläne fördern werde, die eine 
militärische Aktion gegen die Taliban zur Grundlage hätten. Frau 
Iyer machte ihre Aussage, nachdem sie die zweite indisch-russi­
sche Arbeitsgruppe über Afghanistan besucht hatte.

India Today offenbarte auch, daß die Attacken von Tadschiki­
stan ausgehen würden, von wo aus amerikanische Berater schon 
operierten. Es ist mittlerweile klar geworden, daß die zentralasia­
tischen Republiken lange vor dem 11. September Teil des ameri­
kanischen Plans waren, Afghanistan anzugreifen.16 Als Condole- 
ezza R ice am 23. September 2001 mitteilte, daß die USA alle 
notwendigen Mittel, die ihr zur Verfügung stehen, zum Sturz des 
Taliban-Regimes anwenden würden, bestätigte sie nur, was längst 
von der UN-Kontaktgruppe über Afghanistan diskutiert wurde. 
Offizielle Vertreter der sechs Nachbarländer Afghanistans -  Paki­
stan, Iran, Turkmenistan, Usbekistan, Tadschikistan und Kasach­
stan -  sowie der USA und Rußlands, die Mitte Juli zusammenge­
troffen waren, hatten gehört, wie US-Diplomaten solch eine 
Möglichkeit erörtert hatten. »Die USA wollten einen Angriff auf 
Afghanistan einleiten, um Osama bin L aden und Mullah Omar ent­
weder zu fangen oder zu töten, die Taliban-Regierung zu stürzen 
und eine >moderate< Regierung um den ehemaligen König Zahir 
Sh ah zu installieren.« Damals (Mitte Juli) war Pakistan aber noch 
nicht bereit, das Taliban-Regime abzuschreiben, da es dieses aus 
vorwiegend geostrategischen Gründen immerhin jahrelang unter­
stützt hatte.17

Nach den Anschlägen äußerte sich Osama bin L aden laut AIP, 
man zeige mit dem Finger auf ihn, »aber ich sage kategorisch, daß 
ich es nicht getan habe. Wer auch immer es getan hat, hat es aus
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Eigeninteresse getan. . . Ich lebe in Afghanistan und habe Amir- 
ul-M omineen [der Titel des Taliban-Führers] Gehorsam geschwo­
ren, der derartige Aktivitäten nicht erlaubt«. »Der Außenminister 
der Taliban äußerte seinerseits, die Vereinigten Staaten seien >in 
jedem Fall darauf aus, Afghanistan anzugreifen, ohne Rücksicht 
darauf, was wir über Osama denken<.«18

Dies zeigte sich nur allzu deutlich, denn: »Im Bewußtsein ihres 
sicheren Endes haben Taliban-Führer sofort erklärt, sie wären be­
reit, den USA zu helfen, bin L aden auszuliefern oder gar zu töten. 
Sie würden den Amerikanern die Positionen seiner Camps ange­
ben, damit sie ihre Cruise Missiles schicken könnten. Sie meinten 
außerdem, daß sie bin L adens Computer und elektronische Aus­
rüstung, derer man sich bemächtigt habe, auf Wunsch ausliefern 
würden. Washington aber, so New Yorks linksintellektuelle >Vil- 
lage Voice< habe sie abgewiesen.«19

Diese Handlungsweise ist für die US-Kriegspolitik kennzeich­
nend und wurde unter anderem im Kosovo-Krieg verstärkt ange­
wandt.20

Das Diktat der Petersberger Konferenz

Auch die von seiten der Medien hoch gelobte Konferenz in Berlin 
war nichts weiter als ein Diktat der herrschenden Mächte -  so ge­
sehen ein zweites Rambouillet. Als der von den USA gesponserte 
Karzai aus realpolitischen Gründen Rücksicht auf die Führung 
der Taliban nehmen wollte, sprich, für diese keine Todesurteile 
aussprechen wollte, griff Washington rigoros ein. Schon »24 Stun­
den später beugte K arzai sich amerikanischem Druck: Ausländi­
sche Kombattanten müßten bestraft werden, hieß es nun.«21 Da­
bei war Karzai schon seit Jahren Washingtons Liebling in Sachen 
potentielle Opposition zu den Taliban, falls dies sich politisch als 
opportun erweisen könne. Diesbezüglich schrieb der Spiegel über 
K arzai: »1997 gründete er gemeinsam mit seinem Vater und sei­
nem Bruder im pakistanischen Quetta eine Anti-Tabilan Bewe­
gung. Fortan förderte er in Absprache mit dem König im römi­
schen Exil Aufständische mit Geld und Waffen. Der amerikanische 
Geheimdienst nahm Kontakt auf zu K arzai. E s darf vermutet wer-
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den, daß seitdem auch die CIA den Kampf gegen die einst von ihr 
finanzierten Taliban unterstützte. [...] Als die Verhandlungen auf 
dem Petersberg ins Stocken gerieten, stellte der UN-Sonderbeauf- 
tragte für Afghanistan, Lakhdar Brahimi, auf Anregung der CIA 
ein Gespräch mit Karzai direkt von der Front in den Verhand­
lungssaal durch.«22 Das Hamburger Magazin faßte zusammen: 
»Afghanistan soll zum Modell werden für ein befriedetes Land, 
befreit von bin L adens Terror-Netzwerk und dem hinterwäldleri­
schen Taliban-Regime, wieder aufgebaut von der UNO, der Welt­
bank und vor allem Amerika.«23

Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, daß es der US-Machtelite 
nie um die Befreiung vom Terror eines bin L aden oder um die Be­
seitigung der Taliban ging, dies ist nur ein rhetorisch geeignetes 
Täuschungsmittel, um die Weltöffentlichkeit von den wirklichen 

■ 'Zielen äbzulenken, die in erster Linie die Kontrolle über immense 
Öl-, Gas- und andere Rohstoffreserven beinhalten.

Etwas realistischer war daher in der nächsten Ausgabe des Spie­
gel zu lesen: »Auf den Konferenztischen freilich galten die Regeln 
des Westens. [...] Mit finanzieller Unterstützung könne das ver­
wüstete Land zwischen Hindukusch und Herat allerdings nur 
rechnen, wenn es sich auf die von den Vereinten Nationen dik­
tierten Bedingungen einlasse -  Geld gegen Frieden.«24

Die jetzigen Herrscher in Kabul haben zwischen 1992 und 1996 
Kabul zerstört und etwa 50 000 Zivilisten getötet. »Wäre die Ein­
haltung der Menschenrechte wirklich Maßstab internationaler 
Politik, wie immer wieder behauptet wird, dann hätte man die 
meisten Mitglieder der afghanischen Delegation festnehmen und 
vor ein unabhängiges Gericht stellen müssen. Die Afghanistan- 
Konferenz auf dem Petersberg ist >eine Versammlung von Räuber- 
und Mörderbanden, die Afghanistan unter sich aufteilem, stellte 
Peter Z udeick am 1. Dezember 2001 im WDR fest.«25

Die USA haben den Kriegsfürsten für ihre Unterstützung gegen 
die Taliban mindestens 7 Millionen Dollar als Belohnung bezahlt. 
Die Washington Times berichtete, daß mindestens 35 dieser War 
Lords, dieser Kriegsfürsten, jeweils 200 000 Dollar auf Konten von 
Untergrundbanken eingezahlt hätten.26
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Die afghanische Falle
und der geplante Untergang der Sowjetunion

Die Weltöffentlichkeit hat jahrelang angenommen, die Sowjetunion 
habe Ende 1979 gänzlich eigenmächtig entschieden, Afghanistan 
zu besetzen. Sofort sprachen die westlichen Medien fast einhellig 
von einer akuten Bedrohung für den gesamten Westen, da diese 
Invasion Afghanistans auch die vitalen Ölquellen des Mittleren 
Ostens bedrohe. Leider waren solche Argumente nur ein clever 
eingefädeltes Täuschungsmanöver. Die französische Wochenzei­
tung Le Nouvel Observateur bestätigte nämlich 1998 in einem Inter­
view mit Insider Zbigniew Brzezinski, was der frühere CIA-Chef 
Robert Gates schon in seinen Memoiren ausgeplaudert hatte: »Die 
USA hatten bereits sechs Monate vor dem Einmarsch sowjetischer 
Truppen mit den Mudschahedin zusammengearbeitet, um die zum 
Sozialismus tendierende Regierung N adjibullahs in Afghanistan 
zu destabilisieren und die Sowjetunion zum Eingreifen zu provo­
zieren.«27

Damit gab Brzezinski zu, daß die offizielle Begründung der USA, 
weshalb sie die Mudschahedin in Afghanistan unterstützt hätten, 
nicht stimmte. Damit aber noch nicht genug, ließ der damalige 
Sicherheitsberater C arters diesen wissen, daß »dies die Sowjets 
veranlassen würde, eine militärische Intervention durchzuführen«. 
Auf die Frage, ob Brzezinski diese verdeckte Operation gegen Af­
ghanistan bereue, entgegnete er: »Diese Geheimoperation war eine 
ausgezeichnete Idee. Sie hatte die Wirkung, die Russen in die af­
ghanische Falle zu locken. Und Sie wollen, daß ich es bereue? An 
dem Tag, an dem die Russen die Grenze offiziell überschritten, 
schrieb ich an Präsident C arter: Wir haben jetzt die Gelegenheit, 
den Russen ihr eigenes Vietnam zu verpassen. In der Tat, für fast 
zehn Jahre mußte Moskau einen für die Regierung unhaltbaren 
Krieg führen, einen Konflikt, der die Demoralisierung und das 
endgültige Auseinanderbrechen des sowjetischen Reiches verur­
sachte.«28

Interessant ist in diesem Zusammenhang, daß der einflußrei­
che Bankier David Rockefeller (damaliger Chef vom Öl-Multi- 
Konzern Exxon/Esso) denselben Brzezinski zum Direktor seiner 
Trilateralen Kommission ernannte. Verdächtig ist auch, daß Brze-
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ziNSKi ein wichtiger Berater des US-Ölkonzerns Amoco war, als er 
sein Buch Die einzige Supermacht schrieb. Seine Beraterrolle betraf 
die äußerst einträglichen Geschäfte am Kaspischen Meer, also ge­
nau in den Gebieten der früheren Sowjetunion, die heute als eine 
der erdöl- und erdgasreichsten Regionen der Welt gelten. Durch 
den nicht unerheblich von Brzezinski über den Afghanistankrieg 
geförderten Zusammenbruch der Sowjetunion verlor diese die 
Kontrolle über ihre ressourcenreichen Südrepubliken. Brzezinski 
und seine Familie arbeiten mit anglo-amerikanischen Ölkonzer­
nen zusammen, die die riesigen Vorkommen der Region an Öl, 
Gas und Gold an sich reißen wollen. »Ein zentraler Aspekt von 
Brzezinskis Geopolitik ist das Ziel, jeglichen Einfluß Rußlands in 
diesem Teil der früheren Sowjetunion auszuschalten -  ohne Rück­
sicht auf die militärischen Folgen.«29

Öl, Gas und der Militärisch-industrielle Komplex 
treiben die US-Machtelite zum Krieg

Es ist daher keineswegs Zufall, daß die BRZEZiNSKi-Clique und die 
CIA, die sich massiv in die Angelegenheiten Afghanistans ein­
mischten, nichtjnur die-Mudschahedinjuassiv-unterstützten, son­
dern auch deren Nachfolgeorganisation, die Taliban.30 Die Tali­
ban sollten für die US-Machtelite im wahrsten Sinne des Wortes 
den Weg für diese öl- und erdgasreiche Region freimachen. Aber 
es ging nicht nur um Gas und Öl, denn: »Afghanistan besitzt rei­
che mineralische Reserven, die von Uran über Gold, Silber, Kup­
fer, Schwefel, Zink und Zinn bis zu Nickel, Blei, Wolfram rei­
chen.«31 Die meisten dieser Rohstoffe sind als strategische Rohstoffe 
bekannt, die besonders wichtig in Zeiten des Krieges sind.

1996 reiste die US-Unterstaatssekretärin für Südasien Robin Ra­
phel nach Kabul, um die US-Position klarzustellen. In Kabul ver­
kündete sie: »Wir sind besorgt, daß ökonomische Gelegenheiten 
verpaßt werden, falls die politische Stabilität nicht wiederherge­
stellt wird.«. »Raphel bezog sich auf eine vorgeschlagene Öl- und 
Gaspipeline, die vom amerikanischen Ölgiganten Unocal gebaut 
werden sollte, um Gas von Turkmenien über Afghanistan nach 
Pakistan zu bringen.«32
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Die wahren Hintergründe eines Krieges offenbaren sich oft weit 
von der Front. Bestes Beispiel war die texanische Stadt Houston, 
Hochburg der westlichen Ölindustrie. Dort versammelten sich 
Anfang Oktober 2001 die Aktionäre der Branchenriesen Chevron 
und Texaco, um die Fusion der beiden Firmen zum zweitgrößten 
US-Petrokonzern nach Exxon Mobile abzusegnen. Das Ziel dieses 
Ölkonzerns war laut Aussage seines Vorstandschefs Dave O' Reil- 
ly, die Nummer eins zu werden. »Vor allem in der Ex-Sowjetre- 
publik Kasachstan, wo Chevron seit vielen Jahren mitmischt, hat 
das Unternehmen Milliarden investiert. Geplant ist der Bau ver­
schiedener neuer Ölleitungen über den Kontinent, etwa die Cen­
tral Asian Oil Pipeline, die 1700 Kilometer lang werden soll. Was 
das mit dem Krieg um die Macht in Kabul zu tun hat? Ganz ein­
fach: Die kürzeste Route für die Pipeline verläuft durch Afghani­
stan^«33

Der Politologe Tony Rosenbaum von der University of Florida 
erwähnte diesbezüglich: »Öl [...] ist die versteckte Triebfeder die­
ses Krieges. Was George Bush sen. 1991 im Golfkrieg vormachte, 
wiederholt nun sein Sohn.«34

Welche geostrategische Bedeutung Afghanistan besitzt, verdeut­
licht ein Blick auf die Weltkarte. Es liegt mitten in der »heißesten 
Wachstumszone«, so ein Chevron-Sprecher, und hat Anteil an ei­
ner Industrie, die sich von jeglichem OPEC-Einfluß vollständig 
lösen will. Im Zentrum dieser geopolitischen Region befinden sich 
die Anrainerstaaten des Kaspischen Meeres, die ehemaligen So­
wjetsatelliten Kasachstan, Aserbaidschan und Usbekistan. Eines 
der größten Ölfelder der Welt, das Tengiz-Becken mit schätzungs­
weise neun Milliarden Barrel, liegt in Kasachstan. Chevron hat 
sich hier in einem 20 Milliarden Dollar-Jointventure namens Ten- 
giz-Chevroil auf 40 Jahre an die staatliche Ölgesellschaft in Asta- 
na gebunden. Der günstigste Weg des kaspischen Öls nach Asien 
oder an die Nordküste des Golfs, von wo aus es weiterverschifft 
werden kann, führt aber eben quer durch Afghanistan.

»Zahlreiche Öl- und Gas-Projekte hängen an der Zukunft Af­
ghanistans«, weiß Naji Abi A ad vom französischen Observatoire 
Méditerranéen de 1' Energie. Auch die Forschungsdirektorin an 
der Kennedy School of Government der Harvard-University be-
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stätigte dies bei einer Routineanhörung des Außenausschusses im 
US-Repräsentantenhaus. Ihr Fazit lautete: »Multinationale Groß­
konzerne mit Sitz in den USA haben hier signifikante Geschäfts­
interessen.«35 Der einflußreiche Vizepräsident Dick C heney, ein 
altgedienter Texas-Ölmann, widmete den zentralasiatischen Bo­
denschätzen in seinem Energiebericht im Sommer 2001 sogar ein 
eigenes Kapitel als US-»Nachschubquelle«. Und C heney blieb kei­
neswegs tatenlos. Noch kurz vor seinem Abgang fädelte er ein 
großes Geschäft am Kaspischen Meer ein, das das Unternehmen 
Halliburton im Mai 2000 mit der Regierung in Aserbeidschan be­
siegelte. Allein im Jahr 2000 verdiente er -  als Vorstandschef von 
Halliburton, dem weltgrößten Material-Zulieferer der Ölindustrie 
-  hier 39 Millionen Dollar.36

Aber die US-Geopolitik war keineswegs erst mit der BusH-Re- 
gierung auf Afghanistan als Dreh- und Angelpunkt der Öl- und 
Gaspipeline-Geschäfte fixiert gewesen. Die CuNTON-Administra- 
tion sympathisierte eindeutig mit den Taliban, da diese mit Wa­
shingtons anti-iranischer Politik im Einklang standen. Ferner wa­
ren die Taliban wichtig für eine südliche Pipeline, die von 
Zentralasien ausgehen und den Iran ausschließen würde.37 Dieses 
Pipeline-Projekt ist ein Milliardengeschäft, bei dem vor allem zwei 
Konzerne gegeneinander konkurrierten: der US-Ölgigant Unocal 
und die argentinische Firma Bridas. Während Bridas den Taliban 
das Angebot machte, dieses Projekt ohne Verschuldung in Angriff 
zu nehmen, bestand Unocal darauf, daß Afghanistan über interna­
tionale Verschuldung (Weltbank) dieses Projekt finanziere. »Uno- 
cals Position war mit der Afghanistan-Politik der USA so eng ver­
bunden, daß es keine Pipeline gebaut oder mit den Taliban 
kooperiert hätte, bevor es eine anerkannte Regierung in Kabul gab, 
die sich Geld von der Weltbank und anderen für das Projekt lei­
hen würde.«38

Es ist heute allgemein bekannt, daß die Weltbank nicht nur von 
der US-Regierung erfunden wurde, sondern auch von dieser kon­
trolliert und gefördert wird, da sie deren Wirtschaftspolitik in fast 
aller Welt unterstützt.39

Schon in meinem Buch Das Kosovo-Komplott40 hatte ich angekün­
digt, daß der nächste größere Krieg wegen der dortigen Erdöl-
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Schutzurnschlagmotiv des 2000 erschienenen Buches 
Das Kosovo-Komplott. Das Augenmerk der Amerikaner gilt 
den erdöl- und erdgasreichen Staaten Kirgistan, Kasachstan, 

Georgien und Aserbaidschan

und Erdgasvorkommen im Kaukasus-Gebiet stattfinden werde. 
Wer mit der Afghanistan-Politik der Amerikaner vertraut ist, den 
wird der Gang der Dinge nicht allzusehr überraschen. Das große 
Geschäft bedingt die amerikanische Haltung gegenüber den Tali­
ban und Afghanistan. Eine unheilige Allianz zwischen dem Big 
Business und den Taliban hatte sich seit etwa 1996 herausgebil­
det. Die US-Regierung wollte unbedingt eine vom Kaukasus aus 
durch Afghanistan führende Pipeline, um sich an den Öl- und 
Gasquellen der Region zu bereichern. Dies ging aber nur, wenn 
die Taliban endlich das Land vereinigen und sich zu endgültigen 
Vereinbarungen mit dem US-Gigant Unocal bereit erklären wür­
den. Da dies aber nie geschah -  weil die Taliban es nicht ganz 
schafften, die Nordallianz in Afghanistan zu besiegen, und weil 
(noch viel bedrohlicher für US-Interessen) sie auch anfingen, mit 
dem argentinischen Ölkonzern Bridas Kontakte zu pflegen, der
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ebenfalls eine Pipeline durch Afghanistan bauen wollte änderte 
Washington enttäuscht seine Afghanistan-Politik um 180 Grad.

Die US-Regierung wollte unbedingt in die Kaukasus-Region 
eindringen -  nicht nur, um sich zu bereichern, sondern auch, weil 
ihre Erdölabhängigkeit vom Nahen Osten immer problematischer 
wurde. Diese Änderung schien um so dringender, als die Clin- 
TON-Regierung glaubte (und die BusH-Regierung ist noch mehr 
davon überzeugt), daß die USA eine Achillesferse haben: die weit­
gehende Abhängigkeit von den Erdöl-Vorräten am Persischen 
Golf. Diese Abhängigkeit war eine folgenschwere Schwachstelle 
für Amerikas globale Ambitionen, eine Sache, die alle anderen Fra­
gen internationalen Ausmaßes in den Schatten stellte.

»Außenpolitische Priorität Nummer eins sollte deshalb die Su­
che nach alternativen Energiequellen zu den Ölfeldern in der poli­
tisch instabilen und möglicherweise bald anti-westlichen Region 
sein. Die Erdöl- und Erdgasvorkommen um das Kaspische Meer 
mit den entsprechenden Pipelines Richtung westliche Welt könn­
ten nach Meinung des Weißen Hauses Ersatz oder zumindest eine 
wichtige Ergänzung bieten. Eine dieser Rohrleitungen sollte aus 
dem Erdgasland Turkmenistan, an Rußland und Iran vorbei, quer 
durch Afghanistan zu den Überseehäfen Pakistans führen -  und 
von dort Millionen von Barrel des kostbaren Treibstoffs an die 
Konsumenten im Westen liefern. [...] Washington hielt den Pipe­
line-Plan 1996 für so wichtig, daß man dafür sogar bereit war, ei­
nen Pakt mit dem fundamentalistischen Teufel -  und dessen Ver­
bündeten Osama bin L aden -  einzugehen: Auge zu, und alle 
Hoffnung auf eine Pax Talibana. Im US-Außenministerium galten 
die sunnitischen Religionsschüler als ein Bollwerk gegen den schi- 
itischen und USA-feindlichen Iran, als die Einzigen, die nach den 
Worten des US-Senators Hank Brown überhaupt >so etwas wie 
eine zentrale Regierung< in Afghanistan hinbekommen könnten.«41

Im Grunde war die ganze Sache nichts weiter als eine Neuauf­
lage der US-Strategie in Saudi-Arabien der dreißiger Jahre des vo­
rigen Jahrhunderts. Dort hatte der US-Ölkonzern Aramco zur 
Wahrung seiner Interessen den Staat Saudi-Arabien einfach er­
funden.42 Saudi-Arabien hat ein absolut fundamentalistisches Re­
gime, wie es eben in Afghanistan unter den Taliban der Fall war -
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damit konnten die USA stets leben, solange die Ölversorgung nicht 
unterbrochen wurde. Daher spielte Washington das gleiche Spiel 
mit Afghanistan, das, überspitzt formuliert, bedeutete: ob Taliban- 
Regime oder wahabitischer Fundamentalismus in Saudi-Arabien, 
war egal, Hauptsache ist, die Ausbeutung der Regionen findet nach 
US-Vorstellungen statt. Mit diesen Erwartungen und Plänen soll­
te dann Afghanistan als Transitroute eingenommen werden.

Die ganze Pipeline-Angelegenheit war schon seit mindestens 
1995 geplant. Die US-Wirtschaft hatte ein reges Interesse an Af­
ghanistan. »1995 beschlossen die Staaten Turkmenistan, Afghani­
stan, Pakistan und Usbekistan den Bau einer Gaspipeline, die vom 
Kaspischen Meer bis Indien führen sollte. Nutznießer war das 
Energie Konsortium Unocal (United Oil of California) und die saudi­
arabische Delta Oil, die zusammen 85% der Aktien hielten. Au­
ßerdem waren im kleinen Umfang beteiligt Turkmenrusga aus 
Turkmenistan, die Crescent Group aus Pakistan, die russischen 
Gazprom, die Hyundai Engineering & Construction Company von 
Südkorea sowie Inpex und Itochu aus Japan. Die Aufgabe des 
Konsortiums bestand darin, besagtes Projekt zu prüfen und sich 
an seinem Bau zu beteiligen, so geschah es 1997. «43 Der Vertrag 
war mit Unterstützung der amerikanischen Regierung am 23. Juli 
1997 in der pakistanischen Hauptstadt Islamabad überzeichnet 
worden; die Taliban hatten versprochen, die Trassenführung in 
Afghanistan zu sichern.44

Noch bevor Dick Cheney Vizepräsident wurde, war er Chef von 
Halliburton, einer der wichtigsten Ölversorgungsfirmen. Es war 
daher nicht allzu überraschend, als er 1998 äußerte: »Ich kann mich 
nicht an eine Zeit erinnern, in der eine Region so schnell hervor­
rückt, um eine solche strategische Bedeutung zu erlangen wie die 
kaspische.«45 Im Oktober 1998 erlebten Unocal und die US-Regie- 
rung jedoch einen herben Rückschlag, da die Taliban den ersehn­
ten Pipeline-Auftrag an die argentinische Firma Bridas vergab.46 
Von genau diesem Zeitpunkt an änderten die Amerikaner ihre 
Afghanistanpolitik schlagartig. »Die Taliban mußten verschwin­
den; daher wurde Osama bin L aden zum neuesten Schreck­
gespenst.« Die USA verhinderten die für alle Beteiligten natür­
lichste Ölroute durch den Iran. Ebenso waren sie abgeneigt,
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Pipelines durch Rußland oder Aserbaidschan zuzulassen, da dies 
Moskaus Zugang zu lebenswichtigen Energiequellen ermöglicht 
und somit der ehemaligen Macht zum Aufstieg als vorherrschen­
de Macht in Zentralasien verholten hätte.47

Am 8. Dezember 1998 zog sich Unocal vom Projekt zurück, da 
die afghanische Regierung ein zu großes Risiko für das US-Unter- 
nehmen dar stelle, wie man diplomatisch verlauten ließ. Es wurde 
jedoch von Unocal befürchtet, daß in der Zwischenzeit das Cent- 
Gas-Konsortium das Projekt übernehmen würde. Die saudi-ara­
bische Firma Delta übernahm nun die Führung, und die Gespräche 
um das Projekt wurden auf Wunsch Turkmenistans, Pakistans und 
Afghanistans im Jahre 1999 wieder aufgenommen. Der Bau der 
Pipelines begann aber nicht, da der Westen von vornherein klar­
gemacht hatte, er würde keine Investitionen vornehmen. Damit 
das Projekt nicht ohne die US-Regierung verwirklicht würde, ver­
hängte Washington Sanktionen gegen die Taliban: US-Firmen 
wurde untersagt, in dem bis zu 90 Prozent von den Taliban kon­
trollierten Land zu investieren. Am 14. November 1999 folgte die 
UNO dann auch prompt dem amerikanischen >Vorbild<.

Um im Rennen zu bleiben, verfolgte Unocal noch ein anderes 
(alternatives) Ölpipeline-Projekt. Dieses sollte eine 1000 Meilen 
lange Vei adung zwischen Chardzou in Turkmenistan und der 
pakistanischen Küste herstellen. Aber auch diesem ambitionierten 
Projekt, das täglich von den westsibirischen Ölfeldern eine Mil­
lionen Barrel Öl zum Meer transportieren sollte und ein Investitions­
volumen von 2 Mrd. Dollar umfaßte, lag Afghanistan im Weg. 
»Ausgerechnet die Staaten, welche von beiden Projekten profitie­
ren, Saudi-Arabien, Pakistan, Rußland, Japan, USA und auch Süd­
korea, gehören der Anti-Terror-Koalition am JJnocal war ein offi­
zieller Sponsor der Wahlkampagne von George W. Bush. Ebenso 
wie die Firma Lockheed, welche die F-15 und F-16 Kampfflug­
zeuge herstellt, die Afghanistan bombardieren, erlangte sie einen 
gigantischen Rüstungsauftrag für ein neues Kampfflugzeug«48 im 
Wert von 200 Mrd. Dollar.Wer mit den Plänen der anglo-ameri- 
kanischen Strategen vertraut ist, wird erkennen, daß die sogenann­
ten sunnitischen Religionsschüler, die Washington und London 
in Afghanistan unter anderem gegen den Iran ins Rennen schick-
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ten, nur eine weitere Variante des berüchtigten Bernard L ewis- 
Plans waren. Der Plan des >Islam-Experten< Lewis aus Großbri­
tannien, der den elitären und verborgenen Bilderberger- und Trila- 
teralen-Konferenzen Ende der siebziger Jahre vor gelegt wurde, 
zielte auf eine Spaltung des gesamten Mittleren Ostens in ethni­
sche, religiöse und stammesmäßige Linien ab und war geradezu 
ideal, um die größtmöglichen Spannungen zwischen und inner­
halb der Staaten der Region zu erzeugen. Er destabilisierte letzt­
endlich die gesamte Erdregion derart, daß die USA bei ihrer Durch­
dringung der jeweiligen Staaten nur auf geringsten Widerstand 
stießen.49

Bei aller Mühe verlief die Entwicklung in Afghanistan für die 
US-Regierung jedoch sehr enttäuschend. Nachdem der US-Erdöl- 
konzern Unocal zusammen mit seinem saudi-arabischen Partner 
Delta rund 15 Millionen Dollar direkt an die Taliban überwiesen 
und die Taliban mit voller Billigung der US-Regierung hofiert 
hatte, kam es am 23. Februar 1998 zum Eklat. An diesem Tag hatte 
der Chefterrorist Mohammed O mar verkünden lassen: »Es ist die 
Pflicht jedes Muslimen, Amerikaner und ihre Alliierten zu töten, 
Militärs wie auch Zivilisten.«50 Letztere Äußerung sollte man je­
doch mit Vorsicht genießen, da sie erst zitiert wurde, nachdem 
das gigantische Geschäft für die US-Konzerne und -Regierung 
geplatzt war. Sechs Monate später, am 7. August 1998, starben bei 
den Attentaten auf die US-Botschaften in Kenia und Tansania 263 
Menschen.51 Als Drahtzieher wurde Osama bin L aden ausgemacht. 
Im Dezember 1998 zog sich Unocal vom geplanten Afghanistan- 
Geschäft zurück. Als Racheakt52 feuerte Washington am 20. Au­
gust 1998 66 Marschflugkörper in bin L adens Ausbildungslager.53 
Zeitgleich feuerte Washington auch etliche Marschflugkörper ge­
gen eine vermeintliche (chemische) Waffenfabrik im Sudan ab. 
Später gab die US-Regierung sogar zu, daß sie nicht wußte, ob 
diese pharmazeutische Fabrik mit bin L aden jemals etwas zu tun 
gehabt hatte.54 Das war eine klare Warnung seitens Washingtons, 
denn es ist nie ein echter Beweis aufgetaucht, der die Gruppe um 
bin L aden mit diesen Anschlägen in Afrika in Verbindung gebracht 
hätte. Interessant ist in dieser Hinsicht höchstens, daß die Bom­
ben, die die Botschaften äußerst schwer beschädigten, in den USA
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her gestellt wurden. Trotzdem hat ein New Yorker Gericht Ankla­
ge gegen bin L aden erhoben und ein Kopfgeld für seine Ergrei­
fung in Höhe von fünf Millionen Dollar ausgesetzt.55

Der Absturz der US-Wirtschaft 
und die Rettung durch den neuen Krieg

So wie praktisch jeder Krieg der US-Wirtschaft in Zeiten von De­
pression und Rezession als Rettung diente56, ist auch der Krieg in 
Afghanistan für die BusH-Regierung als solcher eine Rettüngsmaß- 
nahme der morbiden Art. US-Präsident Bush hat nun für das Haus­
haltsjahr 2003 beim Kongreß die größte Erhöhung des Verteidi­
gungshaushalts seit der Amtszeit von Präsident Reagan Mitte der 
achtziger Jahre angekündigt. Als Begründung wurden die Terror­
anschläge vom 11. September und der Afghanistan-Krieg vorge­
schoben.

Die schon längst beschlossenen 331 Milliarden Dollar, die eben­
falls mit der erwähnten Rechtfertigung angegeben wurden, sollen 
nun sogar um weitere 48 Milliarden Dollar erhöht werden. Dazu 
berichtete die FAZ: »Diese geplante Erhöhung des Verteidigungs­
etats um nahezu zwölf Prozent geht nicht nur weit über die ver­
gleichbaren Militärbudgets der übrigen NATO-Verbündeten hin­
aus, sondern übertrifft sogar die hohen Erw artungen des 
Pentagons. Sie fällt in eine Zeit wirtschaftlicher Rezession mit 
wiederkehrenden Haushaltsdefiziten. «57

US-Präsident Bush betrieb nun ein klassisches REAGANomisches 
. Aufrüstungsprogramm mit einer enormen Aufrüstung und gleich­
zeitig massiven Steuersenkungen für die Kartelle und Unterneh­
men. Eine solch drastische Erhöhung der Militärausgaben bei kon­
sequenter Senkung der generellen Steuereinnahmen in Zeiten einer 
schon eingesetzten Rezession in den USA kann letztendlich nur 
zum ökonomischen Desaster führen. Historisch wurde dies schon 
während der beiden Präsidenschaften Reagans vorgeführt.

Die US-Regierung erwartet in diesem Jahr ein Wirtschaftswachs­
tum von nur 0,7 Prozent. Die Pläne der BusH-Administration se­
hen für das kommende Haushaltsjahr Ausgaben in Höhe von 2,1 
Billionen Dollar vor, also eine Steigerung um 3,7 Prozent gegen-
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über dem laufenden Jahr. »Zu der Erhöhung trägt vor allem der 
Verteidigungsetat bei, der um 48 Milliarden Dollar auf 379 Milli­
arden Dollar steigen soll.« Damit gab sich die BusH-Administrati- 
on jedoch nicht zufrieden, da der US-Präsident nach Angaben aus 
Regierungskreisen die Verteidigungsausgaben in den kommen­
den fünf Jahren drastisch erhöhen will. Am 4. Februar 2002 hatte 
Bush den Kongreß ersucht, den Verteidigungshaushalt bis 2007 
um 120 Milliarden apf 451 Milliarden Dollar aufzustocken. Der US- 
Präsident hatte bereits angekündigt, im Kongreß für das Haushalts­
jahr 2004, das am 1. Oktober beginnt, eine Erhöhung des Verteidi­
gungsetats um 48 M illiarden auf 379 M illiarden Dollar zu 
beantragen. »Dies wäre die größte Steigerung des Verteidi­
gungshaushalts seit der Erhöhung vor 21 Jahren durch den damali­
gen Präsidenten Ronald Reagan. In Washington wird damit gerech­
net, daß der Kongreß vor dem Hintergrund der Terroranschläge 
vom 11. September der gewünschten Erhöhung um zwölf Prozent 
zustimmen wird.«58 Trotz der Tatsache, daß es in diesem Jahr in 
den USA ein öffentliches Defizit geben wird, will die Bush-Admi­
nistration ihre Pläne durchsetzen. Für das Defizit der laufenden 
Haushaltsperiode, die Ende September endet, wird eine Summe 
von 106 Milliarden Dollar veranschlagt, für das kommende Haus­
haltsjahr ein Fehlbetrag von 80 Milliarden Dollar. »Als Begrün­
dung für die Schuldenaufnahme führte die Regierung in erster 
Linie die Folgekosten der Terroranschläge vom 11. September 
an.«59 Der perfekte Vorwand für weitere massive Verschuldung 
während einer Rezession.

Daß die Aufrüstung aber schon längst beschlossene Sache war, 
bestätigte die Clique um Verteidigungsminister Rumsfeld. Über 
diesen und seine Mitarbeiter teilt der Spiegel mit: »Die Generale 
und Admirale seiner Mammutbehörde grummelten bereits ver­
nehmlich, weil ihnen der neue Chef längst nicht so viel zusätzliche 
Gelder zu beschaffen schien, wie sie es sich erträumt hatten. [...] 
Dann kam der 11. September, der Angriff auch auf seinen Amts­
sitz, und damit der Beginn eines aufregenden Comebacks. Ähn­
lich wie in New York der erfolgreiche, aber häufig unliebenswür­
dige Bürgermeister Rudolph G iuliani zum führungsstarken 
Helden der Katastrophentage auf stieg, profilierte sich in Washing-
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ton der sonst oft knurrige Pentagon-Chef als der eigentlich Feld­
herr im Afghanistan-Krieg.«60

Bruno Bandulet schrieb über die Anschläge des 11. September 
2001: »Merkwürdig, wie der Schlag der Terroristen ein System 
traf, das längst nicht mehr in voller Blüte stand. Die Kurse an der 
Nasdaq waren schon zusammengebrochen, riesige Vermögens­
werte waren bereits vernichtet, Japan steht am Rand des Kollaps, 
Argentinien vor der Pleite -  nur die US-Wirtschaft selbst zögerte 
noch vor dem endgültigen Abtauchen in die Rezession.«61 Die New 
Economy war ja, wie gesagt, schon seit Mitte letzten Jahres drastisch 
ins nahezu Bodenlose abgestürzt. Das Bruttoinlandsprodukt der 
USA mag mit 10 Billionen Dollar noch so imposant aussehen. Tat­
sache bleibt jedoch, daß der Dollar als Weltreservewährung ent­
zaubert wurde, da die US-Wirtschaft von ausländischen Anlegern 
stark abhängig geworden ist. »Den USA fehlen in der Ertragbilanz 
über 200 Milliarden Dollar pro Quartal. Sie benötigen also täglich 
Kapitalimporte von über einer Milliarde Dollar. Bleiben diese aus, 
vermindern sie sich auch nur fühlbar, dann muß der Dollar ab- 
sacken. Man darf auch nicht vergessen, daß sich amerikanische 
Wertpapiere in einem Volumen von 8000 Milliarden Dollar in 
ausländischen Händen befinden -  eine enorme Summe, die sich 
innerhalb von nur vier Jahren verdoppelt und damit den Boom an 
den US-Börsen angeheizt hat.«62

Der krasse Absturz der New Economy läßt sich am besten veran­
schaulichen, wenn man weiß, daß immerhin bis zum 11. Septem­
ber allein der New Yorker Finanzsektor 2,7 Prozent des US-Brutto- 
inlandsproduktes erw irtschaftete. B andulet erklärte am 21. 
September 2001 diesbezüglich: »Die USA werden aufrüsten. [...] 
Schließlich leben wir unter dem Regime eines Papiergeldstan­
dards, und Papiergeld ist seinem Ursprung nach nichts anderes 
als Kriegsgeld.« Die gesamtwirtschaftliche Lage ähnelt immer 
mehr der der siebziger Jahre63 sowie der dreißiger Jahre. Ein gra­
phischer Vergleich der Weltwirtschaftsdepression von 1929 mit 
dem 11. September 2001 in bezug auf den Dow-Jones-Index weist 
erschreckende Parallelen auf.64 Die heutige Situation ist zu be­
schreiben als Stagflation, eine Kombination von Inflation und sta­
gnierendem Wachstum, als ein Szenario fallender oder langfristig
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maroder Börsen, als ein Szenario von Ölkrisen und kriegerischen 
Konflikten. Ferner muß berücksichtigt werden, daß in den USA 
die Verbraucher und Unternehmen stark überschuldet sind und 
die Börsenkrise die Immobilienmärkte noch nicht einmal erfaßt 
hat.65

Wie so oft in wirtschaftlich schwierigen Zeiten der US-ameri­
kanischen Geschichte hat nun eine Militärisierung der gesamten 
Gesellschaft eingesetzt. Es findet eine Schwerpunktverlagerung 
vom zivilen Sektor in den Militärisch-industriellen Komplex statt, 
um von den krassen sozialen Gegensätzen in der US-Gesellschaft 
abzulenken. Dafür benötigt man eine Bedrohung von außen, da­
mit die Bevölkerung dermaßen verängstigt wird, daß sie bereit 
ist, um des patriotischen Opfers willen Bürgerrechte und soziale 
Errungenschaften aufzugeben. Diese Schwerpunktverlagerung 
von der zivilen Wirtschaft in die militärische spiegelt sich am be­
sten im Luftfahrtsektor der US-Wirtschaft wider. Der 11. Septem­
ber verursachte in der Luftfahrtbranche widersprüchliche Aus­
wirkungen. In dieser Industrie wird weltweit ein Abbau von bis 
zu 150 000 Stellen erwartet. Die beiden größten Flugzeughers­
teller der Welt sind Boeing und Airbus, die mehr als 90 Prozent 
des Weltmarkts kontrollieren. Boeing ist aber auch der größte 
Rüstungskonzern der Welt und baut die Kampfflugzeuge F-15, 
F-18 und zusammen mit Lockheed den neuen F-22 Kampfjet. 
Diese Kriegsflugzeuge sind seit dem 7. Oktober 2001 über Af­
ghanistan im Dauereinsatz. Kurz vor Beginn des US-Angriffs auf 
Afghanistan bemerkte die Financial Times: »Rüstungsfirmen pro­
fitieren von Angriffen. Registriert wurde ein deutlicher Anstieg 
der Kurse von Rüstungsaktien, so von Raytheon, Boeing und von 
Lockheed Martin.«

Und Winfried W olf stellt fest: »Bereits wenige Tage nach den 
Anschlägen wurden zusätzliche 20 Milliarden US-Dollar für die 
sogenannte Verteidigung beschlossen. Ende Oktober 2001 ver­
kündete das Pentagon dann das größte Rüstungsprogramm aller 
Zeiten: Mehr als 200 Milliarden US-Dollar sollen für den Bau des 
neuen Kampfflugzeugs Joint Strike Fighter (JSF) ausgegeben wer­
den. Im Wert von weiteren 200 Milliarden US-Dollar sollen Flug­
zeuge dieses Typs exportiert werden. Hauptauftragnehmer ist der
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US-Konzern Lockheed Martin; >Teammitglieder< sind das US-Un- 
ternehmen Northrop Grumman und die britische BAe Systems. 
Voraussichtlich wird Boeing noch in das Konsortium aufgenom­
men.«66

Der Krieg dürfte sich schon jetzt als lukratives Geschäft für den 
Westen und vor allem für die USA erweisen. Die Taliban-Regie­
rung lehnte vernünftigerweise eine Zinsverschuldung ab. Nun hat 
sich das KARZAi-Regime, wie zu erwarten, zur Verschuldung im 
Weltbank-Stil bereit erklärt. Hierüber berichtet Martin B araki: 
»Der Wiederaufbau Afghanistans wird Milliarden kosten, allein 
die Beseitigung der 35 Millionen Minen und Blindgänger wird 
Jahre dauern, wenn nicht Jahrzehnte. Die meisten Aufträge dürften 
an US-Firmen vergeben werden, genau wie 1991 ff. in Kuwait und 
in Bosnien-Herzegowina. Am lukrativsten ist sicherlich das 1500 
Kilometer lange Pipeline-Projekt, das die US-Firma Unocal und 
die saudische Delta Oil von Daulatabad (Turkmenistan) nach 
Quetta und Multan (Pakistan) und weiter nach Neu-Delhi planen. 
Der Vertrag war mit Unterstützung der amerikanischen Regie­
rung am 23. Juli 1997 in Islamabad unterzeichnet worden, die Ta­
liban hatten versprochen, die Trassenführung in Afghanistan zu 
sichern. Als sie [...] scheiterten, riet Henry Kissinger, der als Berater 
der genannten Firmen tätig ist, zur Stornierung des Projektes.«67 
Nun wurde der Weg sozusagen freigebombt!

Die Weltwirtschaftskrise, die den Motor der globalen Wirtschaft 
befallen hat, nämlich die US-Wirtschaft, hat nun von dort aus die 
leicht erkennbare Rezession von sich abgewendet, indem man ein 
Täuschungsmanöver inszenierte. Diese Weltwirtschaftskrise war 
in erster Linie der verheerende Absturz der New Economy, die als 
Wundermittel eines praktisch zehnjährigen unverminderten Wirt­
schaftswachstums in den USA galt. Diese New Economy schien die 
Gesetze der kapitalistischen Marktwirtschaft aufzuheben. Denn 
der Zusammenbruch des spekulativen Überreizens aller Formen 
von zinstragenden Eigentumstiteln wurde rasch durch die neue 
Illusion ersetzt, daß die unter Bedingungen der Informations- und 
Kommunikationstechnologie revolutionierten Produktionsbedin­
gungen nur noch kurze Produktlebenszyklen aufweisen. Somit 
hoffte man in den USA auf ein rasches Anziehen der Konjunktur,
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welches den Absturz und den schmerzhaften Prozeß der Wertbe­
reinigung verdecken würde.

Aber der Wirtschaftszyklus wurde keineswegs aufgehoben, da 
auf den Finanzmärkten nach einer spekulativen Welle bis zum 
Frühjahr 2000 ein irrationaler Überschwang stattfand, der eine 
starke Wertkorrektur bis in den Herbst 2001 mit sich zog. Wie 
schwerwiegend die somit ausgelöste Krise ist, zeigt sich, da trotz 
massiver Zinssenkungen die Vernichtung des zinstragenden Ka­
pitals beträchtlich ist.68 Daß dieser Aufschwung aber nur eine spe­
kulative Luftblase war, zeigte sich also schon vor dem 11. Sep­
tember 2001.

Die psychologische Kriegführung der Bush-Regierung

Die US-Regierung hat verlauten lassen, daß dieser Krieg in Af­
ghanistan nur die erste Stufe im globalen Krieg gegen den inter­
nationalen Terrorismus darstelle. Es handelt sich daher um einen 
langen, neuartigen Krieg.69 Dieser Krieg wurde aber von langer 
Hand geplant. Ein vielgebrauchtes Zitat besagt, daß das erste Op­
fer im Krieg die Wahrheit ist. Die in der US-Geschichte weitge­
hend kriegsunwillige Bevölkerung mußte erst auf diesen neuen 
Krieg eingestimmt werden! Die CIA und sämtliche US-Geheim- 
dienste arbeiteten schon lange an dieser Konditionierung der 
Massen. Im Buch Trümmer für den Feldherren -  Hintergründe zu den 
Anschlägen vom 11. September 2001 wird erwähnt, »daß das [...] so 
beliebte, von Samuel P. H untington geschriebene Buch Kampf der 
Kulturen von [...] D ulles angeregt wurde und seine Gedanken wie­
dergibt«.70 Allan Dulles war, was die US-Geheimdienste betrifft, 
ein alter Hase. Er war schon Vertreter des CIA-Vorläufers, der OSS 
(Office of Strategie Studies), und wurde später Direktor der CIA.71

H untingtons These vom Kampf der Kulturen (etwa zwischen 
der islamischen und der westlichen Welt) wurde, wie schon er­
wähnt, von den Massenmedien begeistert aufgriffen. Sie sei dazu 
geeignet, die Bevölkerung auf einen weiteren >unausweichlichen< 
Krieg vorzubereiten. Hierzu paßt auch wie die berühmte Faust 
aufs Auge die Aussage von Bushs nationaler Sicherheitsberaterin 
Rice vom 3. Februar 2001: »Wir brauchen einen neuen Feind.« [In­
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ternet] Sie erkannte, daß die enorme Kriegsmaschinerie der USA 
ohne ein neues Feindbild nicht mehr zu rechtfertigen war. Nach 
dem raschen Niedergang und Zusammenbruch des Kommunis­
mus mußte daher eine neue Bedrohung gefunden werden. Erst 
kam 1990-2002 (?) (ein Segen für den Militärisch-industriellen 
Komplex in den USA) Saddam H ussein, dann kamen 1991-2000 
(?) die bösen Serben (die von der EU und der NATO nichts wissen 
wollten und schließlich den letzten Rest des europäischen Sozia­
lismus beseitigten) und schließlich, von denselben elitären Krei­
sen lang ersehnt, die bösen Fundamentalisten in Afghanistan 1997- 
2002 (?) (die rein zufällig geopolitisch dem Big Business made in 
USA im Wege waren). Der Leser möge beliebig viele Staaten in 
Afrika, Lateinamerika, Asien hinzuaddieren, über die der aggres­
sive Globalismus hereingebrochen ist -  der stets von der US-Re- 
gierung angeführt wurde und mit anscheinend unaufhaltsamer 
Gier die Welt plündert, ausbeutet und in Kriege stürzt.

Mittlerweile kann nicht mehr geleugnet werden, daß die psy­
chologische Kriegsmaschine äußerst lange und sorgfältig vorbe­
reitet wurde. Viele Journalisten, die zum Beispiel für CBS arbeite­
ten, waren Mitglieder der CIA, und selbst der äußerst einflußreiche 
Boß von CBS, William P aley, war Oberst der psychologischen 
Kriegführung. »Die bedeutendste Zusammenarbeit des CIA lag 
in den Verbindungen zu Willam (sic) P aley, einem Ex-Oberst des 
2. Weltkrieges, der CBS gegründet hatte und der als treuer An­
hänger aller Formen von Propaganda galt und im Kadavergehor­
sam dem Pentagon verpflichtet war. P aley war sofort willig und 
stellte viele Journalisten als CIA-Agenten ein. Er ermöglichte Allan 
D ulles auch den Aufstieg zur >Grauen Eminenz< der amerikani­
schen Medien. Als P aley schließlich abtrat, übernahm seinen Po­
sten Sig M ickelson, der als Präsident von CBS News von 1954 bis 
1961 die Arbeit im Sinne des CIA fortführte.«72

Psychologische Kriegführung beinhaltet aber alle Elemente, die 
zur Manipulation der öffentlichen Meinung innerhalb einer Ge­
sellschaft führen. Somit war die US-Filmindustrie stets mit dem 
Pentagon darum bemüht, einen effektiven Krieg zu führen, der 
legitim und gerecht erscheinen mußte. Zur äußeren Front, die 
physisch erkennbar ist, gesellt sich daher immer die innere Front,
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die subtiler, doch deswegen keineswegs unbedeutender ist. »Die­
ser innere Krieg richtet sich gegen die eigene Bevölkerung und 
wird viel mehr mit gewöhnlichen Dingen geführt als mit Waffen.«

Ari F leischer, Abgeordneter des Weißen Hauses und enger Be­
rater George Bushs, gab daher vor zwei Monaten bekannt, daß 
sich Karl Rove, ebenfalls US-Abgeordneter, mit den Chefs der Film­
studios in Hollywood treffen werde. Die US-Regierung wollte auf 
diesem Treffen die Filmproduzenten um Hilfe bei ihrem Propa­
gandafeldzug bitten. Eingeladen waren die Chefs von Paramount, 
CBS, Showtime, HBO, Dreamworks und MGM. Was genau be­
sprochen wurde, erfuhr die Öffentlichkeit nicht. Aber es bedarf 
keiner allzu großen Phantasie, um sich die enge propagandistische 
Zusammenarbeit zwischen der US-Filmindustrie und dem Penta­
gon vorzustellen. So stellte die US-Navy bei Dreharbeiten zu Fil­
men wie »Black Hawk Down« Originalkriegsgeräte zur Verfügung.

Unmittelbar nach den Anschlägen vom 11. September rückte 
der Patriotismus in den Vordergrund US-amerikanischer Filme. 
Aber auch die Zeitpläne wurden politisch opportun geändert. 
»20th. Century Fox etwa zog die Erstaufführung vor und brachte 
seinen Film >Behind the Enemy Lines< bereits am 30. Dezember. 
> Black Hawk Down< sollte eigentlich erst im März dieses Jahres 
anlaufen, wurde jedoch auf Januar vorgezogen.«73

Auch eine sprachliche Manipulation nahm die US-Regierung stets 
vor, um den Kriegsverlauf harmloser und annehmbarer erscheinen 
zu lassen. Viele dieser Un-Wörter stammen aus dem Golfkrieg von 
1991. Damals wurde die emotionale Wirkung auf die eigene Bevöl­
kerung weitgehend durch eine neue Terminologie neutralisiert: 
>Kollateralschäden< war eines der Lieblingswörter der Pentagon­
sprecher. Der Krieg sollte klinisch sauber sein, daß hieß, vor allem 
für die US-Bevölkerung: »keine Bilder von Soldaten >im Todeskampf 
oder Schockzustand<, keine Übertragung von >Bildmaterial von 
Verwundeten mit starken Entstellungen^« Militärische Interven­
tionen wurden zu »humanitären Einsätzen^ Wenn es um Krieg geht, 
ist heute im Pentagon nur noch von »Krieg gegen den Terror< die 
Rede. Hierzu sagte der Kommunikationswissenschaftler Christo- 
pher Simpson in einem Monitor-Interview: »»Wie uns das Pentagon 
informiert, das ist eine kalkulierte Anwendung dessen, was man
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als Informationskrieg bezeichnet. Dessen Ziele sind die amerika­
nische Öffentlichkeit und die Menschen in den verbündeten Staa­
ten. Dieser Informationskrieg hat auch andere Aspekte. Man be­
schränkt den Zugang zu Informationen, verbreitet nur bestimmte 
Nachrichten. Man präsentiert ausgewählte, wirkungsvolle Bilder. 
Dahinter steckt eine Strategien«74

Wie sehr Filme ins gesamte propagandistische Konzept Wa­
shingtoner geopolitischer Strategien mit eingefügt werden, zeigten 
Hollywood-Streifen vergangener Jahre. Ein hervorragendes Bei­
spiel war der 1996 gedrehte Film »Tödliche Weihnachten«, der 
gewissermaßen eine Vorankündigung der elitären Machthaber in 
den USA beinhaltete. In diesem Film kommt folgender Dialog 
zustande: »Budgetkürzungen, Süße<, antwortet der Mann von der 
CIA der Heldin Geena Davis, die sich wundert, warum der Dienst 
einen Terroranschlag plant. >Der Kongreß hat uns in Übersee den 
Hahn abgedreht [...] 1993, der Bombenanschlag auf das World 
Trade Center, vor Gericht behauptet einer der Bombenleger, die 
CIA habe davon gewußt [...] Es ist nicht undenkbar, daß die den 
Bombenlegern den Weg geebnet haben, um so eine Budgeterhö­
hung rauszuschlagen [...] Leider hab' ich keine Ahnung, wie man 
den Tod von 4000 Menschen simuliert. Wir werden sie also ein­
fach alle töten müssen. Und es natürlich den Moslems in die Schuhe 
schieben. Dann bekomme ich meine Mitteln« Hermann L. Gremli- 
za schrieb hierüber: »Die Szene aus dem US-Spielfilm >Tödliche 
Weihnachten^ gedreht 1996, ist nicht einfach eine Fiktion. Sie ist 
eine Nachricht davon, was die für die US-Gesellschaft so wichtige 
Medienindustrie ihren Konsumenten am Ende des 20. Jahrhun­
derts als hinreichend plausibel hat darstellen können: daß die USA 
von Kräften regiert werden, die für Geld zu Verbrechen aller Art 
und jeden Ausmaßes bereit sind.«76

In diesem Zusammenhang teilte Silke L ührmann folgendes mit: 
»Katastrophenfilme, die keine schicksalhafte, gottgefügte Tragö­
die inszenieren, sondern von Menschen gewolltes und verursach­
tes Leid, haben eine weitere Funktion, die den Mächtigen und 
Meinungsmachern in den letzten Tagen nicht ungelegen kommen 
konnte. Indem sie ihr Publikum lehren, bestimmte Bevölkerungs­
gruppen zu hassen und zu fürchten, vereinfachen sie die Suche
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nach Schuldigen. Mit >Ausnahmezustand< (1998) exerzierte Ed­
ward Z wick den Ernstfall vor: Nach einem Terroranschlag musli­
mischer Extremisten interniert die amerikanische Regierung alle 
auf ihrem Territorium lebenden Araber.«77

Diese Szene sollte man auch vor dem Hintergrund der gegen 
internationales Recht internierten Talibangefangenen auf Guatäna- 
mo Bay sehen. Vor allem aber ebnete sie den Weg für eine Über­
wachung aller ausländisch aussehenden US-Amerikaner; die Ra- 
sterfahnung läßt diesbezüglich auch in Deutschland kräftig 
grüßen. Wem dies zu abwegig anmutet, dem sei folgendes gesagt. 
Über das US-Magazin Foreign Affairs, das vom elitären Council on 
Foreign Relations (CFR) herausgegeben wird, schrieb der Rechts­
anwalt Luzi Stam, nach seinem Sprengstoffanschlag auf das World 
Trade Center 1993 habe der Attentäter Ramzi Y oussef gesagt: »Das 
nächste Mal, wenn wir genug Geld und mehr Verbündete haben, 
werden die Türme einstürzen.« Damals hielten viele dies für über­
trieben. Aber: »1998 machte sich das US-Magazin Foreign Affairs 
Gedanken über die Folgen, wenn das Trade Center mit chemi­
schem oder nuklearem Kampfstoff angegriffen würde [...] Wegen 
der Verseuchung wäre Hilfeleistung kaum mehr möglich, die an­
gegriffene Stadt könnte für Generationen unbewohnbar werden. 
Wer das für undenkbar hält, muß bedenken, daß auch die Attacke 
vom 11. September undenkbar erschien.«78

Daß die US-Machtelite aber sorgfältig in diesem Sinne mit Zeit­
abstimmungen arbeitet, zeigte sich auch im Jahre 1997: »In Mimi 
L eders >Project Peacemaker< (1997) ist es ein finsterer Serbe, der 
Manhattan in Angst und Schrecken versetzt.«79 Etwa ein Jahr später 
war die von der USA geförderte und gesteuerte Bombardierung 
Jugoslawiens -  die sich in erster Linie gegen das serbische Restju­
goslawien gewandt hatte -  beschlossene Sache, um im März 1999 
durchgeführt zu werden. Nachdem die westlichen Massenmedien 
die Serben jahrelang als Faschisten abgestempelt hatten, war die 
Bereitschaft in der westlichen Bevölkerung zu diesem völkerrechts­
widrigen Krieg zumindest am Anfang groß gewesen.

Die Filmindustrie hat in Komplizenschaft mit dem Pentagon 
längst gelernt, daß ein einziger Tom H anks in der Rolle des privat 
(Gefreiten) Ryan wichtiger ist als unzählige Statisten und unbe-
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kannte Schauspieler. »Solange der Superheld überlebt oder zu­
mindest für den Endsieg des Guten stirbt, sind die Leichen, über 
die er gegangen ist, Kollateralschäden.«80 Daher kann es auch kaum 
überraschen, daß der Hollywood-Spielfilm »Pearl Harbor« noch 
etliche Monate vor den Anschlägen des 11. September 2001 in die 
(US-) Kinos kam. Es war ein kitschiger, klischeebeladener Film 
mit den nötigen Zutaten, damit die US-Bevölkerung noch einmal 
die Schmach und den Schock von 7. Dezember 1941 miterleben 
durfte -  selbstverständlich aber nicht ohne das heroische, siegrei­
che Ende, das in den Atombombenabwürfen von Hiroshima und 
Nagasaki seinen grausamen Höhepunkt fand. »Pearl Harbor« war 
ein patriotischer Film, wie ihn eben nur Hollywood drehen konnte. 
Daß er floppte, mag zwar die Filmbranche finanziell enttäuscht 
haben, dennoch zeigt er sehr deutlich die Absichten, die hinter 
solchen Filmen stecken.

Aber nicht nur die Hollywood-Filmwelt erlitt mit »Pearl Har­
bor« einen Fehlschlag. Daß Filme doch nicht ganz mit der Realität 
in Einklang zu bringen sind, zeigte sich nämlich dann im Afgha­
nistan-Krieg. Trotz der jahrzehntelangen Vorbereitung scheiterte 
die psychologische Kriegführung der USA in Afghanistan so kläg­
lich, daß US-Bomber den arabischen Sender Al Jazirah am 13. 
November 2001 in Afghanistan bombardieren mußten81, da, wie 
westliche Massenmedien selbst zugaben, die Gefahr bestand, die 
USA könnten den Medienkrieg, also den psychologischen Krieg, 
verlieren! So hatte einmal mehr rohe brachiale Gewalt über die 
Wahrheit triumphiert -  zumindest kurzfristig. Damit die Wahr­
heit nicht herauskommt, hat Hollywood in Komplizenschaft mit 
der US-Regierung und dem Pentagon etliche weitere Filme ge­
dreht oder in Auftrag gegeben. Sie tragen vielversprechende Titel, 
wie »Collateral Damage« (Kollateralschäden), »Black Hawk 
Down« (zeigt die gescheiterte Intervention der USA in Somalia in 
einem >neuen Licht<) oder »Behind Enemy Lines« (Hinter feindli­
cher Front).

Allen Filmen liegt die Darstellung der US-Streitkräfte als tapfe­
re, ehrenwerte Kämpfer zugrunde. Die Hemmschwelle zur Ge­
walt wird in solchen Filmen sehr stark abgebaut, während eine 
martiale Kriegskultur einer nach Erlebnissen süchtigen Konsum-
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gesellschaft als glorreiches Erlebnis präsentiert wird. Diese Filme 
fügen sich nahtlos in eine ganze Reihe bewährter Vorläufer-Filme 
der Hollywood-Machart, die in der, wenn auch primitiven, »Ram- 
bo«-Trilogie ihre Glanzleistung finden. Auch die Kriegsfilme »Red 
Dawn« (Rote Flut, 1983) und die »Star Wars«-Trilogie gehören in 
diesen Zusammenhang: Ersterer beschwört die Angst vor der kom­
munistischen Gefahr geradezu herauf und handelt von einer heim­
tückischen Invasion der USA. Der erste »Star Wars«-Film kam 1977 
in die Kinos, also kurz vor C arters Wiederaufrüstungsprogramm, 
das die REAGAN-Regierung dann noch auf die Spitze trieb. Der letzte 
Film der Trilogie wurde 1983 gedreht, noch rechtzeitig, um das 
SDI-Raketenabwehrsystem propagandistisch zu unterstützen. Es 
war daher überhaupt kein Zufall, als Ronald Reagan am 23. März 
1983 der Welt >sein neues< Abwehrsystem verkündete und die US- 
Massenmedien es als >Star Wars< bezeichneten. Interessanterweise 
spielte der drittklassige US-Präsident in den fünfziger Jahren in 
einem B Movie (zweitklassigen Film), in dem es ebenfalls um eine 
Art Raketenabwehrsystem gegangen war.

Um Bushs Raketenabwehrsystem nun durchzubringen, bedurfte 
es aber mehr als bloß einer »Star Wars-Trilogie«, deren Quintes­
senz die Botschaft war: Es wird immer Krieg geben, ob heute oder 
in 3000 Jahren. Die Anschläge vom 11. September 2001 wurden 
von der BusH-Regierung konsequent benutzt, um der eigenen Be­
völkerung zu verdeutlichen, daß der Feind jeden Moment wieder 
zuschlagen könne82, daher sei das Raketenabwehrsystem NMD 
unbedingt notwendig.

Als sich die Anschläge vom 11. September ereigneten, hatte die 
US-Regierung gerade eine Zero-Dead-Strategie für künftige Kon­
flikte ausgerufen: maximaler Schaden für den Feind bei minimalen 
Opfern auf seiten der USA. Zu diesem Zeitpunkt hatte die Bush- 
Regierung zwei scheinbar gegensätzliche Formen der Kriegfüh­
rung im Auge. Die erste sprach von einer vierten Generation der 
Kriegführung, auch >staatenloser< oder >asymmetrischer< Krieg 
genannt. Sie richtete sich gegen einen Feind, dessen Basis womög­
lich nicht ein Staat, sondern eine Ideologie oder eine Religion ist.83 
Diese Artideologischer Krieg war zuvor von Samuel H untington 
beschrieben worden. Die Denkfabriken in den USA hatten sich

82



Afghanistan im Kreuzfeuer der amerikanischen Kriegspolitik

schon jahrelang mit solchen Szenarien beschäftigt. Nun bekamen 
sie endlich Auftrieb und konnten ihre neue Kriegführung fördern.

Die zweite Form der Kriegführung konzentrierte sich auf ein 
Raketenabwehrsystem, das die USA vor ballistischen Raketen mit 
chemischen, biologischen oder nukleraren Waffen schützen soll. 
»Die BusH-Administration setzte auf dieses zweite Konzept, das 
den Militärisch-industriellen Komplex begünstigt, für den sich Re­
gierungsmitglieder wie C heney, Rumsfeld und P owell stark ma­
chen. Um die internationale Kritik zu entkräften -  etwa wegen 
der Kündigung des Atomwaffensperrvertrags -, erklärte Bush 
allerdings, der Raketenabwehrschirm solle nicht gegen Atommächte 
schützen, sondern gegen gewisse >Schurkenstaaten<, aber auch 
gegen Gruppen, die US-Ziele innerhalb wie außerhalb der USA 
mit Raketen beschießen könnten.«84

Die politischen Handlanger der Bush-Regierung 
sind tief in das geopolitische Erdölgeschäft verstrickt

Öl war und ist der politische Motor der BusH-Regierung. Die Öl- 
Millionen flössen ständig, nicht nur, um die Kriegsmaschinerie in 
Afghanistan in Gang zu halten, sondern auch, um die politische 
Führung in Washington zu schmieren. Insgesamt waren es 33,3 
Millionen Dollar, die die Ölindustrie nachweislich auf Konten der 
Wahlkämpfer im Jahre 2000 überwies. Ganz oben auf der Spen­
denliste standen Enron, Exxon, BP, Chevron und Texaco. Wie 
schon erwähnt, zählte C heney zu den Komplizen der Ölindustrie.

Der direkte Zugang der Öl-Giganten beschränkt sich dabei nicht 
auf den Präsidenten und seinen Vize, wenngleich George W. Bush 
den Löwenanteil der Spenden aus der US-Ölindustrie erhielt, im 
Schnitt mehr als 80 Prozent. Viele Mitglieder des Senats profitieren 
ebenfalls von den Zuschüssen der Ölkonzerne -  darunter auch 
der Vorsitzende des Energieausschusses -, sie bekamen »ihre höch­
sten Einzelspenden von den Energiekonzernen«. »Die Finanziers 
der US-Politiker kommen aber auch zum Zuge, wenn die Strate­
gien in dem so wichtigen Sektor entwickelt werden. So gehörten 
dem Team, das die Amtszeit von George W. Bush vorbereitet hat, 
mehr als 20 Manager und Gesellschafter von Öl- und Gasunter-
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Titelseite des Spiegels vom 18. 2. 2002 (Nr. 8/2002).
Von links: P owell, R umsfeld, B ush, Cheney und R ice.

Die drei letzteren Hauptkriegführer gehören bezeichnenderweise 
dreißhrenden Ölgruppen in den USA an.
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nehmen an. Sie sorgten dafür, daß den Interessen der amerikani­
schen Energiewirtschaft wieder die oberste Priorität eingeräumt 
wird.« »Bushs Top-Strategen Karl Rove und Larry L indsey waren 
vor ihrem Weichsel nach Washington Enron-Großaktionäre, L ind­
sey stand als >Consultant< auf der Enron-Gehaltsliste. US-Sicher- 
heitsberaterin Condoleezza Rice saß zehn Jahre lang im Aufsichts­
rat des Chevron-Konzerns, der 1995 sogar seinen größten Öltanker 
auf ihren Namen taufte.. . .  So ist die Regierung Bush dichter mit 
den Ölmultis verflochten als je eine US-Regierung zuvor, und so 
nimmt sie Gestalt an, die >neue Welt-Geografie des Konflikts<, die 
der Politologe Michael Klare bereits im Frühsommer im Außen­
politik-Journal Foreign Affairs prophezeit hat. In deren Mittelpunkt 
stehen nicht mehr politisch-ideologische Verwerfungen. Sondern 
allein, so Klare, >der ungehinderte Fluß von Bodenschätzen^«85 

Es kann daher nicht verwundern, daß die Hauptkriegführer der 
BusH-Administration drei verschiedenen Ölgruppen angehören. 
Sie bilden die wichtige Carlyle Group, in der vor allem die Bush- 
Familie stark vertreten ist und die auch mit dem Militärisch-indu­
striellen Komplex der USA aufs engste verbunden ist: Chevron, 
bei dem Bushs Nationale Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice 
vertreten ist, und Halliburton, bei dem der einflußreiche (heimli­
che Premierminister der USA) Dick C heney Chef war und immer 
noch als wichtiger Aktionär gilt.86

Enron-Skandal: Wie der Vater so der Sohn -  
Der unausweichliche BusH-Krieg

Es wird von Historikern gern behauptet, daß die Geschichte sich 
wiederholt, in bezug auf die US-Politik scheint sich dies zu bestä­
tigen. George Bush jr. gehört derselben Clique um C heney, Powell, 
usw. an wie sein Vater. George Bush sen. griff als Oberkomman­
deur der US-Streitkräfte den Irak ein, sein Sohn bombardierte 
Afghanistan und drängte erneut zum Krieg gegen den Irak. Als 
in elitären Kreisen feststand, daß Saddam H ussein Kuwait beset­
zen werde, verkaufte Bush jr. im August 1990 schnell seine Har­
ken-Aktien. Nun ist George Bush jr. tief in den Enron-Skandal ver­
wickelt: Enron ist der siebtgrößte Energiekonzern der USA und
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inzwischen pleite.87 »Enron legte am 2. Dezember die größte Plei­
te in der Geschichte des amerikanischen Kapitalismus hin. Seit­
dem ermitteln Staatsanwälte wegen des Verdachts auf Betrug und 
Bilanzfälschung«. Enrons rasanter Aufstieg war eine Spekulati­
ons-Seifenblase. Der Konzern hantierte mit Derivaten: meist au­
ßerbörslich gehandelten Wertpapieren, die Wetten sind auf künf­
tige Preisschwankungen -  bei Rohstoffen, Devisen oder Zinsen. 
Enrons Milliardenverluste wurden in den Bilanzen eigens gegrün­
deter Partnerfirmen verborgen. »Binnen Wochen rutschte die >hei- 
ßeste aller heißen Aktien< (Höchstkurs: 89,94 Dollar) auf unter ei­
nen Dollar.« Die Firmenbosse hatten ihre Aktienpakete rechtzeitig 
losgeschlagen: 600 Spitzenmanager bekamen noch im November, 
nur Tage vor dem Konkurs, Prämien in Höhe von insgesamt 100 
Millionen Dollar. Viele der 20 000 Angestellten der Firma hatten 
einen Großteil ihrer privaten Altersversorgung in Enron-Papiere 
angelegt. Wegen einer Sperrklausel durften sie, anders als ihre 
Vorgesetzten, die Papiere beim Kursverfall nicht verkaufen.88 6000 
Angestellte verloren nicht nur ihren Job, sondern auch ihre Pen­
sionen, da sie sich einem Enron-Pensions-Plan angeschlossen hat­
ten. Dieser war an die firmeneigenen Aktien gebunden, welche 
sich aber mit dem drastischen Verfall der Aktien des Unternehmen 
gewissermaßen in Luft aufgelöst hatten.89

Brisant an dem Skandal ist nicht nur, daß Enron der größte 
Wahlkampfspender in Bushs politischer Karriere war, sondern 
auch, daß der Chef des Energie-Konzerns, ein gewisser L ay, ein 
alter Freund von Bush jr. ist. Innenpolitisch peinlich ist die Tatsa­
che, daß L ay im letzten Jahr zum Energieberater des jetzigen US- 
Präsidenten ernannt worden ist. Die Verbindungen zwischen der 
BusH-Administration und dem Energie-Konzern sind weitrei­
chend. So ist bekannt geworden, daß Bushs wirtschaftliche Haupt­
berater, Lawrence L indsy und Handelsvermittler Robert Z oellick, 
ebenfalls für diesen Energie-Konzern arbeiteten. Laut Journalist 
Bill P ress »läßt der Enron-Fall White water wie ein Kavaliersdelikt 
aussehen«.90

Mittlerweile hat Handelsminister Donald Evans zugegeben, daß 
der Chef von Enron die BusH-Administration um Hilfe gebeten 
habe, da der Konzern kurz vor dem Konkurs stand. Als Justizmi­
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nister John A shcroft die Sache untersuchen sollte, mußte er sich 
bald für »befangen erklären, weil er 1999 [...] 57 000 Dollar vom 
Energieriesen bekommen hatte«. Als ob dies allein nicht bedenk­
lich genug wäre, platzte nun eine weitere politische Bombe: Die 
Bilanzprüfer um Arthur A ndersen, die seit Jahren die Firmenbü­
cher Enrons kontrollierten, mußten eingestehen, daß ihre zustän­
dige Houstoner Filiale Tausende Dokumente und elektronische 
Dateien vernichtet hatte, als die Börsenaufsicht ihre Untersuchung 
beginnen wollte. Nun ist eine Armada mit der Rekonstruktion der 
Skandalpleite beauftragt. Börsenaufsicht, Finanzministerium, Zen­
tralbank und Justizministerium sowie Ausschüsse im Senat und 
Repräsentatenhaus ermitteln. Die Sache enthält einiges an politi­
schem Sprengstoff, da Enron vorsorglich alle großen Parteien un­
terstützt hatte.91

Nach letzten Erkenntnissen weigert sich das Weiße Haus be­
harrlich, Auskunft über die Gespräche zu geben, die C heney und 
L ay über die Energiepolitik geführt haben. Die Demokraten wol­
len hieraus politisches Kapital schlagen und haben vor, auf ge­
richtlichem Weg Zugang zu den Gesprächen zu erzwingen. Die 
Weigerung des Weißen Haus ist verständlich, da L ay enge Ver­
bindungen zu Präsident Bush, Vizepräsident C heney und ande­
ren Kabinettsmitgliedern nachgesagt werden. L ay hat schon seit 
Jahren Bushs politische Karriere gefördert und ihm über 600 000 
Dollar gespendet. Ende Oktober 2001 bat L ay mehrfach um Un­
terstützung, sprich Subvention aus Washington.92 -  getreu dem 
Motto: Eine Hand wäscht die andere.

Bush jr. hat bewiesen, daß er seinem Vater in nichts nachsteht, 
wenn es darum geht, bei der Inszenierung von Kriegen nachzu­
helfen, Milliardenbeträge zu unterschlagen oder zu veruntreuen. 
Auf der kriegerischen Seite des Seniors sprechen der Panama- 
Überfall 1989 sowie der Golfkrieg 1991 eine deutliche Sprache. 
Die finanzielle Skrupellosigkeit verdeutlichen Finanzskandale wie 
die Plünderung der Sparkassen- und Darlehensbanken 1990, bei 
der rund 500 Milliarden Dollar verschwanden93, und der >recht- 
zeitige< Verkauf von George W. Bushs Harken-Aktien kurz vor 
der Golfkrise im Jahre 1990. Den lästigen Journalisten zum Trotz, 
die ihn zu Beginn seiner nicht legal gewonnenen Präsidentschaft
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als >debil< bezeichnet hatten, zeigte er, daß die kriminelle Energie 
eines Bush nicht zu unterschätzen ist. Gefälschte Wahlen können 
ihn ebensowenig aufhalten wie ständig kritisierende Journalisten. 
Bush und Justizminister A shcroft sorgten mit mehreren Geset­
zesvorlagen auch dafür, daß die Pressefreiheit, auf die sich Ame­
rika doch immer gern beruft, eingeschränkt wird.

Das Eindämmen kritischer Journalisten dürfte nicht ganz ohne 
Grund stattgefunden haben, denn inzwischen hat es sich heraus­
gestellt, daß Enron seine krakenartigen Krallen bis nach Indien 
ausgestreckt hatte. Enron hat nun seinen Anteil an drei Öl- und 
Gasfeldern in Indien an die britische BG (British Gas)-Gruppe ver­
kaufen müssen, zu einem reduzierten Preis von 350 Millionen 
Dollar. Die indischen Geschäftspartner (Oil and Natural Gas Cor­
poration) haben einen Anteil von je 40 und 30 Prozent (Reliance 
Industries). Sie wollen die letztendliche Kontrolle über die Parma-, 
Mukta- und Tapti-Felder und kämpfen derzeit mit BG, um diese 
zu bekommen. »Das überarbeitete Abkommen sichert ertragrei­
che Felder zu einem günstigen Preis für die BG-Aktionäre sowie 
die Enron-Gläubiger«, erläuterte BG-Chef Frank Chapman. »Diese 
Aktiva sind für die Langzeitstrategie bezüglich Indien wichtig und 
werden uns ermöglichen, eine materielle Gasposition aufzubauen.«94 
Dies ist insofern wichtig, als diese Strategie unmittelbar zusam­
menhängt mit den Gas- und Ölpipelines, die von Zentralasien (dem 
Kaukasus) durch Afghanistan zum Indischen Ozean geleitet wer­
den sollen, um somit den ostasiatischen Markt zu beliefern -  wie­
der einmal durch Afghanistan.

Die Taliban wurden von der US-Regierung 
und Israel gefördert

Nachdem die US-Machtelite Saddam H ussein durch die CIA 1968 
erstmals massiv unterstützt hatte, konnte dieser die Macht im Irak 
an sich reißen. 1980 griff er, ganz im Interesse der US-Machtelite, 
den Iran an. Dies löste den für die Region verheerenden ersten 
Golfkrieg aus, der beide Regionalmächte, Iran und Irak, enorm 
schwächte, während er die USA und deren Präsenz in der Region 
stärkte. Saddam H usseins zweiter Fehler war es, sich im Jahre 1990
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gegen die Interessen der USA zu stellen -  was das heftige und. 
“iüenso brutale Eingreifen der US-Machtelite im Mittleren Osten 
erst ermöglichte und wiederum deren Position in dieser wichti­
gen Region der Erde beträchtlich stärkte.

Ebenso unterstützte die US-Regierung Slobodan M ilosevic An­
fang der neunziger Jahre, bis dieser mit seinem Krieg im Kosovo 
für die US-Interessen scheinbar zu weit gegangen war. Zur glei­
chen Zeit unterstützte die CIA aktiv die U £K  und deren militäri­
sches Vorgehen gegen die Zentralregierung in Belgrad 1998. Auf 
der sogenannten Friedenskonferenz von Rambouillet im Februar 
1999 wurde den Serben dann ein US-Diktat auf gezwungen, das 
letztendlich den Krieg zwischen der ehemaligen Bundesrepublik 
Jugoslawiens und dem Kosovo heraufbeschwor -  ganz im Sinne 
der geostrategischen Bestrebungen der Vereinigten Staaten.

Dies alles als Zufälle beschreiben zu wollen, wäre sicher naiv, 
da es die Macht der US-Elite in den betroffenen Regionen stets 
verstärkte. Daß die US-Regierung die Taliban seit Mitte der neun­
ziger Jahre offiziell unterstützte, ist ebensowenig Zufall. Dabei war 
die US-Regierung schon bei den Mudschahedin, der Vorgänger­
organisation der Taliban, die sie ebenfalls unterstützte, nicht ge­
rade zimperlich: Der amerikanische Geheimdienst CIA hat an die 
Mudschahedin Waffen im Wert von neun Milliarden Dollar ver­
teilt.95 Nach ihrem Sieg über die Sowjetunion Ende der achtziger 
Jahre hatten die Mudschahedin in den Augen der US-Regierung 
keinen Wert mehr: Für amerikanische Begriffe arbeiteten sie mit 
dem pakistanischen Geheimdienst ISI zu eng zusammen, und der 
damalige pakistanische Präsident Z ia ul-H aq strebte nach eigenen 
Aussagen eine Art Konföderation mit Afghanistan an.96 Z ias Tod 
im Jahre 1989 kam daher für US-geopolitische Interessen wie ge­
rufen und muß allein schon wegen seiner Umstände nach wie vor 
als mysteriös gelten, aber um so mehr auch in bezug auf die um 
180 Grad geänderte Afghanistan-Politik Pakistans.

Während Präsident Z ia ein enges Verhältnis zu den Mudscha­
hedin gepflegt hatte, sollte seine Nachfolgerin, Benazir Bhutto, 
dazu beitragen, daß nicht mehr die Mudschahedin gefördert wur­
den, sondern dieXaljban. Diese sollten nun den Weg für die Öl- 
und Gasleitungen freimachen. Dafür nutzten die USA jahrelang
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den ambivalenten Verbündeten Pakistan. »Die USA, gewohnt, mit 
konservativen islamischen Regimen zusammenzuarbeiten, gaben 
ihre Zustimmung. 1994 begann Naseerullah Babar, Innenminister 
im Kabinett von Benazir Bhutto, die Taliban aus den Medressen 
zu rekrutieren, diese zu bewaffnen und über die Grenze zu brin­
gen.«97 Als jedoch die Taliban nicht mehr das Spiel der USA spielen 
wollten, bombardierte Washington die Widerspenstigen.

Doch nicht nur von seiten der USA bekam das Taliban-Regime 
Unterstützung. Neben Saudi-Arabien und Pakistan führte eine 
wichtige Spur auch nach Israel. »Die Taliban sollen in großem 
Umfang Rüstungsgüter aus der Ukraine bezogen haben. Russi­
sche Sicherheitsexperten verdächtigen den ukrainischen Medien­
magnaten Wadim R abinowitsch, gemeinsam mit führenden Ge­
heimdienstlern militärische Ausrüstung über Pakistan an die 
Taliban geliefert zu haben.

Mitte der neunziger Jahre habe R abinowitsch, der derzeit in Is­
rael lebt, mit dem Chef des ukrainischen Sicherheitsdienstes Leo- 
nid Derkatsch und dessen Sohn Andrej militärisches Gerät an die 
Taliban vermittelt«, so Wiktor Iljuchin, Mitglied des Sicherheits­
ausschusses der Duma in Moskau.98 Bei dieser Lieferung ging es -  
laut dem Moskauer Militärjournalisten Wlad Schurygin, der zu­
sammen mit Iljichin den Schiebereien nachging -  um 150 bis 200 
Panzer der Typen T-55 und T-62, die vom pakistanischen Geheim­
dienst ISI besorgt wurden. Danach hätte das Kiewer Staatsunter­
nehmen Ukrspezexport, das für Waffengeschäfte zuständig ist, eng 
mit dem ukrainischen Geheimdienst kooperiert. Ein mittlerweile 
nach Moskau geflohener pakistanischer ISI-Offizier hat die Rü­
stungshilfe für die Taliban über die Ukraine bestätigt. Auch Oberst 
Wiktor K rjukow, Mitte der neunziger Jahre bei den russischen 
Grenztruppen an der tadschikisch-afghanischen Grenze im Ein­
satz, erinnert sich, daß bereits 1995 in abgehörten Funksprüchen 
von Taliban-Kommandeuren Rabinowitsch als Vermittler von 
Kriegsgerät genannt worden sei. Die Ukraine hatte dem israeli­
schen Staatsbürger Rabinowitsch im Juni 1999 wegen dubioser 
Geschäftspraktiken zunächst auf fünf Jahre die Einreise verboten. 
Aber schon Ende Juli desselben Jahres wurde das Verbot aufge­
hoben -  »womöglich wegen guter Beziehungen Rabinowitschs zum
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damaligen Geheimdienstchef Derkatsch. Dessen Sohn Andrej war 
Rabinowitschs Geschäftspartner in der Kiewer Radio- und Fern­
sehgesellschaft Ära. Aus Israel, welches seine Staatsbürger Ermitt­
lern anderer Länder nicht ausliefert, hat R abinowitsch alles be­
stritten«.99

Somit waren die Taliban immerhin ziemlich gut bewaffnet und 
konnten gegen die Gegner im eigenen Land vorgehen: eben Platz 
schaffen für die neue langersehnte Pipeline der US-Regierung. Der 
Plan sah damals zumindest die Vereinigung Afghanistans unter 
einer Zentralregierung vor, die sich verpflichtet hätte, den Bau 
der Pipelines zu übernehmen und damit auf das US-gesponserte 
Weltbank-Projekt einzugehen. Als die Taliban aber einen höhe­
ren Tribut für die Pipelines forderten, ärgerte sich Washington, 
das nunmehr die Stabilisierungspolitik Afghanistans verwarf und 
eine Art Balkanisierungspolitik wie seinerzeit in Jugoslawien be­
trieb. Wie im Kosovo-Krieg ist eine konsequente >Teile und herr- 
sche<-Politik am Werk. Die militärische Zerschlagung Afghanistans 
hat das Land in kleine Enklaven verwandelt, die von der westli­
chen Welt abhängig sind. Nun heißt das Ziel: Afghanistan von 
innen her so zu schwächen, daß es ohne US-Weltbank und UN- 
Hilfe kaum existieren kann. Auf diese Weise sollen die Pipelines 
gesichert werden.

In einem Land wie Afghanistan ist dies ein heikles Unterfan­
gen, das von vornherein zum Scheitern verurteilt ist! Obwohl die 
US-Machtelite dies noch nicht begriffen hat, hat ihr Niedergang 
bereits begonnen. Afghanistan ist nicht nur zu ihrem Stolperstein 
geworden, sondern beschleunigt den Anfang vom Ende der US- 
Machtelite, wie dies in der Geschichte mehrmals eintrat, ob beim 
britischen Imperium, beim russischen oder gar bei A lexander dem 
Grossen. Der Fluch Afghanistans hat nun die USA befallen. Be­
zeichnend ist die Tatsache, daß nun die Briten nicht mehr Soldaten 
in Afghanistan stationieren wollen. Auch Bundeskanzler Schröder 
will nun keine Soldaten mehr dorthin schicken.

Weil die treuesten US-Verbündeten auf einmal keine Lust ha­
ben, sollen nun türkische Soldaten dort stationiert werden. [FAZ 
4. Feb. 02] Die neue US-Botschaft war schon einen Tag nach dem 
Einzug von US-Truppen in Kabul völlig vermint worden. Nur we-
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nige Kilometer um Kabul wird zur Zeit zwischen der Nordallianz 
und den Taliban gekämpft, und Kämpfe sind zwischen der Nord­
allianz und der Taliban bei Masar-i-Scharif wieder ausgebrochen. 
[FAZ 4.Feb. 02] Interimspräsident K arzai ist ohne die US-Marines 
kaum noch sicher. Ihn wird wohl dasselbe Schicksal ereilen wie 
seinen verräterischen Vater, der von den Taliban getötet wurde. 
Statt ihre Milizen entwaffnen zu lassen, wie es Karzai verlangte, 
rüsten die Provinzherrscher auf. Alle großen Straßen von und nach 
Kabul werden von ihren Kämpfern kontrolliert. Bei Masar über­
fielen sie einen Hilfskonvoi, bei Khost sogar eine US-Kolonne. Die 
im Kabinett K arzai direkt vertretenen War Lords werden wohl nur 
so lange loyal bleiben, bis sie ihren Anteil an der Wiederaufbau­
hilfe abgeschöpft haben.100

Ein weiterer Drogenkrieg 
oder: wie die CIA sich selbst finanziert

Ein weiterer wichtiger Grund für die aggressive Haltung der US- 
Regierung gegenüber Afghanistan ist die Tatsache, daß die CIA 
schon seit dem Vietnamkrieg seine streng geheimen Kriegseinsät­
ze mit Drogengeldern finanziert, da solche heiklen Operationen 
vom US-Kongreß nicht mehr getragen werden. Afghanistan lie­
ferte bis vor kurzem 75% des Welt-Rohopiums, mit dem sich un­
ter anderem die CIA finanziert. Diese war maßgeblich an der För­
derung der Heroin-Produktion beteiligt. Den afghanischen Bauern 
wurde 300 Dollar pro Kilo bezahlt, während der Stoff beim Groß­
händler 10 000 Dollar je Kilo einbrachte. Eine solche Profitspanne 
gibt es in keiner anderen Branche. Bei drei Vierteln aller großen 
Fälle stießen Drogenfahnder auf die schützende Hand der Geheim­
dienste, berichtete der ehemalige Bundesforschungsminister An­
dreas von Bülow in seinem Buch Im Namen des Staates (1998).101

Ähnlich wie beim Pipeline-Geschäft machten die Taliban der 
CIA auch hier einen gewaltigen Strich durch die Rechnung. »Im 
Jahre 2000 [...] ließ die Taliban-Regierung die gesamte Heroinernte 
vernichten und stieg aus dem Drogengeschäft aus. Die von der 
CIA unterstützte >Nordallianz< hat hingegen zugesichert, den 
Opium-Anbau wieder aufzunehmen, wenn sie an die Macht
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kommt. Die Reingewinne aus dem Drogengeschäft bewegen sich 
jährlich im Billionen-Dollar-Bereich.«102

Schlafmohnfeld in Afghanistan, die größte Quelle der Welt für  
Rohopium (Foto: Sipa Press). Die CIA hat den Mohnanbau unter dem 

Taliban-Regime zunächst gefördert; um mehr als dubiöse Aktionen 
(u.a. die Contra-Rebellen) zu finanzieren. Der Entschluß der Taliban, 

im Jahre 2000, aus dem Drogengeschäft auszusteigen, war für die CIA 
wie eine Kriegserklärung.
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Der erste US-Angriff 
gegen das zweitärmste Land der Welt

Laut den Recherchen zweier französischer Geheimdienstfachleu­
te in ihrem Buch Bin Ladin: La Vérité Interdite (dt. Verbotene Wahr­
heit) ereignete sich zwischen Februar und August 2001 folgendes: 
Als die Verhandlungen zwischen der US-Regierung und den Ta­
liban über die Öl- und Gaspipelines erneut zu scheitern drohten, 
äußerte ein US-Geschäftsträger gegenüber der Taliban-Führung: 
»Ihr akzeptiert entweder unser Angebot eines goldenen Teppichs 
oder wir begraben euch unter einem Bombenteppich.«103 Im Zu­
sammenhang mit der dann erfolgten Bombardierung ist festzuhal­
ten, daß sogenannte >Cluster<-Bomben verwendet wurden, die ge­
gen die Genfer Konvention verstoßen.104 Mit der Operation >Daisy 
Cutter< wurden nach dem Rückzug der Taliban-Kämpfer kilome­
terweite Flächen durch Streubomben dem Erdboden gleich ge­
macht.105 Eine pakistanische Zeitung hat auf den Einsatz von Uran­
munition in Afghanistan hingewiesen.106

Die Massenmedien haben vielfach auf die geostrategische Be­
deutung von Masar-i-Scharif hingewiesen, einen wichtigen Um­
stand jedoch verheimlicht. In seiner Ausgabe vom 12. November 
2001 berichtet der Spiegel nämlich: »Schon vor Wochen hatte das 
Pentagon mit dem usbekischen Präsidenten Islam Karimow ver­
einbart, gleich nach dem Fall von Masar-i-Scharif eine Pipeline in 
Afghanistans nördliche Hauptstadt zu legen. Sie soll von der us­
bekischen Grenzstadt Termes aus über den Amu-Darja und weiter 
bis zum Masar-Airport geführt werden.« Man beachte, daß der 
Krieg bereits am 7. Oktober 2001 mit der US-Bombardierung Af­
ghanistans begonnen hat.

Wie schon erwähnt, waren die USA im Begriff, den Propagan­
dakrieg zu verlieren. Deswegen bombardierten sie den Al Jazi- 
rah-Sender in Afghanistan. Um aber jegliche Kritik an ihrer Bom­
bardierung zu verhindern, hat »das Pentagon gleich nach den 
ersten Fehlschlägen der >Präzisionsangriffe<, die sehr wohl zivile 
Opfer forderten, alle Satellitenfotos der Firma Space Imaging auf­
gekauft: Auf den Bildern ihres Ikonos-Spähsatelliten waren ein­
zelne Taliban beim Marsch zwischen verschiedenen Ausbildungs-
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lagern zu erkennen. Luftaufnahmen mit toten Zivilisten hätten 
jedoch das Propagandakonzept der Washingtoner Strategen emp­
findlich gestört«. So gab es schon nach der zweiwöchigen Bom­
bardierung nur unzuverlässige Angaben. Jedoch sprachen die 
Taliban von »mehreren hundert< Toten.107 »Alles bis hin zu »Schu­
lungszentren und Schießständen<«, so Verteidigungsminister Do­
nald Rumsfeld, »war getroffen. In ihrer Not griffen Washingtons 
Militärs zu Mitteln, die selbst unter Kameraden in NATO-Staaten 
nur Kopfschütteln auslösten: Da tauchten mit großem propagan­
distischen Tamtam zwei schwer bewaffnete fliegende Kanonen­
flugzeuge über dem Kriegsschauplatz auf, langsame Propellerma­
schinen, deren Geschütze Ziele präzise treffen können -  wenn es 
denn welche gibt.«108

Hier zeigte sich schnell, wie sinnlos die US-Bombenangriffe ge­
gen Afghanistan waren, denn: »Schon nach zwei Bombennächten 
gingen den britischen und amerikanischen Piloten feste Ziele aus. 
[...] Dabei war die Überlegenheit der Angreifer von Anfang an klar: 
Die wenigen einsatzbereiten Kampfflugzeuge der Taliban waren 
minutenschnell in Altmetall verwandelt, die Rollbahnen der mei­
sten afghanischen Flughäfen wurden zu Kraterwüsten.«109 In der 
dritten Bombenwoche vermehrten sich die Anzeichen, daß die mi­
litärische Führung der USA das Unternehmen Afghanistan viel­
fach fehleingeschätzt hatte. Selbst der Pentagon-Sprecher, Kon­
teradmiral John Stufflebeem, mußte eingestehen, daß der Feind 
»ein unerwartet »robuster Gegner<« sei. »Das Bekenntnis aus Wa­
shington, man sei überrascht, »wie zäh sich die Taliban an die 
Macht klammerm, offenbart das dramatische Ausmaß der Fehl­
einschätzungen. «110

Als zu diesem Zeitpunkt Stimmen in den USA versuchten, den 
Irak der Anschläge vom 11. September zu bezichtigen, gab selbst 
die britische Regierung bekannt, es gebe keinen Beweis dafür, daß 
der Irak die Anschläge auf Amerika mit geplant und mit organi­
siert habe.111

Ähnlich wie im US-Krieg gegen den Irak 1991 und im Kosovo- 
Krieg 1999 hätte der Afghanistan-Krieg während der Kriegshand­
lungen durch diplomatische Bemühungen viel eher beendet wer­
den können. Aber die US-Regierung sabotierte und brachte schon
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im Ansatz jede mögliche frühzeitige Beendigung des Krieges zum 
Scheitern.

So kam es Ende November 2001 bei Masar-i-Scharif zu einem 
Blutbad, obwohl es viele Verhandlungen zwischen den Taliban- 
Anhängern und den Mudschahedin-Kommandeuren gegeben 
habe. Staatsorganisationen appellierten an die Führung der Nord­
allianz, nach der Eroberung von Masar-i-Scharif es nicht zu ei­
nem Massaker kommen zu lassen. Dort waren unter dem Kom­
mando des brutalen Usbeken-Generals Raschid Dostam in einem 
Racheexzeß mehrere hundert Taliban aus Pakistan nieder gemet­
zelt oder zur Massenerschießung in die Wüste abgeführt worden. 
Das Internationale Kreuz bestätigte den Fund von 600 Leichen.112 
Die Amerikaner seien es gewesen, die eine solche Vereinbarung 
verhindert hätten, läßt Dschalalabads Gouverneur Haki Abdul Qa- 
dir verlauten. >Die wollten von Anfang an die Leute nicht lebend<, 
glauben dagegen Bauer Nadir Khan und seine Dorfnachbarn.113 
Am 12. Dezember 2001 zerschlugen amerikanische Bomber ziel­
bewußt ein Kapitulationsangebot der Taliban. »Es sollte, so Pasch- 
tunenführer Mohammed Z aman, zur Aufgabe von Hunderten 
Tschetschenen, Usbeken, Pakistanern und Afghanen führen, die 
sich in die unwirtlichen Bergregionen zurückgezogen hatten. [...] 
>Die Amerikaner wollen keine Aufgabe akzeptieren^ berichtete 
nach stundenlangen Beratungen mit seinen US-Beratern der neue 
Sicherheitschef des östlichen Afghanistan, Hazrat Ali. >Sie wollen 
sie alle töten. «<114

Die Kriegshandlungen verhinderten über viele Wochen huma­
nitäre Hilfe, Lebensmitteldepots des Roten Kreuzes sind sogar 
gezielt bombardiert worden.115 Dadurch wurden die Lebensmit­
telabwürfe der USA zur propagandistischen Heuchelei degradiert.

Der Schwerpunkt der US-Geopolitik

Zwar werden der Carlyle Group um die BusH-Familie sowie den 
anderen Konzernen Chevron (Condoleeza R ice) und Halliburton 
(Dick Cheney) nicht das gesamte kaspische Öl und Erdgas gehö­
ren. Aber die US-Regierung hat mit diesem Krieg in Afghanistan, 
in Usbekistan und in Kirgistan ihre Position gefestigt und kann
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somit dem äußerst wichtigen Gas- und Öltransport soviel Sicher­
heit bieten, wie Camp Bond Steel dies derzeit in der US-Zone des 
Kosovo für den AMBO-Transportkorridor von Bulgarien über 
Mazedonien nach Albanien gewährleistet. Die Strukturen der 
Geopolitik made in USA werden hier offensichtlich. Parallelen zu 
dem US-geführten und -geförderten Kosovo-Krieg drängen sich 
im geostrategischen Sinne förmlich auf. Die britische Tochter von 
Cheneys Firma Halliburton namens Brown & Root Ltd. hat die 
Machbarkeitsstudie für den Korridor erstellt. Mit dem Bau wurde 
im Herbst 2001, also genau zu dem Zeitpunkt begonnen, als die 
amerikanisch finanzierte UCK auch in Mazedonien die Waffen 
ruhen ließ.116 Investiert werden in die Trasse selbst 1,13 Mrd. Dol­
lar. Einrichtungs- und Servicefirma für Camp Bond Steel ist eben­
falls Brown & Root.117 Daraus läßt sich schließen, daß am Trans­
port von Gas und Öl mehr zu verdienen ist als am bloßen Verkauf.

Geostrategisch wichtig ist auch die Lage Afghanistans in bezug 
auf den Iran, einen Staat, der gewissermaßen seit der iranischen 
Revolution 1979 einer Sanktions- und Eindämmungspolitik sei­
tens der USA ausgesetzt ist. Der Iran besitzt vermutlich 9 Prozent 
der Weltölreserven, weshalb Afghanistan auch militärisch für die 
US-Regierung bedeutend ist. »Afghanistan liegt relativ nahe an 
den Ländern, die in Zukunft das meiste zusätzliche Öl und Gas zu 
kaufen bereit und in der Lage sein werden: Pakistan, Indien und 
ganz Ostasien. Nach Osten kann der Iran seine Reichtümer am be­
sten per Pipeline verkaufen: und die führt dann durch Afgha­
nistan.«118 Es geht den US-Konzernen, in erster Linie dem Rocke- 
feller-Im perium , »um die Beschaffung der Rohstoffe, die 
Erschließung der Transportwege und die Erschließung neuer Ab­
satzmärkte für Gas und Öl, für energieverzehrende Maschinen, 
Autos und Erdölprodukte. [...] In Mittelasien winkt den US-Kon­
zernen der große Profit, wenn nur die Produktionsstätten und 
Absatzmärkte erst geschaffen sind, die den Sog erzeugen für Gas 
und Öl. Diesem Ziel dient die Politik der USA.«

Dieses wirtschaftliche Ziel wird aber nie ohne die geopolitische 
Komponente erreicht und gesichert werden können. Daher hat die 
US-Machtelite mit dem Afghanistankrieg versucht, sich eine Art 
strategische Festung in Mittelasien anzueignen, die ihre Interes-
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sen in der Region sichert. Sichern bedeutet in diesem Sinn jeden­
falls, daß kein Konkurrent das Gas aus Turkmenistan zur Arabi­
schen See pumpen kann, geschweige denn Öl aus den übrigen 
Gebieten. Die Vereinigten Staaten haben mit dem Krieg also be­
reits jetzt einen geradezu klassisch anmutenden geostrategischen 
Vorteil erlangt, um jeglicher Konkurrenz das Leben in der Region 
so schwer wie möglich zu machen. Zu dieser geopolitischen Stra­
tegie paßt das Konzept des US-Verteidigungsministeriums wie die 
berüchtigte Faust aufs Auge. In seinem neuesten, alle vier Jahre 
herausgegebenen Statusbericht erschien folgende Strategie: »Welt­
weit den Zugang vor allem zu den Energieressourcen zu sichern; 
keine auch nur lokale Dominanz in Mittelasien zuzulassen und 
drohender Dominanz militärisch zuvorzukommen.« Vervollstän­
digt wird diese aggressive Hegemonialpolitik der US-Regierung 
durch die Tatsache, daß die Waffenproduktion die Konjunktur 
ankurbelt, der Krieg die Leute zusammenschweißt, die Rüstungs­
werte mit der Kriegsvorbereitung nach oben steigen. »Den Krieg 
gegen Afghanistan führt eine Clique aus der Ölbranche.«119

Vor allem in Hinblick auf China verfolgt die US-Geopolitik mit 
Afghanistan das Ziel, nicht nur selbst an die Rohstoffe zu kom­
men, sondern auch diese China zu verweigern, da China das Po­
tential hat, eine Supermacht zu werden. Durchaus bemerkenswert 
ist in diesem Zusammenhang folgendes Ereignis: Genau an dem 
Tag, als China und Afghanistan einen gemeinsamen Pakt abschlos­
sen, ereigneten sich die Terroranschläge vom 11. September 2001, 
die, wie wir gesehen haben, der US-Machtelite einen hervorra­
genden Vorwand für einen Angriff gegen Afghanistan lieferten.120

China hat in den letzten zwanzig Jahren sein Bruttoinlandspro- 
dukt verdreifacht -  eine in der Geschichte einmalige Leistung. 
Behält China diese enorme Wachstumsrate bei, dann wird seine 
Wirtschaft die der USA in spätestens zwanzig Jahren überholen. 
Der springende Punkt ist aber, daß Chinas Wachstum vom Zu­
gang zu billigen Energieressourcen völlig abhängig ist. Die natür­
lichsten sind eben gerade diejenigen in Zentralasien und am Kas­
pischen Meer, die zwar unweit von China entfernt liegen, aber 
eben zur Zeit von den USA geostrategisch gesichert werden121, 
damit nur sie diese verteuert an China liefern können. Somit hät-
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Die strategische Lage Afghanistans zu den nahen Ölfeldem sowie zu 
China dürfte keine geringe Rolle bei den Überlegungen im Weißen Haus 

gespielt haben. Doch verfolgt Rußland nicht ohne Mißmut die dauerhafte 
Stationierung der Amerikaner in früheren sowjetrussischen Gebieten. 

Karte: Der Spiegel, 7/2002
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ten die US-Regierung und -Konzerne eine gewisse Kontrolle über 
das Wachstum Chinas erlangt, wie die USA es bereits nach dem 
Zweiten Weltkrieg gegenüber ihren ehemaligen Wirtschaftskon­
kurrenten Deutschland und Japan vorexerziert haben. China hat 
die US-Gefahr so nah an seiner Grenze schon erkannt. Im Juni 2001 
hatte es zusammen mit Rußland und vier zentralasiatischen Re­
publiken die Shanghai Cooperation Organisation gegründet. De­
ren Aufgabe, so gab sich der chinesische Präsident Jiang Z emin 
diplomatisch, sei »weltweite Multi-Polarisation«, sprich die hege­
monistisch einseitige Dominanz der USA als einzige Supermacht 
vor der eigenen Haustür zurückzudrängen.122

Aber nicht nur China wird über die aggressive Einnahme von 
Stützpunkten durch das US-Militär besorgt sein. So hat nun auch 
Rußland klargemacht, daß es mit der ständigen Präsenz der USA 
in Zentralasien nicht einverstanden ist. Im Januar 2002 wurde be­
kannt, daß Washington einen weiteren Luftwaffenstützpunkt nahe 
der kirgisischen Hauptstadt Bischkek aufbauen will. Dieser soll 
es der US-Luftwaffe ermöglichen, von Kirgisistan aus Transport- 
und Kampfflugzeuge in ganz Zentralasien einzusetzen. In der 
Frankfurter Rundschau war hierüber zu lesen: »In Moskau wird 
befürchtet, daß sich die eigentlichen Ziele der Amerikaner in Af­
ghanistan keineswegs nur auf Taliban und Al-Qaida Kämpfer be­
schränken. Vielmehr geht der Kreml davon aus, daß die eigentli­
che Stoßrichtung den immensen Rohstoffen gilt, die in Usbekistan, 
Turkmenistan und Kasachstan lagern.« Wichtig sind dabei die 
neuesten Erdöl- und Erdgasfunde am Kaspischen Meer, die Ka­
sachstan für viele Beobachter sogar zum »Kuwait des 21. Jahrhun­
derts« machen.123 Bis auf P utin dürften mittlerweile die meisten 
russischen Militärs die Zusammenarbeit mit den USA bereuen, 
da Rußland mit Verärgerung auf den Besuch des tschetschenischen 
Außenministers Ilias A chmadow in Washington reagiert hat. »Das 
Treffen A chmadows mit einem Vertreter des US-Außenamts werde 
als >nicht-freundschaftlicher Akt< gegenüber Moskau gewertet, er­
klärte das russische Außenministerium.« Moskau ließ Washing­
ton wissen, daß solche Treffen dem »Geist der Zusammenarbeit 
und der Partnerschaft« beider Länder im Kampf gegen den inter­
nationalen Terrorismus widersprächen. Es hieße ferner: »Moskau
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sei >erstaunt<, daß die US-Regierung tschetschenische Separatisten 
unterstütze.«124

Dies stellt nur das hinterhältige Doppelspiel unter Beweis, das 
die US-Regierung seit geraumer Zeit in der gesamten Region treibt. 
Rückblickend lieferte der 11. September nicht nur das ausschlag­
gebende Ereignis, um die ganze US-Weltpolitik nach Richtlinien 
der Machtelite zu gestalten, sondern auch den nötigen Vorwand, 
um aggressive Machtpolitik zu betreiben.

Der Politologe Chalmers Johnson, ein früherer Berater der CIA, 
meinte über den 11. September: »Die Washingtoner Propaganda­
maschine hat offenbar viele Menschen davon überzeugt, daß die 
USA nur auf unprovozierte Attacken gegen Gebäude in New York 
und Washington reagieren. Es gibt jedoch einflußreiche Persön­
lichkeiten in Washington, die die Militarisierung der internatio­
nalen Politik als glänzende Gelegenheit sehen, um ihre eigenen 
verdeckten Absichten zu verfolgen: Sie befürworten Angriffe auf 
den Irak, die Kontrolle über die Öl- und Gasvorkommen in Zen­
tralasien und die Einkreisung Chinas. Der Aufbau eines Raketen­
schirms soll der erste Schritt auf dem Weg zur Zementierung der 
weltweiten US-Vorherrschaft sein.«125

Noch Anfang 2001 war die gesamte US-Außenpolitik heftig in 
Frage gestellt worden, nicht nur, wie man vielleicht denken mag, 
von Gegnern der USA. Selbst deren Verbündete äußerten Kritik. 
Die Sanktionspolitik der USA gegenüber dem Irak lag in Trüm­
mern, da das Embargo bröckelte. Rußland, Frankreich, Deutsch­
land und China (vier Mitglieder im Sicherheitsrat der UN) bezo­
gen offen Stellung gegen das Aufrechterhalten der Sanktionen 
gegenüber dem Irak sowie gegen die nahezu täglichen Bomben­
angriffe gegen das arabische Land. Die USA verloren ihre Mit­
gliedschaft in der Kommission für Menschenrechte in der UNO. 
In dieser Lage gelang es den USA nicht, ihre Entschließungen 
durch den Sicherheitsrat zu bringen. Auch in anderen internatio­
nalen Gremien scheiterten sie häufig. Washingtons Ablehnung des 
Kyoto-Abkommens wurde weltweit kritisiert. In weiteren Fragen 
befanden sich die USA in offenen Konflikten mit ihren Verbünde­
ten, man denke unter anderem an das Raketenabwehrsystem, den 
Internationalen Gerichtshof, den die USA nicht anerkennen wol-
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len, sowie an das Abkommen über die Kontrolle von Biowaffen. 
Auch der Hauptverbündete der USA im Nahen Osten, Israel, war 
unter schweren Druck geraten. Selbst die New York Times kriti­
sierte das taktlose Vorgehen von Präsident Bush. »Reihenweise 
hat Bush Verträge aufgekündigt, sabotiert oder platzen lassen, weil 

^sieTnicht >amerikanischen Interessen< dienten.«126
Doch der 11. September führte eine schlagartige Wendung her­

bei: Auf einmal brauchten die USA keine UN-Resolutionen mehr. 
Ein Krieg gegen Afghanistan wurde von ihren Verbündeten offi­
ziell begrüßt. Der ABM-Vertrag mit Rußland wurde gekündigt, 
weil er den Aufbau eines US-Raketenabwehrsystems behinderte. 
»Der Atomteststopp-Vertrag ist so gut wie tot, der Anti-Landmi- 
nen-Vertrag wurde abgelehnt, das Kleinwaffen-Abkommen zu 
einem seichten Kompromiß heruntergehandelt, weil Bush die spen­
denfreudige Waffenlobby nicht vergrätzen wollte. [...] Im vergan­
genen Dezember ließ Bush das Biowaffen-Abkommen platzen, weil 
es zahnlos sei. In Wahrheit wollte die US-Pharmaindustrie nicht 
von internationalen Inspektoren kontrolliert werden.« Die USA 
lehnten auch den Internationalen Strafgerichtshof für Kriegsver­
brecher ab, damit ihre Militärs nicht vor internationale Richter 
gestellt werden.127

Das ganze Geschrei, das den Kampf gegen den internationalen 
Terrorismus begleitet, ist nur Heuchelei, wenn man bedenkt, daß 
Bush sen. 1990 den Terroristen Orlando Bosch offiziell begnadigte. 
Bosch war in Venezuela inhaftiert, weil er 1976 ein kubanisches 
Flugzeug mit 73 Menschen an Bord bombardiert hatte. Bosch war 
schon 1968 für einen terroristischen Anschlag auf ein polnisches 
Schiff in Miami verhaftet und eingesperrt worden. Das US-Justiz- 
ministerium verwies auf FBI-Dokumente, denen zufolge Bosch 
terroristische Anschläge in den USA organisiert, unterstützt, er­
mutigt und ausgeführt habe. Auf Grund seiner Begnadigung lebt 
Bosch heute seelenruhig in Florida, während die BusH-Admini- 
stration nach wie vor gegen internationales Recht Taliban-Kämp­
fer auf Guantänamo Bay interniert.128

Das Raketenabwehrsystem scheint keinen mehr zu stören. Is­
rael kann nun mit US-Unterstützung den Friedensprozeß endgül­
tig begraben. Währenddessen sind die US-Regierung und ihre
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Energiekonzerne (von der Welt scheinbar unbemerkt) dabei, sich 
am Geschäft des 21. Jahrhunderts im Kaukasus zu bereichern. Der 
geostrategische Korridor und Schlüssel zu diesem einträglichen 
Geschäft ist nach wie vor Afghanistan. Erst die Einnahme dieses 
Landes kann die Öl- und Gasversorgung sichern. Von einer Ein­
nahme Afghanistans kann jedoch nicht die Rede sein. Zahlreiche 
Verbündete der USA wollen so bald wie möglich ihre Truppen 
aus diesem Land abziehen. Wie so oft in der Geschichte wird Af­
ghanistan zu einem Albtraum für alle ausländischen Invasoren 
werden. Offiziell haben die USA erst einen Soldaten verloren. Das 
ist nur ein schlechter Witz, da über tausend ihrer Elitesoldaten 
trotz deren technologischer Überlegenheit bei Gefechten mit den 
Taliban getötet worden sind. Die US-Regierung schweigt hierüber 
wie ein Grab, ein Eingeständnis würde in den USA großen Miß­
mut her vorrufen. Zahlreiche Helikopter und Kampf- sowie Trans­
portflugzeuge wurden abgeschossen. Jedes Mal behauptet Wa­
shington, es handle sich um einen Unfall. Es ist zu fragen, ob dies 
statistisch überhaupt noch möglich ist.

Nicht einmal Kabul ist gesichert, da Gefechte an der Tagesord­
nung sind. Auch die Russen hatten Anfang der achtziger Jahre 
über 70% der Städte eingenommen und wurden dennoch besiegt. 
Das KARZAi-Regime wird keinen Bestand haben, da es die Mehr­
heit der Afghanen, die Paschtunen, nicht berücksichtigt. Es scheint, 
als ob die US-Machtelite nun eine Balkanisierung Afghanistans 
anstrebt. Selbst wenn dies gelänge, bleibt die Frage der Sicherung 
der Pipelines, die durch das Land gehen sollen, unbeantwortet. 
Sabotage an den Pipelines dürfte kein Problem für Milizen sein. 
Angriffe auf alle US-Stützpunkte und Anlagen würden sicher fol­
gen, so daß die US-Truppen mit weiteren Gefechten rechnen müs­
sen.

Die USA müßten sich dann auf einen jahrelangen Guerillakrieg 
vorbereiten, den sie gar nicht führen können. Ihre afghanischen 
Verbündeten, die Nordallianz, die schon vor den US-amerikani­
schen Bombenangriffen uneinig und anti-amerikanisch eingestellt 
war, und die gekauften Afghanen werden zwar ihr Geld entge­
gennehmen, sind aber selbst untereinander so zerstritten, daß die 
US-Pläne eine Illusion bleiben werden. Dies wird die geostrategi-
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sehe Bedeutung der Region nur noch verstärken. Denn China als 
aufstrebende Macht und Rußland können sich auf lange Sicht kei­
ne US-Militärstützpunkte in ihrer Nähe erlauben. Auf schon fast 
ironische Weise wird daher realpolitisch wieder ein Zusammen­
kommen der beiden Regionalmächte beschleunigt, die auf Grund 
ihrer Interessen versuchen werden, die US-Präsenz aus Zentral­
asien zu verdrängen. Eine Unterstützung des Widerstands in Af­
ghanistan gegen eine hegemonistische US-Außenpolitik wird dann 
den Untergang der USA in Afghanistan nur beschleunigen.
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Vom  europäischen Staatenkrieg 
zum  globalen Partisanenkampf

J ü r g en  S c h w a b

Spätestens nach der Terrorserie am 11. September 2001 auf das 
World Trade Center in New York und das Pentagon in Washing­
ton durch islamische Fundamentalisten1 können wir davon aus­
gehen, daß das Politische wieder auf die Bühne der Weltpolitik 
zurückgekehrt ist. Und Carl Schmitt, der deutsche Altmeister des 
Staats- und Völkerrechts, führt die Regie im Geiste. Fieberhaft 
werden nun wieder >Freund< und >Feind< voneinander geschie­
den. Der >Krieg<, den nun die USA und ihre Vasallen im Namen 
der >westlichen Zivilisation gegen die >Barbarei< (in Wirklichkeit 
Kultur) aus dem Osten führen, wird wieder so genannt und nicht 
mehr mit >friedenstiftenden M aßnahm en euphemistisch um­
schrieben, wie wir es noch vor zwei Jahren beim NATO-Angriffs­
krieg gegen Jugoslawien eingebleut bekamen.

Totaler Feind -  totaler Krieg

Und der Feind wird nun wieder zum totalen Feind. Das ist aber 
nicht neu: Denn schließlich wurde das europäische Völkerrecht im 
Jahre 1945 endgültig von den Alliierten ausgehebelt. Der besiegte 
Feind wird nun als >Schuldiger<, >Verbrecher< und >Schurke< be­
kämpft, bis hin zur Liquidierung durch den Strang -  ob in Nürn­
berg (1946) oder in Den Haag (2001), ob Wilhelm Keitel oder Slobo­
dan M ilosevic. Es geht nicht mehr nur darum, den Feind zu besiegen, 
um danach wieder Frieden mit ihm zu schließen und in Koexistenz 
weiterzuleben; er soll vernichtet werden um jeden Preis, so wie erst­
mals 1943 in Casablanca als Kriegsziel die Vernichtung einer völ­
kerrechtlichen Person, also eines souveränen Staates, nämlich des 
Deutschen Reiches, von den Alliierten2 beschlossen wurde.

Totaler Feind -  totaler Krieg: Das bringt aber auch mit sich, daß 
nun jeder Bürger, ob im Osten oder im Westen, unbarmherzig 
haftbar für die große Politik gemacht werden kann, seitdem der
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Krieg wieder in das Bewußtsein der Menschheit weltweit zurück­
gekehrt ist und der Krieg total geführt wird, das heißt, keine Unter­
scheidung mehr zwischen Kombattanten und Nicht-Kombattanten 
getroffen wird. Das Beklagen »unschuldiger Opfer< ist zwar eh­
renwert, hilft jedoch politisch nicht weiter, da seit der Erfindung 
moderner Kriegführung zuallererst Zivilisten getroffen werden. 
Jeder wird automatisch für die Politik seiner Staatsführung kol­
lektiv mit haftbar gemacht. Die pazifistische Parole: »Stell Dir vor, 
es ist Krieg und keiner geht hin!« entpuppt sich immer mehr als 
Unsinn, weil der Krieg zu den Menschen kommt, ob sie nun Poli­
tiker, Soldaten, Büroangestellte, Mütter oder Kinder sind.

Reisbauern werden im vietnamesischen Regenwald mit Napalm 
vergiftet, Kinder verhungern im Irak aufgrund einer UN-Hunger- 
blockade, Industriearbeiter werden an ihrem Belgrader Arbeits­
platz von NATO-Bomben erwischt und Büroangestellte in New 
York von Hochhaustrümmern erschlagen. Eine Barbarei ohneglei­
chen steht uns scheinbar bevor. Doch wo liegen die Ursachen?

Historische Ursache und gegenwärtige Wirkung

Von den westalliierten Siegern des Ersten Weltkrieges wurde das 
alte Völkerrecht systematisch gebrochen, seitdem ist die Büchse 
der Pandora weit geöffnet und die Suche nach den Schuldigen für 
die neue Barbarei eröffnet. Ursache und Wirkung für die Misere 
werden nun gern vertauscht, damit die wahren Verursacher vor 
der Weltöffentlichkeit nicht bloßgestellt werden. Diese sitzen näm­
lich nicht in Kabul, Tripolis, Bagdad oder Teheran, sondern sie 
verrichteten ihr >Werk< im Jahre 1919 in den Pariser Vororten und 
in Genf, dem Sitz des damaligen Völkerbundes. Endgültig in Be­
wegung gestoßen wurde die unheilvolle Aushebelung des euro­
päischen Völkerrechts durch die Herren Roosevelt, C hurchill und 
Stalin, die -  wie bereits erwähnt -  erstmals die Liquidierung ei­
nes Staates als gemeinsames Kriegsziel ausgaben.

Seitdem existiert das Deutsche Reich zwar völkerrechtlich nach 
wie vor fort, doch es ist seit der Kapitulation der deutschen Wehr­
macht am 8. Mai 1945 und der anschließenden Verhaftung der 
Reichsregierung Dönitz am 23. Mai 1945 handlungsunfähig. Nach
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wie vor existieren die UNO-Feindstaatenklauseln gegen Deutsch­
land und Japan, und ein Friedensvertrag ist nicht in Sicht. Frieden 
ist eben nicht dann schon gegeben, wenn der Vasallenkäfig nur 
schön vergoldet, sprich mit Wohlstand gefüllt ist.

Diese historischen Ursachen, die zum totalen Krieg geführt ha­
ben, werden heute von den politischen Erben dieser westlichen 
Politik gern verdrängt, damit diese jetzt ungeniert die Kriegstrom­
mel gegen die neue >Barbarei< rühren können, die von »Schurken- 
staaten< aus dem Osten ausgehe.

Dabei gerät die Selbstinszenierung des neuen Kreuzzuges der 
»westlichen Zivilisation gegen den >Heiligen Krieg< aus dem Osten 
zur puren Heuchelei. >Zivilisation< soll ja suggerieren, daß unter 
der Hegemonie der USA heute ein höheres Niveau im Umgang 
der Menschen untereinander erreicht worden sei. Nachweisbar 
ist aber das Gegenteil der Fall, bedingt durch die Aushebelung 
des alten europäischen Völkerrechts. Während aber nun die ei­
gentlichen Nachfahren dieses europäischen Völkerrechts zu Va­
sallen der Menschenrechtsidee der USA herabgesunken sind, be­
rufen sich nun die Völker im Osten, in der islamischen Welt vor 
allem, aber auch im slawischen Europa und in China auf das ur­
sprünglich europäische Völkerrecht.

Auf den ersten Blick erscheint uns der Gegenstand als zwischen­
staatliches Recht, da es die Beziehung der Staaten betrifft, und nur 
indirekt um »Völkerrechte Die Bezeichnung ist aber dennoch zu­
treffend, da ja das Volk als biologische Einheit sich den Staat zu 
seiner politischen Einheit schafft und von diesem auf internatio­
naler Ebene vertreten wird. Nach herrschender Lehre besteht die 
Besonderheit und zugleich die Schwäche des Völkerrechts darin, 
daß es in seiner Wirksamkeit von der Anerkennung durch die 
betroffenen Staaten abhängt -  da entweder eine zentrale Durch­
setzungskraft fehlt3 oder -  so wäre zu ergänzen -  internationale 
Organisationen wie die UNO von bestimmten Staaten dominiert 
werden. Möglich ist auch, daß Bestimmungen der UNO von einer 
»Supermacht, wie den USA, einfach ignoriert werden. So hätte 
die NATO laut UN-Charta eine Zustimmung des UN-Sicherheits- 
rates für den Angriff gegen Jugoslawien im Jahre 1999 gebraucht, 
die jedoch nie erfolgt ist. Ebenso wurde die bundesrepublikani­
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sehe und wohl auch die Weltöffentlichkeit über den wahren In­
halt der Resolution Nr. 1373 getäuscht, die der UN-Sicherheitsrat 
nach dem 11. September verabschiedete. Darin ist nämlich ledig­
lich die Rede von >Terrorismusbekämpfung<. Der dann sofort ein­
setzende amerikanische Angriffskrieg gegen Afghanistan (und 
möglicherweise auch bald gegen weitere Staaten) ist durch die 
Resolution jedenfalls nicht gedeckt.4

Davon abgesehen dürfte das Ziel einer völlig neutralen und 
zugleich durchsetzungsfähigen Zentralgewalt wohl immer eine 
Utopie gewisser Verfechter der Menschheitsidee bleiben.

Völkergewohnheits- und Vertragsrecht

Rechtsquellen des Völkerrechts sind das Völker vertragsrecht, das 
Völkergewohnheitsrecht und hilfsweise die allgemeinen Rechts­
grundsätze. Völker vertragsrecht entsteht durch übereinstimmen­
de Willenserklärungen von mindestens zwei Völkerrechtssubjek­
ten; je nach Anzahl der Beteiligten unterscheidet man zwischen 
bilateralen (zweiseitigen) und multilateralen (mehrseitigen) Ver­
trägen. Das ungeschriebene Völkergewohnheitsrecht setzt, ver­
gleichbar dem innerstaatlichen Gewohnheitsrecht, langjährige von 
der Rechtsüberzeugung der Staaten getragene Übung voraus. Bil­
ligen sämtliche beteiligten Völkerrechtssubjekte die gewohnheits­
rechtliche Norm, spricht man von universellem Völkergewohn­
heitsrecht <. Gilt es nur in einer begrenzten Gruppe von Staaten, 
bezeichnet man es als »partikulares Völkergewohnheitsrecht<. Die 
allgemeinen Rechtsgrundsätze (Art. 3 8 1 c des Statuts des Interna­
tionalen Gerichtshofs) sind grundlegende, von den staatlichen 
Rechtsordnungen allgemein anerkannte Rechtsprinzipien, wie 
zum Beispiel Treu und Glauben. Angesichts der Unsicherheit über 
Existenz und Inhalt völkerrechtlicher Normen, gerade auf dem 
Gebiet des Völker gewohnheitsr echts, kommt den Bemühungen, 
das Völkerrecht durch den Abschluß multilateraler Verträge 
schrittweise zu kodifizieren, große Bedeutung zu. Das gilt etwa 
für die Haager Konventionen von 1907, deren wichtigste, die Haager 
Landkriegsordnung, Fragen des Kriegführungsrechts und des 
Besatzungsrechts im Krieg regelt.5
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Zu nennen sind ferner die auf Initiative des Internationalen 
Komitees vom Roten Kreuz zustande gekommenen »Genfer Kon­
ventionen« von 1949, die im Sinne eines humanitären Völkerrechts 
über die Haager Landkriegsordnung weit hinausgehen. Sie ent­
halten Regelungen hinsichtlich der Verwundeten, Kranken und 
Kriegsgefangenen und befassen sich vor allem mit dem Schutz 
der Zivilpersonen in Kriegszeiten. In den Zusammenhang des 
humanitären Völkerrechts gehört auch die »UNO-Konvention 
gegen Folter« und andere grausame, unmenschliche oder ernied­
rigende Behandlung oder Strafe vom 10.12.1984. Eine der bedeu­
tendsten Kodifikationen des Völkerrechts bildet die »Wiener Ver­
tragsrechtskonvention« vom 23. 5.1969 mit einheitlichen Regeln 
für Abschluß, Inkrafttreten, Auslegung, Anwendung und Been­
digung von völkerrechtlichen Vereinbarungen.6

Das klassische europäische Völkerrecht

Der Begriff V ölkerrecht erscheint zuerst im 16. Jahrhundert als 
Übersetzung des lateinischen ius gentium. Es handelt sich zunächst 
um einen Begriff des römischen Rechts. Erst ab dem 18. Jahrhun­
dert tauchen Parallelbegriffe wie ius intergentes, >Staatenrecht< und 
später > internationales R echt auf, die aber nicht den völlig glei­
chen Begriffsinhalt haben, worauf noch weiter unten eingegangen 
wird. Der Begriff ius gentium wiederum ist zum ersten Mal bei 
C icero nachweisbar.7

In seiner neuzeitlichen Bedeutung erfaßt der Begriff V ölker­
rech t nur die in Europa entstandene, historisch bestimmte recht­
liche Ordnung zwischen bestimmten Rechtssubjekten, den euro­
päischen Staaten. Mit dem neuzeitlichen modernen Staatensystem 
entsteht auch das Völkerrecht mit seinen drei Grundinhalten 
Kriegs-, Vertrags-, Gesandtschaftsrecht.8

Voraussetzungen für diese völkerrechtliche Ordnung Europas 
waren: erstens die Existenz von mindestens zwei, wenn möglich 
einer Vielzahl souveräner Staaten; zweitens muß zwischen diesen 
Staaten ein kontinuierlicher zwischenstaatlicher Verkehr freund­
schaftlichen oder auch feindlichen Charakters bestehen; drittens 
müssen diese die Regeln ihrer Beziehungen als rechtliche verste­
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hen.9 Und viertens besteht der Kerngehalt des Völkerrechts im 
Kriegsrecht. Der Krieg wird demzufolge als ein öffentliches Ver­
hältnis zwischen den gentes (Völkern) oder civitates (Staaten) be­
griffen. Und nur der princeps (Staatsoberhaupt) hat das Recht, Krieg 
anzufangen. Er handelt zwar als Person, aber als Vertreter des gens 
oder der civitas.10

Diese vier Grundvoraussetzungen für das, was man geschicht­
lich unter dem »klassischem europäischen Völkerrecht versteht, 
sind heute allesamt in Anbetracht der Weltherrschaft der USA 
nicht mehr gegeben, weshalb der medial instrumentalisierte Be­
griff des > Völkerrechts< heute nur noch eine euphemistische Wort­
hülse ohne den ursprünglichen Inhalt darstellt. Vielmehr weicht 
dieser Begriff heute -  gleichbedeutend verwendet zum »interna­
tionalen Recht< -  in wesentlichen Punkten vom Völkerrecht Euro­
pas ab: Nur das Wort ist das gleiche geblieben.11

Wir befinden uns heute vielmehr in einer zum alten europäischen 
Völkerrecht völlig entgegengesetzten Situation: Kein pluralistisches 
Verhältnis souveräner Staaten, kein Verkehr zwischen verfeinde­
ten Staaten, keine Anerkennung der Staaten untereinander als 
Rechtssubjekte, und schließlich ist der Angriffskrieg durch das »in­
ternationale Recht< geächtet. Jeder Leser kann diese Punkte der Reihe 
nach am »Verhältnis zwischen der Supermacht USA und »Schur- 
kenstaatem überprüfen: wie Afghanistan zur Zeit der Taliban-Herr­
schaft, aber auch Libyen, der Irak, der Iran, Sudan, Somalia, Jugo­
slawien zur Zeit der Präsidentschaft von Slobodan M ilosevic.

Das »klassischem auf den europäischen Raum beschränkte 
Völkerrecht, das mit dem Westfälischen Frieden (1648) einsetzte12 
und seinen bedeutendsten Wegbereiter in dem Niederländer Hugo 
Grotius (1583-1645) hatte, war vom Grundsatz der Souveränität 
der Fürsten und Staaten beherrscht. Wie bereits erläutert wurde, 
umfaßte diese Souveränität vor allem das Kriegführungsrecht. So 
sah das Völkerrecht seine Aufgabe nicht in der Ächtung des Krie­
ges als solchen -  wie heute das »internationale Recht< -, sondern 
vorrangig in der Mäßigung und Humanisierung der Kriegshand­
lungen. Der Krieg sollte »gehegt< werden.

Das Völkerrecht erachtete Krieg und Frieden gewissermaßen 
als wertneutral, als zwei unterschiedliche, aber gleichermaßen der
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Zwei bedeutende Theoretiker des >klassischen 
Völkerrechts</ oben: Hugo Grotius (1583- 
1645); unten: Jean-Jacques R ousseau 
1712-1778. In seinein Gesellschaftsvertrag 
schreibt R ousseau: »der Krieg stellt keine 
Beziehung zwischen Mensch und Mensch dar; 
sondern eine Beziehung zwischen Staat und 
Staat; in der die einzelnen nur zufällig Feinde 
sind, und zwar nicht als Menschen, nicht 
einmal als Staatsbürger; sondern als Soldaten.« 
Mit der Französischen Revolution erfolgte die 
Wende: Der Krieg ist nicht mehr das Privileg 
von wenigen, sondern die Angelegenheit von 
allen.

Carl Schmitt (1888-1985). Er zeigte; daß alle 
traditionellen Unterscheidungen, die im 
ehemaligen Völkerrecht vorgesehen waren, 
inzwischen gesprengt wurden, vor allem die 
Umterscheidung zwischen Kombattanten und 
Nicht-Kombattanten. Der Krieg spielt sich 
nicht mehr auf einem Schlachtfeld, sondern auf 
einem globalen Umfeld ab. (Zeichnung: Olivier 
Carre)
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Normierung bedürftige Rechtszustände. Maßgeblich hierfür war 
das Hauptwerk von Hugo Grotius: De iure belli ac pacis libri tres: 
drei Bücher über Kriegs- und Friedensrecht.13 Schon dieser Buch­
titel macht deutlich, daß das alte europäische Völkerrecht grund­
sätzlich das Recht souveräner Staaten anerkannte, Krieg zu füh­
ren und Frieden zu schließen.

Auf das klassische europäische Völkerrecht beruft sich noch 
Jean-Jacques Rousseau, wenn er im Gesellschaftsvertrag schreibt: 
»Der Krieg ist also keine Beziehung von Mensch zu Mensch, son­
dern eine Beziehung von Staat zu Staat, in der die Einzelnen nur 
durch Zufall Feinde sind, nicht als Menschen und nicht einmal als 
Bürger, sondern als Soldaten.«14 Diesen Standpunkt vertritt auch 
H egel, der im Gegensatz zum KANTschen Projekt eines Weltfrie­
dens zu Recht bemerkt: »Darin, daß die Staaten sich als solche 
gegenseitig anerkennen, bleibt auch im Kriege, dem Zustand der 
Rechtlosigkeit, der Gewalt und Zufälligkeit, ein Band, in welchem 
sie an und für sich seiend füreinander gelten, so daß im Kriege 
selbst der Krieg als ein Vorübergehensollendes bestimmt ist. Er 
enthält damit die völkerrechtliche Bestimmung, daß in ihm die 
Möglichkeit des Friedens erhalten« ist.15

Die Staaten sind demzufolge dazu angehalten, sich selbst in der 
Feindschaft als Rechtssubjekte gegenseitig anzuerkennen. Weil der 
Krieg zwar notwendig, aber immerhin vorübergehend ist, ist auch 
im Anschluß an ihn der Friede möglich. Beide Begriffe sind also 
existent und ziemlich scharf voneinander abgegrenzt. Das sollte 
sich aber in späterer Zeit ändern.

Das moderne internationale Recht

Im Gegensatz zum klassischen europäischen Völkerrecht ist das 
moderne internationale Recht durch die Ideologie der Menschen­
rechte geprägt und schon daher kaum mehr im klassischen Sinne 
als >Völkerrecht< zu bezeichnen, weil es ja zudem das grundle­
gende Recht souveräner Staaten (Völkerrechtssubjekte) zur Füh­
rung von Kriegen leugnet. Das moderne internationale Recht ist 
durch eine Philosophie -  ausgehend von der Mitte des 18. Jahr­
hunderts -  geistig vorbereitet worden, die dem Menschen das Stre­
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ben nach >Glück< auferlegte16; was dann rund 200 Jahre später zum 
kodifizierten Kriegs- und Gewaltverbot führte, wie es in Artikel 1 
Nr. 1 und Artikel 2 Nr. 4 der UNO-Charta seinen Niederschlag 
gefunden hat. Die friedliche Beilegung von zwischenstaatlichen 
Konflikten soll heute insbesondere durch eine >internationale 
Schiedsgerichtsbarkeit^ mit Richtern, die von den streitenden 
Parteien gewählt werden, erreicht werden.

Institutionen dieser >internationalen Schiedsgerichtsbarkeit 
sind der in Den Haag ansässige >Ständige Schiedsgerichtshof < und 
der internationale Gerichtshof<. Obwohl sich kein Staat dieser 
Gerichtsbarkeit unterwerfen muß, erlebten wir im Jahre 2001, daß 
der ehemalige Staatspräsident Jugoslawiens, Slobodan M ilosevic, 
vor dem >Internationalen Gerichtshofs< als > Beschuldigter < sitzt. Er 
wurde von der neuen Regierung in Belgrad durch finanzielle Be­
stechung der NATO-Staaten dorthin ausgeliefert. Was man ihm 
zur Last legt, sind >Kriegsschuld< und »Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit< -  Begriffe also, die in der alten europäischen Völker­
rechtsordnung nichts zu suchen hatten, da in dieser bewußt 
vermieden wurde, den besiegten Feind als »Schuldigem und »Ver­
brechen zu diskriminieren. Ihm stand ja das Recht zur Kriegfüh­
rung, auch eines Angriffskrieges, zu, während heute nur noch ein 
Beschluß des UNO-Sicherheitsrates kriegerische Maßnahmen er­
lauben soll. Doch diesen Beschluß hatte sich auch die NATO 1999 
vor ihrem Angriffskrieg gegen Jugoslawien nicht geholt. Sie hatte 
also kein Mandat der UNO.

Die Idee, Kriege zwischen den Völkern und Staaten durch zen­
trale internationale Institutionen möglichst auszuschließen, reicht 
in der Geschichte fast ebenso weit zurück wie die Entstehung des 
klassischen europäischen Völkerrechts. Der berühmteste Plan zur 
Schaffung einer internationalen Institution stammt von dem Fran­
zosen Abb£ de Saint-P ierre (1658-1743). Sein Grundgedanke be­
stand darin, daß die Fürsten, indem sie sich in einem Staatenbund 
zusammenschlössen, sich eine Besitzstandsgarantie gäben. Diesen 
Grundgedanken formulierte der Abbe de Saint-P ierre in zwölf 
Grundsatzartikeln, die nur mit Zustimmung aller Mitglieder ver­
ändert werden durften; unter ihnen enthielt der Artikel 2 die Be­
sitzstandsgarantie. Die Versammlung des Bundes, in der die Für­
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sten repräsentiert waren, sollte ständig tagen, und zwar in der 
»Stadt des Friedens« Utrecht. Nach dem Plan hätten alle Streitig­
keiten dieser Versammlung vorgelegt werden sollen; wer vor de­
ren Entscheidung zu den Waffen griff, unterlag der Bundesexe­
kution. Diese Grundgedanken der Pläne des Abbe de Saint-P ierre 
finden sich in der Organisation des Völkerbundes und der Ver­
einten Nationen wieder.17 Dieses Konzept läßt aber nach wie vor 
die Fragen offen, ob die Ächtung des Krieges diesen aus der Welt 
schaffen kann und ob »Besitzstand« -  wie ihn der Abbe de Saint- 
P ierre meint -  immer rechtens zustande gekommen ist. Da kön­
nen freilich die Meinungen auseinandergehen.

Die Ächtung des Krieges

Die Ursachen für die verhängnisvolle Entwicklung weg vom eu­
ropäischen Völkerrecht und hin zum >internationalen Recht< lie­
gen nun schon über 80 Jahre zurück: Das alte europäische Völker­
recht wurde zunächst durch die Völkerbundsatzung (1919) und 
endgültig durch den BRiAND-KELLOGG-Pakt (1928) gebrochen. Ging 
es zuvor um die Monopolisierung des Kriegsrechts zugunsten 
souveräner Staaten und um die Hegung des Krieges zugunsten 
von Soldaten und Zivilbevölkerung, so wurde nun der Krieg ge­
ächtet und vor allem der Angriffskrieg moralisch verurteilt. Letz­
tere Bestimmung richtete sich in erster Linie gegen das seiner ter­
ritorialen und wirtschaftlichen Ressourcen beraubte und mit der 
Alleinkriegsschuld diffamierte Deutsche Reich, das die Westalli­
ierten wegen eines zu befürchtenden Revanchekriegs als künfti­
gen Bösewicht damit gleich präventiv brandmarken wollten.

Da der Angriffskrieg nun verboten war, war er zugleich auch 
kriminalisiert. Der künftige Angreifer galt fortan als >Verbrecher< 
und als der >Schuldige< für den Krieg -  ob er nun Müller, Meier, 
H itler oder H ussein hieß. Der große deutsche Staats- und Völker­
rechtler Carl Schmitt konstatierte, daß »im Paktsystem der Gen­
fer Nachkriegspolitik [...] der Angreifer als Feind bestimmt«18 wird. 
Künftige Konflikte waren also bereits zu dem Zeitpunkt vorpro­
grammiert. Die Möglichkeit, daß der militärische Angreifer gute 
Gründe hat, um anzugreifen, weil gegen ihn der Krieg vielleicht

120



Vom europäischen Staatenkrieg zum globalen Partisanenkampf

schon zuvor auf nicht-militärische Weise geführt wurde -  wirt­
schaftlich zum Beispiel (man denke an das Erdölembargo der USA 
gegen Japan vor dem militärischen Angriff auf Pearl Harbor im 
Jahre 1941) geriet somit ebenso aus dem Blickfeld wie die Mög­
lichkeit, daß eine Kriegspartei in einem Revanchekrieg verlore­
nen Boden wiedergutmachen will, wie dies das Deutsche Reich 
nach dem Ersten Weltkrieg und dem Versailler Diktat von 1919 
für sich in Anspruch nahm.

Das alte Völkerrecht war spätestens jetzt zum >internationalen 
Recht< manipuliert und die Büchse der Pandora weit geöffnet. Die 
Diskrepanz, die zwischen Völkerrecht und internationalem Recht 
besteht, läßt sich an vielen Beispielen, auch aktuellen, belegen. So 
hat der Irak gute Argumente, das Territorium von Kuwait aus 
kulturellen, sprachlichen und historischen Gründen als Teil sei­
nes Staatsgebietes zu beanspruchen -  die britische Kolonialmacht 
hatte nach ihrem Niedergang in dieser Weltregion wie auch an­
dernorts willkürliche Grenzen hinterlassen. Der Irak hätte also im 
Falle eines Angriffskrieges zur Annexion Kuwaits, den er 1990 
führte, gute Argumente des klassischen Völkerrechts auf seiner 
Seite. In den Augen der Verfechter des modernen internationalen 
Rechts jedoch gilt er als >verbrecherischer< Angreifer.

Jeder Staat ist automatisch >Verbrecher<, der militärisch angreift. 
Wer nun diesem Angreifer in den Arm fällt, gilt in umgekehrter 
Logik als Sicherer des >Weltfriedens< wie die USA und ihre Ver­
bündeten im Golfkrieg gegen den Irak. Daß der >Angreifer< Sad­
dam H ussein in den westlichen Medien -  nicht nur aufgrund sei­
nes Äußeren -  mit dem > Angreifer< Adolf H itler verglichen wurde, 
paßte genau in die Propaganda zugunsten des modernen interna­
tionalen Rechts.

Festzuhalten bleibt an dieser Stelle, daß 1918 das klassische, rein 
zwischenstaatliche Völkerrecht der souveränen Staaten sein Ende 
gefunden hat, auch wenn die nach wie vor beibehaltene Termino­
logie und die synonyme Verwendung von >Völkerrecht< und i n ­
ternationalem Recht< darüber hinwegzutäuschen scheint.19
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Der Aufstieg der USA zur einzigen Weltmacht
Das moderne internationale Recht, das sich seit 1919 (Völkerbund­
satzung) kontinuierlich entwickelt hat, hat letztendlich den Auf­
stieg der USA zur einzigen Weltmacht vorbereitet. Die >Neue 
Weltordnung< ist ja keine Erfindung der letzten zwölf Jahre, son­
dern wurde seit dem Schandfrieden von Versailles (1919) und dem 
damit entstandenen europäischen Vakuum kontinuierlich ausge­
baut. Zwischendurch erhob sich das Deutsche Reich zwölf Jahre 
lang, um dann als Völkerrechtssubjekt bis heute zu verstummen, 
danach trat die Sowjetunion jahrzehntelang als zweite Weltmacht 
in einem dualistischen planetarischen System auf, heute jedoch 
scheint es keine gleichwertige Macht auf der Erde zu geben, die 
den USA -  vor allem militärisch und wirtschaftlich -  Einhalt ge­
bieten könnte. Lediglich Rußland und China dürften kontinental 
eine gewisse Rolle spielen und wenigstens ihr eigenes Territori­
um vor amerikanischem Zugriff schützen können. Dieses Zeital­
ter, in dem wir uns befinden, heißt nun >Globalisierung<, richtiger 
»globale Amerikanisierung«, wie der Journalist Peter Scholl-L a- 
tour diese Epoche zutreffender auf den Begriff gebracht hat.20

Diese globale Amerikanisierung kommt nicht von ungefähr: Seit 
nämlich das moderne internationale Recht das klassische Völker­
recht ersetzt hat, dienen die >Menschenrechte< nun noch stärker 
als zuvor den USA als Türöffner zu bisher verschlossenen Märk­
ten. > Verbrechen gegen die Menschlichkeit begehen immer die 
anderen, die eigenen werden als politisch notwendig erachtet oder 
erst gar nicht diskutiert. Gegen >Schuldige<, >Verbrecher< und >Schur- 
ken< kann mein scheinbar ohnehin keine Verbrechen begehen, vor 
allem, wenn der Feldzug >im Namen der Freiheit geführt wird. 
Dies bewegte 1999 während des NATO-Krieges gegen Jugoslawi­
en Rainer Rupp zu der zynisch zugespitzten Kommentierung: »Für 
die Rechtfertigung der NATO ist es ausgesprochen wichtig, daß 
die Jugoslawen, besonders aber die Serben, ausgesprochene Mon­
ster sind.«21

Die Serben waren 1999 wohl deshalb für die NATO-Propagan- 
da >Monster<, weil diese traditionell als slawischer Bruder< dem 
russischen Hegemonialbereich zugerechnet werden. Die von der 
NATO vorgenommene Unterscheidung der Menschheit nach gut
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und böse liegt jedoch schon weiter zurück. Die geostrategischen 
Ziele der NATO nach diesen Kategorien formulierte deren erster 
Generalsekretär Lord Ismay: »Die Amerikaner drinnen [in Europa] 
zu halten, die Russen draußen und die Deutschen drunten zu hal­
ten.«22 Und weil das nach wie vor die aktuellen Ziele der NATO 
sind, meinte der ehemalige US-Außenminister Henry K issinger im 
Jahre 1992, daß es aus amerikanischer Sicht die Aufgabe der NATO 
und der EG sei, Deutschland zu beschränken und völlig unter 
Kontrolle zu halten. Eine Annäherung zwischen Deutschland und 
Rußland, so Kissinger, müßten jedenfalls die USA versuchen unter 
allen Umständen, und sei es mit Gewalt, zu verhindern.23 Und 
dafür wird dann das moderne unternationale Recht< instrumen­
talisiert.

Uncle Sams Blutspur

Das internationale Recht leugnet die Existenz des Krieges als Kon­
fliktaustragung zwischen Völkern und Staaten, hat aber an der 
Wirklichkeit kriegerischer Auseinandersetzung nichts ändern 
können. Weil es Angriffskriege strenggenommen, vor allem, wenn 
sie im Auftrag der Menschenrechte geführt werden, gar nicht gibt, 
müssen sie auch nicht erklärt werden. Man greift einfach an. Aber 
auch das hat Tradition. Der erste Krieg, den die USA außerhalb 
des nord- und mittelamerikanischen Festlandes anzettelten, war 
der amerikanisch-spanische Krieg des Jahres 1898. Bereits seit 1845 
kam es zu massiven politischen und wirtschaftlichen Einflußnah­
men von US-Kreisen auf Kuba, das spanische Kolonie war. Im 
Ostend-Manifest (1854) wurde ein amerikanisches Okkupations­
recht gegenüber Kuba behauptet, und als sich 1895 die Kubaner 
gegen Spanien erhoben, finanzierten bestimmte US-Kapitalisten 
den Umsturzversuch. Während die Eliten in Kuba den Schlüssel 
zur Beherrschung der Karibik sahen, herrschte in der US-Bevöl- 
kerung Kriegsunwilligkeit. Dies änderte sich schlagartig, als bis 
auf heute ungeklärte W eise das amerikanische Kriegsschiff 
>Maine<, das im Hafen von Havanna lag, explodierte. Der Tod von 
260 Seeleuten gab US-Präsident Mc Kinley den Vorwand für die 
Kriegserklärung an Spanien im April 1898.
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Die Karikatur zeigt die Versenkung der >Maine<. Der Zwischenfall 
löste ein derartiges Aufsehen aus, daß Präsident M cK inley 

ihn als Kriegsgrund gegen Spanien benutzte. Für eine umfassende 
Darstellung siehe M. Khan, Die geheime Geschichte der 

amerikanischen Kriege, Tübingen 22001

Die ersten amerikanischen Truppen treffen im Herbst 1917 in Paris ein. 
Der Kriegseintritt der USA wurde erst durch den provozierten >Lusita- 

nia<~Fall ermöglicht und wirkte entscheidend auf das weitere Kriegs­
geschehen, aber auch auf die Pariser Friedenskonferenz.
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Durch die vorherige Hochrüstung ihrer Seestreitkräfte konnten 
die USA Spanien schnell in die Knie zwingen und endlich die 
Karibik als Ausbeutungszone gewinnen. Im Dezember kam es zum 
Friedensvertrag, der den USA das Protektorat über Kuba einbrach­
te und die Annektierung von Puerto Rico, Hawaii, den Philippi­
nen und Guam ermöglichte.

Der Startschuß zum dollar-diktierten Imperialismus war somit 
gefallen, und das nun folgende Eroberungs- und Unterwerfungs­
spiel wurde von Theodore Roosevelt, der 1901 das Präsidenten­
amt antrat, mit leidenschaftlicher Skrupellosigkeit vorangetrieben. 
Von ihm stammt eine denkwürdige Losung, die noch die heutige 
sprachlich-moralische Verkleidung von US-Macht- und Geldgier 
inspiriert: »Sprecht sanft und tragt immer einen großen Knüppel 
bei euch, und ihr werdet es weit bringen.«24

Um das Projekt einer Kanalverbindung zwischen Atlantik und 
Pazifik unter US-Herrschaft verwirklichen zu können, provozierte 
Theodore Roosevelt bewußt den Panama-Konflikt, der 1903 dar­
in endete, daß Panama bis heute de facto ein US-Protektorat ist. 
Danach wurde auf finanziellem Wege die Dominikanische Repu­
blik in die Abhängigkeit der USA gebracht. >Teddy< Roosevelt 
erhielt daraufhin für seinen mittelamerikanischen und karibischen 
Raubzug im Jahre 1906 den Friedensnobelpreis.

Ein weiterer US-Präsident, der mit dem Friedensnobelpreis 
ausgezeichnet wurde (1920), war Woodrow W ilson, der im April 
1917 dem Deutschen Reich den Krieg erklärte, um US-Kapital, vor 
allem amerikanische Kriegskredite an Großbritannien, in Europa 
zu retten und seinen Fuß in die europäische Tür zu bekommen. 
So provozierte er die Versenkung des mit großen Mengen an 
Munition und Sprengstoff beladenen amerikanischen Passagier­
dampfers >Lusitania< durch ein deutsches U-Boot. 139 US-Bürger 
wurden Opfer dieses heimtückischem Überfalls. Der Meinungs­
umschwung in der zuvor nicht kriegsbereiten US-Bevölkerung 
wurde somit erreicht. Und am Ende des Krieges animierte W ilson 
die Mittelmächte zum Waffenstillstand mit seinen 14-Punkten, die 
scheinbar für das Selbstbestimmungsrecht der Völker plädierten 
und schließlich in den Schandvertrag von Versailles (1919) mün­
deten.25
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Auch während des Zweiten Weltkrieges taten die USA alles, 
um gegen das Deutsche Reich in den Krieg eintreten zu können. 
Obwohl die Regierung von Präsident Franklin Delano Roosevelt 
de facto Großbritannien und die Sowjetunion materiell und finan­
ziell im Krieg gegen Deutschland unterstützte und somit bereits 
in wirtschaftlicher Hinsicht Kriegspartei war, ging Berlin auf kei­
nerlei Provokation ein. Deshalb wurde nun Japan in den Krieg 
gegen die USA gelockt, um so indirekt auch den europäischen 
Kriegsschauplatz betreten zu können. Dem Stahl-Embargo von 
1940 folgten ein Einfrieren aller japanischen Vermögenswerte und 
ein Erdölembargo gegen Japan 1941, was schließlich die Japaner 
zum Not wehr angriff auf Pearl Harbor zwang, der den USA den 
Weg in den Zweiten Weltkrieg ebnete. Das für Deutschland und 
Japan bittere Ende ist hinreichend bekannt.

Auch nach 1945 setzte sich die Kriegslüsternheit der USA mun­
ter fort: Stationen im >Namen von Freiheit und Demokratie< wa­
ren: 1950-1953 Korea, 1964-1973 Vietnam, dann folgten militäri­
sche Einsätze und selbst Bombardierungen von Städten ohne 
Kriegserklärungen, wie 1983 gegen Grenada, 1980-1986 Libyen, 
1989 Panama, 1991 Irak, 1993-1994 Somalia, 1999 Jugoslawien, und 
auch Afghanistan wurde am 7. Oktober 2001 ohne förmliche 
Kriegserklärung »im Kampf gegen den internationalen Terroris­
mus« zunächst aus der Luft angegriffen.

Der geistige Rückfall in die Barbarei

Wenn der Feind jedoch -  wie oben beschrieben -  in der Moderne 
nicht mehr als Rechtsperson anerkannt wird, ist der Rückfall in 
die Barbarei bereits geistig vollzogen. Zu welchen perversen Vor­
stellungen die Humanitätsduselei der Verfechter der >Westlichen 
Wertegemeinschaft< führen kann, wurde deutlich, als der jüdisch­
stämmige Geschichtsprofessor an der Münchner Bundeswehruni­
versität, Michael W olffsohn, im Magazin Focus26 seinen Lösungs­
ansatz für den NATO-Krieg gegen Jugoslaw ien vorstellte; 
W olffsohn vertrat schlichtweg die Auffassung, der »Tyrannen­
mord« (gegen Slobodan M ilosevic) könne das Heilmittel sein, mit 
dem der Kosovo-Konflikt zu befrieden sei. Denn schließlich sei
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doch M ilosevic das Grundübel der Misere auf dem Balkan. Ist er 
physisch beseitigt, dann stünde einer Befriedung des ethnischen 
Problems nichts mehr im Wege.

Wo bereits das Alte Testament das Niedermetzeln feindlicher 
Herrscher (und oftmals im gleichen Aufwasch der ihnen unterstell­
ten Völker) zur gottgefälligen Tat erklärt, kann für einen Michael 
W olffsohn auch heute nur gelten: Serben = Amalekiter (vergleiche 
Altes Testament). Für denjenigen aber, der im vorhinein schon als 
>Schuldiger< und >Verbrecher< feststeht, ergibt sich -  nach dieser 
perfiden Logik -  die Notwendigkeit, den Krieg ebenso total zu füh­
ren wie derjenige, der ihn im Namen der >Freiheit< führen will.

Der immer wieder in den bundesdeutschen Medien eingespielte 
Redeausschnitt des Reichsministers für Volksaufklärung und Pro­
paganda, Joseph Goebbels, aus dem Berliner Sportpalast (»Wollt 
ihr den totalen Krieg?«) war eben nur die Reaktion auf die alliierte 
Erklärung des totalen Vernichtungskrieges gegen das Deutsche 
Reich. Durch selektive Berichterstattung wird jedoch der gegen­
teilige Eindruck, nämlich daß der totale Krieg von deutschem 
Boden ausgegangen sei, erweckt. Diesen Geschichtsverlauf muß 
man sich in Erinnerung rufen, um die historischen Voraussetzun­
gen zu erkennen, die genau zu dem führten, was wir heute auf 
dem Bildschirm in New York, in Washington, aber auch im Irak 
und in Palästina sehen. Die neue >Barbarei< aus dem Osten, die 
jetzt beklagt wird, hat nämlich westliche Ursachen.

Der Rückfall in den Stammes-, Religions­
und Privatkrieg

Auch wenn der bundesdeutsche Politikwissenschaftler Ernst-Otto 
C zempiel meint, es gehe heute darum, »eine Welt zu verwirkli­
chen, in der alle Konflikte ohne den Einsatz organisierter militäri­
scher Gewalt gelöst werden«27, hat natürlich in Wirklichkeit das 
internationale Kriegsverbot den Krieg und sämtliche weiteren 
Formen der militärischen wie nichtmilitärischen Gewalt, als Mit­
tel der internationalen Politik nicht aus der Welt geschafft. Hierzu 
gehören auch Terror, aber nicht nur privat organisierter, auch der 
Staatsterrorismus gehört dazu.
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Das alte europäische Völkerrecht hatte ja einen Pluralismus an 
souveränen und kriegsberechtigten sowie kriegsfähigen Staaten 
vorausgesetzt, deren Kräfte sich -  nach dem alten englischen Be­
griff >Balance of power< -  irgendwie immer austariert hatten. Selbst 
ein übermächtiger N apoleon Bonaparte bekam irgendwann -  bei 
Leipzig und Waterloo -  seine imperialen Grenzen aufgezeigt. Aber 
dennoch wurde den Franzosen vom Wiener Kongreß (1814) die 
staatliche Souveränität belassen. Und nicht einmal Gebietsabtre­
tungen wurden gefordert.

Mit dieser ursprünglichen Vielfalt an potentiellen Kriegspar­
teien ist es zunehmend ab 1945 vorbei: Kriegführen im herkömm­
lichen (militärischen) Sinne können und dürfen nur noch wenige, 
nach dem Zerfall der Sowjetunion und der bipolaren Weltordnung 
im Jahre 1989 nur noch sehr wenige, die nun Krieg führen, um 
den >Weltfrieden zu erhalten: allen voran die USA, Israel und ihre 
NATO-Vasallen. Und die von ihnen unterdrückten Völker, wenn 
sie nur den entsprechenden Fanatismus mitbringen, schlagen bru­
tal zurück -.und zwar auf nicht-staatlicher Ebene, weil sie ja über 
keine souveränen, sprich kriegsfähigen Staaten mehr verfügen. Das 
klassische europäische Völkerrecht monopolisierte das Kriegsrecht 
zugunsten der souveränen Staaten. Weil es diese heute -  in ihrer 
Vielfalt -  nicht mehr gibt, ist die Menschheit auf ein Entwicklungs­
niveau zurückgefallen, das wir in unseren Breiten vor dem West­
fälischen Frieden (1648) -  in den Religionskriegen -  hatten.

Jetzt führen wieder Stämme, Religionsgruppen und gut orga­
nisierte Privatleute ihren Krieg. In den Hintergrund tritt nun der 
Krieg der Staaten, in den Vordergrund tritt hingegen eine Tribali- 
sierung des Krieges, der barbarische »Klein- und Volkskrieg«28 
setzt sich wieder durch -  mit allen seinen üblen Folgen: Die Un­
terscheidung zwischen Kombattanten und Nicht-Kombattanten 
fällt zunehmend weg, jeder ist potentieller Bürger und Soldat. Täter 
sind Politiker und Soldaten, aber auch Multimillionäre wie Osa­
ma bin L aden; Opfer sind Soldaten, aber auch Büroangestellte und 
Kinder in Folge von Terrorangriffen und Hungerblockaden. Letz­
tere erstrecken sich von der Erzwingung der deutschen Unter­
schrift unter den Versailler Vertrag nach dem Waffenstillstand von 
1918 bis hin zum aktuellen und von der UNO gedeckten Embargo
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gegen den Irak. Der Krieg wird also auch geführt, wenn militä­
risch nichts geschieht.

So erleben wir heute weltweit die Umkehrung von C lausewitz' 
berühmtem Ausspruch: Die Politik wird zu einer Fortsetzung des 
Krieges mit anderen Mitteln.29 Und der totale Krieg gegen den 
totalen Feind -  auch im Hinblick auf die Zivilbevölkerung -  hat 
seit 1919 (Völkerbundsatzung) stets seine Propagandisten gehabt, 
die der Weltöffentlichkeit erklären, warum auch zu den Schuldi­
gem nicht nur Politiker und Soldaten (Kombattanten), sondern 
auch Zivilisten (Nichtkombattanten) zu zählen sind. So ging es 
der Propaganda der NATO-Staaten bei ihrem Krieg gegen Jugo­
slawien im Jahre 1999 darum, die Serben insgesamt -  analog zu 
den Deutschen vor und nach 1945 -  als Tätervolk abzustempeln. 
In diesem Sinne meinte Jim H oagland in der Washington Post: »Die 
Serben sind mit schuld an den Handlungen ihrer Führer. [...] Die 
Serben, die jetzt aus der Provinz (Kosovo) fliehen, sind nicht Opfer 
einer umgedrehten ethnischen Säuberung oder der Auferlegung 
einer Kollektivschuld. Sie sind vielmehr Opfer ihrer eigenen Un­
terstützung für M ilosevics Krieg. Die Serben dürfen nicht weiter­
hin den von ihnen angerichteten Schrecken im Kosovo ignorie­
ren.«30

Deshalb empfahl H oagland, den Serben eine »moralische und 
psychologische« Lektion zu erteilen: »Die NATO und die UNO, 
die nun gemeinsam das Kosovo als internationales Protektorat 
leiten, dürfen den Serben nicht dabei helfen, den Folgen der Taten 
zu entkommen, die sie ihren Führern erlaubt haben, in ihrem Na­
men zu begehen.«31 Das alles erinnert in fataler Weise an die Nürn­
berger Prozesse von 1946 und an das amerikanische Programm 
zur Umerziehung der Deutschen.32

Der Rückfall in den > gerechten< Krieg

Was die europäischen Völker im Verlaufe der europäischen Neu­
zeit und des Absolutismus erreicht hatten, nämlich daß der > ge­
rechte Krieg<, den noch das christliche Naturrecht des Hochmittel­
alters kannte, überwunden wurde, und statt dessen -  unabhängig 
irgendeiner >Moral< -  Staaten ihr Recht wahrnahmen, nationale
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Interessen auch kriegerisch durchsetzen zu können, ist nun wie­
der durch das moderne internationale Recht umgekehrt worden -  
der >gerechte< Krieg steht jetzt wieder auf der Tagesordnung der 
Weltagenda. Im Kampf der Kulturen, der uns spätestens seit dem 
11. September 2001 ins Haus steht, ist jetzt wieder in West und 
Ost die Rede vom >Kreuzzug< (West) und vom >Heiligen Krieg< 
(Ost). Das >Böse< muß nun mit allen zur Verfügung stehenden 
Mitteln bekämpft und vor allem vernichtet werden. Wo jedoch in 
der Weltpolitik das >Böse< zu vernichten ist, geht zwangsläufig 
die gegenseitige Anerkennung als Rechtspersonen verloren, die 
für das alte Völkerrecht maßgeblich war.

Das alte europäische Völkerrecht hatte beispielsweise genaue 
Standards festgelegt, wie Kriegsgefangene zu behandeln seien. 
Dazu gehören eine menschenwürdige Unterkunft und Verpfle­
gung sowie ärztliche Betreuung und die Vermeidung jeglicher 
physischer und psychischer Druckmaßnahme gegen die Gefan­
genen. Von alledem, was beispielsweise in der Genfer Konvention 
im Jahre 1949 kodifiziert und auch seitdem von den USA als ver­
bindlich anerkannt wurde, ist bei der BusH-Regierung in unseren 
Tagen offenbar keine Rede mehr.

So wurde im Januar 2002 in den Weltmedien bekannt, daß auf 
dem kubanischen M ilitärstützpunkt der USA, Guantänamo, 
Kriegsgefangene wie Raubtiere in Käfigen gehalten werden. Die 
insgesamt 158 gefangenen Soldaten, die zuvor in Afghanistan unter 
Taliban- bzw. Al-Qaida-Befehl als reguläre Truppenteile gegen die 
NATO und die mit ihr verbündete Nordallianz kämpften, wurden 
von der US-Regierung nicht als Kriegsgefangene anerkannt, son­
dern galten ihr als »unrechtmäßige Kämpfer«.33Gegen die Ab­
erkennung des Rechtsstatus von Kriegsgefangenen hatten das In­
ternationale Kom itee vom Roten Kreuz (IKRK), Am nesty 
International (AI) sowie mehrere, auch westliche Regierungen pro­
testiert. Die Kriegsgefangenen auf Guantänamo müßten entspre­
chend der Genfer Konvention auch wie Kriegsgefangene behandelt 
werden. Diese mußten jedoch in ihren Käfigen, in denen sie Wind 
und Wetter nahezu ungeschützt ausgesetzt sind, menschenunwür­
dig auf Knien herumrutschen. Wie bösartigen Kampfhunden wur­
de ihnen jeweils ein Mundschutz verpaßt, damit sie ihre Gefängnis-
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Wärter nicht beißen können. Nachts werden sie mit Scheinwer­
fern aus dem Schlaf gerissen, um sie psychisch zu zermürben.

Darcy Christen, Sprecherin des IKRK, sagte in Genf, die Ver­
breitung von knienden und gefesselten Gefangenen in Guantäna- 
mo hätten gegen die Genfer Konvention verstoßen, die auch den 
»Schutz vor öffentlicher Neugierde« verlange.34 Wie das gaffende 
Publikum in den Kinos die Bilder von gefährlichen Dinosauriern 
im Film »Jurassic-Parc« präsentiert bekommt, so kann heute der 
westliche Fernsehspanner gefährliche arabische und afghanische 
Kriegsgefangene, die von der US-Propaganda als >Terroristen< 
verunglimpft werden, im Reality-TV in ihren Käfigen bestaunen. 
Wo es nur noch >Menschen< und keine Völker und Staaten als 
Rechtspersonen mehr geben darf, verkommt die scheinbare 
>Menschlichkeit< zur puren Menschenverachtung. Mit Carl Schmitt 
wäre zu sagen: Weil der wirkliche Feind zum absoluten Feind 
pervertiert wurde, gerät der ehemalige Kriegsgegner zum gefähr­
lichen Monster, das in Käfigen wegzusperren und im Rahmen von 
>Militärtribunalen< abzuurteilen ist. Der Weg von Nürnberg nach 
Guantänamo hat diese bedenkliche Entwicklung zur Liquidation 
des Kriegsvölkerrechts scheinbar zum Abschluß gebracht.

Steht uns mm ein neues Mittelalter der fanatischen Religions­
kriege bevor? Ist das die neue >Zivilisation<, die uns die Westalli­
ierten seit 1919, der Unterzeichnung der Völkerbundsatzung, ver­
heißen haben?

Ihre politischen Enkel wie George W. Bush interessiert solche 
Geschichtslektion überhaupt nicht: Der >Kreuzzug gegen das Böse< 
kann beginnen. Die USA sind schon seit ihrer Gründung von fa­
natischen und sendungsbewußten christlichen Sekten geprägt, die 
glauben, ihre >Werte< allen anderen Menschen auf der Erde auf­
zwingen zu müssen. Die Feinde der Vereinigten Staaten und ihrer 
Vasallen werden als >Schuldige<, > Verbrechen und >Schurken< dif­
famiert und >gejagt< -  Begriffe, die das alte europäische Völker­
recht gar nicht kannte. Die >Jagd< nach Menschen erinnert den 
europäischen Kulturmenschen doch eher an eine Polizeiaktion -  
heute ausgeübt von der NATO-Polizeitruppe im Rahmen der 
>Weltinnenpolitik<, die keinen Pluralismus souveräner Staaten 
mehr kennt. Diese Polizeitruppe darf scheinbar, ohne anzuklop­
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fen, jede Türe dieser Welt eintreten. Völlig zu Recht vertrat der 
Schriftsteller Hans Magnus E nzensberger in der F AZ nach dem 
Terrorangriff gegen die USA die Auffassung, daß der neue »Ter­
ror eine Folge der Globalisierung« ist.35 Und Der Spiegel titelte tref­
fend: »Der Terror-Angriff: Krieg im 21. Jahrhundert«.36

Der >Gerechte Krieg< erscheint uns nun im Gewand des Gut­
menschen. Viele derer, die noch in den sechziger und siebziger 
Jahren gegen den amerikanischen Imperialismus -  aber nicht ge­
gen den sowjetischen -  demonstrierten, mutierten in den zurück­
liegenden Jahren zu geistigen und politischen Steigbügelhaltern 
der Globalisierung, die nichts anderes als eine globale Amerika- 
nisierung ist. Wir denken da unwillkürlich an den populärsten 
‘deutschen Wendehals, den Bundesaußenminister Joschka F ischer, 
dessen >grüne< Partei heute in letzter Konsequenz auf ihren Partei­
tagen mehrheitlich dafür stimmt, daß Großstädte von >Schurken- 
staaten< mit Streubomben bedeckt werden.

Der vom Spiegel als »französischer Intellektueller« bezeichnete 
Philosoph Bernard-Henri Lévy37 rechtfertigt in einem Interview mit 
dem Hamburger Wochenmagazin den NATO-Angriff gegen Af­
ghanistan als »einen Krieg um die Aufklärung«.38 Die Frage, ob es 
denn einen > gerechten Krieg< geben könne und dürfe, wird von 
ihm ausdrücklich bejaht. Als den bösen Feind, welcher der Auf­
klärung entgegenstehe, bezeichnet L évy den »Antisemitismus«, 
den es weltweit -  auch militärisch -  zu bekämpfen gelte. Dabei 
schlägt er geschickt einen historischen und kulturübergreifenden 
Bogen: »Das amerikanisch-jüdische Komplott, New York, die Stadt 
des Weltjudentums -  das sind alte Wahnvorstellungen des euro­
päischen Rechtsextremismus, die heute in vielen arabischen 
Hauptstädten herumgeistern. Der Islam in seiner fundamentalisti­
schen Form ist in gewisser Weise der dritte Faschismus, der grüne 
Faschismus nach dem braunen und dem roten.«39

Es wäre nun aber irreführend zu glauben, daß die jüdischen 
Intellektuellen insgesamt dem US-Imperialismus zustimmen wür­
den. Als Gegenbeispiel einer fundamentalen Kritik an globaler 
Amerikanisierung kann die amerikanische Schriftstellerin Susan 
Sont AG genannt werden, die für die Anschläge vom 11. September 
2001 die US-Politik im Nahen Osten verantwortlich macht.40
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Der amerikanische Soziologe Noam C homsky, wie Sontag jüdi­
scher Herkunft, nannte die Anschläge abscheulich, weil ihre 
Hauptopfer »wie üblich zur arbeitenden Bevölkerung« gehörten. 
Noch abscheulicher aber hieß er »C lintons Bombardierung des 
Sudan unter keinem glaubhaften Vorwand, bei der die Hälfte der 
sudanesischen Arzneimittelvorräte zerstört und eine unbekannte 
Zahl von Leuten getötet wurde (keiner weiß Genaueres, denn die 
USA haben eine Untersuchung bei der UNO verhindert)«.41

Und Norman M ailer ermahnte seine Landsleute zum Umden­
ken; sie sollten endlich lernen, warum so viele sie verabscheuen, 
aufhören, in fremde Länder einzudringen und nicht mehr darauf 
bestehen, überall den auf Profit ausgerichteten American way of 
life zu etablieren und den Armen nicht das einzige, was sie haben, 
die Wurzeln zu nehmen.42

Vom Staatenkrieg zum globalen Partisanenkampf

Die Rücksichtslosigkeit, mit der die USA weltweit seit dem Ende 
des 19. Jahrhunderts vorgehen, hat schließlich Umgangsformen 
im Verkehr der Völker und Staaten untereinander hervorgerufen, 
die dem alten Europa des 17., 18. und 19. Jahrhunderts weitge­
hend fremd waren. Die Hegung des Krieges und die Anerken­
nung des Feindes als Rechtsperson sind ausgesetzt, nun heißt die 
Parole -  um mit Carl Schmitt zu sprechen -  absoluter Feind und 
absoluter Krieg.

Doch der selbst ausgelöste politische Bumerang kommt wieder 
zurück: Was Uncle Sam jetzt bevorsteht, hat bereits vor wenigen 
Jahren die Taliban-Regierung in Kabul den USA angedroht; näm­
lich daß jeder Moslem auf der Welt über ein Messer verfüge, mit 
dem er Amerikaner töten könne. Nicht nur Messer: Auch Hoch­
häuser, Brücken, Tunnel, Verkehrswege, Atomkraftwerke und 
Chemiefabriken stehen zum Terror bereit. Und Atomwaffen, Ner­
vengas und Biowaffen (unter anderem Milzbrand) können heute 
leicht von Privatpersonen erworben, transportiert und bedient 
werden. Auch bei uns.

Die neue Entwicklung -  vom europäischen Staatenkrieg zum 
globalen Partisanenkampf -, deren Früchte nun vor allem die USA
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ernten dürfen, erachtet Hans-Dietrich Sander als konsequent: »Den 
USA kommt dieser metaphorische Rang zu, weil sie sich vom 
Zweiten. Weltkrieg an über jegliches Kriegsrecht hinweggesetzt 
haben. Die Kriege, die sie führten, sind Vernichtungskrieg^ ohne 
Grenzen zwischen Militär und Zivilbevölkerung. Sie werden nicht 
erklärt. Sie werden nicht beendet. Es sind Einsätze nach dem Gusto 
des Wilden Westens, ihres archaischen Dschungels mit Negerskla­
verei und Indianerausrottung. Die Amerikaner haben im Grunde 
die Hegung des Krieges, die in Europa nach den religiösen Bür­
gerkriegen bewerkstelligt wurde, nie mitgemacht.« Deshalb 
schlußfolgert Sander: »Gegen diese Macht ist nun am 11. Septem­
ber ein Krieg aus der Tiefe des arabischen Raumes eröffnet wor­
den, dem eine Hegung des Krieges auch immer fremd gewesen 
ist. Amerika hat diesen Feind verdient, und es kann nur durch 
einen solchen Feind besiegt werden.«43

Dieser Feind greift nun im Zeitalter der Überwindung des 
Staatenpluralismus zum Mittel des globalen Partisanenkampfes 
gegen die USA, Israel und ihre Vasallen. Bin L adens Al-Qaida ist 
offenbar die adäquate Antwort auf die Strategen der One World, 
die dafür gesorgt haben, daß es neben den USA keine wirklich 
souveränen, sprich: kriegsfähigen Staaten auf der Welt mehr gibt. 
Der neue Weltpolizist sieht sich deshalb nun in der von ihm selbst 
verursachten Weltinnenpolitik einer Gegenstrategie des global 
agierenden Partisanen gegenüber. Hans-Dietrich Sander schreibt: 
»So bildete sich das Terrorsystem aus, das sich netzartig durch 
die ganze arabische Welt ausbreitete. Es will nun den Palästinen­
sern zu ihrem Recht verhelfen, die Amerikaner aus dem Orient 
verjagen und ihre Vasallenregime stürzen.«44

Deswegen ist es auch ziemlich egal, ob die USA bei ihrer >Jagd< 
den vermeintlichen Anführer von Al-Qaida, bin Laden, >erlegen< 
oder nicht. Das Terrornetz, das seine Motivation aus dem gren­
zenlosen Haß der arabischen Menschen gegen die USA und Israel 
speist, reicht mittlerweile so tief in diesen Ländern, daß einzelne 
>Jagd<-Maßnahmen das Terrorproblem -  aus Sicht der USA -  nicht 
lösen werden. An die Stelle von ausgeschalteten Terroristen wer­
den neue treten. Die heute 15jährigen Schüler in den arabischen 
Staaten, die ihre korrupten und amerikahörigen Staatsführungen
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auf das Tiefste verachten und statt dessen bin LADEN-Fotos in ihren 
Taschen tragen (wie europäische Kinder die von Fußball-Profis), 
bilden die nächste Generation von Terroristen. Nur die Aufhe­
bung der Ursache des arabischen Hasses könnte das Terrorpro- 
blem lösen: Der Abzug der israelischen Truppen und Siedler aus 
den palästinensischen Gebieten, der Abzug amerikanischer Trup­
pen aus Saudi-Arabien sowie die Einstellung aller Repressions­
maßnahmen gegen den Irak.

Der Typus des Partisanen ist die konsequente Antwort auf den 
Kolonialismus, den wir heute auch > Imperialismus < nennen. Die­
sen Zusammenhang hatte Carl Schmitt erkannt: »Der Partisan wird 
mindestens noch so lange einen spezifisch terranen Typus des 
aktiven Kämpfers darstellen, wie antikolonialistische Kriege auf 
unserem Planeten möglich sind.«45

Demnach ist also der Partisan ein Zuchtgewächs des Imperia­
lismus. Gerade die Auflösung des Staatenpluralismus und die 
Aushebelung des klassischen europäischen Völkerrechts bewirk­
ten nach Schmitts Erkenntnis die Belebung des Partisanenkrieges: 
»Wo der Krieg auf beiden Seiten als ein nicht-diskriminierender 
Krieg von Staat zu Staat geführt wird, ist der Partisan eine Rand­
figur, die den Rahmen des Krieges nicht sprengt und die Gesamt­
struktur des politischen Vorgangs nicht verändert. Wird aber mit 
Kriminalisierung des Kriegsgegners im ganzen gekämpft, wird 
der Krieg z. B. als Bürgerkrieg vom Klassenfeind gegen einen 
Klassenfeind geführt, ist sein Hauptziel die Beseitigung des feind­
lichen Staates, denn wirkt sich revolutionäre Sprengwirkung der 
Kriminalisierung des Feindes in der Weise aus, daß der Partisan 
zum wahren Helden des Krieges wird. Er vollstreckt das Todes­
urteil gegen den Verbrecher und riskiert seinerseits als Verbre­
cher oder Schädling behandelt zu werden.«46

Carl Schmitt hat diese Zeilen seiner Theorie des Partisanen 1963 
veröffentlicht, also zu einer Zeit als der Partisanenkrieg des Zwei­
ten Weltkrieges (Sowjetunion, Jugoslawien usw.) unmittelbar in 
Erinnerung war und man erkannte, daß der Weltanschauungs­
kampf erst die >absolute< bzw. die >totale< Feindschaft provozierte. 
Auch heute geht es um einen Weltanschauungskampf im >Kampf 
der Kulturen< -  hier der >Kreuzzug< des Westens, dort der >Heili­
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ge Krieg< im Osten. Der Feind ist nun wieder zum absoluten Feind 
und der Krieg zum absoluten Krieg geworden.

Im Dezember 2001 berichteten die etablierten Medien, daß die 
USA und die mit ihnen verbündeten Truppen der >Nordallianz< 
bei ihrem Krieg in Afghanistan sämtliche Regeln des Kriegsrechts 
ignorieren; so soll es unter den Augen von US-Soldaten zu Mas­
senexekutionen von Taliban-Kriegsgefangenen gekommen sein.47 
Ausländische >Gotteskrieger< (Araber, Pakistani und Tschetsche­
nen), die im Auftrag der Taliban als reguläre Truppen kämpften, 
sollen nach Gefangennahme sofort liquidiert worden sein. Wun­
dert es da noch, daß sich diese ohnehin fanatisierten Soldaten -  
spätestens nach solchen Berichten -  niemals ergeben und statt 
dessen die grausame Taktik des Partisanen ergreifen werden? Zu 
fragen bleibt außerdem: Werden die USA die Geister nun nicht 
mehr los, die sie selbst durch ihre Weltmachtpolitik hervorgeru­
fen haben?

Die Rückkehr des Politischen

Nachdem die neue Weltinnenpolitik der USA in weiten Bereichen 
den europäisch geprägten Staatenkrieg durch den globalen Parti­
sanenkampf abgelöst hat, gibt es aber auch Erfreuliches festzu­
stellen: Das Politische, das nach Carl Schmitt in der Entscheidung 
und der Freund-Feind-Bestimmung liegt, hat uns wieder in seinen 
Bann gerissen. Das hat auch Peter Struck (SPD) unmittelbar nach 
dem Terrorangriff auf New York und Washington begriffen, der 
uns im Berliner Reichstag seine Entscheidung gleich mitteilte: »Wir 
sind heute alle Amerikaner«48, was sicherlich nicht nur eine Frage 
des Trauers um die Opfer in New York und Washington, sondern 
auch eine Bündnisfrage ist. Das wird aber hoffentlich nicht das 
letzte Wort und die letzte Entscheidung in der deutschen Politik 
gewesen sein.

Die letzten souveränen Worte in der deutschen Politik hat im 
übrigen Großadmiral Karl Dönitz geäußert. Völkerrechtswidrig 
am 23. Mai 1945 von den Alliierten verhaftet49 und von da an seiner 
Amtsausführung gehindert, erfuhr er von dem Inhalt der »Berli­
ner Erklärung« vom 5. Juni 1945, in der die Alliierten die Selbst­
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aneignung der Regierungsbefugnisse bekanntgaben. Gegen diese 
völkerrechtlich unzulässige Form der Amtsübernahme protestierte 
der gefangene Reichspräsident Dönitz als Staatsoberhaupt des 
Deutschen Reiches in seiner »Mondorfer Erklärung« vom Juli 
194550:

»Großadmiral Dönitz Bad Mondorf, Juli 1945

Der Kommandant des Lagers, in dem ich mich als Kriegsgefange­
ner befinde, verlas am 7. Juli eine aus drei Paragraphen bestehen­
de Anordnung, die in § 2 unter anderem die Feststellung enthielt, 
der Deutsche Staat habe aufgehört zu bestehen. Der Satz wurde 
auf meine Einwendung nachträglich dahin berichtigt, daß es hei­
ßen sollte, die Deutsche Regierung habe auf gehört zu bestehen.

Um Mißverständnissen über meinen Standpunkt vorzubeugen, 
treffe ich folgende Klarstellung:

1. Die Kapitulation ist von meinen Beauftragten auf Grund 
einer schriftlichen Vollmacht geschlossen worden, die ich als 
Staatsoberhaupt des Deutschen Reiches und damit Oberster Befehls­
haber der Wehrmacht ausgestellt habe und die in dieser Form von 
den bevollmächtigten Vertretern der Alliierten Streitkräfte verlangt 
war und anerkannt wurde. Die Alliierten haben mich dadurch selbst 
als Staatsoberhaupt des Deutschen Reiches anerkannt.

2. Durch die mit meiner Vollmacht am 9. Mai 1945 abgeschlos­
sene bedingungslose Kapitulation der drei Deutschen Wehrmachts­
teile hat weder das Deutsche Reich aufgehört zu bestehen, noch 
ist dadurch mein Amt als Staatsoberhaupt beendet worden. Auch 
die von mir berufene geschäftsführende Regierung ist im Amt 
geblieben; mit ihr hat die alliierte Überwachungskommission in 
Flensburg bis zum 23. Mai im Geschäftsverkehr gestanden.

3. Die im Anschluß an die Kapitulation erfolgende vollständi­
ge Besetzung des Deutschen Reichsgebietes hat an dieser Rechts­
lage nichts geändert. Sie hat nur mich und meine Regierung tat­
sächlich behindert, in Deutschland Regierungshandlungen zu 
vollziehen.

4. Ebensowenig konnte meine und meiner Regierung Gefan­
gennahme auf die dargelegte Rechtslage Einfluß haben. Sie hatte
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nur zur Folge, daß jede tatsächliche Amtstätigkeit für mich und 
meine Regierung vollständig aufhörte.

5. Mit dieser Auffassung über die Rechtsfolgen der erwähn­
ten militärischen Vorgänge befinde ich mich in Übereinstimmung 
mit den allgemein anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts.

Dönitz«
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Rechts, in Werke, Bd. 7, Suhrkamp Taschenbuch Wissenschaft, Frank- 
furt/Main 62000. § 338, S. 502.

16 Alain de Benoist, Schöne Vernetzte Welt. Eine Antwort auf die Globa­
lisierung, Hohenrain, Tübingen 2001, S. 114.

17 Klaus von Beyme, Ernst-Otto Czempiel, Peter Graf Kielmansegg, Pe­
ter Schmoock, Politikwissenschaft. Eine Grundlegung. Band II: Außenpoli­
tik und Internationale Politik, Kohlhammer, Stuttgart-Berlin-Köln-Mainz 
1987, S. 18 f.

18 Carl Schmitt, Positionen und Begriffe im Kampf mit Weimar -  Genf-  
Versailles 1923-1939, Duncker & Humblot, Berlin 1994, S. 279. Der be­
treffende Aufsatz »Über das Verhältnis der Begriffe Krieg und Feind« 
erschien erstmals 1938.

19 Vgl. hierzu: Brunner u.a., Geschichtliche Grundbegriffe, aaO. (Anm. 
7), S. 136.

20 Bild-Zeitung vom 12. 9. 2001.
21 Junge Welt vom 6. 7.1999.
22 Zitiert nach Horst Mahler in Staatsbriefe 6-7/1999.
23 Henry Kissinger in einer Kolumne in der Welt am Sonntag vom 

1. 3.1.1992.
24 Zitiert nach einem Aufsatz von Jürgen W. Gansel in Sonderausga­

be von Deutsche Stimme Nr. 9/01.
25 Vgl. zu den Kriegen der USA. Ebenda.
26 Focus vom 17. 5.1999.
27 Klaus von Beyme u.a., Politikwissenschaft, Bd. II: Außenpolitik und 

Internationale Politik, aaO. (Anm. 17), S. 20.
28 Begriff in einer Erklärung des Deutschen Kollegs, Internet-Seite 

vom 12. 9. 2001.
29 Alain de Benoist, aaO. (Anm. 16), S. 119.
30 Washington Post vom 30. 6.1999.
31 Zitiert nach ebenda.
32 Vgl. Caspar von Schrenck-Notzing, Charakterwäsche. Die Politik der 

amerikanischen Umerziehung in Deutschland, Ullstein, Frankfurt/Main- 
Berlin 1993.

139



Jürgen Schwab

33 Yahoo! Schlagzeilen, 22.1. 2002,15:48 Uhr.
34 Ebenda.
35 Frankfurter Allgemeine Zeitung, 18. 9. 2001.
36 Der Spiegel, Nr. 38 vom 15. 9. 2001.
37 Bei ihm dürfte es sich um einen französischen Staatsbürger jüdi­

scher Abstammung handeln.
38 Der Spiegel, Nr. 49 vom 3.12. 2001.
39 Ebenda.
40 Vgl. ihre Gastkolumne in Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 15. 9. 

2001.
41 Die Welt vom 15. 9. 2001.
42 Leipziger Volkszeitung vom 17. 9. 2001.
43 Staatsbriefe, Nr. 9-10/2001.
44 Ebenda.
45 Carl Schmitt, Theorie des Partisanen. Zwischenbemerkung zum Begriff 

des Politischen, Duncker & Humblot, Berlin 41995, S. 27. Unter »terra- 
nem Typus« ist die Bodenständigkeit des Partisanen zu verstehen.

46 Ebenda, S. 35 f.
47 Der Spiegel, Nr. 49 vom 3.12. 2001.
48 Die Welt vom 13. 9. 2001.
49 Zu den entwürdigenden Umständen der Verhaftung der Reichs­

regierung Dönitz durch die Alliierten vgl. Wolfgang Popp, Wehe den 
Besiegten! Versuch einer Bilanz der Folgen des Zweiten Weltkrieges für das 
deutsche Volk, Grabert Verlag, Tübingen 2000, S. 62-65.

50 Zitiert nach: Jalta -  Potsdam und die Dokumente zur Zerstörung Euro­
pas. Reihe: Beihefte zu Deutschland in Geschichte und Gegenwart Nr. 13. 
Wigbert Grabert (Hg.), Grabert Verlag, Tübingen 1985. S. 54 f.

140



Die vergebliche Suche nach dem Frieden
F r a n z  U h l e - W ettler

Am 8. Mai 1945 tanzten in den Städten der Sieger die Menschen 
auf den Straßen. Doch manch ein Kundiger beurteilte den Sieg 
anders als jene, die auf Straßen und Gassen den Beginn eines neuen 
Zeitalters von Frieden und Wohlstand feierten. »Triumph und 
Tragödie« betitelte Winston C hurchill, der es doch wissen muß­
te, den letzten und sechsten, den >Sieg< schildernden Band seines 
Berichts über den Zweiten Weltkrieg. Er sprach von einer »Tragö­
die«, weil »nach all den Anstrengungen und Opfern von Hunder­
ten von Millionen Menschen und den Siegen der Gerechten Sache 
[...] wir im Griff von Gefahren sind, die noch schlimmer sind als 
diejenigen, die wir überwunden haben«.1 Mithin habe »der über­
wältigende Sieg der Großen Allianz bisher versagt, allgemeinen 
Frieden in unsere verängstigte Welt zu bringen«.2

Schon das ist ein schlimmes Urteil über die Früchte eines furcht­
baren Krieges. Doch es kommt noch schlimmer. C hurchills Chief 
ofthe Imperial General Staff, einem Oberbefehlshaber der Wehrmacht 
vergleichbar, berichtet: Während auf den Straßen Englands die 
Massen noch das Kriegsende und den Beginn eines friedlichen 
Zeitalters feierten, faßte Churchill bereits den nächsten großen 
Krieg ins Auge. Der Feldmarschall notierte in seinem Tagebuch: 
»24. Mai (1945). Heute abend ging ich sorgfältig den Bericht der 
Planer über die Möglichkeiten durch, die wir gegen die Russen 
haben [...] Der Gedanke ist natürlich phantastisch und eine Aus­
sicht auf Erfolg unmöglich.« Wenige Tage später notiert er: »Win­
ston [Churchill] gab einen langen und sehr düsteren Überblick 
über die Lage in Europa [...] Er schloß mit der Bemerkung, daß er 
nie in seinem Leben beunruhigter gewesen sei als jetzt.« Noch furcht­
barer: Am 25. Juli erfährt Churchill, daß die (amerikanische!) Atom­
bombe funktioniert. Sein Feldmarschall notiert: »Er sah sich bereits 
in der Lage, alle russischen Industrie- und Bevölkerungszentren 
aus tilgen zu können [...] Sofort hatte er sich als den alleinigen Be-
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sitzer dieser Atombomben vorgestellt, der sie abwerfen könnte, 
wo er wollte.«3

Nur für die Beurteilung Churchills ist bedeutsam, daß er so 
bald und so bereitwillig die »Austilgung« der »Bevölkerungszen­
tren«, also der Frauen und Kinder, seines Mitsiegers und Mitver­
bündeten ins Auge faßte. Aber noch für das 21. Jahrhundert ist 
bedeutsam, daß sogar Churchill das Ergebnis seines Sieges als 
tragedy bewertete. Immerhin ist unbestreitbar, daß nur die Schaf­
fung einer besseren Friedensordnung dem Leiden, dem Grauen, 
den Zerstörungen und vor allem dem Sterben des Krieges einen 
Sinn geben kann. Wenn aber sogar der Sieger seinen Triumph in 
einer Tragödie enden und sich selbst im Griff von noch schlimme­
ren Gefahren als vor dem Krieg sieht, so müssen fundamentale 
Fehler unvermeidlich gewesen oder schuldhaft begangen worden 
sein. Die Suche nach einer besseren Friedensordnung war wohl 
vergeblich gewesen. Das veranlaßt, nach den Ursachen der Fehler 
zu fragen. Wichtig ist zudem die Frage, ob diese Ursachen noch 
im 21. Jahrhundert wirken und den Sinn der heutigen Kriege so­
wie den Erfolg der heutigen Siege gefährden können.

War schon der Erste Weltkrieg vergeblich?

Ein Blick auf den Ersten Weltkrieg macht diese Frage noch einmal 
dringend. Einer der klügsten, kultiviertesten sowie einflußreich­
sten amerikanischen Diplomaten des 20. Jahrhunderts, George 
Kennan, hat den Ersten -  nicht den Zweiten! -  Weltkrieg als die 
»Urkatastrophe« des 20. Jahrhunderts sowie als Ursache des Nieder­
ganges der »westlichen Kultur« bezeichnet; manch ein Historiker 
ist ihm gefolgt.4 Aber der Krieg allein kann das nicht bewirkt ha­
ben. Das zeigt der Vergleich mit den Kriegen der Französischen 
Revolution und N apoleons. Diese Kriege haben 23 Jahre lang, viel 
länger als der Erste Weltkrieg gewütet, sie haben Europa von Por­
tugal bis Moskau verwüstet, und sie wurden zwischen zwei der 
Hauptgegner sogar in noch größeren Räumen, auf vielen Ozeanen 
und in fernen Kontinenten, in Kanada und Indien ausgefochten. 
Dennoch hat niemand diese Kriege als Urkatastrophe bezeichnet, 
und eine lange Friedensperiode ist ihnen gefolgt. So kann man
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vermuten, daß die Gründe für den langen Frieden nach der Nieder- 
ringung N apoleons ebenso wie die Gründe für die >Urkatastrophe< 
1914-1918 und für Churchills tragedy 1945 weniger in den Krie­
gen, so furchtbar sie gewesen sind, als noch mehr in der sie anfüh­
renden Politik und damit in den sie beendenden Friedensschlüs­
sen zu suchen sind.

Geht man diesem Gedanken nach, so fällt ein Gemälde des 
Wiener Kongresses 1814/15 ins Auge: Die Verhandlungsparteien 
sitzen am selben Tisch. Da der Tisch rund ist, läßt nicht einmal die 
Sitzordnung erkennen, wer Sieger und wer Besiegter ist, obwohl 
die französische Delegation von Talleyrand geführt wurde, der 
sehr tief in die eben beendeten Kriege verwickelt gewesen war. 
Augenscheinlich: 1814/15 betrachteten die Sieger die besiegten 
Franzosen als gleichwertig und damit auch als Partner von Ver-

Sitzung des Wiener Kongresses vom 18. September 1814, Gemälde von 
Jean Baptiste Isabey (1819). Links: Herzog von W ellington, links 

sitzend: Fürst von H ardenberg; stehend in weißer Hose: Fürst von 
M etternich; rechts am Tisch sitzend: Maurice de Talleyrand. Hundert 

Jahre später; bei der Pariser Friedenskonferenz von 1919, durfte die 
deutsche Delegation an den Sitzungen nicht teilnehmen.
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handlungen. Doch schon 1918/19 betrachten die Sieger die Besieg­
ten als moralisch minderwertig. Sie gelten, und das wird ihnen bald 
deutlich und unmißverständlich gesagt, als niedergeworfene Kri­
minelle.5 Mit Kriminellen aber verhandelt man nicht, sondern man 
stellt sie vor Gericht. Carlo Schmid, kein Revisionist, sondern ein 
bedeutender sozialdemokratischer Politiker der zweiten Nach­
kriegszeit, hat geurteilt: »Wenn die Gerechtigkeit der Causa [d.h. 
des Kriegsgrundes] Voraussetzung für die Legitimität des Krieges 
ist [...] wird ein Friede notwendig Strafcharakter haben. Es ist in­
teressant, daß die Moralisierung des Kriegsbegriffs, die auf Initia­
tive der USA mit dem Ersten Weltkrieg einsetzte, Friedensschlüs­
se prod u ziert hat, die eher G erich tsu rte ilen  ähneln  als 
Vereinbarungen über die Grundlegung des künftigen Verhältnis­
ses der beteiligten Staaten. Auch der >Diktatfrieden< ist daraus ent­
standen: mit einem Rechtsbrecher verhandelt man nicht; man 
spricht ihm sein Urteil [...] Was aus dieser Moralisierung geworden 
ist, weiß die Welt heute.« Unmißverständlich setzte Schmid hin­
zu: »Der Versailler Vertrag ist das Produkt solchen Denkens.«6

Der >Gerechte< Krieg

Die im 20. Jahrhundert rasch um sich greifende Behandlung eines 
Besiegten als »Rechtsbrecher« (C. Schmid) hatte alte Wurzeln. Sie 
griff Denkformen des frühen Christentums sowie des Mittelalters 
und damit Denkformen auf, die spätestens die Aufklärung über­
wunden hatte.

Das frühe Christentum hatte die Ansicht durchgesetzt, nur ein 
Gerechter Krieg (bellum iustnm) sei erlaubt, und zu einem solchen 
Krieg gehöre ein gerechter Kriegsgrund (causa iusta), eine recht­
mäßige Führung (potestas legitima) und eine rechtschaffene Absicht 
(intentio recta).

Das entsprach der Vorstellung, Recht und Moral seien von Gott 
gesetzt, und es sei Aufgabe des Papstes oder des Kaisers, diese 
Ordnung zu schützen und notfalls durch Bestrafung des Gesetzes­
brechers wiederherzustellen. Das entspricht weitgehend auch dem 
heutigen Denken, also sogar dem Denken eines weithin a-religiö- 
sen, säkularisierten Zeitalters.
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Allerdings wurde schon bei der antiken Heidenverfolgung, in 
den Kreuzzügen und in den mittelalterlichen Ketzerkriegen über­
deutlich, welch furchtbare Gefahr die heute so selbstverständlich 
scheinende Lehre vom Gerechten Krieg birgt. Sicherlich fordern 
nach dem Verständnis vieler alter Kulturen und auch unserer Zeit 
die Leiden des Krieges eine sittliche Rechtfertigung. Aber die Ge­
fahr ist überaus groß, daß jemand, der höchst irdisch-egoistische 
Interessen kriegerisch verfolgt, sich nur moralisch drapiert. Eben­
so groß ist die Gefahr, daß derjenige, der einen Gerechten Krieg 
zu kämpfen glaubt, seinem Gegner unterstellt, er kämpfe einen 
ungerechten Krieg. Schon der Heilige A ugustinus (354-430), einer 
der Begründer der Lehre vom Gerechten Krieg, urteilte: »Wenn 
es sich um einen gerechten Krieg handelt, wird auf der Gegenseite 
für das Böse gekämpft.«7 Von diesem Standpunkt war (und ist) es 
nur noch ein winziger Schritt zu der Überzeugung, wer in einem 
ungerechten Krieg kämpfe, sei moralisch minderwertig, sogar viel­
leicht böse. Zur Vernichtung des Bösen aber sind fast alle Mittel 
erlaubt. So wird der Krieg rebarbarisiert, denn was soll aus der 
Welt werden, wenn das Böse über das Gute siegte? Auch diese 
frühchristliche und mittelalterliche Lehre ist im 20.Jahrhundert 
wieder er wacht -  wie noch zu zeigen sein wird.

Doch zur ersten umfassenden Durchsetzung der gefährlichen 
Lehre vom bellum iustum war es im ausgehenden Mittelalter noch 
ein weiter Schritt.8 Schon im späten Mittelalter fragten fromme 
Theologen, wo denn die Schuld derjenigen Heiden läge, die noch 
nie etwas vom Christentum hören konnten, aber dennoch zum 
Objekt von Kreuzzügen gemacht werden. Andere Theologen, der 
Spanier Franciscus de Vitoria etwa, verwiesen darauf, daß auch ein 
gerechter Krieg nicht mehr Leiden und nicht mehr Zerstörungen 
verursachen dürfe, als er verhindern soll. Hugo G rotius, zu  Recht 
noch heute als Begründer des modernen Völkerrechts gerühmt, 
verwies auf das Offensichtliche: Der einfache Christ, der Bauer, 
der Handwerker, der Tagelöhner und sogar der Söldner sowie 
seine Führer können kaum jemals erkennen, ob sein Fürst einen 
gerechten Krieg führt. Noch wichtiger: G rotius verwies darauf, 
daß Staaten kollidierende Interessen haben können, das Recht also 
keineswegs stets nur auf einer Seite liegt; er schloß daraus, daß
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Neutralität für dritte Staaten durchaus moralisch geboten sein 
kann.

Zudem hatte schon vor Grotius sogar ein so frommer Christ 
wie L uther der Auffassung widersprochen, weltliche Mächte dürf­
ten Kreuzzüge führen und sich so als Vollstrecker der göttlichen 
Gerechtigkeit drapieren. In einer Spezialschrift Vom Kriege gegen 
die Türken nimmt er 1529 Stellung gegen die damalige Kriegspro­
paganda. Diese lehrte, der Kampf gegen die Wien belagernden 
muslimischen Türken sei ein gottgefälliger Kreuzzug, der dem­
nach sogar einen Ablaß für Sünder gewährt. L uther personalisiert 
die zwei Kräfte, die für einen Krieg gegen die Türken erforderlich 
sind, als »Christianus« und als »Carolus« (d. h. Kaiser K arl V.). 
L uther scheidet beide scharf. »Christianus soll der erste sein mit 
diesem Heer. Es muß wahrlich dieser Streit mit der Buße angefan­
gen werden, und wir müssen unser Wesen bessern, sonst werden 
wir umsonst streiten. Wie gern wollte ich, daß [Kaiser] Karl den 
Türken zu Boden streckte! Das erbitte ich von Gott mit meinem 
höchsten Verlangen. Aber wenn ich bitte, so fällt meine Bitte wie­
der zurück, denn unsere Sünden sind zu groß.«9 Nur Christianus, 
nur der Glaube sichert, daß der Türkenkrieg mit reinem Herzen 
geführt wird, Gottes Gnade würdig ist und somit Erfolg haben kann.

Hingegen ist es Aufgabe der weltlichen Macht, also des Kaisers, 
den Kampf zu organisieren und zu führen. Aber L uther weiß, daß 
das Handeln der weltlichen Mächte auch von weltlichen Interes­
sen bestimmt wird und daß die handelnden Menschen der Erb­
sünde unterworfen sind. Also kann ein Kaiser nicht Haupt der 
Christenheit, nicht Beschirmer des Evangeliums und des christli­
chen Glaubens sein. Des Kaisers Amt ist weltlich: »Des Kaisers 
Schwert hat nichts zu schaffen mit dem Glauben, es gehört in leib­
liche, weltliche Sachen.«10Hier steht L uther bereits deutlich im 
Gegensatz zur Kaiseridee des Mittelalters. Und wiederum ist fest­
zustellen: Das 20. Jahrhundert hat eine frühchristliche und mittel­
alterliche Lehre, die Vermengung von geistlichen und weltlichen 
Interessen, wiederbelebt, ebenso wie die Steigerung, damit wohl 
Pervertierung, des (angeblich) gerechten Krieges zum Kreuzzug.
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Amoralische Kriege? Der Krieg als Mittel der Politik
Doch vorerst war es noch nicht so weit. Der Umschlag zu einer 
neuen, dem christlich geprägten Mittelalter entgegengesetzten 
Bewertung des Krieges beginnt mit Machiavelli um_1500, also zur 
Zeit L uthers. Vermutlich ist es kein Zufall, daß diese Neubewer­
tung sich zuerst in Florenz, dem Zentrum der italienischen >Re- 
naissance< -  der >Wiedergeburt< der heidnischen Antike -  durch­
setzte. Ebenso ist es wohl auch kein Zufall, daß die Neubewertung 
des Krieges von einem Mann, von M achiavelli, ausgelöst wurde, 
der noch heute oft als Heide bewertet wird.

M achiavelli löst sich von der stoischen, vor allem aber christli­
chen Auffassung, ein Krieg müsse moralisch zu rechtfertigen, 
müsse ein bellum iustum sein. Er war, wie alle Gebildeten seiner 
Zeit, ein vorzüglicher Kenner der antiken Schriftsteller und na­
türlich auch der Bibel sowie der Kirchenväter. Aber seine Lehren 
zieht er aus dem, was er die realitä delle cose, die Wirklichkeit der 
Dinge nennt, also aus dem, was er als bedeutender und einfluß­
reicher florentiner Außen- und Sicherheitspolitiker sieht. Moral? 
M achiavelli ist eine Moral fremd, die dem Staatslenker Aufgaben 
stellt, ohne sich um die Folgen in der realitä delle cose zu kümmern, 
eine Haltung, die in unserer Zeit Christian Morgenstern geschil­
dert hat:11

Ein Hecht, vom Heiligen Anton 
bekehrt, beschloß samt Frau und Sohn 
am vegetarischen Gedanken 
moralisch sich emporzuranken.

Er aß seit jenem nur noch dies 
Seegras, Seerosen und Seegries.
Doch Gries, Gras, Rose floß, o Graus 
entsetzlich wieder hinten raus.

Der ganze Teich ward angesteckt 
fünfhundert Fische sind verreckt.
Doch Sankt Anton, gerufen eilig, 
rief nichts als: Heilig, heilig, heilig!
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Eine Moral, die sich nicht um ihre Folgen kümmert, läßt M achia- 
velli, verantwortlich für wichtige Florentiner Staatsämter, recht 
gleichgültig. Er trug zu viel Verantwortung für das Schicksal von 
Florenz: »Wenn sogar die Sicherheit des Staates von dem zu fas­
senden Entschluß abhängt, so darf keine Betrachtung der Gerech­
tigkeit oder Ungerechtigkeit, der Menschlichkeit oder Grausam­
keit, von Ruhm oder Schande dazwischentreten.«12

Das sind atemberaubende Gedanken. Sie sprechen zwar nur 
unverhüllt aus, was viele Staatslenker zu allen Zeiten gedacht und 
getan haben. Aber M achiavelli erhebt nun das, was getan, aber 
oft geleugnet wurde, zum Grundsatz der Außen- und Sicherheits­
politik. Sein Leitbild ist das, was bald Staatsräson genannt wird. 
Dabei macht der Vergleich zum fast gleichzeitigen L uther deut­
lich, wie viel >moderner< M achiavelli ist. L uther vertraute noch 
fest der providentia Dei, vertraute darauf, daß Gott denjenigen 
schützen wird, der für eine gerechte Sache kämpft und sich durch 
Glaube sowie Buße Gottes Gnade verdient. M achiavelli lebt in 
einer anderen geistigen Welt. In der Welt, wie er sie tagtäglich 
erlebte und zu gestalten hatte, setzt die Notwendigkeit, die eigene 
Existenz zu sichern, nicht aber die Moral die obersten Gebote. Die 
Staaten leben wie die Tiger im Dschungel: gesetzlos, sich um Re­
viergrenzen balgend, anknurrend und gegeneinander kämpfend. 
Moral? »Zwischen dem Leben, wie es ist, und dem Leben, wie es 
sein sollte, ist ein so gewaltiger Unterschied, daß derjenige, der nur 
darauf sieht, was geschehen sollte, und nicht darauf, was in Wirk­
lichkeit geschieht, seine Existenz eher ruiniert als erhält. Ein Mensch, 
der immer nur das Gute möchte, wird zwangsläufig zugrunde ge­
hen inmitten von so vielen Menschen, die nicht gut sind.«13

Mit anderen Worten: M achiavelli erklärte Moral und Sittlich­
keit als irrelevant für die Außen- und Sicherheitspolitik. Der Vor­
wurf des Sozialdarwinismus liegt nahe. Doch die neue Denkweise 
hatte bald bemerkenswerte, erstaunliche und auch für das 21. Jahr­
hundert wichtige Folgen. Wer Religion und Moral aus Politik und 
Krieg verbannte, verbannte gleichzeitig alle Kreuzfahrerei, alle 
Ideologien, den moralisch aufgeladenen Fanatismus und alle mo­
ralische Heuchelei. Unter dem Banner der amoralischen Staatsrä­
son wurde es wieder möglich, den Gegner als einen Menschen zu
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achten, der seine vielleicht berechtigten Interessen verficht. Das 
erleichterte Kompromisse. Weiterhin machte diese Haltung die 
strafende Haltung eines Siegers ebenso unmöglich wie die selbst­
gerechte Behauptung, der Besiegte habe sich sein schlimmes 
Schicksal aufgrund seiner Sünden selbst zuzuschreiben -  eine Be­
hauptung, die, wie noch zu zeigen sein wird, das 20. Jahrhundert 
ebenfalls wiederbelebt. Auch der Besiegte behält Ehre, Würde und 
Rechte. So hat M achiavelli die Tür zu einer zwar amoralischen, 
aber eben damit leidenschaftslosen, vernunftbezogenen und 
schließlich auch menschlicheren Kriegführung und zu ebensolchen 
Bemühungen um die Friedensordnung wenigstens geöffnet.

Wie zu erwarten, hat es lange gedauert, bis sich die neue Auffas­
sung vom Krieg durchsetzte. Vor allem religiös befeuerte Kriege, 
dabei die französischen Bürgerkriege und der deutsche Dreißig­
jährige Krieg, sind noch durch religiösen Fanatismus und damit 
durch entsprechende Grausamkeiten gekennzeichnet. Doch im 
späten 17., dann im 18. und im 19. Jahrhundert setzt sich die neue 
Deutung des Krieges durch, unterbrochen lediglich durch die ideo- 
logisierten Kriege der Französischen Revolution. Die Moralisie- 
rung von Krieg und Kriegsgründen tritt weit in den Hintergrund. 
Der Krieg gilt nun als letztes, aber nicht moralisch anrüchiges 
Mittel der Politik, also als ein Mittel, mit dem Staaten ihre Interes­
sen durchzusetzen versuchen. F riedrich der Grosse: »Über Köni­
gen gibt es keinen Gerichtshof mehr, keine Obrigkeit hat über ihre 
Händel ein Urteil zu fällen. So muß denn das Schwert über ihre 
Rechte und die Stichhaltigkeit ihrer Beweismittel entscheiden.«14

Diese >amoralische< Bewertung des Krieges hat eine >Moral<, 
eine Ritterlichkeit der Kriegführung erlaubt, auf die das 20. Jahr­
hundert nur mit Beschämung sehen kann. Man kämpft nicht gegen 
Ketzer, Ungläubige, Schurkenstaaten oder gar gegen >Das Böse<, 
sondern der Gegner bleibt geachtet, bleibt gleichwertig. Bezeich­
nend ist die Schlacht von Malplaquet 1709 im heutigen Südbelgien. 
Ein französisches Heer erwartet den Angriff der niederländisch­
englischen Truppen des Herzogs von M arlborough und der 
deutsch-österreichischen Truppen des Prinzen E ugen, z u  denen 
ein preußisches Kontingent mit dem Kronprinzen, dem späteren 
König F riedrich W ilhelm L, gehört. Am Vorabend der Schlacht
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treffen sich die Offiziere beider Seiten, dabei auch der Kronprinz, 
sie »tauschten tausend Artigkeiten« aus, und spät am Abend hatten 
sie »alle Mühe, sich voneinander zu trennen«.15 Sie verkehrten 
miteinander fast wie bei einem Hofball -  und kämpfen am näch­
sten Tag tapfer, ja, erbittert. Am Abend decken 42 000 Tote und 
Verwundete das Feld der wohl blutigsten Schlacht des Jahrhun­
derts. Ein zweites von vielen, vielen weiteren möglichen Beispie­
len: Nach der Schlacht von Hochkirch (1758) bestatten die Öster­
reicher den gefallenen preußischen Feldmarschall von Keith unter 
dem Ehrensalut von zwölf Kanonen und zwei Infanterieregimen­
tern. Ähnliches hat es sogar im 20. Jahrhundert noch gegeben -  
aber eben vor allem das Gegenteil, wie noch am Beispiel von Denk­
mälern in Singapur zu zeigen sein wird.

Besonders bemerkenswert ist wohl, daß diese aus der Achtung 
des Kriegsgegners erwachsende Ritterlichkeit nicht auf die Kriege 
zwischen den europäischen Staaten beschränkt blieb. Vielleicht 
ist nie eine Festung so lange -  24 Jahre lang -  und so erbittert be- 
rannt sowie verteidigt worden wie die Festung Kandia (heute 
Heraklion) auf Kreta gegen die Türken. Doch als die Venezianer 
schließlich die Kapitulation anbieten müssen, sendet der Groß­
wesir Achmed Köprülü dem Generalkapitän Francesco M orosini 
täglich Erfrischungen und rühmt in Botschaften die Tapferkeit der 
Venezianer, Malteserritter und Bayern, die Kandia so lange ver­
teidigt haben. Als besondere Ehrung genehmigt Köprülü freien 
Abzug mit fliegenden Fahnen unter Mitnahme der christlichen 
Reliquien und zahlreicher Geschütze.16 Nicht einmal religiöse Dif­
ferenzen stellten Menschlichkeit und Ritterlichkeit in Frage, da 
das bellum iustum noch fern war. So konnte Köprülü seinen Geg­
ner in einer Weise ehren, wie sie letztmalig die Wehrmacht 1940 
Franzosen und 1941 Verteidigern der griechischen Metaxas-Linie 
gewährt hat,17 wie sie aber schon damals unerhört war und seit­
dem kaum noch denkbar ist.

Der Grund für die Zügelung des Krieges in jenen Jahrhunderten 
ist leicht zu erkennen. Man kämpft eben nicht, um eine (oft ohne­
hin nur geheuchelte, Eigeninteressen verhüllende) Moral durch­
zusetzen -  und deshalb ist jede Kreuzfahrerei fern. Mithin kämpft 
man nur gegen die Machtmittel des Gegners, also gegen das feind-
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liehe Heer. Jean-Jacques Rousseau: »Der Krieg ist keine Beziehung 
zwischen den einzelnen Menschen, sondern zwischen den Staa­
ten. In dieser Beziehung sind die Individuen Feinde nur durch 
Zufall, und nicht, insofern sie Mensch sind, auch nicht als Zivili­
sten, sondern nur als Soldaten.«18 Diese Art des Krieges hat ihre 
reinste Ausprägung in den Schriften eines preußischen Offiziers, 
des Generals von Clausewitz gefunden.

C lausewitz wird heute vor allem wegen seiner Lehre erinnert, 
daß der Krieg ein Mittel der (Außen-)Politik, mithin dieser unter­
geordnet sei. Diese Lehre ist längst eine Selbstverständlichkeit 
geworden, der kaum jemand widersprechen wird. Doch für das 
21. Jahrhundert vielleicht noch wichtiger ist ein anderer, von Clau­
sewitz wohl erstmalig in die Debatte geworfener Gedanke. C lau­
sewitz sieht die Politik als fast einziges Mittel, das den Krieg, also 
die eingesetzten Mittel und Kräfte, begrenzen kann. Er weiß na­
türlich, daß in manchen Kriegen eine Kriegspartei einen Kartha­
gischen Frieden zu erzwingen sucht, der den Unterliegenden ver­
krüppelt und ihn auch der ferneren Willkür des Siegers ausliefert. 
Solche Siege setzen die bedingungslose Kapitulation des Besiegten 
voraus -  der vorher alle Mittel aufbieten wird, dem ihm zuge­
dachten schlimmen Schicksal zu entgehen. Wer den Kriegszweck 
sehr hoch ansetzt, treibt so die von beiden Seiten eingesetzten 
Kriegsmittel ebenfalls sehr hoch -  der Krieg wird total oder, wie 
C lausewitz meist sagt, er wird absolut.

Die Politik bestimmt also durch den von ihr gesetzten Zweck, 
welche Kräfte und Mittel die Staaten zur Erreichung ihrer Ziele 
einsetzen. Mithin besteht der Krieg für C lausewitz, und das ist 
wichtig, aus dem »Haß und der Feindschaft«, die Clausewitz 
»mehr dem Volke« zuordnet, aus dem »Spiel der Wahrscheinlich­
keiten und des Zufalls«, die Clausewitz »dem Feldherrn« zurech­
net, und schließlich »aus der untergeordneten Natur eines politi­
schen Werkzeugs, wodurch der Krieg dem b l o ß e n  V e r s t a n -  
d e anheimfällt« (Sperrung von Clausewitz). Diese dritte Seite 
des Krieges, also die Politik, die dem Krieg und seiner Gewalt 
Zwecke, damit auch Grenzen setzt, ordnet C lausewitz »mehr der 
Regierung« zu -  also fern von »Haß und Feindschaft des Volkes« 
und sogar fern vom Feldherrn.19
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Mit anderen Worten: Clausewitz scheidet die »ursprüngliche 
Gewaltsamkeit des Krieges«, den »Haß und die Feindschaft«, von 
der zweiten Ebene, der Kriegführung des Heerführers, und noch 
mehr von der dritten und höchsten Ebene, die den Zweck des 
Krieges setzt und dadurch die Kriegsziele und die angewendeten 
Mittel begrenzt. Die politische Ebene fällt »dem bloßen Verstän­
de« anheim; sie bleibt dem Volke und damit den Leidenschaften 
des Krieges entzogen. Mithin kann der Krieg zweckrational ge­
führt und der Frieden vernünftig gestaltet werden, eben weil »die 
politischen Zwecke der Regierung allein« angehören (Clausewitz). 
Für das 20. Jahrhundert wurde es von größter und fataler Bedeu­
tung, daß die Teilnahme der Völker an Regierung und Krieg die 
Bestimmung der »politischen Zwecke« zwar nicht in der Theorie, 
wohl aber in der Wirklichkeit von der Regierung auf die Völker 
verlagerte. Deren Ebene aber definierte C lausewitz als durch 
»Haß« und durch »Feindschaft« gekennzeichnet, die wie ein »blin­
der Naturtrieb« wirken. Jacob Burckhardt wird später urteilen, 
alle Sicherheit habe ein Ende, seit die Politik (und damit auch die 
Kriegführung) den »Gärungen der Völker« ausgeliefert wurde.20

Der Gerechte Krieg erneut: 1914-1918

Das zeigte sich schon im Ersten Weltkrieg sofort, und es zeigte 
sich zuerst und am deutlichsten in den beiden angelsächsischen 
Ländern. Alle Regierungen wollten und mußten den kriegerischen 
Geist ihrer Völker stärken. Das war legitim -  aber die angewand­
ten Mittel wurden bald sehr, sehr fragwürdig. Schon im Spätherbst 
1914 richtete die britische Regierung eine Kommission zur Erfor­
schung der -  ihrer Ansicht nach -  von den Deutschen in Belgien 
begangenen Verbrechen ein. Sie ernannte, wohl kaum zufällig, 
zum Vorsitzenden einen Lord Bryce, der zuvor Botschafter in den 
USA gewesen war und dort, vor allem als Lord, noch einen guten 
Ruf genoß. Lord Bryces Kommission legte schon im Mai 1915 das 
Ergebnis vor: Die Deutschen hatten in großem Maßstab und zweifel­
los planmäßig die allerabscheulichsten, in allen fürchterlichen Ein­
zelheiten geschilderten Untaten, atrocities, begangen. Freilich ka­
men bald nach dem Krieg Zweifel auf, und schließlich bezeichnete
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1989 ausgerechnet ein Kanadier nach sorgfältiger Prüfung aller 
verfügbaren Dokumente und der vielen seitdem aufgetauchten 
Zeugenaussagen den britischen Bericht über deutsche atrocities 
selbst als »atrocity«.21 Doch da war der Krieg schon längst been­
det. Während des Krieges tat der Bericht des Lord die erhoffte 
Wirkung.

Die USA waren dem Kriegsgeschehen ferner, sehr viel ferner. 
Mithin hätten sie wohl ruhigeres Blut bewahren können. Doch für 
die Stimmung dort ist ein gemeinsames Gebet des amerikanischen 
Parlaments bezeichnend: »Allmächtiger Gott, unser Himmlischer 
Vater! [...] Du weißt, o Herr, daß wir in einem Kampf auf Tod und 
Leben stehen gegen eine der schändlichsten (infamous), gemein­
sten, gierigsten (avaricious), gierigsten (greedy), blutdürstigsten, 
sinnlichsten (sensual) und sündigsten Nationen, die jemals die Sei­
ten der Geschichtsbücher geschändet haben. Du weißt, daß 
Deutschland aus den Augen der Menschheit genug Tränen ge­
preßt hat, um daraus ein neues Meer zu machen, daß es genug 
Blut vergossen hat, jede Woge auf diesem Meer zu röten, und daß 
es aus den Herzen von Männern, Frauen und Kindern genug 
Schreie und Stöhnen gepreßt hat, daraus ein neues Gebirge zu 
machen.«

Dieser Beschreibung der geschichtlichen Taten des Kriegsgeg­
ners folgen die Bitten: »Wir bitten Dich, entblöße Deinen mächti­
gen Arm und schlage das große Pack hungriger wölfischer Hun­
nen zurück, von deren Fängen Blut und Schleim (blood and göre) 
tropfen. Wir bitten Dich, daß die Sterne auf ihren Bahnen und die 
Winde und Wogen gegen sie kämpfen.« Wie bei allen Religionen 
folgt auch in diesem Gebet den frommen Bitten das Versprechen 
gläubigen Dankes für Erhörung: »Und wenn alles vorüber ist, 
werden wir unser Haupt entblößen und unser Antlitz zum Him­
mel erheben [...] Und Preis sei Dir für immerdar durch Jesus Chri­
stus. Amen.«22

Dieses Gebet ist wichtig für die bedeutsame Frage, ob die USA 
1916-1918 einen Kreuzzug oder einen durch politische Ziele be­
grenzten, mithin einen verhandelten Frieden anstrebenden Krieg 
führten, wie es im 18. und 19. Jahrhundert selbstverständlich ge­
wesen wäre. Auf diese Frage gibt das Gebet eine Antwort. Mithin
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ist weiterhin wichtig, daß in England die gleichen Töne erklan­
gen. Rudyard K ipling, Literatur-Nobelpreisträger, urteilte öffent­
lich, in einer Rede vor vielen tausend Zuhörern: »Wie die Mensch­
heit sich auch immer unterteilen mag, heute gibt es nur noch eine 
Einteilung: Menschen -  und Deutsche. Die Menschen haben den 
Deutschen satt -  ihn und alles, was er sagt, tut, glaubt und denkt. 
Von einem Ende der Erde zum anderen wünschen sie nichts sehn­
licher, als daß diese unsaubere Sache aus der Gemeinschaft und 
aus dem Gedächtnis der Völker hinausgeworfen wird.«23 Bei den 
damaligen deutschen Trägern des Literatur-Nobelpreises (Eucken 
und H auptmann) ist ein solches Denken unvorstellbar.

Kennzeichnend für die Stimmung im britischen kirchlichen esta­
blishment sind der Lordbischof von London und der Primas der 
anglikanischen Kirche, der Erzbischof von Canterbury. Als >größ- 
ten< Kampf, der je für die Christenheit ausgefochten worden ist, 
werteten sie nicht die jahrhundertelangen (711-1492) Kriege ge­
gen die Spanien sowie Südfrankreich überflutenden muslimischen 
Araber, auch nicht die jahrhundertelangen Kriege gegen die das 
byzantinisch-christliche Kaiserreich zerschlagenden und bis vor 
Wien vordringenden Türken, sondern den Kampf gegen das im­
merhin christlich geprägte Deutschland. Dies sei ein wahrlich 
»Heiliger Krieg« (Holy War), in dem der Christ nur zu wählen hat 
»zwischen den durchnagelten (nailed) Händen Christi und der 
gepanzerten (mailed) Faust« der den »Antichrist« verkörpernden 
Deutschen und so weiter.24

Man darf wohl zweifeln, daß sich auf die kreuzfahrerische Stim­
mung des amerikanischen Parlaments oder der englischen kirch­
lichen sowie intellektuellen Klassen ein gerechter und verhandel­
ter, auch die Rechte und die Würde des Besiegten achtender Friede 
bauen ließ. Das Geschehen in Compiègne 1918 (Waffenstillstand) 
und Versailles 1919 bestätigt diese Beurteilung. Mithin ist es wohl 
kein Zufall, daß jenes Gebet, immerhin des US-Parlaments, die 
Meinungsäußerungen der britischen Kirchenfürsten sowie viele 
andere Zeugnisse in keiner >seriösen< heutigen deutschen Darstel­
lung jener Jahre zu finden sind.

Wichtig ist weiterhin, daß derartige Töne weder in Österreich- 
Ungarn noch im deutschen Kaiserreich denkbar waren. Sicher-
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lieh gab es auch dort Böses und Dummes bis hin zu dem Spruch 
»Gott strafe England« (für seinen >Verrat< an seinem germ ani­
schen Vetter<). Aber ein Gebet wie das des amerikanischen Parla­
ments oder Auffassungen wie die der englischen Kirchenführer 
waren im Reichstag und unter den deutschen Kirchenfürsten un­
denkbar. Vielleicht nicht, weil die Deutschen besser waren, son­
dern weil sie tatsächlich eine >zurückgebliebene< Nation waren, 
wie, freilich mit negativen Untertönen, Helmut P lessner schon 1935 
und nach ihm viele deutsche Historiker und Politiker gelehrt 
haben.25 Es ist eine französische Studie, die noch 1988 urteilt, die 
»propagandistische Indoktrination« des Volkes sei bei den Alli­
ierten weiter getrieben worden als im deutschen Kaiserreich;26 eine 
amerikanische Studie urteilt, schon im Ersten Weltkrieg sei die 
amerikanische Politik bestrebt gewesen, »die moralische Erstklassig-

Regierungen hetzen ihre Völker auf

Erster Weltkrieg: Stiernackig und 
grinsend zerreißt ein deutscher Sol­
dat eine amerikanische Flagge. Hin­
ter ihm eine geschändete Frau und 
ein ermordetes Kind. An der Brust 
die durch >Mord< und >Zerstörung< 
verdien ten Kriegsauszeichnungen.

Zweiter Weltkrieg: Aus der in vier 
Millionen Exemplaren verbreiteten 
und in 14 Sprachen übersetzten 
Schrift Der Untermensch. Der 
Bildtext bezeichnet sowjetische Ge­
fangene als »Faustschlag in das Ge­
sicht alles Guten«.
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keit oder gar Überlegenheit« zum Ausdruck zu bringen;27 es ist 
ein Brite, der urteilt, der »religiöse« Ton des »kreuzfahrerischen 
Idealismus« sei den Briten eigentümlich gewesen.28 Hierfür ist 
bezeichend, daß die Deutschen, wie die Briten und die Franzosen 
ihre >Landser< selbst, von französischen oder englischen Soldaten 
als >Tommy< oder als >Poilu< sprachen, während ihre Gegner sie 
weithin als huns (Hunnen) oder als boches (Schweine) bezeichne- 
ten. Den Kriegsgegner als Untermenschen zu werten, hätte dem 
Stil des Kaiserreichs widersprochen und wurde in Deutschland 
erst im Dritten Reich möglich.

Der Gerechte Krieg 1939-1945

Wie zu erwarten, setzte sich die Pervertierung des (meist nur an­
geblich) Gerechten Krieges zum Kreuzzug und damit auch die 
Brutalisierung des Krieges im Zweiten Weltkrieg fort, nun und 
mit voller Wucht auch in Deutschland, besonders beim Kampf 
gegen Partisanen sowie gegen die Sowjetunion. »Bolschewismus 
[...] ist gleich asoziales Verbrechertum. Kommunismus ungeheu­
re Gefahr für die Zukunft«, urteilt H itler. Das war nicht einmal 
falsch angesichts der Massenmorde des Bolschewisten Stalin, und 
viele haben diesem Urteil zugestimmt. Aber die Folgerungen, die 
H itler daraus ableitete, brauchen keinen Kommentar: »Wir müs­
sen vom Standpunkt des soldatischen Kameradentums abrücken. 
Der Kommunist ist vorher kein Kamerad und nachher kein Ka­
merad. Es handelt sich um einen Vernichtungskampf.«29 Die Fol­
ge: Zahllose (mindestens 2,5 Millionen?) sowjetische Kriegsgefan­
gene sterben, darunter viele, viel zu viele, nicht durch schwer 
vermeidbare Umstände wie Seuchen und Kälte, sondern durch 
gleichgültige Vernachlässigung und auch durch staatlich veran- 
laßten Mord.30

Der »Kommissarbefehl« zeigt den gleichen kreuzfahrerischen 
Geist: »Im Kampf gegen den Bolschewismus ist mit einem Ver­
halten des Feindes nach den Grundsätzen der Menschlichkeit oder 
des Völkerrechts nicht zu rechnen. Insbesondere ist von den Kom­
missaren aller Art als den eigentlichen Trägern des Widerstandes 
eine haßerfüllte, grausame und unmenschliche Behandlung unse-
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rer Gefangenen zu erwarten.« Auch das war nicht falsch, wie die 
Behandlung der Insassen von Stalins Gulag deutlich zeigt. Doch 
wiederum war die Folgerung verbrecherisch, denn sie >rechtfer- 
tigte< sogar den Mord: »Kommissare sind daher, wenn im Kampf 
oder Widerstand ergriffen, grundsätzlich sofort mit der Waffe zu 
erledigen [...] Der für Kriegsgefangene völkerrechtlich geltende 
Schutz findet auf sie keine Anwendung.«

Ganz in der Konsequenz kreuzfahrerischen Denkens wird nun 
auch die Zivilbevölkerung des Schutzes beraubt. Der »Erlaß über 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit im Gebiet Barbarossa«, also in 
der Sowjetunion bestimmt: »Für Handlungen, die Angehörige der 
Wehrmacht und des Gefolges gegen feindliche Zivilpersonen be­
gehen, besteht kein Verfolgungszwang, auch dann nicht, wenn die 
Tat zugleich ein militärisches Verbrechen oder Vergehen ist [...] 
Der Gerichtsherr ordnet die Verfolgung von Taten gegen Landes­
einwohner im kriegsgerichtlichen Verfahren nur an, wenn es die 
Aufrechterhaltung der Manneszucht oder die Sicherung der Trup­
pe erfordert. Das gilt z. B. für schwere Taten, die auf geschlechtli­
cher Hemmungslosigkeit beruhen, einer verbrecherischen Veran­
lagung entspringen oder ein Anzeichen dafür sind, daß die Truppe 
zu verwildern droht.«31

Für eine Untersuchung der Folgen des kreuzfahrerischen Den­
kens in den Kriegen des 20. Jahrhunderts könnte man nun auch 
auf Befehle und Maßnahmen der Alliierten bei ihrem Kampf ge­
gen Deutschland verweisen. Doch geistesgeschichtlich ist es loh­
nender, die Kriegführung im fernöstlichen Teil des Zweiten Welt­
krieges zu betrachten. Hier entfallen diejenigen Gründe, die den 
europäischen Teil des Krieges rebarbarisiert haben mögen. Zwar 
fühlten sich viele Japaner als Rächer der Asiaten für Jahrhunderte 
rassistischer Diffamierung sowie kolonialistischer Unterdrückung 
und Ausbeutung; zwar waren andererseits viele Amerikaner über­
zeugt, der von Roosevelt als »day ofinfamy«, als Tag der (japani­
schen) schändlichen Gemeinheit bezeichnete Tag von Pearl Har- 
bor rechtfertige vieles. Doch das reicht nicht an das heran, was 
später unter dem Signum >Auschwitz< zusammengefaßt wurde. 
Mithin läßt sich das Verhalten der Alliierten nicht mit dem Hin­
weis auf die als Auschwitz oder Holocaust subsummierten Unta-
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ten des Kriegsgegners entschuldigen oder nur als (verständliche) 
Rache für solche Taten bezeichnen. Also zeigt der Pazifikkrieg, wie 
leicht moderne Kreuzzugsideologien -  ganz unabhängig von den 
Taten NS-Deutschlands -  zu einem Zivilisationsbruch führen.

Die Japaner haben wohl wenigstens anfangs den Krieg noch in 
den althergebrachten Formen des bushido, ihres ritterlichen Ehren­
kodex, zu führen versucht. Nach der Versenkung zweier britischer 
Schlachtschiffe signalisierten japanische Bomber den Überlebende 
bergenden britischen Zerstörern, sie würden die Bergung nicht 
behindern. Sie entsandten sogar am folgenden Tag ein Kampfflug­
zeug, einen die gefallenen Briten ehrenden Kranz abzuwer­
fen.32 Beispielhaft ist auch der Eroberer Singapurs, General Y a- 
mashita. Auf einer Höhe über der Stadt ließ er einen Schrein für 
die Asche der gefallenen Japaner und daneben ein dreieinhalb 
Meter hohes Kreuz zu Ehren der gefallenen Briten errichten. Eine 
solche ritterliche Geste verzeichnet die Weltgeschichte nur sehr 
selten, vielleicht insgesamt nur dreimal.33 Beispielhaft für die Re- 
barbarisierung der Kriege des 20. Jahrhunderts ist freilich der Fort­
gang: Nach der Wiederbesetzung Singapurs 1945 haben die Briten 
den Schrein mit der Asche der japanischen Gefallenen und auch 
das Denkmal zu Ehren der gefallenen Briten gesprengt; daß sie 
dabei sogar Grabschändung begingen, hat wohl kaum gestört. Im 
20. Jahrhundert müssen Zeugnisse ritterlichen Verhaltens des 
Kriegsgegners beseitigt werden, weil sie ein Fragezeichen hinter 
die Kreuzfahrerei und die Diffamierung des Kriegsgegners setzen.

Für die im Zuge des Pazifikkrieges geschürte Stimmung ist be­
merkenswert, daß die gröbsten Zeugnisse der Diffamierung des 
Kriegsgegners nicht mehr, wie im Ersten Weltkrieg, von Politi­
kern und Intellektuellen, sondern nun auch von Soldaten stam­
men. Der Oberbefehlshaber der australischen Truppen, General 
Sir Thomas Blamey, feuerte seine Soldaten an: »Euer Feind ist eine 
seltsame Kreuzung zwischen Mensch und Affe [...] Ihr wißt, daß 
Ihr dieses Ungeziefer (vermin) auslöschen müßt, damit wir und 
unsere Familien leben können.«34 Die New York Times berichtete 
auf der ersten Seite und kritiklos, wie Sir Thomas die Japaner be­
urteilte: »Der Japse ist ein kleiner Barbar [...] Wir haben es nicht 
mit Menschen zu tun, wie wir sie sonst kennen. Wir stehen etwas

158



Die vergebliche Suche nach dem Frieden

Primitivem gegenüber. Unsere Soldaten haben die richtige Ein­
stellung: Sie betrachten sie als Ungeziefer.«35 Im gleichen Ton ei­
ner Untermensch-Ideologie erklärte Admiral H alsey, Oberbefehls­
haber der >Third Fleet<, öffentlich: »Der einzige gute Japse ist ein 
Japs, der seit sechs Monaten tot ist [...] Die Japaner sind ein Pro­
dukt des Geschlechtsverkehrs zwischen einer Äffin und den 
schlimmsten chinesischen Verbrechern, die ein wohlwollender 
Kaiser aus China verbannte« -  ein immerhin bemerkenswertes 
Zeugnis moderner Rassenlehre.36 Diese und viele weitere Zeug­
nisse übersteigen alles, was Generale beider Seiten in Europa wäh­
rend der beiden Weltkriege geäußert haben.

Wenn Spitzenmilitärs und Spitzenpolitiker so urteilten, war zu 
erwarten, daß entsprechend gehandelt würde. Der Gebrauch von 
Gebeinen japanischer Gefallener zur Dekoration von Fahrzeugen 
und Unterkünften oder als Souvenir war anscheinend weitverbrei­
tet; sogar Präsident Roosevelt erhielt einen Brieföffner geschenkt, 
der aus den Gebeinen eines gefallenen Japaners geschnitzt 
war.37 Die seriöseste der amerikanischen Illustrierten, LIFE, veröf­
fentlichte am 22. Mai 1944 kommentarlos, sozusagen als normal, 
ein bemerkenswertes Photo: Eine junge Frau sitzt am Schreibtisch 
und bedankt sich für Liebesgrüße und Souvenir ihres boy friend. 
Der Betrachter sieht vor ihr auf dem Schreibtisch das Souvenir, ei­
nen Schädel, darauf geschrieben die Grüße des boy friend »Das ist 
ein guter Japs, ein toter« und die Unterschrift von 15 Offizieren.38 
Sogar die New York Times bemerkte hierzu, allerdings erst 2001: 
»Wie wurde der Schädel vom Körper getrennt? Von wem? Wo­
mit? Wer skalpierte ihn? Wer kochte die Haut vom Schädel? Wer 
schrubbte ihn mit Bürsten und verschiedenen Säuren, damit er 
versandt werden konnte?«39

Keineswegs ungewöhnlich war auch der in amerikanischen 
Zeitschriften und Zeitungen meist kritiklos berichtete Brauch, ja­
panischen Gefallenen die Ohren, gelegentlich auch die Hoden 
abzuschneiden, zu trocknen und als Souvenir zu behalten. Der be­
rühmte Ozeanflieger Charles L indbergh, Jagdflieger im Pazifik, 
notierte in seinem Tagebuch angewidert Mordaktionen anjapani­
schen Kriegsgefangenen, Schwerverwundeten und Schiffbrüchi­
gen, die man ein gutes halbes Jahrhundert später nicht im Detail
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wiedergeben mag.40E. Sledge, später Professor für Mikrobiologie, 
im Kriege bei der amerikanischen Marineinfanterie (Leathernecks, 
Ledernacken), berichtet, wie einer seiner Kameraden sich mit ei­
nem Japaner beschäftigte, dessen Arme durch eine schwere Ver­
wundung schon gelähmt waren, der aber Goldzähne besaß: »Er 
setzte die Spitze seines Messers an der Zahnwurzel an und schlug 
mit der flachen Hand zu. Weil der Japaner zuckte und sich wälzte, 
rutschte das Messer ab und sank tief in den Mund des Opfers«...  
Der Bericht geht noch weiter.41 Bei alledem ist nicht so sehr be­
merkenswert, daß es geschah. Bemerkenswert ist vor allem, daß 
es toleriert wurde und sogar zum Renommieren genutzt werden 
konnte -  so wie Ernest H emingway sogar als Zivilist nicht nur deut­
sche Kriegsgefangene tötete, sondern sich noch Jahre später da­
mit brüstete.42

Diesem Geist entsprach, daß man behauptete, den doch längst 
niedergerungenen Gegner durch Atombomben zur Niederlegung 
der Waffen zwingen zu müssen -  obwohl man durch die Entschlüs­
selung des japanischen Funkverkehrs (>Magic<) längst wußte, daß 
die japanische Regierung seit Wochen über ihren Moskauer Bot­
schafter Stalin anflehte, ein Ende des verlorenen Krieges zu ver­
mitteln. Diesem Geist entsprach weiterhin, daß man die erste der 
ohnehin überflüssigen Bomben in das Zentrum einer Großstadt 
warf, noch eine zweite nutzte, das doch bereits Demonstrierte den 
Japanern noch einmal zu demonstrieren, daß man auch diese Bom­
be wiederum ins Zentrum einer Großstadt warf -  und zu >guter< 
Letzt noch einen Tausend Bomber-Angriff auf Tokio mit der be­
merkenswerten Begründung flog: »We weint a grand finale«, Wir 
wollen ein großartiges Finale.43 Entsprechend endete das große 
Sterben. Nach der Kapitulation ließen die Alliierten -  nicht die 
Sowjetrussen -  wohl an die Hunderttausend Kriegsgefangene in 
ihren Lagern verkommen.44 Für einen L udendorff, einen Moltke, 
einen L ee, einen Bismarck, einen W ellington, einen Prinzen E ugen, 
einen Turenne, kurzum: für das spätere 17., für das 18. und 19. 
Jahrhundert wären solche Taten undenkbar gewesen. Doch im 20. 
Jahrhundert sind sie mühelos möglich, zumal notfalls die Taten 
bagatellisiert oder gar verdeckt werden, damit man die Täter wei­
terhin ehren kann.
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Natürlich waren auch im 20. Jahrhundert Anstand, Ritterlich­
keit, Ehrgefühl und Menschlichkeit bei keiner Nation ausgestor­
ben. Das belegen zahlreiche Beispiele auch aus dem europäischen 
Teil des Zweiten Weltkrieges. Die Wehrmacht entließ zahlreiche 
Kriegsgefangene und sogar alle kriegsgefangenen Norweger, 
Holländer und Griechen gleich bei Ende der Kampfhandlungen -  
während deren Regierungen aus dem Exil zum Partisanenkampf 
aufriefen. Bernard Montgomery, ein britischer General, empfing 
nach althergebrachter Sitte den bei El Alamein gefangenen Gene­
ral Ritter von Thoma in seinem Gefechtstand, so wie sowjetrussi­
sche Generale Feldmarschall P aulus nach der Schlacht von Stalin­
grad empfingen.45 Noch am 8. Mai 1945 haben einzelne sowjetische 
Generale Kommandeur und Stab der ihnen gegenüberliegenden, 
nun kapitulierenden deutschen Division empfangen.46

Diese Aufzählung könnte mühelos für alle Nationen verlängert 
werden. Aber kaum jemals fanden solche Relikte vergangener 
Kriegsformen die Unterstützung der Medien und der Politiker. 
Die sachlich unbedeutende, aber eben ritterliche Geste M ontgo­
merys erregte im britischen Unterhaus große und öffentliche 
Entrüstung.47 General E isenhower, 1943 Oberbefehlshaber der al­
liierten Truppen in Tunesien, lehnte es bei der Kapitulation der 
deutsch-italienischen Truppen ab, Generaloberst von A rnim und 
General M esse zu  empfangen. Seine zutreffende Begründung: Er 
befinde sich in einem »Kreuzzug im überlieferten Sinn«.48 Das Stil­
gefühl wichtiger Akteure wird deutlich, wenn führende Politiker 
sowie Soldaten der Alliierten (Churchill, der britische General 
Browning und der amerikanische General P atton) beim ersten 
Betreten deutschen Bodens oder beim ersten Überqueren des Rheins 
demonstrativ öffentlich urinierten.49 Als gegen Ende des Koreakrie­
ges sich die amerikanischen und chinesischen Vorkommandos zur 
Vorbereitung der Waffenstillstandsverhandlungen trafen, lehnten 
die Amerikaner sogar die bescheidenen, von den Chinesen ange­
botenen Erfrischungen ab. Entsprechend verliefen die Verhandlun­
gen und die Unterzeichnung des Waffenstillstandes.50

Man kann, je nach Präferenz, das geschilderte >moderne< Ver­
halten als Kreuzfahrerei, als Stolz oder als Hochmut deuten. Ei­
nes ist sicher: Großwesir Köprülü hätte sich solchen Verhaltens
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Beerdigung der britischen Soldaten, die bei einem Kommando­
unternehmen auf St.Nazaire in Frankreich am 28. März 1942 gefallen 

sind. Oben: Vier deutsche Soldaten halten Ehrenwache an einem 
mit der britischen Fahne geschmückten Sarg.

Britische Kriegsgefangene senken den Sarg eines Kameraden; hinten 
Mitte ein deutscher Infanteriezug, der die traditionellen drei Salven über 

die Gräber schießen wird; hinten links ein Musikkorps der deutschen 
Kriegsmarine. (Privatarchiv Hillenbrand, Berg)
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geschämt, und viele, viele nach ihm ebenso. Noch bei den Waffen­
stillstands-, dann den Friedensverhandlungen 1917/18 in Brest-Li- 
towsk fanden die Delegierten der deutschen, österreich-ungarischen, 
bulgarischen und osmanischen Monarchien es selbstverständlich, 
gemeinsam sogar mit den bolschewistischen Delegierten am glei­
chen Tisch zu essen. Doch das galt nicht mehr bei den nur zehn 
Monate später stattfindenden >Verhandlungen< in Compiegne und 
Versailles.51 So wie K öprülü, M etternich, C astlereagh und das 
deutsche Kaiserreich verkehren tugendhafte Kreuzfahrer nicht mit 
Besiegten.

Die Pervertierung des Rechtes

Wer in die Vergangenheit zurückblickt, um warnende Vorzeichen 
und damit vielleicht auch Lehren für die Suche nach dem Frieden 
unserer Zeit zu finden, wird einen weiteren unheilvollen Zug des 
20. Jahrhunderts bald bemerken: Zur Moralisierung des Krieges 
tritt als ebenso gefährlicher Zwillingsbruder die Pervertierung des 
Rechtes. Wie zu erwarten, trat auch dieses Kennzeichen der Mo­
derne schon beim Ende des Ersten Weltkrieges und dort eben nicht 
beim Frieden von Brest-Litowsk, sondern in Versailles beherr­
schend hervor.

Im 18. und 19. Jahrhundert waren die Friedensbedingungen, 
mit denen sich der Sieger seinen auf den Schlachtfeldern errunge­
nen Vorteil sicherte, schlicht als natürliche Folge eines Kriegssieges 
angesehen und begründet worden. Hierüber ist das moralische 
20. Jahrhundert erhaben. In den zum Kreuzzug gesteigerten Ge­
rechten Kriegen kämpfen die Guten (stets die eigene Kriegspar- 
tei) gegen die Bösen (stets der Gegner), und natürlich folgen die 
Guten stets höchsten moralischen Grundsätzen. Diese Moralisie­
rung zwingt aber den Sieger in ein Dilemma. 1919 wollte Frank­
reich endlich wieder die den Kontinent beherrschende grande na- 
tion werden; hierzu wollte es Deutschland auf den Knien halten 
und den Rhein zur deutschen Grenze machen. England und Frank­
reich hofften zudem auf unermeßliche Beute aus den Trümmern 
des deutschen sowie des osmanischen Kolonialreiches, des deut­
schen Handels sowie aus der deutschen Industrie und Wissen-
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schaft. Aber die Beutemacherei vertrug sich schlecht mit den ver­
kündeten moralischen Grundsätzen. Es blieb nur ein Ausweg: Der 
Sieger mußte die Vorteilsnahme mit der Strafwürdigkeit des Be­
siegten begründen.

Genau diesem Schema folgten schon die Sieger des ersten gro­
ßen Krieges des 20. Jahrhunderts. Die »Mantelnote« vom 16. Juni 
1919, die die Ablehnung der deutschen Änderungswünsche des 
Vertragsentwurfs begründete, rechnet den Deutschen alle nur er­
denklichen Untaten: Der von Deutschland bewußt angezettelte 
Krieg war »nach dem Urteil der gesamten zivilisierten Welt« (zu 
der Deutschland demnach nicht gerechnet wurde) »das größte 
Verbrechen gegen die Menschheit und gegen die Freiheit der Völ­
ker, welches eine sich für zivilisiert ausgebende Nation jemals mit 
Bewußtsein begangen hat«. Weiterhin war ausschließlich Deutsch­
land verantwortlich »für die rohe und unmenschliche Art, in der 
der Krieg geführt wurde«. Mit ihrem Krieg wollten die Deutschen 
»ihre Leidenschaft für Tyrannei befriedigen«, denn die Regieren­
den Deutschlands haben »getreu der preußischen Tradition« stän­
dig danach getrachtet, »ein unterjochtes Europa zu beherrschen 
und zu tyrannisieren, so wie sie ein unterjochtes Deutschland be­
herrschten und tyrannisierten«. Sie hatten ihren Untertanen »die 
Lehre eingeschärft, in internationalen Angelegenheiten sei Gewalt 
Recht«, also beweist der Krieg, daß »die Welt vom preußischen 
Despotismus befreit werden muß« -  und seitenlang so weiter und 
seitenlang so fort. Das Gesamturteil: »Das Verhalten Deutschlands 
ist in der Geschichte fast beispiellos.« In diesem Urteil gibt es auf 
der Seite der Sieger nur helles Licht, bei den Besiegten nur dunk­
len Schatten; die Kriegspropaganda wurde Basis des Friedens­
schlusses und damit der Nachkriegspolitik.

Die für alle Kreuzzüge typische Kriminalisierung des Besieg­
ten wird besonders deutlich in der Frage der Zulassung zum Völ­
kerbund. Dessen Satzung wurde dem Besiegten aufgenötigt 
(Artikel 1-26 von Versailles). Aber der Besiegte wurde nicht zu­
gelassen mit der ausdrücklichen Begründung (»Mantelnote«), er 
müsse erst durch Taten beweisen, daß »Deutschland für immer 
auf jene aggressive Politik verzichtet, die ihm den übrigen Teil 
der Welt entfremdet hat«, und daß es endlich »ein Volk geworden
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ist, mit dem man in nachbarschaftlicher Kameradschaft leben 
kann«. So wird der Besiegte zum Kriminellen in der Resozialisie­
rungsphase.

Der Artikel 231 von Versailles, in dem die Deutschen ihre allei­
nige Kriegsschuld bekennen müssen, ist die unausweichliche Fol­
ge dieses Denkens, ebenso die Artikel 227-230, die das Reich ver­
pflichten, seine gesamte politische und militärische Elite, als erste 
Rate 895 Politiker und Militärs, vom Kaiser an abwärts, als Kriegs­
verbrecher an die Sieger zu überstellen und zusätzlich die geplan­
ten Prozesse zu unterstützen.52 Derartige Friedensbedingungen 
waren im Sinne des Wortes unerhört; in den vorangegangenen 
Jahrhunderten hatte es solches nicht gegeben, und nur wenige 
Monate zuvor, in Brest-Litowsk, hatte das deutsche Kaiserreich 
den besiegten Sowjetrussen nicht einmal die Auslieferung der 
zaristischen Eliten auferlegt.

Damit nimmt schon früh im 20. Jahrhundert, also ganz unab­
hängig von späteren Taten Japans oder des nationalsozialistischen 
Deutschlands, der Friedensvertrag die Charakteristika eines Straf­
prozessurteils (Art. 227-230) sowie eines Zivilprozeßurteils (Art. 
231) an. Das zeigt, daß der Friedensvertrag, ein Akt der Politik, im 
Gerechten Krieg zu einem Rechtsakt wird, den der siegreiche Rich­
ter dem Besiegten verkündet. In der »Mantelnote« sagten die Sie­
ger das in klaren Worten: »Die Alliierten und Assoziierten Mäch­
te stellen demnach fest, daß der Friede, den sie vorgeschlagen 
haben, seinem Grundwesen nach ein Rechtsfriede ist. Sie sind nicht 
weniger gewiß, daß es ein Friede des Rechts ist.«53

Solch eine moralisch umkleidete, den Besiegten kriminalisie­
rende Beutelust mußte freilich doppelt erbittern. Das mußte einer 
Politik schaden, die mehr als ein Gerichtsprozeß sein und eine 
Friedensordnung schaffen wollte, die dauerhaft sein würde, weil 
auch der Besiegte sie innerlich annehmen konnte. Noch einmal 
sei an das eingangs zitierte Urteil eines prominenten Juristen und 
Sozialdemokraten, an das Urteil Carlo Schmids erinnert. Die Fol­
gen solch einer Politik zeigt ein in sich unbedeutendes Ereignis: 
Am Ende des Krieges erhob sich kurz vor dem Beginn des Waf­
fenstillstandes ein deutscher Infanterieoffizier aus einem zerschos­
senen Schützengraben, warf ein Maschinengewehr auf die Graben-
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brüstung und schoß Feuerstoß auf Feuerstoß in den Graben der 
überraschten Engländer. In der Minute des Waffenstillstandes Welt 
er inne, erhob sich, grüßte höflich und ging von dannen -  wie ein 
Schauspieler am Ende eines Auftritts die Bühne verläßt und zu­
gleich andeutet, daß ein neuer Auftritt folgen wird.54

Die schlimmste Folge des Gerechten Krieges: 
die Lähmung der Politik

Die Kreuzzungstimmung, die Compiegne, Versailles und allzu 
viele der folgenden Kriege und Verhandlungen kennzeichnete, 
hatte als wohl böseste Frucht die Lähmung der Politik. Diese Läh­
mung wurde schon gegen Endes des Ersten Weltkrieges überdeut­
lich. Als C lemenceau 1917 in schwerer Stunde Ministerpräsident 
wurde, rief er dem französischen Parlament zu: »Sie fragen, was 
meine Politik ist. Sie ist, Krieg zu führen. Außenpolitik? Ich führe 
Krieg. Innenpolitik? Ich führe Krieg. Immer. Auf jedem Gebiet. 
Ich führe Krieg.«55 Mit dieser Rhetorik riß C lemenceau die Mas­
sen mit und gewann den Krieg. Doch er verlor den Frieden.

Dieses Denken beherrschte, wie zu erwarten, auch den Zwei­
ten Weltkrieg. Als C hurchill in schwerer Stunde, im Mai 1940, 
Ministerpräsident Großbritanniens wird, ruft er dem britischen 
Parlament die gleichen Worte zu wie C lemenceau, nur ergänzt 
durch die Berufung auf Gott, den Herrn: »Sie fragen, was unsere 
Politik sei. Ich antworte: sie ist, Krieg zu führen, zu Wasser, zu 
Lande und in der Luft, mit aller Macht und aller Kraft, die Gott 
uns geben kann [...] Das ist unsere Politik. Sie fragen, was ist unser 
Ziel? Ich kann mit einem Wort antworten: Sieg. Sieg um jeden 
Preis.«56

Das ist glänzende Rhetorik, sind berühmte Worte. Aber es ist 
die Umkehrung dessen, was C lausewitz gelehrt hatte und was in 
jener Zeit ebenso wie heute unablässig verkündet wird. Innen- 
und Außenpolitik sind nun Diener des Krieges geworden. Der 
Krieg dient dem Sieg, aber welchem politischen Ziel der Sieg den 
Weg bahnen soll, wie die Welt nach dem Sieg aussehen und wie 
man den Weg zur Neugestaltung ebnen will, bleibt dunkel, bis es 
zu spät ist. Kreuzfahrern genügt die Niederwerfung des Bösen,
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denn anschließend ist die Welt wieder gut. Doch damit ist der 
Weg vom Sieg zur tragedy, zum vergeblichen Sieg vorgezeichnet. 
Bezeichnend: nach einem Treffen mit Stalin bemerkte C hurchill 
»mit Grauen«, daß Stalin dreißig Jahre vorausdenke.57

Völkerbund und UNO als Friedenswahrer

Wer der Frage nachsinnt, warum es so schwierig war und ist, Frie­
den in die den Frieden doch ersehnende Welt zu bringen, stößt 
bald auf Versuche, den Frieden durch Verträge oder gar durch 
internationale Gremien zu sichern.

Der 1919 gegründete Völkerbund zögerte noch, das uralte ins 
ad bellum, das für souveräne Staaten als unerläßlich geltende Recht, 
nach eigenem Ermessen Krieg zu führen, gänzlich abzuschaffen. 
Aber er unterwarf die Ausübung dieses Rechtes einem kompli­
zierten Verfahren. Die entscheidende Bestimmung: »Alle Bundes­
ratsmitglieder kommen überein, eine etwa zwischen ihnen ent­
stehende Streitfrage [...] entweder der Schiedsgerichtsbarkeit oder 
der Prüfung durch den [Völkerbunds-] Rat zu unterbreiten. Sie 
kommen ferner überein, in keinem Falle vor Ablauf von drei Mo­
naten nach dem Spruch der Schiedsrichter oder dem Bericht des 
Rates zum Kriege zu schreiten.« Weitere Bestimmungen regelten 
Schieds- und Ratsspruch sowie die strengen Sanktionen bei Ver­
letzung der Bestimmungen der Völkerbundcharta.

Das alles klang entschlossen sowie macht- und kraftvoll. Doch 
es klang nur so. Der erste Grund für das Mißlingen wird deutlich 
bei der Betrachtung der Mitglieder des Völkerbundes. Wie bereits 
dargelegt: Die Besiegten durften vorerst nicht teilnehmen -  sie 
galten den Gründungsmitgliedern des Bundes vorerst als zu be­
strafende Kriminelle, die künftiges Wohlverhalten noch glaubhaft 
machen müssen. Hingegen gestatten die Sieger mit der Tschecho­
slowakei, mit Polen und mit dem >serbisch-kroatisch-slowenischen 
Staat< (später Jugoslawien) eben erst von ihnen  geschaffenen Staa­
ten den Beitritt. Es waren immerhin Staaten, deren Würdigkeit, 
woran man sie auch messen wollte, noch nicht erwiesen war. Und 
schließlich gestatteten die Sieger mit Haiti, Honduras, Panama und 
Liberia Staaten die Mitgliedschaft, die kaum mehr als Satelliten
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mächtigerer Staaten waren. Bei alledem schien nur zu deutlich 
die Mentalität eines Siegers durch. Das konnte den Glauben an 
die unparteiische Gerechtigkeit des Völkerbundes wahrlich nicht 
fördern.

Bedeutsam trat hinzu, daß in der Zwischenkriegszeit schon das 
erste Donnergrollen aus dem hörbar wurde, was später als > Dritte 
Welt< bekannt wurde. Uralte Kulturvölker wie die Chinesen und 
Inder, bald auch viele andere Völker in Afrika und Asien zweifel­
ten die Berechtigung und die Gerechtigkeit des Zustandes an, in 
den sie sich -  kolonisiert oder halbkolonisiert -  durch die >Wei- 
ßen< versetzt sahen.

Die Voraussetzungen für den Frieden, die Gerechtigkeit, fehlte 
also in vielen Räumen der Erde. Raymond A ron, also ein wahr­
lich unverdächtiger Zeuge, urteilte 1963: »Das Rechtssystem des 
Völkerbundes [...] hat versagt, weil die unbefriedigten Staaten die 
etablierte Ordnung verändern wollten, und weil die internationale 
Organisation weder die Mittel hatte, die Veränderungen, die die 
Gerechtigkeit eventuell forderte, auf friedliche Weise durchzuset­
zen, noch die Mittel, den revolutionären Staaten Einhalt zu 
gebieten.«58Sicherlich: Die Völkerbundcharta schloß Veränderun­
gen nicht aus, aber sie verwies die Benachteiligten auf das Bitten 
und Hoffen. Was sollte werden, wenn die Sieger sich gegen Ver­
änderungen, die die Gerechtigkeit forderte sperrten? Wie lange 
würden diejenigen, die sich benachteiligt fühlten -  oft genug zu 
Recht -  bittend warten? Und wann würden die lange bittend ge­
falteten Hände zu den Waffen greifen?

So erwies sich erneut die uralte Weisheit: Nur derjenige Zu­
stand läßt sich -  wie es der Völkerbund wollte -  fixieren, der von 
der Mehrheit und von Vernünftigen akzeptiert wird. Eine Mehr­
heit wird aber nur denjenigen Zustand akzeptieren, der unpartei­
ische Gerechtigkeit wenigstens anstrebt.

Nach dem Zweiten Weltkrieg haben viele ihre Friedenshoffnung 
auf die Vereinten Nationen gesetzt, denn nach dem Grauen des 
Krieges und unter der Drohung der Atomwaffen schien es drin­
gend, erfolgreich nach dem Frieden zu suchen. In der Tat: Erst­
mals in der Geschichte verzichteten Staaten, sogar alle Mitglied­
staaten der UNO, auf das Recht, nach eigenem Ermessen Krieg zu
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führen. Nur noch ein spezielles Gremium der UNO, der Sicher­
heitsrat, darf Krieg anordnen -  und das auch nur, um den Welt­
frieden zu sichern oder gegen einen Friedensbrecher wiederher­
zustellen. Aber es ist offensichtlich, daß die UNO den Krieg 
bestenfalls etwas eindämmen, den Frieden aber nicht sichern konnte. 
Heute zählt ein weltbekannter Autor von der UNO-Gründung bis 
1990 »ungefähr 160 bewaffnete Konflikte«, nicht gerechnet kleine 
Kämpfe wie die der korsischen oder baskischen Separatisten.59 Ein 
anderer Autor definiert >Krieg< enger. So zählt er von der UNO- 
Gründung bis 1998 >nur< 113 Kriege mit insgesamt zehn bis drei­
ßig Millionen Toten. Zehn bis dreißig Millionen Tote!60

Die Ursachen des Ungenügens der UNO sind vielfältig. Die 
Zusammensetzung des zur Friedenswahrung geschaffenen Gre­
miums, des Sicherheitsrates, zeigt einen Grund. Die entscheiden­
de Rolle spielten und spielen im Sicherheitsrat fünf der ursprüng­
lich elf, seit 1965 fünfzehn Mitglieder, weil sie dort einen ständigen 
Sitz und zudem ein Vetorecht haben: die USA, die Sowjetunion/ 
Rußland, England und China, also die vier Hauptsieger des Zwei­
ten Weltkrieges, die Frankreich als fünften Hauptsieger hinzuer­
laubten. Das mag 1945 noch verständlich gewesen sein, im 21. Jahr­
hundert ist jede Berechtigung verblaßt.

Wichtig war weiterhin, daß nach 1945 neue Kriegsformen auf­
tauchten, auf deren Behandlung der Sicherheitsrat nicht vorberei­
tet war. Für die neue Problematik ist ein leider fast belustigendes 
Detail kennzeichnend: Ho C hi-M inh formulierte 1945 die Unab­
hängigkeitserklärung Indochinas von der Kolonialmacht Frank­
reich fast wörtlich nach der Unabhängigkeitserklärung der USA 
von der Kolonialmacht England.61 Aber das hinderte Frankreich 
eben nicht, um seine Kolonie zu kämpfen, hinderte die USA nicht, 
Frankreich zu unterstützen -  und der Sicherheitsrat blieb untätig, 
zumal Frankreich und andere Kolonialmächte dort ein Vetorecht 
hatten. So brachen überall in der >Dritten Welt< bald >Befreiungs- 
kriege< auf, die sogar die Kolonialmächte schließlich als legal aner­
kennen mußten -  und bei denen dennoch fragwürdig ist, ob sie in 
jenen Gebieten eine bessere, gerechtere Ordnung geschaffen haben.

Wichtig war wohl auch die neue Bedeutung, die den Menschen­
rechten zugemessen wurden. Oft war das Hervortreten berech-
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tigt; niemand wird heute noch einem Unterdrückten das Recht 
zur Gegenwehr bestreiten. Aber niemand kann bestimmen, wel­
ches Maß an Unterdrückung einen bewaffneten Aufstand rechtfer­
tigt, welche Mittel bei der Gegenwehr angewendet werden dürfen 
und vor allem, welche Verletzung der Menschenrechte das Eingrei­
fen der sogenannten Völkergemeinschaft rechtfertigt.

Es tritt hinzu, daß eine böse Verletzung der Menschenrechte das 
bewaffnete Eingreifen fremder Staaten rechtfertigen, also einen 
Krieg rechtfertigen kann, wie vor allem im ehemaligen Jugoslawi­
en deutlich wurde. Aber das bedeutet nur, daß ein solcher Krieg 
geführt werden, als gerecht betrachtet werden darf. Ob ein solcher 
Krieg tatsächlich geführt wird, entscheiden die Staaten anhand ih­
rer Möglichkeiten -  und anhand ihrer Interessen. So öffnete die 
Betonung der Menschenrechte doch wiederum auch einer verstoh­
lenen Interessenpolitik die Tür zur moralisierenden Tarnung. Men­
schenrechtsverletzungen werden heute vorwiegend nur bei unbe­
quemen oder unbeliebten Staaten beanstandet oder gar bekämpft, 
aber oft verbieten die politische Korrektheit oder handfeste Interes­
sen, gleiche Verletzungen bei bestimmten Staaten zu beanstanden.

Beim Versagen der UNO spielte die scheinbar bedeutendste 
Rolle der Ost-West-Konflikt; er hat tatsächlich den Sicherheitsrat 
jahrzehntelang bei wichtigen Fragen gelähmt. Bezeichnend ist al­
lerdings, daß auch das Ende dieses Konflikts dem Sicherheitsrat 
nicht einmal ansatzweise diejenige Stellung verschafft hat, zu dem 
ihn die UNO-Charta verpflichtet. Nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion blieben die USA als einzige Supermacht übrig; nun 
hätte endlich verwirklicht werden können, was die von den USA 
einstmals selbst entworfene UNO-Charta seit 1944/45 vorsah: 
Tatsächliche Übertragung des ius ad bellum an den Sicherheitsrat 
-  Schaffung eines UNO-Generalstabes, der die Truppen der Völker­
gemeinschaft in bewaffnete Konflikte führt -  Unterstellung von 
Truppen der Mitgliedstaaten unter diesen Generalstab.62 Aber von 
alledem ist auch zehn Jahre nach dem Ende der Sowjetunion nicht 
einmal die Rede. Die Kriege im Irak und im erlöschenden Jugo­
slawien wurden von der Supermacht und ihrem Gefolge nach ei­
genem Ermessen selbständig geführt; die UNO durfte kaum mehr 
als ein Feigenblatt liefern.
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Noch deutlicher ist der Krieg gegen den Terrorismus. Sicher­
lich: Nach der UNO-Charta ist die Selbstverteidigung erlaubt -  
eine Selbstverständlichkeit. Aber der sich verteidigende Staat hat 
seine Maßnahmen sofort dem Sicherheitsrat zu melden, der so­
dann die Verteidigung gegen den Aggressor in die Hand nimmt.63 
Doch davon ist nicht einmal mehr die Rede. Das bedeutet völliges 
Beiseiteschieben der UNO und seines zur Wahrung des Friedens 
geschaffenen Sicherheitsrates.

Das ist kein Zufall. Je kraftloser der Sicherheitsrat ist, desto 
unbehinderter und ungehemmter kann die einzige verbliebene 
Welt- und Supermacht als selbsternannter Weltpolizist handeln 
und ihre Gehilfen zum Dienst rufen. Noch gewichtiger: Je weiter 
die Zuständigkeit von UNO und Sicherheitsrat durch Menschen­
rechtspolitik und Legalisierung von Befreiungskriegen ausgedehnt 
wird, desto eher können jene, die diese Gremien dominieren, ihre 
eigene Politik durchsetzen. Unter anderem haben der ehemalige 
Generalsekretär der UNO, Boutros-Ghali, und Altbundeskanzler 
Helmut Schmidt hierzu unmißverständlich Stellung genommen.64 
Offensichtlich: Eigeninteressen, also das, was M achiavelli die »rea- 
litä delle cose« genannt hat, wirken nach wie vor fast ungehemmt, 
was immer Redner verkünden. Praktisch ist die Welt wieder dort, 
wo sie vor der Schaffung der UNO und des Völkerbundes gewe­
sen ist: Der Mächtigste entscheidet, und er tut, was er will.

Zu den Ursachen des Versagens

Offensichtlich haben die Völker ebenso wie ihre Regierungen schon 
nach dem Ersten und vermehrt nach dem Zweiten Weltkrieg ver­
geblich nach dem Frieden gesucht. Dem Betrachter drängt sich 
die Frage auf, wo die Hauptursache des Versagens lag. Diese Frage 
ist wichtig, denn wenn ein Krieg nicht den Weg zu einem gedeih­
lichen Frieden öffnet, so war er sinnlos und endet in einer tragedy. 
Vielleicht ist deshalb ein vergleichender Blick auf den Wiener 
Kongreß und auf Versailles zweckmäßig. Der Wiener Kongreß 
schloß 1814/15 eine 23jährige Kriegsperiode ab -  und aus ihm ist 
kein neuer Krieg erwachsen. Versailles schloß einen nur vierjähri­
gen Krieg ab -  und öffnete nur die Tür zu dem, was 1995 ein briti-
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scher Premierminister den »zweiten Dreißigjährigen Krieg« nannte 
-  von der Bundesregierung allerdings bald berichtigt.65 Sucht man 
nach den Gründen der Unterschiede, so wird noch einmal deut­
lich: In Wien behandelten die Sieger den Besiegten als gleichwer­
tig und deshalb gleichberechtigt; es fehlte das Kreuzzugsdenken, 
das Kultur und geschichtliche Rolle des Besiegten als zutiefst ver­
derbt darstellte und mithin Strafe sowie Umerziehung forderte.

Diese Entwicklung war nicht zufällig. Die Söldnerheere des 17. 
und 18. Jahrhunderts hatten sich in einen Krieg führen lassen, ohne 
nach dem Warum zu fragen. Begrenzt mag dies auch in den hier­
archisch geordneten Völkern des 19. Jahrhunderts so gewesen sein, 
also in Völkern, die innerlich mit ihrer Obrigkeit verbunden waren 
und ihr vertrauten. Damit waren die Regierungen noch von den 
»Gärungen« (Jacob Burckhardt) der Völker recht unabhängig, 
brauchten bei ihren Völkern keine »Gärungen« zu erregen und 
konnten Krieg sowie Frieden nach dem »bloßen Verstände« (Clau- 
sewitz) gestalten, ohne den Gegner zu diffamieren. Illustrativ ist 
der Tagesbefehl, mit dem 1870 der Neffe des preußischen Königs 
W ilhelm I., Generaloberst Prinz Friedrich K arl, seine Soldaten auf 
das Betreten Frankreichs vorbereitete: »Soldaten der Zweiten Ar­
mee! Ihr betretet den französischen Boden. Der Kaiser N apoleon 
hat ohne allen Grund Deutschland den Krieg erklärt. Er und seine 
Armee sind unsere Feinde. Das französische Volk ist nicht gefragt 
worden [...] Ein Grund zur Feindschaft ist nicht vorhanden.«66 Der 
Prinz fuhr in seinem Tagesbefehl fort: »Seid dessen eingedenk den 
friedlichen Bewohnern Frankreichs gegenüber, zeigt ihnen, daß 
in unserem Jahrhundert zwei Kulturvölker sogar im Kriege mit­
einander die Gebote der Menschlichkeit nicht verletzen.« Ein Lord 
V ansittart, Lord Bryce oder Lord N orthcliffe (England), ein Ilja 
E hrenburg (Sowjetrußland), ein Joseph Goebbels (Deutschland) 
oder ein Paul N izer (USA) waren in jener Zeit noch nicht notwen­
dig, und sie wären wohl auch verachtet worden.

Flingegen fragen heute die politisch erwachten Völker der De­
mokratien nach dem Warum des Krieges, in dem sie kämpfen, 
leiden und sterben sollen, und auch den Diktatoren des 20. Jahr­
hunderts kann die Stimmung der Massen nicht gleichgültig sein. 
Fehlt eine die Massen erregende und überzeugende Propaganda,
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setzt sie sich nicht durch, oder ist sie sogar unglaubwürdig, so 
bricht die >Heimatfront< zusammen. Der Krieg mag dann kom­
men, aber das Volk geht nicht mehr hin -  wie 1917 in Rußland, 
1918 in Deutschland, 1943 in Italien, 1970 in den USA.

In allen Kriegen unserer Zeit müssen Politiker und Militärs den 
Kampf willen ihrer Völker und die Bereitschaft, die Leiden des 
Kriegs zu ertragen, hervorrufen, stärken und präservieren. Als das 
beste Mittel hierzu erwies sich von Anfang an der Rückgriff auf 
die mittelalterliche Lehre vom bellum iustum, vom Gerechten Krieg. 
Doch das reichte bei einem langen und harten Krieg nicht aus. 
Recht bald erwies es sich als notwendig, den frommen, in Einzel­
fällen sogar berechtigten Glauben ihrer Völker, sie kämpften ei­
nen Gerechten Krieg, durch Propaganda zum Kreuzzugsdenken 
zu steigern. Was in vergangenen Kriegen Gegner gewesen war, 
wurde so schon ab 1914 in England zum hun und in Frankreich 
zum boche, wurde ab 1939 in Nazi-Deutschland zum Untermen­
schen und in den USA zum human animal

Damit wird der Krieg so rebarbarisiert wie früher in den Reli- 
gions- und Ketzerkreuzzügen. Schon 1901 hatte Churchill im Unter­
haus vorhergesagt: »Die Demokratie ist rachsüchtiger, als es die 
Kabinette sind. Der Krieg der Völker wird schrecklicher sein als 
der Krieg der Könige.«67 Der Gegner gilt als verderbt, entsprechend 
muß er behandelt werden. Gegen ihn ist jedes Mittel erlaubt, denn 
>Das Böse< darf nicht über >Das Gute< siegen. Und wenn der Böse 
besiegt worden ist, muß er bestraft und umerzogen werden, wie 
nicht etwa 1945, sondern erstmals 1917 vom britischen Kabinett 
gefordert wurde.68

Einige Lehren

Die Folgerungen für die Suche nach dem Frieden im 21. Jahrhun­
dert sind offensichtlich. Da die Demokratie, damit auch die Teil­
nahme der Völker an Krieg und Frieden unverzichtbar ist, dürfen 
und können die Regierungen heute nur Kriege führen, die gerecht 
sind -  oder sich als solche darstellen lassen. Aber der Krieg wird 
keinen gerechten, wird keinen dauerhaften Frieden bringen, wenn 
er durch eine skrupellose Propaganda zum Kreuzzug pervertiert
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wird -  wie fast alle Kriege, die auch das späte 20. Jahrhundert 
und das beginnende 21. Jahrhundert sahen und sehen. Nur eine 
Kriegführung und ein Friede, die auch der Besiegte als gerecht 
oder wenigstens als annehmbar empfindet und der auch die Wür­
de und die Rechte des Besiegten achtet, kann Dauer haben.

Das fordert wohl als erstes, eingedenk zu bleiben, »daß in un­
serem Jahrhundert zwei Kulturvölker sogar im Kriege miteinan­
der die Gebote der Menschlichkeit nicht verletzen«, wie es Prinz 
Friedrich K arl von P reussen 1870 formulierte. Inmitten des Grau­
ens eines Krieges müssen Politiker und Soldaten der Versuchung 
widerstehen, das eigene Volk durch Dämonisierung des Gegners 
zu Höchstleistungen aufzuputschen. Dabei werden sie sich wohl 
vorwiegend auf Werte stützen müssen, die heute oft als >vortech- 
nisch< bezeichnet und meist auch abgetan werden, weil sie sich 
einer rationalen Durchdringung und Begründung entziehen: reli­
giös gegründete Werte, dazu altertümliche Werte wie Anstand, 
Ritterlichkeit, Ehrgefühl.

Zweifellos haben sich nicht einmal diese Werte im 20. Jahrhun­
dert stets als genügend tragfähig erwiesen. Doch es muß zu den­
ken geben, daß gerade sie oft das letzte Bollwerk gegen Verlockun­
gen oder gar gegen verbrecherische Forderungen gewesen sind. Das 
zeigen nicht zuletzt diejenigen, die im Kampf gegen H itler den Tod 
fanden: Die einen waren in einer »politischen Religion« (Eric Voe- 
gelin), im Marxismus befangen, andere waren tief im Christen­
tum oder in der preußischen Tradition verwurzelt. Die Beurtei­
lung der Bedeutung dieser Werte wird aus ganz anderer Sicht 
bestätigt. 1950-1953 haben bemerkenswert viele der amerikani­
schen Kriegsgefangenen des Koreakrieges mit den Chinesen bis 
hin zum Mord an Mitgefangenen kollaboriert. Nach dem Krieg 
beauftragte der Verteidigungsminister eine Kommission, die Grün­
de zu untersuchen. Bald stellte sich heraus: Wer >altmodisch< auf­
gewachsen war, also religiös gebunden, mit beiden Elternteilen 
und beruflich gefestigt, hatte fast immer widerstanden. Die leich­
testen Opfer von Verführung, Verlockung und Druck sowie Ter­
ror waren Kriegsgefangene aus zerbrochenen Ehen und mit zer­
brochenen Ehen, religiös gleichgültig, gescheitert in der Schule und 
im Beruf. Das gleiche Bild zeigten die Kriegsgefangenen anderer
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Nationen. Die Türken, meist aus einfachen anatolischen Bauern­
familien, in denen noch uralte Gesetze selbstverständlich galten, 
haben keinen einzigen Mann verloren.69

Noch schwieriger als eine ritterliche Kriegführung wird es auch 
im 21. Jahrhundert sein, Gerechtigkeit und Humanität im Sieg und 
nach dem Sieg zu verwirklichen. Aber »Fax fructus iustitiae«, Der 
Friede ist die Frucht der Gerechtigkeit, sagten schon die Römer 
(die das freilich ebenfalls oft mißachtet haben). Gleiches lehrte 
schon das Alte Testament70, und diese Lehre bildet bis heute die 
Grundlage der christlichen Friedensethik.71 Gleiches lehrt auch die 
schlichte Vernunft. Damit ist dem 21. Jahrhundert der Weg zum 
Frieden vorgezeichnet. Ein Friede muß auf Gerechtigkeit gebaut 
sein; Friede ohne Gerechtigkeit ist unmöglich.

Gerechtigkeit ist aber in der Politik nicht mit Strafe zu verei­
nen, denn strafwürdig kann stets nur der Einzelne, und Richter 
kann nur der Unparteiische sein. Auch Menschlichkeit beginnt 
damit, daß nicht Kollektive gelobt oder getadelt, ausgezeichnet 
oder bestraft, belohnt oder haftbar gemacht werden, sondern in­
dem der Richter nach Verdienst oder Schuld des einzelnen Men­
schen fragt. Mithin beginnt Humanität erst dann, wenn >die Ge- 
rechte< endlich aufhören, von >den< Deutschen, >den< Juden, >den< 
Serben und sogar >den< Taliban zu sprechen, sondern sich die 
Mühe machen, den Einzelnen zu betrachten. Ähnlich argumen­
tierte Bismarck, als er mit der Forderung konfrontiert wurde, den 
kriegsgefangenen Kaiser N apoleon III. zu bestrafen: »Das Volks- 
gemüth, die öffentliche Meinung, denkt allerdings so. Die Leute 
verlangen, daß bei Konflikten der Staaten sich der Sieger mit dem 
Moralkodex in der Hand über den Besiegten zu Gericht setze und 
ihn zur Strafe ziehe für das, was er gegen ihn begangen, womög­
lich auch für seine Sünden gegen Dritte. Das aber ist ein ganz un­
gebührliches Verlangen. Die Begriffe Strafe, Lohn, Rache gehören 
nicht in die Politik. Diese darf der Nemesis nicht ins Handwerk 
pfuschen, nicht das Richteramt ausüben wollen. Das ist Sache der 
göttlichen Vorsehung. Die Politik hat nicht zu rächen, was gesche­
hen ist, sondern dafür zu sorgen, daß es nicht wieder geschehe.«72

Zudem kann niemand das zulässige Strafmaß bestimmen, das 
gegen ein Volk ausgesprochen werden könnte und dürfte. So mag
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es zweckmäßig sein, auf einen der großen Rechtsphilosophen ei­
ner Zeit, der Aufklärung, zu verweisen, auf die sonst gern ver­
wiesen wird. Emericus de V attel war Schweizer und zugleich 
Preuße; die Grafschaft Neuenburg (Neuchâtel) war 1707 (bis 1857) 
preußisch geworden. Um 1750 schrieb er eine glänzende Vertei­
digung der Theorie des Gerechten Krieges -  und erklärte sie in 
der praktischen Politik für unanwendbar: In einem Gerechten 
Krieg »wird jeder Staat das Recht nur auf seiner Seite sehen, alle 
Kriegsrechte sich selbst anmaßen, sie seinem Feind absprechen 
und behaupten, die Kriegshandlungen des Feindes seien nur Raub­
züge und Verletzungen des Völkerrechts, die eine Bestrafung 
durch alle Nationen verdienen«.73Schon das klingt wie eine Kri­
tik von Versailles, und insbesondere der »Mantelnote«, sowie 
weiterer Maßnahmen nach den Kriegen des 20. Jahrhunderts.

Das 20. Jahrhundert vorwegnehmend, argumentiert de V attel: 
»Die Entscheidung wird dadurch nicht gefördert, der Streit wird 
noch grausamer [...] und noch schwieriger zu beenden.« Hieraus 
schließt de V attel: »Der Krieg muß als beiderseits gerecht angese­
hen werden. Dies ist [...] unumgänglich, wenn man ein so gewaltsa­
mes Mittel wie den Krieg einer Ordnung und Regel unterstellen, 
den aus ihm erwachsenden Drangsalen Grenzen setzen und dabei 
stets die Tür für den Frieden offen lassen will.«74 Hieraus schließt 
de V attel: »Ein Friedensvertrag kann nur ein Vergleich sein. Wenn 
man hierbei die Regeln einer genauen und strengen Gerechtigkeit 
beachten würde [...], würde der Frieden unmöglich werden.«

De V attel setzt hinzu: »Das strenge Recht würde überdies er­
fordern, daß der Urheber eines ungerechten Krieges einer Strafe 
unterworfen würde, die den zugefügten Unbilden angepaßt [...] 
wäre. Wie soll die Natur der Strafe festgesetzt und wie ihr Aus­
maß bestimmt werden? Schließlich kann auch der Kriegführende, 
der im Recht war, die Grenze einer gerechten Verteidigung über­
schritten und [...] Übergriffe begangen haben. Er kann auch Er­
oberungen und Beute gemacht haben, die den Wert seiner Forde­
rungen überschreiten. Wer soll die genaue Berechnung und die 
gerechte Abschätzung vornehmen?«

In de V attels Argumentation ist Wesentliches zusammengefaßt. 
Eines ist demnach sicher: Wer sein Land als >God's ozvn country<,
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als Gottes eigenes Land beurteilt, wer ihm auch noch eine >Mani­
fest Destiny<, eine offensichtliche Bestimmung, und dann noch eine 
>special missiom , eine besondere, vermutlich göttliche Mission zu­
schreibt, steht in schwerer Gefahr. Die Hybris ist nahe, sehr nahe.

In der gleichen Gefahr stehen die Terroristen aller Lager und 
besonders diejenigen, die sich von einer höchst fragwürdigen Deu­
tung des Islams leiten lassen. Auch sie glauben an >Gottes eigenes 
Land<, glauben an ihre >offensichtliche Bestimmung< und an ihre 
»besondere Missiom. Alle Fondamentalisten, die einen wie die an­
deren, vermengen religiöse und höchst weltliche Interessen. Wer 
auf den dschihad (Heiligen Krieg) mit einem crusade (Kreuzzug), 
wer auf einen crusade mit einem dschihad, oder wer auf den Vor­
wurf »Land des Satans« mit dem Vorwurf »Achse des Bösen« ant­
wortet, setzt ungeheure Kräfte frei. Aber ein gerechter Friede läßt 
sich so nicht schaffen.

Er wird leicht weltliche und geistliche Interessen vermengen -  
und das hatte schon L uther und haben nach ihm viele andere kri­
tisiert. Wie groß diese Gefahr ist, illustriert das Gebet -  Gebet! -  
des amerikanischen Parlaments aus dem Jahre 1918. Das (was ist 
das?) setzt Kräfte frei und führt wie alle Hybris auf Dauer ins Ver­
derben.

Wenn sogar die gerechten Kriege des 21. Jahrhunderts als crusade 
oder als dschihad geführt werden, so werden sie den Krieg noch 
einmal verrohen und nur die »Gerechtigkeit eiens Siegers verwirk­
lichen. Mithin werden sie nur neuen Haß säen. Die Suche nach 
dem Frieden wird dann vergeblich sein.
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Waffensysteme und Kriegsmethoden 
im 2 1 . Jahrhundert

Technische Entwicklungen für künftige Auseinandersetzungen
K u r t  W. S tiele

Um zu verstehen, welche Anschubbedingungen nach der Wei­
terführung des Kalten Kriegs durch die USA im Gefolge des En­
des der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und ihrer Mi­
litärm acht entstanden sind und sich besonders bei der 
Entwicklung seltener und geheimer Waffen und Waffensysteme 
zeigen, ist ein Blick auf Terrorismus, Staatsterrorismus, Kriege 
und Bürgerkriege im vorigen Jahrhundert und auf deren Ursa­
chen nötig.

Die Wurzel aller Kriegsübel des vorigen Jahrhunderts führt 
auf das britische Empire zurück. 1902 fühlte sich Großbritannien 
in seiner Kolonialpolitik durch Reichsdeutschland und dessen 
friedliche geopolitische Inanspruchnahme von außenpolitischen 
Rechten und wirtschaftlicher Expansion bedroht. Es entsandte 
>Lawrence den Araber< als Agenten und Terroristen in den Na­
hen Osten. Dort arbeitete L awrence gegen das Deutsche Reich im 
Zusammenhang mit der Bagdadbahn und organisierte britischen 
Staatsterror, der an arabische Verbündete mit Versprechungen 
verknüpft wurde, die das Empire später nicht oder nur teilweise 
erfüllte.

Der damit verbundene britische Terror mit Hilfe arabischer 
Konterbanden war ein unerklärter Krieg gegen das Wilhelmini­
sche Deutschland. Dies geschah zu einem Zeitpunkt, als die USA 
ihren gierigen Blick auf die nördliche Hemisphäre (Theodore 
Roosevelt,1898) zu  werfen begannen, nachdem sie die südliche 
Hemisphäre, wie sie meinten, dauerhaft unter ihre Kontrolle ge­
bracht hatten. Nach dem Zweiten Weltkrieg bezeichnete Winston 
S. C hurchill L awrence als den vermutlich »größten Briten des 
zwanzigsten Jahrhunderts«. Übrigens starb L awrence 46jährig auf 
der britischen Insel bei einem >Verkehrsunfall<, der in Teilen auch
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heute noch als mysteriös angesehen wird. Er wurde trotz gering­
ster Verkehrsdichte überfahren, auf einer Landstraße mit ganz 
geringem Verkehr.

Deutschland lag 1918 als Folge der Kriegseinmischung der USA 
vollkommen auf den Knien. Vermittels des Versailler Abkom­
mens, eines Friedensdiktats, wurde Reichsdeutschland wirtschaft­
lich ausgeplündert, was eine politischen Entwicklung auslöste, 
die in das Jahr 1933 einmündete: Das Deutsche Reich erholte sich 
in erstaunlich kurzer Zeit, sehr zum Unmut bestimmter Kreise in 
den USA, wo sich die britischen Kapitalinteressen inzwischen ver­
puppt hatten und seit 1934 einen neuen, großen Krieg gegen 
Deutschland vorzubereiten begannen. Staatliche und private 
Gruppierungen begannen Rüstungsprogramme aufzulegen, die 
merkwürdigerweise alle zum Zuge kommen konnten, als es zum 
Kriege in Europa kam. Privat in der Luftrüstung durch Lord Ro- 
thermere in Großbritannien angeschoben, in den USA durch 
Franklin D. Roosevelt gefördert, tragen diese Vorhaben Jahressi­
gnaturen ab 1934 und fortlaufend über 1935,1936 und so weiter.

Als der Zweite Weltkrieg zu Ende war, war auch das britische 
Empire am Ende. So geriet es unter erheblichen Druck. Dieser 
führte unter anderem zu dem Terroranschlag israelischer Grup­
pen auf das King David Hotel in Jerusalem, bei dem 168 britische 
Mandatsbeamte den Tod fanden. Britischer Staatsterror und In­
dividualterror, früher von Lawrence praktiziert, kehrten zurück 
und erzwangen so schließlich die Gründung des Staates Israel zu 
Lasten besonders der Palästinenser, die die Hauptopfer der Nah­
ost-Politik der Briten, der Sowjetunion und der USA wurden und 
bis heute geblieben sind. Die damaligen Terroristen Menachem 
Begin und Itzak Shamir wurden bekanntlich besonders von den 
USA hochgeachtete Politiker, bis hin zu Ministerpräsidenten. An 
den mindestens 55 von den USA nach 1945 organisierten Kriegen, 
Bürgerkriegen, verdeckten geheimdienstlichen Operationen, ter­
roristischen Aktionen war übrigens Deutschland von 1945 bis 1995 
nicht beteiligt, während seine verdeckte Einmischung in den is­
raelisch-palästinensischen Krieg mit unterschiedlichen Mitteln 
immer offenkundig war.

Ein nicht unbekannter Wirtschaftsprofessor der Bundesrepu­
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blik, der von meinen Forschungen über Waffen-, Waffensysteme 
und Kriegsmethoden weiß, warf mir in jüngster Zeit erneut völ­
lig unverständlichen >Antiamerikanismus< vor. Dieser Vorwurf 
gilt in Bundesdeutschland in jüngster Zeit allen, die sich als we­
nige über den von den USA ausgehenden Staatsterrorismus und 
gegen deren Überlegenheitswahn wenden, besonders gegen alle, 
die sich deutscher uneingeschränkter Solidariät landesverräteri­
scher und hochverräterischer Politiker entgegenzustemmen ver­
suchen. Dabei unterschied ich immer zwischen der US-Admini- 
stration, ihrer ersten, zw eiten und dritten Reihe, und den 
bedauernswerten Amerikanern, die in nichts besser dastehen als 
die Russen unter sowjetischer Knute, es aber in der Regel nicht 
einmal wahrnehmen. Jetzt, in den letzten 12 Jahren nach dem GAU 
der Sowjetunion, sind mir der Anachronismus falscher Geschichts­
darstellung und ihre verheerende Wirkung in den Köpfen der 
Menschen, besonders am Beispiel von Deutschen in der Bundes­
republik, an Amerikanern aus den USA und an Einwohnern im 
Nahen Osten, deutlich geworden. Damit bereitet man Kriege und 
Bürgerkriege vor, in denen Angehörige von Sondertruppen und 
normale Soldaten methodisch zu Mördern werden können.

Natürlich wuchs mein Interesse an der Entwicklung von Waf­
fen und Waffensystemen und Kriegsmethoden noch mehr mit 
dem Zusammenbruch Sowjetrußlands und der Wandlung der po­
litischen Führer über Gorbatschow, Jelzin bis hin zu P utin, aber 
vor allem mit den Präsidenten der USA, die ungeheuerlichen 
Überlegensheitswahn entwickelten, der verbunden mit einem völ­
kischen Chauvinismus die Welt zu neuen Gefährdungen geführt 
hat. Dabei wartete ich, wie andere, vergeblich auf das Einfahren 
einer Friedensdividende, nachdem der Koloß Moskau zusammen­
gebrochen war und angeblich der Kalte Krieg sein Ende gefun­
den hatte. Am Beispiel der Beziehungen Rußlands, Deutschlands 
und Polens im Hinblick auf Frankreich und Großbritannien er­
kannte ich bereits 1992: Der Kalte Krieg geht weiter! Es zeigte 
sich auch, daß das vom Kalten Krieg geprägte Menschenbild bei 
denen, die >zur Ausrottung des Bösem auf der Welt angetreten 
waren, nach 1991 ein Feindbild geblieben ist.

Daß der Kalte Krieg weitergegangen ist, vermittelte mir auch
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ein Gespräch, daß ich 1991 in Gegenwart seines PR-Leiters Bunt­
garten mit Manfred W örner, damals noch Generalsekretär der 
NATO, führte. Weil er mein Hintergrundwissen unterschätzte, 
log er mich über die Entwicklungsziele der NATO ganz unver­
schämt an.

Für alle diese Entwicklungen und ihre Ursachen in der westli­
chen Hemisphäre gibt es Bedingungen, auf die der US-amerika­
nische General und spätere Präsident der USA, Dwight D. E isen- 
hower am Ende seiner Amtszeit hingewiesen hat. Er warnte vor 
dem Moloch des Militärisch-Industriellen Komplexes (MIK) der 
USA, der sich im Schatten der amerikanischen Administration 
entwickelt hatte. Unter der Überschrift »Wenn der MIK zum Takt­
geber der Politik wird« schrieb ich: »Der Militärisch-Industrielle 
Komplex >erahnt< die Schatten künftiger Konflikte.« Diese Ar­
beit erschien am 4. März 2000 in Das Ostpreußenblatt. Tatsächlich 
war der von E isenhower kritisierte MIK mit seinen Wurzeln be­
reits nach dem Ersten Weltkrieg als Folge der geostrategischen 
Ziele der USA, ihres Strebens nach Weltmacht, herangewachsen. 
Er beherrschte mit den Keimlingen in der New Yorker Wallstreet 
die US-Administration und fand in Franklin D. Roosevelt als Prä­
sidenten einen willigen Vollstrecker. Übrigens ist die Ignoranz 
und der Chauvinismus sowjetischer indoktrinierter Generalkon­
strukteure vor der übrigen Welt vergleichbar mit dem, was wir 
jetzt erleben. Getrieben von den Begriffen Menschenrechte, Frei­
heit und Demokratie -  von unserer Art zu leben -  , versteigen 
sich die USA, unterstützt von ausländischen politischen Perso­
nen -  man scheut sich, Persönlichkeiten zu sagen -, zu Wahn­
sinnsausbrüchen, die in der modernen Geschichte nach ihresglei­
chen suchen. Das ist massenweise erzeugter Wahnsinn! Das 
erzeugt Konfliktmöglichkeiten in der Welt, so wie sie heute ist.

Die Entwicklung von Kriegsgerätschaften und -methoden für 
Kriege und Bürgerkriege sowie ihrer technisch-technologischen 
Verknüpfung für verschiedene Anwendungszwecke braucht aus­
reichende menschliche und materielle Ressourcen. Vor allem 
müssen sie möglichst störungsfrei verfügbar und längerfristig zu 
planen sein sowie eine entwicklungsfähige Basis und Abermilli­
arden Dollar besitzen. Vor allem benötigen sie aber Zeit. Deswe-
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Taliban-Kämpfer in Afghanistan -  Start eines F-14-Jägers: zwei Welten. 
Für 2003 planen die USA Ausgaben in Höhe von 5,1 Mrd. Euro allein 
ß r 2 3  weitere F-22-Kampfflugzeuge >Raptor< und 10,8 Mrd. Euro für  
Tarnkappenschiffe (Fertigstellung 2011) sowie 2 Lenkwaffen-Zerstörer 

der Aegis-Klasse. Die Europäer kommen nicht mehr mit.
(Fotos: R. Cirello u. Reuter)
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gen ist die Meinung eines meiner politischen Freunde falsch, die 
USA zum Beispiel könnten nur von Präsident zu Präsident pla­
nen. Es planen andere längerfristig.

Die Ausgabenkomplexe für die Ausrüstungsschwerpunkte der 
einzelnen Waffengattungen Amerikas und die Tatsache, daß die 
USA mit Abstand größter Waffenexporteur sind, sprechen eine 
deutliche Sprache. Betrachten wir das Fiskaljahr 2000/2001: Über 
70,0 Milliarden US-Dollar für die Army; fast 92,0 Milliarden US- 
Dollar für die Navy; über 86,0 Milliarden US-Dollar für die Air 
Force; eine unbekannte Summe für die Rüstungsforschung im 
Energy-Ministerium; eine unbekannte Summe für Zukunftsinve­
stitionen aller Geheimdienste; weitere Kosten für verdeckte Ope­
rationen, Anschieben von Bürger- und Sezessionskriegen außer­
halb der USA; schließlich die >privaten In v estitio n en  zur 
Vorbereitung langfristiger staatlicher Programme aus dem MIK! 
Der offizielle Rüstungshaushalt im Fiskaljahr 2002/2003 soll 379 
Milliarden Dollar betragen. Ein Beispiel: Allein für das Beschaf­
fungsprogramm des Kampfflugzeuges F 22 >Raptor< wurden im 
Oktober 2001 Rahmenkosten von 450,0 Milliarden US-Dollar los­
getreten. Das weist in eine Zukunft von dreißig bis fünfzig Jah­
ren.

Über diese Geldmenge wurden die amerikanische und die 
Weltöffentlichkeit auch noch getäuscht, wie es aber üblich ist. In 
diesem Zusammenhang werden intelligente Kommunikations­
systeme und Bewertungssysteme entwickelt. Sie werden übergrei­
fend Geheimdienste und Waffensysteme zur >vollends wissen­
schaftlichen  Kriegführung< verbinden. Aber auch in der 
Beteiligung daran sind die Teilhaber des MIK privatwirtschaftli- 
che Meister. Übrigens sind solche Protagonisten wie Zbigniew 
Brzezinski und Samuel H untington mit den Hinterbänklern an den 
Universitäten wie Harvard die >menschlichen Faktorem, die auf­
gebaut werden und selbst aufbauen, wenn es um den MIK geht. 
Einer schafft die Rahmenbedingungen für »die einzige Weltmacht 
USA« (Brzezinski), und der andere, der den »Kampf der Kultu­
ren« kultiviert, arbeitet, um die tatsächliche Triebhefe künftiger 
kriegerischer Auseinandersetzungen auf unserem Planeten zu ver­
schleiern. Und dazu gehört Präsident George W. Bush der Jünge­
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re, der in diesem Rahmen die Feststellung traf, »man müsse Krie­
ge zukünftig anders definieren«, worauf ich noch zurückkommen 
werde. Von Bedeutung ist es, mit welchen Entwicklungszeiten für 
Kriegsgerätschaften und daraus folgende Kriegsmethoden bis zu 
ihrem feldmäßigen Einsatz gerechnet wird.

Bis 1930 dauerte die Waffenentwicklung bis zum Einsatz, ein­
schließlich Aufnahme der Produktion, etwa fünf Jahre. Ab 1930 
bis etwa 1950 verlängerte sich der Entwicklungszeitraum auf rund 
zehn Jahre. Von da an schießt der Zeitrahmen von der Idee über 
Planung bis zur Verwirklichung auf 20 bis mehr als 30 Jahre in 
die Höhe, und die Nutzungszeiten verlängern sich bei moder­
nen Waffen und Systemen auf bis zu mehr als einem halben Jahr­
hundert. In dieser Zeit erfolgen ständig Innovationen, die Geräte 
und Systeme auf den wissenschaftlich-technischen Höchststand 
halten. Als Beispiel führe ich hier aus der Luftfahrttechnik die 
Boeing B 52 und die Lockheed C 130 >Hercules< an. Bei Gerät­
schaften der Navy gilt dies ebenfalls uneingeschränkt, beim Heer 
grundsätzlich, aber mit Einschränkungen. Eine Ursache dafür ist 
die Komplexität, in der die Verknüpfung von Waffen, Systemen 
und Methoden der Kriegführung erfolgt. Insofern ist das länger­
fristige Denken in Politik- und Kriegsdenken von einer Gewis­
senlosigkeit gegenüber den nachfolgenden Generationen gekenn­
zeichnet, die allen lebenden Menschen Furcht einflößen muß. Die 
Verkettung von Konjunktur des MIK, Krisen und Kriegen wird 
deutlich.

Darauf angesprochen, sagte mir einmal ein kenntnisreicher 
Politikberater: »Wissen Sie, Herr Stiele, wenn man aufbauen will, 
muß man zuerst zerstören.« Ein Zyklus also! Ein weiteres dazu. 
Theoretisch wurde das Thema zukünftiger Entwicklungen einer 
Symbiose von Mensch und M aschine, die Verbindung von 
menschlichem Gehirn, seinen Nerven und Muskeln mit elektro­
nischen Bauelementen und Computern, im Delphi-Bericht der 
RAND-Corporation in den sechziger Jahren des vorigen Jahrhun­
derts aufgeworfen. Die damit verbundene zivile Militärforschung 
steht heute auf der Schwelle von ersten experimentellen Anwen­
dungsergebnissen, die eine völlig neue Sicht auf unterschiedli­
che Waffen ermöglichen und die jetzt auch Eingang in unter­
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schiedlichste Waffenkomplexe finden. Plattformen dafür, vom 
Menschen über Fluggerät, Schiffe, Landfahrzeuge usw., gibt es 
genug.

Schließlich gewinnt die psychologische Kriegführung eine bis­
her völlig unbekannte Qualität, die während anscheinender Frie­
denszeiten alles vorbereiten hilft, was in einem Politik-Szenario 
für Kriege und Bürgerkriege schrecklich offenbar wird.

Bis 1991 standen sich die Sowjetunion und die USA auf dem 
Wege zu immer wirksameren Waffen, W affensystemen und 
Kriegführungsmethoden annähern gleichwertig gegenüber. Ja, 
auf einigen Gebieten hatte Sowjetrußland einen nicht unerhebli­
chen Entwicklungs- und Aüsrüstungsvorsprung. Fast möchte 
man -  das ist aber wirklich nicht ernstgemeint -  sagen: »Ach, du 
schöne vergangene Zeit.« Es ermangelte den Sowjets schließlich 
aber an der Skrupellosigkeit, von ihren sich daraus ergebenden 
Möglichkeiten Gebrauch zu machen. Anders die USA, die jetzt 
sogar ins Mittelalter zurückfallen, wenn man an den Umgang 
mit niedergeworfenen Feinden denkt. Das Denken derjenigen, 
die neuerdings die ganze Welt zur Geisel ihrer Politikfortsetzung 
mit anderen Mitteln machen, entspricht den Methoden, die man 
ahnen kann, wenn man den Folterkeller und die Folterinstrumente 
in alten Schlössern sieht.

Schlagartig veränderte sich die Lage der Sowjets mit ihrem po­
litischen GAU. Am ersten und am mächtigsten traf der Zusam­
menbruch die Militärforschung. Rußland rangiert auf allen Ge­
bieten heute als >eine Macht unter ferner liefern. Die ständige 
Betonung Rußlands als eine noch ernst zu nehmende Macht ist 
nichts anderes als ein Nebelschleier des >psychological warfare<. 
Wichtigste Ursache dafür ist der >brain drain< der fähigsten ehe­
mals sowjetrussischen Militärforscher, aber auch von Forschern 
des zivilen Sektors in die USA und auch in den Staat Israel. Die 
Personen, die ihre Fähigkeiten und Fertigkeiten unter Wert außer 
Landes trugen, haben vor allem geheime Forschungsergebnisse in 
den Militärisch-Industriellen Komplex der USA verfrachtet. Jeder 
einzelne Kopf war es wert, in Gold aufgewogen zu werden. Fer­
ner hat eine merkwürdige Privatisierung der Forschungsergeb­
nisse in Rußland dazu geführt, daß unmittelbar nach 1991 hor-
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rende Verkäufe an militärischen Arbeitsergebnissen an Stellen in 
den USA erfolgten. Besondere Forschungs- und Entwicklungs­
vorhaben gehörten dazu, wie zum Beispiel elektrische Antriebe 
für Raumflugkörper mit relativ hohem Entwicklungsstandard, 
aber auch Grundentwicklungen sogenannter Hybrid-Antriebe für 
alle möglichen Flugkörper. Das alles wurde von der CIA und 
mit ihr kooperierenden Diensten eingefädelt. Ganze Rudel von 
Agenten durchschwärmten damals den Kadaver der UdSSR wie 
Maden den Speck. Jetzt arbeiten allein bei Boeing mehr als 600 
ehemals sowjetrussische Entwicklungsingenieure und andere aka­
demische Kräfte. Sie brachten auch Erkenntnisse über Entwick­
lungswege mit, die sich als Holzwege der Forschung und Ent­
wicklung bei der Grundlagenforschung erwiesen.

Man brachte also nicht nur geldwertes Wissen, man sparte auch 
erhebliche Mittel ein. Ein weiteres Beispiel: Bereits Mitte der sieb­
ziger Jahre hatte man in der Sowjetunion einen mobilen Hochlei­
stungslaser in Entwicklung, der auf chemischer Grundlage ar­
beitete und eine frühe Form einer LASER-Kanone war. Es 
erschlossen sich auch damals schon zivile Anwendungsgebiete. 
Heute verfügen die USA und Israel als Folge der Aneignung des 
Forschungswissens und durch seine Weiterentwicklung über eine 
taktische Hochenergie-LÄSER-Waffe, was ich im Ergebnis der 
Systementwicklung als eine exotische Waffe bezeichne, weil sie 
so noch nicht in den Rahmen von konventionellen Waffen einzu­
ordnen ist.

Übrigens haben die USA, wie andere auch, ihre Erfolge auf 
dem Gebiet der Entwicklung exotischer Waffen nicht nur schlecht­
hin geheimgehalten, sondern haben die Welt auch mit Mißer­
folgsberichten in die Irre geführt. Aus dem Untergang der Sowjet­
union, ihres einstigen Verbündeten bei der Niederwerfung des 
Deutschen Reiches, haben sie im Bereich der Militärforschung 
vergleichsweise den gleichen Nektar gesogen wie aus der bisher 
kostenlosen Aneignung von Ergebnissen der Forschung und Ent­
wicklung sowie geheimer Ergebnisse des wissenschaftlichen 
Know-hows und aus Patenten, die nach Einstellung der direkten 
Kriegshandlungen gegen Deutschland geplündert wurden. Üb­
rigens hat bisher nicht eine deutsche Regierung auch nur den Ver­
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such unternommen, den Wert der Plünderung und der Repa­
rationsleistungen einschließlich des Wertes der Leistung wissen­
schaftlicher und anderer deutscher Zwangs- und Sklavenarbei­
ter im V orgriff auf unter U m ständen noch ausstehende 
Friedensverhandlungen zu ermitteln.

Nach 1991, der möglichen Wendemarke, die eine radikal an­
dere > Weltinnenpolitik< ermöglicht hätte, haben die USA alle mi­
litärischen Programme zur Weiterentwicklung konventioneller 
Kriegsgerätschaften und -methoden nicht nur fortgesetzt, son­
dern in einem nicht nachzuvollziehenden Ausmaß erweitert. Es 
kamen neue Programme, so zum Beispiel für die Luft- und Raum­
fahrt und vor allem auch für die Navy, hinzu. Das erfolgte unter 
Einschluß des Umstandes, daß Kriege und Bürgerkriege zu Ex­
perimentierfeldern der Waffenentwicklung für Waffen der soge­
nannten 5. und 6. Generation gemacht wurden.

Die Entwicklungen in der Militärforschung anderer Länder, 
ich nenne hier als Beispiele Großbritannien, Frankreich, Indien, 
Rußland und Deutschland, sind das, was man allgemein als 
>Peanuts< bezeichnen kann. Israel spielt eine kleine, aber feine 
Rolle als verlängerte Werkbank der zivilen und militärischen 
Bereiche in den USA, die vom MIK überdacht sind. Einziger Staat, 
der nach Möglichkeiten und Umfang, aber vor allem wegen sei­
ner kulturellen Wurzeln und Ziele den USA Paroli zu bieten sucht, 
ist die Volksrepublik China, die sich damit auch als gegenwärti­
ger Hauptgegner der einzigen W eltm acht erweist. Dazu wird 
gegen Schluß dieser Abhandlung mehr ausgeführt.

Vor zwei Jahren, 1999/2000, habe ich das gesamte Thema er­
neut als Vortrag vor mir schon lange bekannten Menschen auf­
gegriffen und dabei auf die neuen Entwicklungen hingewiesen: 
auf die Miniaturisierung von Kriegswaffen, auf die Hochtechno­
logie für die Kriegführung aus dem erdnahen Kosmos, fliegende 
bemannte und unbemannte Kampfstationen, neuartige schwim­
mende Festungen mit einem um das Vielfache gesteigerten 
Kampfwert gegenüber >konventionellen< atomaren Flugzeugträ­
gern, Micro Air Vehicle, Insektennachbildungen als Kampfmit­
tel, auch elektronisch wegen zu geringer Signatur kaum auszu­
machende und wegen neuer Farbgebung für das Auge des
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Menschen schwer auszumachende Flugkörper, neuartige Flugzeu­
ge mit Hybridtriebwerken, völlig neue Über- und Unterwasser­
schiffe und die Art ihrer Bewaffnung mit außerordentlich schnell 
laufenden, raketenähnlichen Torpedos, neuartige atomare, biolo­
gische und chemische Waffen usw. Ich erntete vor den Friedens­
bewegten staunenden Unglauben, fast eine unverdeckte Empö­
rung. Es gilt ja der Prophet immer noch mehr als derjenige, der 
die Schuld an schlechter Nachricht trägt. Inzwischen habe ich von 
damaligen Zuhörern, die sich zu eigenem Urteil zusätzliche In­
formationen verschafften, eher Unter- als Übertreibung zugebil­
ligt bekommen.

Ich möchte an dieser Stelle auf die Vakuumbombe hin weisen, 
deren Wirkung unterhalb einer kleinen, taktischen Kernwaffe ein­
zuordnen ist, oder auf die Forschungsergebnisse bei der Minia­
turisierung von taktischen Atomsprengsätzen und neuerer Kern­
fusionssprengsätze mit niedriger Wirkung durch Ausnutzung 
neuer physikalischer Erkenntnisse; die Waffen erfordern zum 
Beispiel weniger Raum als eine Aktentasche.

Wir stehen in einer Situation, in der besonders hochgerüstete 
kriegführende Seiten sowohl konventionelle als auch exotische 
Waffen und Waffensysteme einsetzen und bisher geheime Waf­
fen langsam den Status von konventionellen Waffen erreichen. 
Es muß hier auch noch auf die Einflüsse neuartiger Werkstoffe 
mit völlig revolutionären Einflüssen auf die Umgestaltung aller 
Rüstungsbereiche zu Lande, zu Wasser und in der Luft hinge­
wiesen werden. Auch hier trägt die private militärische Forschung 
einen Hauptanteil, der mit einem Aufwand betrieben wird, den 
sich zum Beispiel Rußland gar nicht mehr leisten kann. Deutsch­
land kann das mit seiner abgewirtschafteten Militärforschung und 
wegen der knappen finanziellen Ausstattung der Bundeswehr 
für die inzwischen aufgegebene Aufgabe der Bundeswehr zu na­
tionalen Zwecken gar nicht und für die Zwecke einer Fremden­
legion nur bedingt.

Was die kriegführenden Seiten betrifft, so begegnet uns in der 
Gegenwart ein Rollen Wechsel derjenigen, die das Völker- und 
Kriegsrecht zur Hure machen und es so zuschneiden, daß es ihre 
kriminellen terroristischen und staatsterroristischen Ziele deckt.
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Nur dieses Ziel steht hinter der Feststellung von George Bush dem 
Jüngeren, daß man dem Begriff >Krieg< eine neue Definition ge­
ben müsse. Die von Bush angestrebte >neue Definition< entspringt 
dem Intelligenzquotienten eines Menschen, der von seiner Mut­
ter nach eigenem Bekunden gesagt bekommen mußte, wie man 
eine Brezel zerkaute, um nicht zu ersticken. Mutmaßlich hat Bush 
der Jüngere noch nichts von Carl von C lausewitz und dessen Leh­
re vom Kriege gehört oder gelesen. Es gilt auch nach dem Dumm­
gerede eines amerikanischen Präsidenten zum Thema Kriegsdefi­
nition: »Krieg ist die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln.« 
Also ist keine Tarnung möglich. Die USA setzen ihre Politik auf 
allen Feldern mit dem Mittel des Krieges fort. Sie haben in völli­
ger Überschätzung aller ihrer Mittel und Möglichkeiten die Völ­
ker der Welt und ihre Kulturen als Geiseln genommen und die 
Menschen anderer Staaten zu Kriegsgegnern gemacht für den Fall, 
daß sie sich offen oder verdeckt gegen die Weltinnenpolitik der USA, 
gegen die Globalisierung und gegen die One World, wenden.

Die erste Geheimwaffe der alttestamentlichen Welt waren wohl 
die >Trompeten von Jericho<, die die Mauern der gleichnamigen 
Stadt zum Einsturz gebracht haben sollen, verbunden mit einer 
Kriegslist, die, wie man heute weiß, in den Bereich des >psycholo- 
gical warfare< gehört. Dazu erfand man auch noch die Brennöfen 
nach Samuel, in die man alle männlichen Kriegsgefangenen warf, 
wo sie lebendigen Leibes verbrannt wurden. Vielleicht werden 
davon mittelalterliche Umgangsformen der Moderne der USA an­
geregt, und vielleicht ist das Protestgeschrei weniger so leise, weil 
man das alttestamentliche rohe Vorbild und die daraus entsprun­
gene Urangst der Menschen fürchtet. Eingefangen in tatsächlichen, 
aber bei weitem noch nicht fertigen Netzwerken als Kriegswaffe 
des neuen Jahrhunderts, beeinträchtig durch Wetterentwicklun­
gen, die mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit das Er­
gebnis der Erprobung völlig exotischer Waffensysteme sind und 
die nichts mit Klimaentwicklung zu tun haben, weil Klima lang­
fristig dem Wetter folgt, steht die >Krone der Schöpfung< vor der 
stufenweisen Auslöschung ihrer selbst, wenn sich nicht Kräfte 
erheben, die mit den listigen Methoden des Kuriers des Zaren die 
Dämonen unterlaufen.
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Ohne auch nur Anspruch auf annähernde Vollständigkeit zu 
erheben, möchte ich jetzt einige Szenarien nennen, die gleichzei­
tig Ursache und Folge des Einsatzes konventioneller und exoti­
scher Waffen und Waffensysteme sind. Einige davon werden in 
Deutschland mit dem Generalbegriff >Wehrtechnik< umschrieben, 
um von den hauptsächlichen offensiven Einsatzkonzepten an der 
Seite des Hauptauftraggebers für kommende Kriege und Bür­
gerkriege abzulenken.

An der Schaffung der wichtigsten Grundlagen für die Füh­
rung zukünftiger Groß- und Kleinkriege, für staatsterroristische 
besondere Operationen, haben Forscher der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahre 2000 teilgenommen. Die Forschungen an 
Bord der Raumfähre >Endeavour< dienten dazu, auch kleinste 
Flecken der Erde räumlich darstellen zu können. Dies geschah 
mit einem Auflösungsvermögen, das alles bisher Dagewesene in 
den Schatten stellte und vor allem beabsichtigten Angriffszielen 
auf der Erde zugute kommt. Fast 100 Prozent der Erdoberfläche 
sind so für das Pentagon kartiert worden. Virtuelle Kriegsspiele 
zur Vorbereitung überraschender punktueller Schläge gegen ei­
nen beliebigen Gegner, der zum Beispiel seinen Fußabdruck hin­
terlassen hat, gehören zur Nutzanwendung,

Dafür zahlte das Pentagon mehr als 300 Millionen US-Dollar, 
eine beachtliche Zukunftsinvestition in die Fortsetzung US-ameri­
kanischer Politik mit anderen Mitteln, vor allem eine Investition 
in unerklärte, staatsterroristische Kriege oder vielleicht eines 
Multis gegen einen privatwirtschaftlichen Konkurrenten, wenn 
der Staat nicht kann oder nicht will!

Versuche, die der klein- und großräumigen WetterbeeinfFas­
sung zur Herbeiführung von Wetterkatastrophen und deren Fol­
gen auf der Grundlage eines Verfahrens und von Vorrichtungen 
zur Beeinflussung der Ionosphäre, Magnetosphäre und Erdat­
mosphäre dienen, berühren auch die Forschungsergebnisse zur 
dreidim ensionalen Feindarstellung der Erdoberfläche. Das 
HAARP-Projekt dazu beruht auf der US-Patentschrift 4 686 605 
vom 11. August 1987; die Forschungen begannen aber schon in 
den siebziger Jahren, als sich die Sowjetunion mit ähnlichen For­
schungen befaßte. Die USA haben auch hier das Erbgut des >Bö­
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sen< angetreten, wahrscheinlich auch mit ergänzenden Kenntnis­
sen aus Köpfen ehemaliger Sowjetforscher. Es geht hier also um 
die Praktizierung von > Wetter künstlich< auf kleinem Raum. Wie 
aber Experimente so laufen: Man kann sie nur schwer kontrollie­
ren, wenn man im Freien experimentiert und das >natürliche 
Wetter< mitspielt. Das heimliche Forschungszentrum der USA ist 
ein verborgener Komplex in Alaska: Gaskona! Man vermutet in 
Kreisen, die sich darauf verstehen, in Zukunft Wetterentgleisun­
gen- und kapriolen, die kontinentale Ausmaße haben.

Grundlage der anwendungstechnischen Seite solcher und an­
derer technisch-technologischer Mittel und Methoden in erklär­
ten und unerklärten Kriegen ist die Informationstechnologie, bei 
der sich die USA einen fast unvorstellbaren Vorsprung gesichert 
haben. Dazu tragen Vasallen wie zum Beispiel Deutschland und 
Großbritannien mit Stationierungsorten bei, die letztlich sogar 
wegen der Spionage im Äther Nachteile für die eigene Wirtschaft 
in Milliardenhöhe bewirken, ohne daß man sich regierungsamt­
lich auch nur dagegen wehren kann. Es ist ein Wirtschaftskrieg 
im anscheinenden Frieden. Deswegen betonen wir, aber natür­
lich nicht nur deswegen, die Privatisierung von Kriegen als Kenn­
zeichen der Gegenwart und ganz gewiß der Zukunft.

Übrigens betrügen die USA auch die an der ISS-Station arbei­
tenden anderen Staaten und deren Organisationen mit der An­
wendung von black boxes für militärische Erkundungen aus dem 
nahen All. Dabei spielt das US-Laboratorium als exterritoriales 
Gebiet eine besondere Rolle. Auch vor den Russen! Aber nicht 
nur deswegen ist die Erde ein einziges US-eigenes Kriegslabor 
geworden.

Die hausgemachte Anthrax-Milzbrand-Hysterie erinnert ir­
gendwie an die Diskussion von Jacob Segal über die möglicher­
weise tatsächliche Verbreitung von AIDS als Weltkrankheit. Man 
schweigt oder diffamiert. Diffamiert wurden durch die millio­
nenteure Milzbrandhysterie Phantom-Verursacher. Die Methode 
führte zum Ziel. Was aber regelrecht nützlich war: Wieder ein­
mal wurde eine Seite der Gefährlichkeit einer biologischen Waf­
fe offenkundig. Einblick gelang in die Verantwortungslosigkeit, 
in das Hasard-Spiel mit einer Waffe, vor deren Folgen man zwar
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seine Soldaten, nicht aber Zivilisten ausreichend schützen woll­
te. Auch in diesem Fall ist das Schweigen deutscher Politiker zu 
den Vorbereitungen von Kriegshandlungen mit verbrecherischen 
Mitteln bezeichnend.

Bei den chemischen Kampfstoffen liegt es ähnlich. Sie dienen 
mindestens der Außergefechtsetzung von Menschen, eher aber 
ihrer Tötung im Megadead-Bereich, der Störung von Geräten un­
terschiedlicher Art, der Vernichtung der Umwelt. Die gefährlich­
sten künftigen Kriegswaffen sind vermutlich genetische Waffen. 
Sie richten sich auf die Tötung genetisch bestimmter Lebewesen, 
rassisch bestimmter Personengruppen. Man wird beim Einsatz 
solcher Waffen nicht einmal auf den oder die Urheber schließen 
können. Besonders fortgeschritten sind hier Forschungen im Staat 
Israel, wie informierte Kreise< signalisieren. Übrigens spielen hier 
in simulierten, virtuellen Kriegen Großvölker eine ganz beson­
dere Rolle als rassisch determinierbare Ziel Volksgruppe. Allein 
das Bekanntwerden solcher Forschungsvorhaben müßte ein 
Protestgeschrei derjenigen hervorrufen, die immer wieder Men­
schenrechte und Menschenwürde skandieren.

Es hat in der Nähe von Bagdad kürzlich eine Explosion gege­
ben, die mindestens 30 Menschenleben forderte. Dennoch ertönte 
lautes Schweigen! Es ist ein Rätsel, was da explodiert ist. Eine 
Hypothese ist: Es könnte eine Bombe gewesen sein, die von ei­
nem neuartigen, für weite Strecken gebauten unbemannten Flug­
zeug abgeworfen wurde. Ein solches Flugzeug, so groß wie eine 
Boeing 737, wird jetzt als Waffenträger erprobt und hat bereits 
weltweite Einsätze geflogen. Die Steuerung erfolgt aus einem 
mobilen Leitzentrum auf dem Gefechtsfeld oder aus einer Zen­
trale, zum Beispiel im Bunker in Nebraska. Nicht nur das Flug­
zeug, dessen Flughöhe 20 bis 22 km betragen kann, wird fernpi- 
lotiert; auch die >sehende< Bombe kann bis kurz vor dem Aufschlag, 
ja bis zum Aufschlag selbst, gesteuert werden oder sich selbst 
durch die Zieldetermination steuern.

Was bei zukünftigen Auseinandersetzungen großtechnische 
Anwendung finden soll, wird, wenn das Beispiel zutrifft, labor- 
üiäßig ausprobiert. Hier sei an die Uran-Hartmantelbombe erin­
nert, die mehrere Zünder hat. Sie wurde von der US Air Force
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erstmals angewandt, um angeblich den Bunker Saddam H usseins 
in Bagdad zu knacken. Dabei kamen Tausende von Zivilisten auf 
einen Schlag innerhalb weniger Sekunden um. Die Bombe durch­
schlug meterdicken Beton, zündete dann ihren besonderen Zün­
der, woraufhin die Zivilisten im Bunker erstickten und verbrann­
ten. Das mußte aber unter der Rubrik >Kollateralschaden< abgebucht 
werden. Es war nicht der Bunker des zum Erzschurken mutierten 
ehemaligen Günstlings der USA, Saddam H ussein!

Und dennoch: Die virtuelle Vorbereitung von Kriegshandlun­
gen am Computer im Rahmen der Programmierung von Ereig­
nishorizonten stößt an Grenzen. Deswegen muß auf einem Ge­
fechtsfeld in Manövern geübt werden. Dann kann durch dauernde, 
vor allem automatisierte Beobachtung ein aktueller Lagestand ge­
speichert werden, der die Realität vermittelt. Es soll ja nicht im­
mer, wie in Belgrad, gleich die chinesische Botschaft getroffen 
werden. Irrtümlich, wie man sagte!

Weil man reale Gefechtsfelder noch benötigt, veranstaltet man 
von Zeit zu Zeit Manöver. Kürzlich kooperative Key 2001<, in 
der beziehungsvollen Zeit vom 11. September bis 21. September 
2001. Trotz des 11. September wurde es nicht abgesagt! An die­
sem Manöver, dessen Oberhoheit die NATO hatte, nahmen auf 
>nationaler Basis< Frankreich, Italien, die Niederlande, die Tür­
kei -  der USA Lieblingskind -, Ungarn, Lettland, Österreich, Ru­
mänien, Slowakei, Schweiz und Griechenland als NATO-Partner 
for  peace teil. Nach Hollywood-Manier kriegelten diese auf dem 
Gebiet zweier Phantasie-Staaten, nämlich > Asprelien< und >Presla- 
vien<. Alles geschah unter realen Gefechtsbedingungen! Manöver­
land war Bulgarien. Weswegen man nicht gleich Weißrußland, 
die Ukraine, Teile Rußlands oder gar China zum angenomme­
nen Kriegsgegner erklärte, lag wohl an >human mind< oder >mind 
controh, was ich aber jetzt nicht erörtern will. Übrigens wurde 
hier die USA- und NATOhörige Rolle der UNO ebenfalls simu­
liert. Die UNO beschloß die üblichen Flugverbotszonen über dem 
Gebiet eines der Staaten Asprelien und Preslavien -  eben, wie in 
den chauvinistischen Kriegsfilmen aus den Filmfolterkammern 
amerikanischer Drehbücher. Die NATO erhielt für die Fremden­
legionärstruppen, die natürlich als multinationale Friedenstrup­
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pen< kostümiert waren, das Mandat der UNO. Sie beackerten das 
Geschäftsfeld, nein, Verzeihung, das Gefechtsfeld nach Manöver­
plan erfolgreich. Haben Sie, liebe Leser, während der dramati­
schen Tage in den USA etwas von diesem Manöver gehört oder 
gelesen? Sicherlich nicht.

Ich schließe diesen Teil der Arbeit mit einer sehr persönlichen 
Sicht der Dinge und mit einer Zusammenfassung.

Regierungen und Regierungsmitglieder, wie zum Beispiel bri­
tische oder deutsche, die gegen den angeblichen Antiamerika­
nismus vieler Menschen auf der Erde, besonders aber in ihren 
Ländern, wettern, was das Zeug hält, erweisen sich bei genauem 
Hinsehen als Kriegseinfädler und Täter, die wegen der Vorberei­
tung und Durchführung von Angriffskriegen vor ein Völker ge- 
richt gehören, das es für sie leider nicht gibt. Diese Leute, Bun­
deskanzler, Premierminister, Kriegsminister in der Tat, beteiligen 
ihre Völker an Kriegshandlungen, die unter der Tarnung mit hu­
manistischen Anliegen immer mehr privatwirtschaftlichen Cha­
rakter annehmen. Es gilt jetzt offensichtlich ein neues Motto: »Von 
den USA lernen heißt kriegein lernen.«

Zusammenfassend ist festzustellen:
-  Militärische Forschung erfolgt in der globalisierten Welt in 

zunehmendem Maße mit privatwirtschaftlichen Zielen. Kriege sind 
als konventionelle Kriege und als Bürgerkriege Ergebnis weniger 
staatlicher, sondern mehr privatwirtschaftlicher Ursache.

-  Privatwirtschaftlich entwickelte Kriegsszenarien lassen we­
gen des erforderlichen zeitlichen Vorlaufs -  Rüstungsplanung, 
Sachinvestitionen für die Herstellung von Kriegsgerät usw. -  von 
mehr als einer Generation die Ansätze jeglicher Friedenspolitik 
ins Leere laufen und scheitern, wenn gleichzeitig Organisatio­
nen, wie die UNO, der Operationsführung und Kontrolle privat­
wirtschaftlicher Kreise unterliegen.

-  Private militärische Forschung und Entwicklung usurpiert 
Staaten und Staatsziele, richten sich gegen Kulturen und kultu­
relle Strömungen und erzeugen stetig neue Motive für Kriege 
und Bürgerkriege.

-  Konventionelle Waffen und Waffensysteme, Geheimwaffen 
oder exotische Waffen jeglicher Art in der Hand dummer oder
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krimineller Politiker oder von ihnen kontrollierter Organisationen 
zerstören nachhaltig die M öglichkeiten des Überlebens der 
Menschheit und machen in historisch kurzer Zeit die Erde zum 
Planeten Mars (wie es Joachim F ernau beim Sieg des >Amerika- 
nismus< vorhersagte).

Wir erlebten die Kriegshandlungen in Afghanistan als ein Ge­
menge tödlicher Einwirkungen aus mittelalterlichen Verhaltens­
weisen und hochmodernen Anwendungsformen des Tötens. Wer 
dies überlebt, taub, blind, ohne äußere Extremitäten wie Arme 
oder Beine, oder mit einem Arm und einem Bein, wie kann der 
denn selbst mit Hilfen weiterleben? Wir wissen, daß es geht; daß 
es organisiert werden kann, das Leben an sich. Aber mit wel­
chem Wert?

Ein Präsident als Mordgeselle? Als Herr einer globalen Tötungs­
maschinerie mit willigen Helfern ohne Wertegefühl? Mit Gewis­
sen? Ich glaube nicht dem Theater, das da gespielt wird, wenn es 
um die Wende geht, die nach 1991 möglich gewesen wäre, wenn 
man die Kriegsstücke des Kalten Krieges abgesetzt hätte. Nein, 
nicht nur der Kalte Krieg geht weiter. Auch die Inszenierungen 
heißer Kriege gehen weiter. Die USA und das dortige System der 
Dreieinigkeit von Menschenrechten, Demokratie und Freiheit 
werden an sich selbst ersticken. Nicht Harry Potter ist der größte 
Zauberer der Welt. Nein, der größte Zauberer der Geschichte ist 
die Geschichte selbst. Und das macht Hoffnung in dieser anschei­
nend hoffnungslosen Zeit.

Washington D.C. will sich offenbar bei der Durchsetzung sei­
ner Weltinteressen durch nichts beeinträchtigen lassen. Die Kriegs­
verbrecher sind die anderen. Noam Chomsky hatte gar nicht so un­
recht, als er in seinem jüngsten Buch die Vereinigten Staaten von 
Amerika den wahren Schurkenstaat dieser Erde nannte.

Ich widme mich jetzt dem akuten Problem der politischen Span­
nungen zwischen den USA und der Volksrepublik China, deren 
Kern anläßlich des Zwischenfalls mit dem Spionageflugzeug und 
dessen Notlandung auf Hainandao deutlich wurde. Das und die 
näheren Umstände haben die Lage zwischen China und den USA 
mehr verschärft als das Bombardement der chinesischen Botschaft 
in Belgrad. Die USA haben in unterschiedlichen Entfaltungsrah­
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men seit der Wende zum 20. Jahrhundert mit den Völkern eine 
Politik des >Räuber und Gendarm< gespielt. Auch mit China! Zeit­
weilig mehr Räuber, zeitweilig mehr Gendarm. Diese Politik wird 
jetzt gegenüber China fortgesetzt. Die USA wollen mit der >Markt- 
beute< China eine unüberwindliche Macht ausschalten, nach dem 
Muster, wie sie längerfristig das Deutsche Reich und schließlich 
Sowjetrußland -  den zeitweiligen Bündnispartner gegen Reichs­
deutschland -  durch die Aufkündigung des Status quo und die 
Beendigung der Teilung in BRD und DDR erledigten.

Jetzt also steht China auf dem Programmzettel der Erledigung. 
Demzufolge sind die Veränderungen, die die geostrategischen 
Verhältnisse vor der Haustür Chinas und hinter der Schwelle 
Rußlands erfahren haben, der Afghanistankonflikt, eine Program­
mierung, die neue Bündnisse gegen die privatwirtschaftlichen 
Interessen der USA ausschließen soll. Damit wiederholt sich das 
Spiel mit anderen Würfeln, das von den USA und dem in ihm 
verpuppten britischen Empire im 20. Jahrhundert gespielt wurde. 
Täuschung der Völker und politischer Lug und Trug gleichen 
sich, auch die Methoden der Vorbereitung auf einen großen Krieg. 
Bei China liegen die Möglichkeiten, es zu überwinden, jedoch 
völlig anders als bei Sowjetrußland. China schöpft seine Kraft 
aus einer 5000 Jahre alten Kulturgeschichte, die sich auf die aus­
geprägte Leitkultur von Konfuzius seit nunmehr 2300 Jahren grün­
det. Die chinesische Entwicklung hatte dabei wie diejenige ande­
rer Völker Höhen und Tiefen zu überwinden. Sie hatte aber 
Bestand. Und die Prägung der chinesischen Sozialrevolutionäre 
war deswegen im vorigen Jahrhundert mehr konfuzianisch als 
kommunistisch.

M ao Tse Tung, wir halten uns an die alte Schreibweise, war 
deswegen auch nicht das, was man gemeinhin unter einem Mar­
xisten und Kommunisten versteht, und auch seine Genossen nicht. 
Und die Widersprüche zwischen ihm und der Denkschule L e­
nins und Stalins beruhten vor allem auf der Leitkultur und den 
sozio-kulturellen Ansichten der chinesischen Volksführer, die sich 
an die Spitze setzten, um China zu dem zu machen, was es heute 
ist: ziviler und militärischer Konkurrent der USA, wenn es darum 
geht, chinesisches sozio-kulturelles Entwicklungsverständnis
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durchzusetzen und die Leitkultur, die sich in allen Höhen und 
Tiefen über Jahrtausende bewährt hat, vor einer Schwächung zu 
schützen.

Ich komme bei der Bewertung, die das Rüstungsprogramm der 
USA und seine Vorgehensweise aufwirft, zu dem Schluß: Die USA 
wollen für möglichst dauernd ihr One World-Konzept mit einer 
Weltinnenpolitik durchsetzen und vermittels verdeckter Opera­
tionen alle anderen Völker räsonnieren, China aber, wenn es nicht 
anders niedergeworfen werden kann, mit einem Krieg nieder­
werfen. Verfolgt man die zeitlichen Rahmenbedingungen der jet­
zigen Rüstungsvorhaben, dann soll ein solcher Krieg nach dem 
Jahre 2010 führbar sein. Mit konventionellen Mitteln wäre China 
jetzt nicht zu überwinden. Mit dem Kriegsgerät und mit den hier 
beschriebenen Kriegsmethoden hält man es für möglich.

Ein Blick auf die deutsche Vasallenpolitik gegenüber den USA 
und gegenüber China ergibt, daß sie den nationalen Interessen 
der USA dient und in diesem Rahmen deutschlandfeindlich ist. 
Und so ist es auch mit der Berichterstattung in Deutschland über 
die schweren Probleme zwischen China und den USA und über 
das heraufziehende Kriegsgewitter einer mittelfristigen Zukunft.

Wie hieß es jedoch so schön bei Joachim K ulenkampff: Einer 
wird gewinnen. »Am Ende vielleicht doch China«!
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Der Islam
als Feindbild der westlichen Gesellschaft

M a n su r  K h a n

Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 waren die Mas­
senmedien im Westen offenbar ständig damit beschäftigt, den 
islamischen Fundamentalismus als Bedrohung darzustellen. Diese 
einseitig dogmatische Darstellung schien angebracht zu sein, da 
ständig behauptet wurde, daß islamische Fanatiker, die außer ih­
rer Religion keinen Bezug zur Realität mehr hatten, die schreck­
lichen Anschläge geplant und ausgeführt hätten. Gegen eine sol­
che, wenn auch auffällig einseitige Einstellung wäre auch nichts 
einzuwenden, wenn es Beweise dafür gegeben hätte. Die viel be­
sagten Beweise wurden aber nie der Öffentlichkeit präsentiert. 
Die US-Regierung sowie einige der NATO-Staaten haben stets 
behauptet, sie hätten wasserdichte Beweise. Diese wurden, falls 
es sie überhaupt gibt, absichtlich der Öffentlichkeit vorenthal­
ten, unter dem scheinheiligen Argument der nationalen Sicher­
heit -  ein Argument, mit dem sich so ziemlich alles rechtfertigen 
läßt. Auch ein weiteres sogenanntes Beweisstück -  ein Video, das 
CNN einen Tag lang der Öffentlichkeit zeigte -  kann nicht als 
wirklicher Beweis gelten. Einige britische Filmexperten sagten 
diesbezüglich aus, daß sie die Authentizität des Videos ermitteln 
könnten, wenn man es ihnen zur Verfügung stellte. Daß das be­
sagte Video nur einen Tag gezeigt wurde, verhärtet den Verdacht, 
daß die US-Militärs und die US-Regierung an einer solchen Über­
prüfung nicht interessiert waren. So stellt sich unweigerlich die 
Frage, warum sie an einer solchen sorgfältigen Überprüfung kein 
Interesse zeigten oder -  konkreter gefragt -  was sie zu verbergen 
haben. Es ist allgemein bekannt, daß die USA technisch in der 
Lage sind, ein solches Video zu fälschen.

Trotzdem soll die Öffentlichkeit der Wahrheitsliebe der NATO 
und insbesondere der US-Regierung vertrauen -  was nicht leicht 
ist: Man erinnere sich unter anderem an jene gefälschten Fotos
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vor dem Kosovo-Kriegs, die in der Öffentlichkeit einen bis zur 
Kriegshetze reichenden Zustand erzeugten.1

Die Instrumentalisierung der islamischen Bedrohung

Die bekannte Islam-Expertin Annemarie Schimmel schrieb: »Un­
ter allen Religionen und Kulturen ist der Islam diejenige, die im 
Abendland am wenigsten verstanden und am meisten gefürch­
tet wird. Es scheint für viele leichter zu sein, sich der bunten Viel­
falt des Hinduismus, der unserer Denkweise so fremden Psycho­
logie des Buddhismus oder dem streng dualen Zoroastrismus zu 
nähern als jener monotheistischen Religion, die schon dadurch 
für den abendländischen Christen zum Stein des Anstoßes ge­
worden ist, daß sie nach dem Christentum auftrat und den An­
spruch stelle, die ihr vorausgegangenen Religionen zu vollenden 
und krönen. Politische Gründe haben zu einer Vertiefung dieser 
Aversion geführt, obschon man in den Chroniken des frühen 
Mittelalters lesen kann, daß die Muslime von vielen christlichen 
Gruppen des Nahen Ostens als Befreier von einer Diktatur der 
byzantinischen Staatskirche erfreut empfangen wurden, und ob­
gleich man weiß, daß Juden im mittelalterlichen Islam als Schutz­
befohlene < (gleich den Christen) eine bedeutende bessere Stel­
lung innehatten als im Europa der gleichen Zeit. Doch die 
doppelte Angst -  vor der religiösen und der politischen Bedro­
hung -  blieb lebendig, und die letzten Jahrzehnte mit dem im­
mer wieder beschworenen und doch so selten richtig verstande­
nen Phänomen des wachsenden islamischen Fundamentalismus< 
haben die Aversion gegen die letzte der großen abrahamitischen 
Religionen noch verstärkt, geschürt von oberflächlichen Berich­
ten, die am wirklichen Wesen des Islams vorbeigingen, vertieft 
auch durch die Gegenwart so vieler Türken in unserem Lande, 
deren Gedanken so unverständlich scheinen.«2

Daß ein solches,Feindbild auch heute noch aktuell ist und vor 
allem sich ins Unterbewußfsein der Menschen im Westen einge­
nistet hat, sollte berücksichtigt werden. André L ueg schrieb in 
seinem Buch Feindbild Islam : »Klischees und Stereotype über den 
Islam haben sich über Jahrhunderte in unseren Gesellschaften ge-
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Moslemische Pilger im saudi-arabischen Mekka (Foto: K. Nomachi/PPS 
~ die Ostermesse auf dem Römer Petersplatz bietet ein vergleichbares 
Bild). Der militante Isla7?tismus trug in den letzten fünfzehn Jahren 

wesentlich zur Verschärfung des Feindbildes Islam bei. Die pauschale 
Gegenüberstellung >Gut-Böse< trägt jedoch der Wirklichkeit des Islams 

mit seinen verschiedenen Auslegungen und vielfältigen Äußerungen 
kaum Rechnung.

halten, wurden von Generation zu Generation tradiert und fest 
verwurzelt. Sie sind als Potential vorhanden und können schnell 
aktiviert werden, wenn es politisch nützlich erscheint, wie zum 
Beispiel während des zweiten Golfkrieges.«3 In den westlichen 
Massenmedien melden sich zu Krisenzeiten oft sogenannte Is­
lam-Experten zu Wort, die in Wirklichkeit vom Islam kaum Ah­
nung haben. Bestes Beispiel ist Gerhard Konzelmann: Während 
des Golfkriegs äußerte er über die vermeintlich andere Denkweise 
der Moslems: »>Die sind anderes gewickelt! [...] Für die (Araber) 
denkt der (Saddam H ussein) logische Seine Ausführungen un­
terstrich er mit kreisenden Bewegungen seines Zeigefingers in 
Höhe seiner Schläfen.«4

Das Feindbild als solches ist nicht neu, da es bereits zur Zeit 
der Kreuzzüge existierte: Neu ist lediglich die Tatsache, daß es in
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den letzten zehn bis fünfzehn Jahren an Sprengkraft gewonnen 
hat, da ein anderes Feindbild, der internationale Kommunismus, 

.nicht mehr exisitiert. Die dramatisierte Bedrohung des sogenann­
ten Kommunismus war fast ein halbes Jahrhundert der Antrieb 
und die Hauptmotivation für die überaus starken Aufrüstungs­
anstrengungen, die vor allem in den USA betrieben wurden.

Der Kommunismus steht nicht mehr als Feind zur Verfügung, 
wenn es die teuren und umfangreichen Rüstungsprogramme zu 
rechtfertigen gilt. Spätestens Mitte der achtziger Jahre hat die Su­
che nach einem neuen Feindbild begonnen, um die Rüstungs­
wirtschaft der USA in Gang zu halten. Nichts war bedrohlicher 
für diese Kriegswirtschaft als der Wegfall des Ostblocks als poli­
tischer, militärischer und wirtschaftlicher Gegner der USA.5 Nach 
dem plötzlichen Niedergang der Sowjetunion gab es im Westen 
eine breitgefächerte Debatte über die Friedensdividende. Da es 
keine Bedrohung vom Osten mehr gab, gingen viele davon aus, 
daß nun endlich der gigantische Militärisch-industrielle Komplex 
(MiK) reduziert werden könnte, um somit den zivilen Sektor der 
Volkswirtschaft und seine sozialen Komponenten zu verstärken. 
Auch die USA würden von einer solchen Entwicklung begün­
stigt werden, da sie seit dem Kalten Krieg in den militärischen 
Sektor ihrer Volkswirtschaft stark investiert hatten.

Obwohl diese These für den Wohlstand einer jeden Nation die 
vernünftigste ist, hatten ihre Befürworter wohl nicht mit der Aver­
sion der MiK-Anhänger gerechnet. Die US-Wirtschaft ist mittler­
weile nämlich weitgehend eine Rüstungswirtschaft. Bruce Porter 
zufolge befinden sich die USA seit 1941 in einem dauernden 
Kriegsstadium. »Historisch gesehen haben Kriege eine Haupt­
rolle in der Steigerung der Macht, Größe und monetären Ausga­
ben gespielt, dies war besonders in Amerika der Fall.«6 Im Zeit­
raum 1947-1950 hat sich die unsichtbare Regierung der USA 
entschlossen, den Kalten Krieg einzuleiten, um den Kapitalismus 
in Gang zu halten. Historiker wie Walter L aFeber und Walter Karp 
haben des öfteren erwähnt, daß in erster Linie die USA, nicht die 
Sowjetunion, den Kalten Krieg auslösten. »Der Kalte Krieg war 
vor allem das Ergebnis des US-amerikanischen Bemühens, den 
Kapitalismus in die ganze Welt zu exportieren.«
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Die USA übertrieben die sowjetische Bedrohung. Sie sahen in 
nahezu allen außenpolitischen Äußerungen der Sowjetunion den 
Versuch, die Welt zu erobern, und betrieben eine andauernde 
Kriegswirtschaft, die die USA fast an den Rand des Bankrotts 
führte.7 Sogar Albert E instein meinte: »Die Männer, die in diesem 
Land echte Macht besitzen, haben keine Absicht, den Kalten Krieg 
zu beenden.«8 Eines der am besten dokumentierten Bücher über 
die Ursache des Kalten Krieges verfaßte Frank Kofsky. Er wies 
nach, wie in den USA eine Elite ab 1948 heftigst zu einer erneu­
ten Aufrüstung trieb. Es wurde befürchtet, daß eine schwere Re­
zession in den USA auftreten würde, wenn der MiK keine neuen 
Aufträge erhielte. Ferner konnte er anhand von US-Archiven 
nachweisen, daß noch vor Ausbruch des Kalten Kriegs sowie 
danach die Sowjets zahlreiche ehrliche Angebote unterbreiteten, 
alle Meinungsverschiedenenheiten beiseitezulegen.

Eine für beide Seiten friedlichere Lösung wurde jedoch von 
der US-Regierung stets abgelehnt, indem sie auf die Angebote 
einfach nicht einging oder sie voreingenommen als unseriös dar­
stellte. Kofsky fand außerdem heraus, daß während der Regie­
rungszeit Trumans kein Beweis für einen drohenden Angriff der 
Sowjets auf den Westen vorlag.9 Der Politologe und ehemalige 
Berater der US-Regierung in Sachen psychologische Kriegfüh­
rung, Harold Dwight L asswell, beschrieb, weshalb die US-Elite 
keinen Frieden wollte. Er kam zu dem Schluß, daß die Fortdauer 
eines Kriegs oder dessen Gefahr zur Schaffung politischer Syste­
me führe, die die Konzentration der Macht in die Hände einer 
von G ew alt und n ationaler S ich erh eit besessenen  Elite 
bringen.10 Anfang der sechziger Jahre gaben die USA den besten 
Wissenschaftlern des Landes eine Geheimstudie in Auftrag, die 
ergründen sollte, ob es einen gesellschaftlichen Ersatz für den 
Krieg geben könnte. Die Report from Iron Mountain genannte Stu­
die erschien trotz ihrer Geheimhaltung in Buchform. Ihre Schluß­
folgerung dürfte für viele Friedensforcher ziemlich enttäuschend 
ausgefallen sein. Darin wurde nämlich behauptet: »Krieg [...] ist 
an sich das Grundprinzip der Organisation, auf dem alle moder­
nen Gesellschaften auf gebaut sind. [...] Krieg hat sowohl archai­
sche als auch moderne Gesellschaften mit einem verläßlichen
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System ausgestattet, das ihre Wirtschaften kontrolliert und stabi­
lisiert.« Es gebe keine auch nur annähernd gleichwertige Metho­
de, die die gleiche Wirksamkeit zeige, wenn es um gesellschaftli­
che Kontrolle geht. »Keine moderne politische Gruppierung hat 
ihre Wählerschaft erfolgreich unter Kontrolle gehalten, ohne eine 
ständige Außen-Bedrohung überzeugend aufrechtzuerhalten.«11

Ob diese Schlußfolgerungen dieser Geheimstudie zutreffen, 
mag dahingestellt sein. Was aber mindestens genauso wichtig 
ist, sind die Erkenntnisse, die eine solche Studie über ihre unbe­
kannten Auftraggeber mitteilt. Sie verdeutlicht die Absicht, eine 
Kriegswirtschaft aufrechtzuerhalten, da sonst, so die Quintessenz 
der Studie, die Macht der Herrscher über ihre Untertannen ver­
lorengehe oder zumindest stark eingeschränkt werde. Hier wird 
deutlich, wie sehr eine solche Gesellschaft ein Feindbild nicht nur 
für ihre Wirtschaft benötigt, sondern auch, um ihre Existenz im 
Sinne des Herrscherprinzips zu erhalten. Daher dürfte der ra­
sche Untergang der Sowjetunion sowie des dazu gehörenden 
Ostblocks für die US-Machtelite große Bestürzung ausgelöst ha­
ben. Dies läßt sich auch empirisch nachweisen.

Nach dem Kalten Krieg

Gewissen Kreise, die mit dem MiK eng verbunden waren, such­
ten jchonJasLyerzw eiM  nach einem neuen Feindbild, nachdem 
der Kommunismus als solcher Anfang der neunziger Jahre aus- 
gedienlJiajtte*. Der Fall der Berliner Mauer im Jahre 1990 dürfte 
somit eine letzte Warnung für den MiK gewesen sein. Supermäch­
te wie die USA planen zwanzig bis dreißig Jahre im voraus, sonst 
laufen sie Gefahr, schnell unterzugehen. In diesem SinneJ?eugte 
die US-Machtelite vor. Sie lancierte zwei Bücher, die einen gro­
ßen Einfluß ausüben sollten: Kampf der Kulturen von Samuel P. 
H untington und Das Ende der Geschichte von Francis F ukuyama. 
■ Es ist bekannt, daß der CIA und sämtliche US-Geheimdienste 
schon lange an Massenkonditionierung arbeiten.

Der Kampf der Kulturen wurde erwartungsgemäß von den Mas­
senmedien begeistert aufgriffen. Somit wurde nicht nur H unting­
tons Auffassung von einem bevorstehenden Kampf zwischen
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unter anderem der islamischen und der westlichen Welt weit­
verbreitet. Vom Standpunkt der psychologischen Kriegführung 
war aber noch bedeutsamer, daß man auf diese Weise die Bevöl­
kerung auf einen weiteren »unausweichlichem Krieg konditio­
nieren, sprich vorte^^ konnte. Hierzu paßt auch, wie die be­
rühmte Faust aufs Auge, die Aussage von Bushs nationaler 
Sicherheitsberaterin Rice vom 3. Februar 2001: »Wir brauchen ei­
nen neuen Feind.« [Internet] Das ehemalige Feindbild des Mar- / 
xismus-Leninismus sollte also durch ein islamisches ersetzt wer- j  
den. Im New York Times Magazine von 1992 stand dazu sogar eher 
unverblühmt: »Der Westen tendiert dazu, die wachsende politi­
sche Beliebtheit des Islams als gefährlich, monolithisch und neu 
zu betrachten . . . Der Aufstieg des militanten Islams hat eine 
heftige Debatte darüber ausgelöst, ob und was der Westen dage­
gen unternehmen sollte. Einige amerikanische Beamte und Kom­
mentatoren haben den militanten Islam schon dazu ausersehen, 
zum neuen Feind des Westens zu werden, der genauso >einge- 
dämmt< werden muß wie der Kommunismus während des Kal­
ten Krieges.«12

In die gleiche Richtung ging das vielfach gefeierte Buch von 
Francis F ukuyama Das Ende der Geschichte. F ukuyama war nicht 
zufällig damaliger Chef des Planungsstabs im Außenministeri­
um. Seine These lautete vereinfacht: Die westliche Gesellschaft 
verkörpert im American way oflife  mit freier Marktwirtschaft, De­
mokratie und Liberalismus die bestmöglichs und fortgeschritten­
ste Gesellschaft. Alle anderen Lebensphilosophien seien zwar 
schön und gut, werden aber früher oder später die enorme Über­
legenheit des freien Marktwirtschaftssystems annehmen oder an­
nehmen müssen, da sie sonst vom (wenn auch nur ökonomischen) 
Untergang bedroht sind.

Damit befürwortet F ukuyama den Globalismus als unausweich­
liches System -  in letzter Instanz sogar für die ganze Welt. Hier­
mit vertritt er die von Bernard L ewis und Samuel H untington 
gezeichneten Perspektiven über den Zusammenstoß der Kulturen. 
Denn sie sind sich darüber einig, daß neben der konfuzianischen 
ein einziger Kulturkreis es wagen würde, sich der Globalisierung 
und Entterritorialisierung der westlichen Kultur zu entziehen:

211



Mansur Khan

der Islam. Nur der Islam wagt es, eine Alternative zur westli­
chen Zivilisation anzubieten. Deswegen hatte auch der frühere 
NATO-Generalsekretär Willi C laess seine Militär-Planer aufge­
fordert, sich auf einen militärischen Nord-Süd-Konflikt einzustel­
len. Der Islam gibt somit das neue Feindbild ab.13

Genau in diese Kerbe schlug auch das Buch von Salman Rush­
die Die satanischen Verse. Es war eine zielbewußte Provokation der 
gesamten islamischen Welt und erschien bezeichnenderweise zu 
dem Zeitpunkt (1989), als die Russen sich geschlagen aus Afgha­
nistan zurückzogen -  womit auch der Untergang des sowjetischen 
Reiches eingeleitet wurde. Der Elite in Washington mußte späte­
stens hier klar geworden sein, daß sie unbedingt ein neues Feind­
bild brauchte. Rushdie bekam noch vor der Veröffentlichung die­
ses blasphem ischen Buches vom Leiter der Form a Viking 
Publishing 850 000 Pfund (ca. 1,6 Millionen DM) Vorschuß, was 
schon ein außergewöhnliches Interesse an der Vermarktung des 
Buches unterstrich. Peter M eyer, der Leiter von Viking, ist ein 
zionistischer Jude, dessen Verlag sich mit der Veröffentlichung 
entstellter Versionen des Korans bereits her vor gehoben hatte. Die 
Zionisten boten Rusdie am 21. 2.1989 an, ihn in Israel zu versteck­
ten, nachdem es zum gewollten Aufschrei in der islamischen Welt 
gekommen war. Die Israelis waren vom Buch derart begeistert, 
daß sie die Urheberrechte kaufen wollten, um es in allen Staaten 
der Welt, in denen Verleger es abgelehnt hatten, zu vertreiben.14

Wie sehr die Elite in den USA darauf aus war, ein islamisches 
Feindbild zu schaffen, zeigt auch die Aussage Fred Ikles im Mai 
1985, damals Staatssekretär für politische Fragen im US-Vertei- 
digungsministerium. Bei einer Senatsanhörung sprach er von zwei 
Quellen des Terrorismus: »Heute läßt sich die Bedrohung durch 
den Terrorismus vor allem auf zwei Gruppen und Nationen zu­
rückführen, die für zwei verschiedene Ideologien eintreten: den 
Kommunismus und den iranischen, islamischen Fundamentalis­
mus.« Hierbei wird verdeutlich, wie opportunistisch diese Be­
griffe verwendet werden. 1985 war die angebliche sowjetische 
Bedrohung noch nicht am Ende, aber in Washington sorgte man 
schon für das potentielle Ende der Sowjetunion vor. Die US-Re- 
gierung befand sich aber in einem Kriegszustand mit dem Iran,
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da die USA den Irak massiv unterstützten, um einen Sieg des 
Irans mit allen Mitteln zu verhindern. Das ging sogar so weit, 
daß die USA ironischerweise Staatsterrorismus selbst betrieben, 
als sie einen iranischen Airbus im Juli 1988 in der Region abschos­
sen. Dieser Airbus wurde seit seinem Abflug von amerikanischen 
Kriegsschiffen radartechnisch verfolgt und von einer Rakete ge­
troffen, die vom Schlachtschiff >Vincennes< abgefeuert wurde. Es 
war ein Terrorakt, da die präzisen computergesteuerten Radars 
den Airbus als zivile Maschine und nicht als militärische hatten 
erscheinen lassen. Mit dieser Aktion wurde aber der Iran derma­
ßen bedrängt, daß er wenige Wochen später den Krieg gegen den 
Irak beendete.15

Die islamische Gesellschaft wird vom Westen auch direkt an­
gegriffen. Deren Wertsystem wurde in den westlichen Medien 
stets als minderwertig und dekadent bezeichnet. Betty M ahmoo- 
dys Bestseller Nicht ohne meine Tochter (sowie der Film) zog eine 
ganze Reihe von ähnlichen Publikationen nach sich, die das Le­
ben von Frauen in islamische Ländern oder von solchen, die mit 
Moslems verheiratet waren, zum Thema hatten. Dabei wurde stets 
die Rückständigkeit und Irrationalität der Lebensweise einer is­
lamischen Familie angeprangert. Diese Veröffentlichungen er­
schienen getreu dem Motto: Je dramatischer und brutaler es da­
bei zugeht, desto besser -  was an sich schon durch die reißerischen 
Titel zur Geltung gebracht wurde: Gefangene im eigenen Land, Vom 
eigenen Vater in die Sklaverei verkauft oder Von der eigenen Familie 
zum Tode verurteilt. Frauen die also über ihre Erlebnisse berichten 
wollen, mußten immer erst durch die Hölle gehen, um dies in 
westlichen Medien tun zu dürfen.16 Was auf erste Sicht vielleicht 
als bloßes kulturelles Drama erscheint, hat jedoch schwerwiegen­
de Auswirkungen auf das Verständnis zwischen den verschie­
denen Völkern und Nationen. So verursacht das Bild einer ver­
meintlichen Irrationalität in islamischen Ländern verstärkt die 
Polarisierung von Morgenland und Abendland. Der moderne 
Westen ist in dieser Perspektive eben vernünftig, der rückständi­
ge Osten aber eher irrrational. Damit fällt er auch als gleichwerti­
ger Gesprächspartner in Konflikt- und Krisensituationen aus. Ein 
Dialog der Kulturen und Religionen ist somit nicht mehr mög-
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lieh, viel mehr leiteten solche Vorurteile eine Art gesellschaftli­
che Abkapselung im globalen Sinne ein.17

Auswirkungen des 11. September

Mit den Anschlägen ging der Dialog zwischen den westlichen 
und islamischen Gesellschaften und Staaten scheinbar schlagar­
tig zu Ende. Die jahrzehntelange Zusammenarbeit, in denen In­
tellektuelle beider Kulturen eine soziologische und kulturelle Auf­
klärung -  zur friedlichen Annäherung beider Gesellschaften -  
betrieben, wurde mit einem einzigen Schlag gefährdet und vor­
erst verdrängt. Besonders die BusH-Regierung hat sich radikal 
dazu geäußtert, daß der von ihr benannte internationale Terro­
rismus beseitigt werden müsse. Die NATO-Staaten folgten die­
sem Aufruf mit vasallenartiger Hörigkeit. Dabei wurde einfach 
nicht zur Kenntnis genommen, daß eine solche radikale Kriegs­
erklärung (»ihr seid entweder für oder gegen uns«, Bush zur Welt) 
nicht die Ursachen des internationalen Terrorismus berücksich­
tigen. Deswegen kann eine solche Vorgehensweise bestenfalls nur 
als eine symptomatische, oberflächliche und kosmetische Reakti­
on gelten. Sie kann aber nie vorgeben, die wirklichen Ursachen 
des Terrorismus zu ergründen. Denn dazu ist sie nicht tiefgrei­
fend genug. Nur eine bipolare, dualistische Welt im Sinne von 
Gut und Böse zu entwerfen ist nichts anderes als eine grobe Ver­
einfachung der wirklichen Welt, da diese viel komplexer, diffu­
ser und fließend im transzendentalen Sinne ist. Eine bloße Redu­
zierung der Welt auf das Gute (wir/USA/westliche Staaten) und 
das Böse (die Terroristen und alle, die sie beherrbergen) klingt 
sein nach der dogmatischen Mentalität des Kalten Kriegs, die stets 
von den USA propagiert und instrumentalisiert wurde. Daher 
drängt sich förmlich der Verdacht auf, daß ein Ergründen der 
Ursachen des Terrorismus auch nicht von der BusH-Regierung 
beabsichtigt wurde.

Das Böse existiert zwar als solches, aber sein Ursprung läßt 
sich oft durch Frustrationen und Ausweglosigkeit erklären. Wenn 
Menschen ihre Lage als solche akzeptiert haben, haben sie nichts 
mehr zu verlieren und reagieren oft vom Haß besessen. Als im­
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mer noch aktuelle Lage läßt sich Palästina veranschaulichen, da 
die Bevölkerung jahrzehntelang Gewalt, Demütigung und Ver­
lusten ausgesetzt worden ist, bis ein Stadium der Verzweifelung 
erreicht wurde, in dem Menschen ihr eigenes Leben geopfert ha­
ben, um die schlimme Lage, in der sie sich befanden, von sich 
abzuwenden.

Mit ihren gleichgeschalteten Massenmedien ignoriert die Bush- 
Regierung die Tatsache, daß die für Freiheit und Unabhängig­
keit strebenden islamischen Bewegungen in Tschetschenien, Bos­
nien, Xiang (China) und Kaschmir nicht gegen_den W esten 
gerichtet sind, sondern gegen ihre Unterdrücker vor Ort. Wie­
derum drängt sich der Verdächt förmlich auf, daß der 11. Sep­
tember nicht nur eine Reaktion auf einen Terrorangriff war, son­
dern daß viel mehr realpolitische und wirtschaftliche Faktoren 
eine weitaus bedeutendere Rolle gespielt haben. So gesehen war 
der 11. September nur der Vorwand einer Machtelite, um mit 
militärischen Mitteln ganz andere Ziele als die offiziell vorgege­
benen zu erreichen. Die Beseitigung des internationalen Terro­
rismus sowie Rache und Genugtuung für die Opfer unter der 
eigenen Bevölkerung in den USA fungieren dann nur noch als 
vorgeschobene Gründe, die Mittel zum Zweck sind. Dies mag 
für einige etwas abwegig klingen, aber es muß darauf hingewie­
sen werden, wie sehr die US-Regierung bereits Jahre vor dem 11. 
September darauf erpicht war, Öl- und Gasleitungen durch Af­
ghanistan zu bauen: Der Kaukasus birgt riesige Vorkommen an 
Öl, Gas und Rohstoffen, die die Gier der US-Konzerne förmlich 
anziehen. (Für eine ausführliche Beschreibung dieses Aspekts der 
ökonomisch geleiteten Geopolitik der USA siehe meinen Beitrag 
über Afghanistan.)

Es dürfte auch kein Zufall sein, daß genau die Mitglieder der 
internationalen Allianz gegen den internationalen Terrorismus 
allesamt ihre eigenen islamischen Bewegungen, die für Unabhän­
gigkeit und Freiheit kämpfen, unterdrücken und verfolgen lie­
ßen und nun durch die Ereignisse des 11. September einen fast 
perfekten Vorwand gefunden haben, noch brutaler und massi- 
Ver gegen diese Bewegungen vorzugehen. So war an sich schon 
Verdächtig, daß die israelische Regierung bereits am 13. Septem­
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ber einen massiven Angriff, sozusagen im Windschatten der Er­
eignisse, gegen die Palästinenser durchführte. Auch die russische 
Regierung bekam vom Westen grünes Licht, eigenhändig in 
Tschetschenien einen Krieg gegen die islamische Bevölkerung 
durchzuführen. P utin hat sogar gesagt, er hoffe, diesen unpopu­
lären Krieg im Jahre 2002 zu beenden, noch bevor für ihn Wah­
len anstehen. Ferner hat Indien mit seiner von Washington un­
terstützten >Terrorismusbekämpfung< es geschafft, seinen Rivalen 
Pakistan dermaßen in die Defensive zu drängen, daß Pakistan 
offiziell jede Unterstützung für die Freiheitskämpfer in Kashmir 
auf geben muß. Daß Indien dort seit 1947 die bis zu 80% islami­
sche Bevölkerung total unterdrückt, wird genauso wie die ÜN- 
Entschließung für Kashmir (die ein Referendum forderte) igno­
riert. Auch die Unabhängigkeitsbewegungen in der chinesischen 
Xiang Provinz und auf den Philippinen wurden im Zuge des 11. 
September einseitig als terroristisch abgestempelt.

Im Grund legte US-Präsident Bush seine Position eindeutig fest, 
indem er immer wieder vom >Kampf gegen das Böse< sprach. 
Die Massenmedien gingen dann sogar so weit und brachten den 
Begriff des Heiligen Kriegs mit den genannten islamischen Be­
wegungen in Verbindung. Ihre Hetzkampagnen suggerieren stets 
einen offensiven, aggressiven Krieg des Islams gegen andere Völ­
ker, Nationen und Kulturen; dabei wird, wenn überhaupt, nur 
dünn verhüllt, daß der Westen das vermeintliche Ziel solcher Krie­
ge darstelle. Daß der Islam einen solchen Heiligen Krieg gar nicht 
erlaubt, scheint dabei nicht zu stören.

Das Gesetz des Islams ist die Scharia, die zur Verteidigung des 
Islams nur unter bestimmten Notlagen ausgerufen werden darf. 
Die Scharia basiert auf dem Koran und der Tradition des Prophe­
ten. Obwohl die Verteidigung des Islams nicht ein fundamentaler 
Grundsatz ist, ist ihre Notwendigkeit und Wichtigkeit doch wie­
derholt im Koran und den Überlieferungen des Propheten (Hadith) 
betont worden.18Der,Dschihad bedeutet Kampf, Bemühungen, 
Anstrengung bis zum äußersten der eigenen Leistungsfähigkeit. 
In der Sprache der Scharia wird dieses Wort vornehmlich für den 
Krieg benutzt, der einzig und allein im Namen Gottes und gegen 
jene geführt wird, die als Gegner des Islams Unterdrückung
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ausübend9 »Auch im Kriegsfall müssen die Regeln der islamischen 
Ethik unbedingt eingehalten werden. Die Muslime sollen so weit 
wie möglich Gewalt vermeiden. Auch gegen ihre Feinde dürfen 
sie nicht maßlos handeln. So ist beispielsweise das Töten von nicht 
am Kampf beteiligten Personen, das Zerstören von Häusern, die 
Verwüstung von Feldern, Wäldern, Herden usw. strikt untersagt. 
Es wird oft gesagt, der Islam wäre eine kriegerische Religion, die 
sich mit Feuer und Schwert ausgebreitet hätte. Dabei verkennt 
m an,jiaß der Islam.gekommen ist, um Unheil und Aggression zu 
'beseitigen und Frieden zu stiften,«20 Das Kriegsrecht ist im Koran ver­
ankert. »Jeder Krieg ist im Islam verboten, wenn er nicht für eine 
gerechte Sache, die durch göttliches Gebot befohlen ist, geführt 
wird.« »Daß ein Krieg geführt werden könnte, um die Menschen 
zum Islam zu zwingen, ist gänzlich unmöglich; denn die Religi­
on selbst erklärt ihn als gottlos.«21

Das erste Prinzip besagt, daß der Kampf vom Propheten sank­
tioniert wurde, weil den Moslems Unrecht getan wurde. (»Ge­
währ ist denen gegeben, die bekämpft wurden, weil ihnen Ge­
walt angetan war.«) Und Krieg sollte nur betrieben werden gegen 
jene, die die Moslems von ihrer Heimat vertrieben, sowie jene, 
die von Anfang an gegen die junge moslemische Gemeinschaft 
kämpften. Der Kampf soll daher fortgeführt werden, bis die Ord­
nung wiederhergestellt ist. Wenn aber die Feinde des Islams eine 
Lösung für die Wiederherstellung des Friedens gefunden haben, 
sollte ihnen diese nicht verwehrt werden.22

Der Dschihad (der Heilige Krieg) ist niemals ein offensiver 
Krieg der Moslems. Er ist daher nur erlaubt im Sinne der aktiven 
Gegenwehr der moslemischen Gemeinschaft gegen aggressive 
Mächte. »Werden die Muslime überfallen, dürfen sie sich nicht 
nur verteidigen, sondern sie haben sogar die Pflicht dazu. Das 
Schweigen und Hinnehmen einer Aggression wäre nämlich selbst 
eine Art Aggresssion, denn es würde bedeuten mitzuhelfen, Ge­
rechtigkeit und Frieden zu beseitigen.« Deswegen fordert der 
Koran alle Moslems zu folgendem Prinzip auf: »unterdrückt nicht 
und laßt euch nicht unterdrücken! < (Sure 2,272), denn beides ver­
hindert Gerechtigkeit und Frieden in der Gesellschaft.«23
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Die beabsichtigte Polarisation der Kulturen
Die Darstellung des Dschihad in den Massenmedien ist also völ­
lig entstellt. Diese Entstellung soll Angst- und Bedrohungssze­
narien in der westlichen Bevölkerung erzeugen.

Was die Minderheiten in nichtmoslemischen Staaten betrifft, 
hat der Prophet die Bereitschaft gegeben, nur Ratschläge in Sa­
chen religöser Fragen zu beantworten. Das bedeutet, daß die in 
einem nichtislamischen Staat lebenden Moslems die Gesetzte des 
(säkularen) Staates respektieren müssen. Und wenn es ihnen miß­
fällt, müssen sie auswandern. Diesbezüglich schrieb der ehema­
lige deutsche Botschafter in Algerien und Marokko Murrad H of­
mann in seinem Buch Reise nach Mekka: »Diejenigen, welche die 
Muslime als geborene Verfassungsfeinde ausgrenzen möchten, 
verkennen nicht nur das jeder menschlichen Disposition entzo­
gene umfassende Menschenrechtssystem des Islam, sein demo­
kratisches Potential [...], sie übersehen auch das islamische Recht 
der Minderheiten (siyar). Muslimische Juristen haben sich über 
alle Jahrhunderte intensiv mit dem Status und den juristischen 
Verpflichtungen von Muslimen, die im nichtmuslimischen Aus­
land wohnen, beschäftigt. Vor allem der große Staatsrechtler al- 
M awardi (gestorben 1058) vertrat bereits den Standpunkt, daß 
sich solche Muslime an das Recht ihres Gastlandes halten müssen,«24

Die Beziehungen zwischen Moslems zu Nichtmoslems grün­
den auf Menschlichkeit und Verbundenheit. »Auf welche Weise 
der Islam die Beziehungen der Menschen in einer islamischen 
Gemeinschaft regelt, kommt ebenfalls im bekannten Schreiben 
Imanm A lis an Malik al-Ashtar, der sein Gouverneur in Ägypten 
werden sollte, aber auf dem Weg dorhin ermordert wurde, zum 
Ausdruck: >Schließe das Volk in dein Herz und empfinde ihm 
gegenüber aufrichtige Freundschaft und Liebe. Möge Gott dich 
bewahren, wie ein Raubtier auf Beute zu lauern. Bedenke, daß 
das Volk aus zwei Gruppen besteht: die einen sind deine Brüder 
im Glauben, die anderen sind Menschen wie Du! «<25 Nur wenn 
der Frieden bedroht ist, tritt der Dschihad in Aktion.256 »In der 
Politik wird es das einzige Ziel sein, sich für die Einrichtung ei­
ner Staatsform einzusetzen, in der Frieden, Gerechtigkeit, Brü­
derlichkeit und Güte regieren, wo der Mensch ein Bruder seines
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Nächsten ist und dessen menschliche Gefühle respektiert, wo kei­
nerlei Ausbeutung oder Versklavung um sich greift, wo die Rechte 
des einzelnen geachtet und hochgehalten werden und wo die 
Staatsgewalt als heiliges Vermächtnis Gottes gilt und zum Wöh­
le aller ausgeübt wird. Auf dem Gebiet des Rechtswesens wird 
ein Muslim sich bemühen, das Gesetz zu einer echten Verkörpe­
rung der Gerechtigkeit und zu einem wirklichen Schutz der Rech­
te aller, ganz besonders der Schwächeren, zu erheben.«27Denn er 
lebt ein Leben der Nächstenliebe und Wohltätigkeit.28 Der mos­
lemische Staat »wird sich niemals an der Unterdrückung oder 
Verletzung menschlichen Lebens oder menschlicher Ehre beteili­
gen, was immer deren Form oder Färbung sein mag. Er wird nie­
mals dem Bösen nachgehen, auch wenn ihn diese Unnachgiebig­
keit teuer zu stehen kom m t«.29 Der wahre Charakter eines 
Muslimen ist ein solcher, daß dieser nicht in Erniedrigung, De­
mütigung oder Unterjochung leben kann.30
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Dieses moralische Prinzip ruft den Moslem daher auf, sich ge­
gen jegliche Unterjochung und Demütigung zu verteidigen. Dies 
ist das Verständnis der Gerechtigkeit im Islam. Daher kann ein 
Moslem ein ausbeuterisches sowie unterdrückendes Regime oder 
eine solche Regierung nicht dulden oder tolerieren. Hier wird 
der Westen für viele Moslems zu einer Gesellschaft, die außen­
politisch heucherlich auftritt. Auf der einen Seite gibt der Westen 
(angeführt von den USA) vor, sich stets für Demokratie, Freiheit 
und Menschenrechte einzusetzen. Wenn es dann aber um die Ver­
wirklichung dieser Werte geht, bleibt der sogenannten Dritten 
Welt nichts als Rhetorik übrig. Im Gegenteil -  es ist allgemein 
bekannt, daß der Westen diktatorische Regime in der Dritten Welt 
unterstützt und gehätschelt hat, da solche undemokratischen Re­
gime nicht gerade zimperlich sind, wenn es um die Unterdrük- 
kung und Ausbeutung der eigenen Bevölkerung ging, von der 
der Westen stets finanziell profitiert hat. Daß bei solchen diktato­
rischen Regimen von Menschenrechten und Freiheit nicht die 
Rede sein kann, versteht sich von selbst.

Auf ironische Weise hat sich sogar eine äußerst heuchlerische 
Vorgehens weise im Westen etabliert. Von >Menschenrechten< und 
>Freiheit< ist oft die Rede, wenn westliche Politiker ein Regime 
oder eine Regierung in der Dritten Welt unter Druck setzen wol­
len. Die Massenmedien sind schnell zur Stelle, dieses auszufüh­
ren, besonders dann, wenn es politisch und vor allem wirtschaft­
lich opportun ist. Auf diese Weise werden Handelskonzessionen 
gewissermaßen herausgeschlagen. Falls dies nicht gelingen sollte, 
droht man mit einer Kürzung der Wirtschaftshilfe und propagan­
distischem Dauerdruck, bis das betroffene Regime nachgibt. Ex­
treme Beispiele sind Staaten, die der US-Sanktionspolitik ausge­
setzt sind: Irak, Kuba, Nordkorea usw. Interessanterweise wird in 
den westlichen Medien oft von > Menschenrechts Verletzungen« ge­
sprochen, wenn westliche Konzerne und Regierungen Handlungs­
konzessionen haben wollen. China bietet sich hier fast förmlich als 
stetiges Beispiel an. Auch ökonomisch gesehen, hat der Islam für 
viele sich gegen die Globalisierung eingestellt. Er hat daher eine 
ähnliche Anziehungskraft, wie der gottlose Kommunismus auf die 
Armen und Ausgebeuteten ausübte. Schon allein die Tatsache, daß
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er den Zins streng verbietet, läßt ihn zum unwiderruflichen Geg­
ner des Kapitalismus werden, dessen rasches Wachstum auf einer 
Zins Wirtschaft basiert, die letztendlich jedoch immer eine schwere 
Depression oder Rezession hervorrufen muß.

Auch die Bombardierung Afghanistans verstieß gegen das inter­
national anerkannte Völker- und UN-Recht, zumal Beweise für die 
Komplizenschaft der Al-Qaida bei den Anschlägen vom 11. Sep­
tember nie vorgelegt wurden. Nicht einmal ein Bezirksgericht würde 
bei einer solchen >Beweislage<, wenn man überhaupt von einer sol­
chen sprechen kann, eine Anklage erheben. Hierbei handelt es sich 
noch um eine Entscheidung zwischen Krieg und Frieden, zwischen 
der stärksten Supermacht und dem ärmsten Land der Welt. Auch 
die unmenschliche Behandlung (falls dieses Wort wiederum über­
haupt zutrift) der Al-Qaida-Kämpfer, die man einfach nicht als 
Kriegsgefangene anerkennt, ist bezeichnend für die Mißachtung 
jeglicher internationaler Gesetze von seiten der US-Regierung.

Die Anschläge des 11. September haben unter dem Vorwand 
der Bekämpfung des internationalen Terrorismus es sogar ermög­
licht, in den USA (und wahrlich nicht nur dort) die auf demokra­
tischen Prinzipien gründenden Bürgerrechte teilweise derart auf­
zuheben oder zu beseitigen, daß von einem Rechtsstaat in den 
USA nicht mehr die Rede sein kann. Somit schränkt der Westen 
sogar die von ihm hochgelobten Errungenschaften der Demo­
kratie und des Liberalismus ein, die stets das Individuum in den 
Vordergrund der Gesellschaft gestellt hatten. Wenn dieser ver­
werflichen und bedrohenden Hysterie im Namen des Kriegs ge­
gen den Terrorismus nicht bald Einhalt geboten wird, wird der 
Westen zunehmend zum Spiegelbild dessen, wogegen er zu 
kämpfen vorgibt -  nämlich einer Gesellschaft, die unmerklich auf 
Totalitarismus, auf eine Art Diktatur zusteuert, die George Or- 
well in seinem berühmten Roman 1984 beschrieb, eine militari­
sierte Diktatur, die die (Meinungs-) Freiheit ihrer Bürger im In­
teresse einer winzigen Elite abschafft.
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Kommt es zum  Zusammenstoß 
der Kulturen?

Betrachtungen zu Samuel Huntington
C h a rles  C h a m petier

Nach dem Fall der Berliner Mauer im Jahre 1989 hatte der US- 
Amerikaner japanischer Herkunft Francis F ukuyama, man erin­
nert sich, das »Ende der Geschichte« angekündigF: Das Schei­
tern und die Auflösung des Kommunismus bedeuteten seiner 
Ansicht nach nicht nur den Sieg der freien Welt, sondern auch 
die wahrscheinliche Ausbreitung der Kultur und der Institutio­
nen dieser freien Welt auf den gesamten Planeten. Nichts könne 
den unaufhaltsamen Vormarsch der liberalen Demokratie und 
der Marktwirtschaft unter der Schirmherrschaft der westlichen 
Zivilisation aufhalten. Tribalismus, Nationalismus und Funda­
mentalismus würden in den kommenden Jahrzehnten -  wie Fu­
kuyama  warnte -  zwar sicher aufbegehren, doch diese Rest­
widerstände würden nicht in der Lage sein, den Lauf einer vor 
ihrem Abschluß stehenden Geschichte umzukehren; mangels in­
tellektueller Rechtfertigung oder militärischer und menschlicher 
Ressourcen seien sie zum Untergang verurteilt. So teilten W il­
son, L loyd G eorge und C lemenceau 1919 die Welt unter sich und 
entschieden über das Schicksal der Nationen. Im Jahre 1945 taten 
Roosevelt und Stalin dasselbe. 1989 schien George B ush durch 
die Stimme seines Propheten F ukuyama dazu aufgerufen, allein 
zu bestimmen, welche die guten und welche die schlechten Ele­
mente einer neuen Weltordnung unter Federführung der wohl­
verstandenen Interessen des westlichen Humanismus seien.

Doch sollte diese Situation nicht von Dauer sein. Schon einige 
Jahre später war der vorherrschende Ton der amerikanischen Pro­
pheten ein anderer geworden, und an Stelle eines »Endes der Ge­
schichte« sagte man uns einen »Zusammenstoß der Kulturen« 
(einen »clash o f  civilizations«) voraus. Dieser Ausdruck war der 
Titel eines im Sommer 1993 in der Zeitschrift Foreign Affairs er­
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schienenen Aufsatzes, der sofort weltweit eine Welle von theore­
tischen Diskussionen hervorrief und schließlich den Stoff für ein 
gleichnamiges Buch lieferte. (Seit 1996 liegt eine deutsche Über­
setzung unter dem Titel Kampf der Kulturen vor.2) Der Verfasser 
Samuel P. H untington ist Professor an der Universität Harvard, 
Leiter des John M. Olin-Instituts für Strategische Studien und Mit­
begründer der Zeitschrift Foreign Affairs. Obwohl The Clash o f Ci~ 
vilizations, wie unten zu sehen sein wird, außerhalb der USA 
hauptsächlich negative Kritiken erhielt, unterstreicht allein schon 
die Vielzahl der Debatten die Stärke des amerikanischen Einflus­
ses. François G éré bemerkte zu Recht: »Weltsichten wie Aufklä­
rer vorausschicken; sehen, wie die anderen reagieren; dann den 
Kurs der Strategie ausrichten: Diese Fähigkeit kennzeichnet heu­
te die Macht der Vereinigten Staaten.«

Bevor wir die Thesen H untingtons vorstellen und deren Rich­
tigkeit sowie Tragfähigkeit erörtern, soll kurz die Morphologie 
der Übergangsphase, in der wir uns befinden, skizziert werden.

Seit dem Ende des Kalten Krieges sind wir auf der Suche nach 
einem Paradigma der internationalen Beziehungen, das heißt nach 
einer sowohl erklärenden als auch voraussagenden Theorie des 
Verhaltens der wichtigsten Akteure der Weltgeschichte, Eine sol­
che Theorie ist um so notwendiger, als wir in ein Übergangszeit­
alter voller Turbulenzen eingetreten sind. Die 1648 aus dem West­
fälischen Frieden hervorgegangene Ordnung der Nationen hat 
hundertfünfzig Jahre überdauert; die des Wiener Kongresses hun­
dert Jahre; die von Jalta kaum vierzig Jahre. Diese Beschleuni­
gung der Geschichte macht natürlich das Begreifen der gerade 
entstehenden neuen Weltordnung um so dringender. Gemäß ei­
ner Formel Carl Schmitts ist der »Nomos der Erde« dabei umzu­
kippen -  wobei der Nomos die globale Ordnungsstruktur bezeich­
net, auf Grund deren die Welt zu einem Gleichgewicht gelangt. 
Der erste Nomos war der der ziemlich autarken kontinentalen 
Kulturkreise der Antike und des Mittelalters. Der zweite war der 
der europäischen Nationen in ihrem Wettkampf um die Herr­
schaft über Europa und dann über die Welt. Der dritte war der 
der bipolaren Ost-West-Ordnung, die bei der Auseinanderset­
zung zwischen einer Seemacht (USA) und einer Kontinentalmacht
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(UdSSR) auch dem Gleichgewicht zwischen Land und See ent­
sprach. Diese Ordnung brach im letzten Jahrzehnt zusammen und 
eröffnete eine Phase der Neugruppierung, aus der der neue No­
mos hervor gehen wird.

Dieses Interregnum, bei dem die verfallenden Ordnungen und 
die im Entstehen begriffenen Reiche aufeinandertreffen, ist von 
Widersprüchen gekennzeichnet, die Pascal Boniface wie folgt auf­
zählte: »Verschwinden der Bedrohung, aber Vermehrung der 
Konflikte, nukleare und chemische Abrüstung, aber atomare und 
ballistische Proliferation, Triumph der US-Macht, aber Multi­
polarisierung der Erde, Globalisierung, aber Verwurzelung der Par­
tikularismen, Krise der Staatsnation, aber Nationalismen, regiona­
le Zusammenschlüsse, aber Entfesselung der Mikronationalismen, 
Wucherung des Staates, aber Überwindung des Staats als Haupt­
akteur der internationalen Beziehungen, vollständige und sofor­
tige Öffnung auf die Welt dank der Entwicklung der Kommuni­
kationsmittel, aber Zutagetreten von Grauzonen und neuen terrae 
incognitae, geistige Neugierde, aber Abkapselung, internationale 
Großzügigkeit, aber heiliger Egoismus, wachsender Wunsch, die 
Welt zu begreifen, aber übertriebene Vereinfachungen.«

Es hat noch nie so viele Theorien gegeben, um die Verände­
rungen einzuschätzen, die heute am Werk sind. Doch diese Über­
fülle ruft Verwirrung hervor, zumal keine dieser Theorien volle 
Zustimmung erreichen kann.

Die euphorische These vom Ende der Geschichte und vom Her­
aufkommen einer durch sanften Handel befriedeten Weltzivili­
sation ist offensichtlich zu idealistisch. Zum einen wird sie durch 
die Fakten widerlegt. Seit der Implosion der Sowjetunion setzten 
sich Terrorakte, regionale Konflikte niedriger Intensität, Bürger­
kriege und ethnische Säuberungen unaufhaltsam fort und ver­
stärkten sich sogar in den vom Kommunismus befreiten Gebie­
ten. Zum anderen wird sie durch die Geschichte entkräftet. Nie 
zuvor war die Wirtschaft so weltumspannend gewesen wie 1914, 
was aber den Ausbruch zweier Weltkriege nicht verhindert hat. 
Und bei aller inneren Befriedung in der westlichen Welt ist der 
Krieg nie aus unserem Gesichtsfeld verschwunden. Man hat er­
rechnet, daß von den 2340 Wochen, die zwischen 1945 und 1990
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vergingen, die Erde nur drei Wochen Frieden erlebte. Der Kalte 
Krieg hat diesen Namen nur in wenigen geschützten Ländern 
verdient. Für alle anderen Staaten an der Peripherie der westli­
chen und der sowjetischen Welt war er mehr als heiß. Man schätzt 
die Zahl der offenen Konflikte zwischen Jalta und dem Fall der 
Berliner Mauer auf 160, und ihre Bilanz beläuft sich auf über 30 
Millionen Todesopfer. In einem aufsehenerregenden Interview 
(das in französischer Übersetzung in Le Monde diplomatique er­
schien) bezeichnete der mexikanische Kommandant Marcos den 
Kalten Krieg folgerichtig als »Dritten Weltkrieg«. Weit davon 
entfernt, das strahlende Ende der Geschichte zu erkennen, kün­
digte er sogar einen Vierten Weltkrieg an, in dem sich die Völker 
und der Imperialismus des Westens gegenüber stehen würden.

Man braucht übrigens gar nicht dem zapatistischen Guerillero 
in seinen sympathischen Kriegsprophezeiungen zu folgen, um 
sich davon zu überzeugen, daß die Ausbreitung des liberalen 
Modells ein Unsinn, eine Petitio principii ist. Beim Wort genom­
men, bedeutet diese Aussicht nämlich, daß alle Völker der Erde 
das gleiche Niveau an wirtschaftlicher und technologischer Ent­
wicklung erreichen müssen wie die reichen G7-Mitglieder. Das 
ist aber ganz und gar unmöglich, denn die Erde verfügt heute 
nicht über die physischen Kapazitäten, die bei einer generellen 
Ausweitung der kapitalistischen Lebensweise auf sechs Milliar- 

' den Menschen erforderlich wären. Würde China seine Produkti­
on und seinen Verbrauch an den europäischen angleichen, dann 

, wären sämtliche Erdölreserven in weniger als zehn Jahren er­
schöpft. Würde sich Indien mit so vielen Autos je Einwohner wie 
die USA ausstatten, wäre die Erdatmosphäre zum Atmen völlig 
unbrauchbar. Gewissermaßen wäre das tatsächlich das Ende der 
Geschichte -  schlicht und einfach durch Auslöschung des Men­
schengeschlechts !

Die Vereinheitlichung der Erde steht nicht bevor; deshalb zie­
hen andere die Fortsetzung einer bipolaren Ordnung in Betracht, 
in der sich nicht mehr die liberale und die kommunistische Welt 
gegenüberstehen, sondern entweder die westliche und die östli­
che oder der Norden und der Süden, also die Reichen und die 
Armen. Doch eine solche Bipolarität bleibt eine weltfremde Vor-

226



Kommt es zum Zusammenstoß der Kulturen?

Stellung. Mag der Westen heute allenfals einer politisch-wirt­
schaftlichen Wirklichkeit entsprechen, die nichtwestlichen Gebiete 
sind zu verschieden, als daß sie unter einer einzigen Bezeichnung 
zu sam m en g efaß t werden könnten. Und wenn auch der Graben 
zw isch en  Reichen und Armen tatsächlich immer größer wird, bil­
d en  die einen wie die anderen trotzdem keine stichhaltigen geo- 
p olitisch en  Kategorien. Geteilter Überfluß oder geteilte Armut 
e rzeu g t nicht von sich aus gemeinsame Strategien oder Interes­
sen. Dagegen ist klar, daß eine Ordnung, in der die zehn größten 
m u ltin ation alen  Konzerne mit mehr Geld umgehen als die hun­
d ert ärmsten Länder und in der die internationalen Medien das 
Bild arrogantesten Reichtums in die menschenreichsten und gü­
te rärm sten  Gebiete tragen -  daß eine solche Ordnung eine Welle 
d er Verzweiflung erzeugt, die morgen Stürme des Aufruhrs her­
v o r ru fen  wird. Keine riesige Auflehnung, wie Jean Raspail sie in 
Le Camp des saints (dt. Das Heerlager der Heiligen3) beschrieben hat, 
so n d ern  eine Vielzahl von örtlichen Katastrophen, vergleichbar 
denen, die der Wirbelsturm El Nino bei seinem Durchzug verur­
sach t hat.

Eine dritte Betrachtungsweise der internationalen Beziehun­
gen nach dem Kalten Krieg besteht darin, die Rolle der 185 heute 
anerkannten Staaten auf zu werten. Nach der Entkräftung der gro­
ßen Erzählungen mit universellem Anspruch würden diese Staa­
ten die souveränen Vorrechte wieder wahrnehmen, die ihnen das 
Völkerrecht seit drei oder vier Jahrhunderten zuerkennt. Gegen­
über einer allmächtigen Wirtschaft, die die soziale Unsicherheit 
und die Belastung der Arbeiter banalisiert, würde die staatliche 
Ordnung in ihrer regulierenden und umverteilenden Rolle ge­
stärkt und könnte ihre Bürger weiterhin vor neuen Bedrohungen 
schützen. Gewiß, der Nationalstaat ist nicht verschwunden, wie 
sich die marxistische und die liberale Ideologie das erhofft hat­
ten; aber eine einfache Rückkehr zum statu quo ante, zum frühe­
ren Zustand, verkennt die neuen historischen Bedingungen, die 
die technologische und wirtschaftliche Globalisierung geschaf­
fen hat.

Im Zeitalter des Internets und der Satelliten können die Staa­
ten die andauernden Ströme von Kapital, Technologien, Men-
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sehen, Zeichen, Ideen, Viren, Bildern und Werten quer über den 
Planeten nicht mehr so leicht beherrschen wie im Zeitalter von 
Dampfmaschine und Eisenbahn. Um in diesem globalen System 
zu überleben -  das heißt, um den anderen seinen Einfluß aufzu­
zwingen oder, immer noch einfacher, um sich dem Einfluß der 
anderen zu widersetzen -, sind solche wirtschaftlichen, techno­
logischen und menschlichen Investitionen notwendig, denn die 
allermeisten Staaten sind nicht in der Lage, sich allein im Ren­
nen zu halten. Ihre wachsende gegens*" ge Abhängigkeit macht 
es außerdem immer illusorischer, aus aem großen globalen Spiel 
auszusteigen.

Natürlich kommt einem das Beispiel Frankreich in den Sinn. 
Es ist nicht (oder nicht nur) die Unbekümmertheit der politisch 
Verantwortlichen, sondern vielmehr die atemberaubende Aus­
weitung der Welt, die Frankreich vom Status einer Großmacht, 
die alle fünf Kontinente beherrschen wollte, abstürzen ließ zu 
einer Mittelmacht, der nichts geblieben ist als ein paar Andenken 
an ihren Einfluß von ehedem. In Deutschland kommt hinzu die 
Verurteilung zum politischen Zwerg als Folge der Niederlage von 
1945. Diese »Wendung der Welt« (Bertrand B adie4) wird zwar 
sicher nicht zum Verschwinden des Staates führen, sie findet aber 
bereits ihren Ausdruck in einer starken Relativierung seiner hi­
storischen Rolle. Der indirekte Beweis dafür liegt gerade in der 
Vermehrung dieser Staaten: Ihre Zahl hat sich zwischen 1945 und 
1985 verdreifacht, und seit dem Zusammenbruch des Kommu­
nismus hat sich die Entwicklung in Osteuropa, Afrika und Zen­
tralasien noch beschleunigt. Diese Zerstückelung ist kein Zeichen 
dafür, daß sich die staatliche Ordnung in einem gesunden Zustand 
befindet; sie signalisiert vielmehr eine Neo-Feudalität, die auf Ab­
spaltung und ständiger Neuaushandlung der Gefolgschaften grün­
det.

Eine solche Schwächung kann zu einer vierten und letzten Hy­
pothese führen: der von der allgemeinen Anarchie und vom glo­
balen Chaos. Denn die neue Feudalität hat, wie Pierre H assner 
unterstreicht, »weder Papst noch Kaiser«. Wir können bereits ei­
nige besorgniserregende Anfänge dieser Nicht-Ordnung wahr­
nehmen: Entwicklung der internationalen Mafiaorganisationen;
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Drogenkartelle, die ihr schmutziges Geld in sämtliche Räderwerke 
des Wirtschaftsapparats einschleusen; Implosion zahlreicher im 
Bürgerkrieg befindlicher Staaten; Generalisierung der ethnischen 
und religiösen Konflikte; Tribalisierung der großen Metropolen, 
die in spätestens zwanzig Jahren die Hälfte der Weltbevölkerung 
beherbergen werden; Entstehen von Grauzonen, die sich der Kon­
trolle der Staaten entziehen und in denen nur der Klientelismus 
und das Gesetz des Stärkeren herrschen; Masseneinwanderung 
von Flüchtlingen und 1 migranten, die vor Diktaturen fliehen 
oder der Armut -  hervorgerufen durch ungleiche Entwicklung 
in der Welt sowie durch immer heftigere und unvorhersehbare 
Wirtschaftskrisen -  entgehen wollen. Dieses Chaos ist eine unbe­
streitbare Realität: Man braucht sich nur die Randgebiete der eu­
ropäischen Großstädte anzuschauen.

*

Diesen vier soeben aufgezählten Hypothesen setzt H untington 
eine fünfte gegenüber: die Neugruppierung der Welt nach Groß­
zivilisationen oder Kulturkreisen. Unter >civilization< bzw. Kul­
turkreis versteht der amerikanische Geopolitiker ein Großgebil­
de ohne klar umrissene Grenzen, dessen Einwohner aber vor 
allein in einer Sprache, einer Geschichte, einer Rasse, einer Reli­
gion oder gemeinsamen Einrichtungen objektive oder subjektive 
Elemente der Selbstidentifizierung finden. Er unterscheidet acht 
Kulturkreise: den sinensischen (chinesischen), japanischen, hin- 
duistischen, islamischen, westlichen, orthodoxen und vielleicht 
den afrikanischen. Diese Kulturkreise, unterstreicht H untington, 
sind fast nie einheitliche, von einem einzigen Staat beherrschte 
Blöcke, sondern eher Bündnisse von Staaten, die natürlich dazu 
neigen, gegenüber anderen Staaten oder der Diaspora, mit de­
nen sie sich verwandt fühlen, eine politische, strategische, wirt­
schaftliche oder religiöse Solidarität zu bekunden. Manche Kul­
turkreise haben Kernstaaten: Rußland für die orthodoxe Welt, die 
Vereinigten Staaten für die westliche, China, Indien, Japan; ande­
re haben keine, wie der afrikanische, der islamische und der süd­
amerikanische Kulturkreis.
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Zum ersten Mal in der Geschichte ist die Welt tatsächlich mul­
tipolar: Bei weltweiter Gleichzeitigkeit (>Echtzeit<) in einem durch 
die Kommunikationsmittel immer enger werdenden Globalraum 
bestehen mehrere kulturelle Areale nebeneinander, die unter­
schiedliche oder gar entgegengesetzte Werte.' Gepflogenheiten 
und Interessen entwickeln.

Diese Differenzierung der Welt äußert sich zunächst auf nega­
tive Weise durch das Zurückweichen des westlichen Kulturkrei­
ses, der von universeller Tragweite zu sein glaubte. Man braucht 
sich nur die geographischen, demographischen und wirtschaftli­
chen Rohdaten anzusehen. In den zwanziger Jahren beherrsch­
ten Amerika und Europa rund die Hälfte des Festlandes; heute 
geben sie sich mit einem Viertel zufrieden. Im Jahre 1900 mach­
ten sie 30 Prozent der Weltbevölkerung aus; diese Zahl ist inner­
halb von hundert Jahren um 13 Prozentpunkte gesunken, und 
sie liegen nun weit hinter China und Indien, die allein über ein 
Drittel der Menschheit stellen. Der demographische Übergang 
ist in China vollzogen, in Indien kaum bewältigt und setzt erst 
ein in der arabischen Welt und in Zentralasien, wo die Unter­
dreißigjährigen in etwa zehn Jahren zwischen 40 und 60 Prozent 
der Bevölkerung ausmachen werden. Für mindestens noch zwei 
Generationen werden Afrika und Südamerika -  wenn keine Mi­
litärkatastrophen oder Seuchen dazwischenkommen -  für die 
Zunahme der Weltbevölkerung sorgen.

Auch wenn die USA im Militärbereich nunmehr die Möglich­
keit für sich in Anspruch nehmen, überall auf der Welt konven­
tionelle Waffen zum Einsatz zu bringen, steigen die Ausgaben 
der nicht westlichen Staaten für Waffen ununterbrochen. China, 
Indien, Pakistan und Israel sind bereits Atommächte. Der Iran, 
Südafrika und Nordkorea werden es im kommenden Jahrzehnt 
wahrscheinlich auch sein. Die Atomwaffe hat zwar in den militä­
rischen Strategien ihre zentrale Bedeutung verloren. Sie ermög­
licht es aber den Besitzer-Staaten, den symbolischen Status der 
fünf Großen einzunehmen, die deren Monopol wahrten; sie er­
möglicht es auch, auf dem Ansehen oder der davon herrühren­
den Furcht eine regionale Souveränität aufzubauen; und im Fal­
le einer drohenden Vernichtung sichert sie die Möglichkeit eines
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radikalen Gegenschlags, das heißt, sie ermöglicht, das eigene Ter­
ritorium als geheiligtes Land hinzustellen. Wenn der Irak über 
die Atombombe verfügt hätte, hätte der zweite Golfkrieg wahr­
scheinlich nie stattgefunden. Es bleibt schließlich anzumerken, 
daß, wenn auch Cie Wirtschaftsproduktion sicher das Vorrecht 
des Westens bleibt, sein Anteil am Welt-Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) und am Export industrieller Erzeugnisse in den letzten sech­
zig Jahren kontinuierlich zurückgegangen ist. Die W eltwirt­
schaftskrise trifft Südostasien und Südamerika zwar hart, doch 
die Schwellenländer bewahren trotzdem ihr Potential an Know- 
how, Fachleuten und Rohstoffen. Diese Krise hat im übrigen die 
Folgen der gegenseitigen Abhängigkeit der Weltmärkte aufge­
zeigt: Japan brauchte nur seine Aktiva im Ausland zu verkaufen 
oder China den Yuan drastisch abzuwerten, und die gesamte 
Weltfinanz samt den realen Ökonomien, die dahinter stehen, 
würde in ein unbeschreibliches Chaos geraten.

Die westliche Vorherrschaft äußert sich natürlich in der Über­
nahme einzelner Bestandteile des amerikanischen Konsums -  was 
Benjamin B arber5 die Trilogie Macintosh-MTV-McDonald nennt 
-  und durch den Gebrauch des Englischen als lingua franca. Für 
H untington ist dies aber bloß eine Illusion, eine dünne Außen­
schicht, die tiefe, grundlegende Veränderungen verdeckt. Die 
Kultur von Davos ist nicht die der Menschheit. Wenn auch ein 
Teil der Wirtschafts- und Medienelite, die Christopher L asch als 
Neue Klasse bezeichnete, tatsächlich das gleiche amerikanische 
Kauderwelsch spricht und die gleichen Werte und Bestrebungen 
teilt, so lebt doch die überwältigende Mehrheit der Menschen weit 
weg von dieser Scheinwelt. Außerdem schließt eine einheitliche 
Produktion nicht unterschiedliche Konsumformen aus. Der Mi­
nisterpräsident Chinas regte zum Beispiel seine Landsleute an, 
sich den Film Titanic anzuschauen, denn er sah darin nicht etwa 
den Ausdruck einer tragischen Romanze, sondern den des Klas­
senkampfes, der den Westen spaltet. Der Untergang erscheint 
nicht mehr als Drama, sondern als symbolische Bestrafung einer 
überheblichen Gesellschaft.

Betrachtet man die Welt so, wie sie ist, und nicht, wie sie uns 
von den Medien gezeigt wird, stellt man fest, daß zwischen 1958

231



Charles Champetier

und 1992 der Anteil der Englischsprechenden von 9,8 auf 7,6 Pro­
zent gesunken ist. Damit liegt Englisch weit hinter dem Manda­
rin (Hochchinesisch), das 15, 2 Prozent erreicht, und nicht allzu­
weit vor dem Hindi (6,4 Prozent), dem Spanischen und dem 
Russischen. Englisch -  oder genauer gesagt dieses vereinfachte 
US-Englisch, das man ebenso als Kauderwelsch bezeichnen könn­
te -  ist zweifellos zu einem Instrument der internationalen Kom­
munikation geworden, es ist aber nur noch ein Instrument, und 
nicht mehr der Sockel einer gemeinsamen Identität oder Gemein­
schaft. Während das US-Englische in den unpersönlichen Auf­
gaben der techno-wirtschaftlichen Globalisierung allgemein ge­
bräuchlich wird, ist im Gegensatz dazu ein Widerstand oder gar 
ein Vordringen der einheimischen Sprachen (Vernakularspra­
chen) zu beobachten: Arabisch setzt sich im Maghreb durch, Urdu 
ist zur Amtssprache Pakistans geworden, und Hindi erobert heute 
sämtliche Hochburgen der Englischsprachigkeit auf dem indi­
schen Subkontinent zurück. Estnisch, Litauisch, Ukrainisch und 
Armenisch wurden ebenfalls wieder zu Amtssprachen, während 
das Aserbaidschanische, Kirgisische, Turkmenische und Usbeki­
sche symbolisch die kyrillische Schrift aufgaben. Und das Man­
darin ist inzwischen Verkehrssprache in der gesamten südost­
asiatischen Geschäftswelt.

Die M ultipolarisierung der Welt hängt nicht nur mit den 
Schwächen der heute vorherrschenden Zivilisation zusammen. 
Sie ist auch darauf zurückzuführen, daß in der Dritten Welt neue 
Generationen an die Macht gekommen sind. Die aus der Zeit der 
Entkolonisierung stammende erste Generation, die erfolgreich die 
Unabhängigkeitskriege geführt hatte, hatte meistens an den Uni­
versitäten des Kolonisators studiert und konnte sich die Unab­
hängigkeit bewußt oder unbewußt nicht anders vorstellen denn 
als Wiedergabe des institutionellen Rahmens und der ideologi­
schen Ausrichtung ihrer früheren Herren.

Ein extremes Beispiel bildet Mustafa K emal (Kemal A tatürk), 
der in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts die Türkei mit bru­
talen Verordnungen modernisierte und verwestlichte, um ihr ei­
nen Platz im Konzert der Nation zu verschaffen.

Doch in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts war eine zu­
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nehmende >Verheimischung< der früheren Kolonien zu beobach­
ten. Die neuen Generationen waren meistens von autochthone- 
ren Formen des Protestes angetan: So haben in der arabischen 
Welt die laizistischen Nationalisten gegenüber den Islamisten an 
Boden verloren, ebenso die Kongreßpartei in Indien gegenüber 
der BJP (Bharatiya-Janata-Partei). In China entwickelt sich der 
Kommunismus zu einem imperialen Konfuzianismus, die frühe­
ren marxistischen Parolen sind einem Diskurs gewichen, der auf 
die asiatischen Werte< ausgerichtet ist.

Die Demokratisierung selbst, die im allgemeinen als Sieg des 
Westens dargestellt wird, brachte in Wirklichkeit oft Bewegun­
gen und Parteien an die Macht, die nicht unbedingt Sympathie 
gegenüber diesem Westen bekundeten. Dieser stößt im übrigen 
obszöne Seufzer der Erleichterung aus, wenn der FIS (Front Isla­
mique du Salut) in Algerien von der über die Wahlurnen erlang­
ten Macht wieder verdrängt wird, wenn Jelzin ein in den Augen 
ausländischer Investoren allzu slawophil eingestelltes Parlament 
bombardieren läßt, wenn die türkische Armee die Refah, die füh­
rende islamistische Partei, demütigt oder wenn die Kongreßpar­
tei Indiens 1996 die fast in der Mehrheit befindliche BJP von der 
indischen Regierung verdrängte. Das ist eine wohlbekannte Tat­
sache: In der Dritten Welt ebenso wie in Europa ist die Demokra­
tie nur dann tugendhaft, wenn sie der vorherrschenden Ideolo­
gie die Ehre erweist.

Man hüte sich vor einer Fehleinschätzung: Das Erstarken der 
identitären Bewegungen in der ganzen Welt ist nicht so sehr eine 
ablehnende Reaktion auf die Modernisierung wie ihre logische 
Folge. Nicht die traditionellen bäuerlichen Strukturen stellen den 
Löwenanteil dieser Bewegungen, sondern ein städtischer und al­
phabetisierter Mittelstand. Die Erscheinung, die zur Zeit welt­
weit zu beobachten ist, ist eigentlich mit der vergleichbar, die 
das Abendland vor etwas mehr als hundert Jahren erlebt hat. Da­
mals hatte die Industrialisierung den potentiellen Aufstieg von -  
nationalistischen oder sozialistischen -  Ideologien gefördert. Die­
sen gelang es, aus der Verwirrung, die die Auflösung der ge­
meinschaftlichen Bindungen aus dem Ancien régime hervorrief, 
und aus dem Zorn, den die unerwünschten Nebenwirkungen der
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kommerziellen Entwicklung erzeugten, Kapital zu schlagen. Hun­
dert Jahre später lösen die gleichen Ursachen die gleichen Wir­
kungen aus. Die Entfesselung der Technik und des Marktes zer­
rüttet heute die früheren traditionellen Gesellschaften der Dritten 
Welt fast vollständig und erzeugt auf diese Weise ein Vakuum, 
das die neuen Proteste ausfüllen. Diese werden deswegen als fu n ­
damentalistisch < bezeichnet, weil sie sich kulturellen oder reli­
giösen Identitätsmustern hingeben, die der Westen seinerseits auf­
gegeben hat.

In der multipolar gewordenen Welt stehen zwangsläufig un­
terschiedliche, ja sogar entgegensetzte Auffassungen von den zwi­
schenmenschlichen und internationalen Beziehungen nebenein­
ander und/oder gegeneinander. Manche aufstrebende Kulturen, 
etwa die chinesische, die japanische oder die muslemische, wer­
ten die innere Einheit ihrer Gesellschaft auf, indem sie tendenzi­
ell alles aus sich ausstoßen, was Quelle von Zerwürfnissen und 
Konflikten sein könnte. Gleichzeitig haben sie kein Problem, eine 
konfliktträchtige Sicht der internationalen Beziehungen zu ent­
wickeln. Ganz anders im Westen: Hier weigern sich die durch 
die allgegenwärtige Konkurrenz atomisierter Menschen zerris­
senen Gesellschaften, ihre Beziehung zum Anderen unter dem 
Blickwinkel des Konflikts zu sehen, und ummanteln jede Anwen­
dung von Gewalt mit humanistischen Legitimationen, die ihr 
schlechtes Gewissen oder ihre Unaufrichtigkeit verraten. Dem is­
lamischen Dschihad entsprechen das heuchlerische amerikani­
sche peace-keeping und die tragische europäische Ohnmacht.

Das Wiederaufleben der großen kulturellen Identitäten äußert 
sich schließlich durch besondere Formen der Zusammenarbeit 
und des Konflikts. Da die Wirtschaft das unverzichtbare Werk­
zeug der Macht ist, nimmt die Zusammenarbeit natürlich die 
Form einer Zoll- oder Währungsunion auf kontinentaler oder 
halbkontinentaler Ebene an. Der Mercosur und der Andenpakt 
in Lateinamerika, die Alena in Nordamerika, der Gemeinsame 
Markt in Europa tragen dazu bei, die Globalisierung zu regiona- 
lisieren. Die südostasiatischen Staaten streben danach, die vom 
amerikanischen Gendarm beherrschte Asean (Association of 
South East Asian Nations) loszuwerden und nach dem Wunsch
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des malaysischen Ministerpräsidenten Mohammad M ahatir ein 
ostasiatisches Wirtschaftsbündnis (East Asian Economic Causus, 
EAEC) zu gründen, von dem sowohl Australien als auch die Ver­
einigten Staaten ausgeschlossen wären. Von daher ist zu verste­
hen, weshalb der frühere US-Vizepräsident Al G ore M ahatir bei 
einer Asean-Konferenz heftig angriff. Hinter den guten demo­
kratischen Ansichten verbargen sich wie immer bestim mte 
geostrategische Interessen. Man kann sich nicht entsinnen, daß 
Al G ore mit gleicher Dringlichkeit das Bedürfnis empfand, in 
Saudi-Arabien oder in Israel die demokratischen Reformen und 
die Mäßigung zu rühmen. Alle eben genannten Wirtschaftszo­
nen möchten autozentriert werden, und in den letzten zwanzig 
Jahren war dort eine Zunahme des innerregionalen Handels auf 
Kosten des überregionalen zu verzeichnen.

Nach H untingtons Ansicht äußern sich die Konflikte am stärk­
sten in den Grenzgebieten der Kulturkreise. Die Kriege in Berg- 
karabach, Kaschmir, Tschetschenien und auf Zypern stellten die 
Mitglieder konkurrierender Kulturen gegeneinander. Die Gebie­
te mit der größten Kriegsgefahr sind also diejenigen, in denen 
die größte Anzahl von Kulturen aufeinandertreffen. Das riesige 
Zentralasien, von den USA überwacht und von Rußland, China, 
Indien, Pakistan, Afghanistan, der Türkei und dem Iran begehrt, 
wird zweifellos für lange Zeit ein Gebiet dauernder Unruhen blei­
ben.

Für H untington stellt aber der Krieg im ehemaligen Jugosla­
wien das typische Beispiel für die künftigen Konflikte zwischen 
Kulturkreisen dar. Auf diesen Krieg ließen sich die Kernstaaten 
mehrerer Kulturkreise mittelbar ein, jede Konfliktpartei löste die 
Solidarität ihrer >großen Brüder< aus: Die Slowenen und Kroa­
ten, die als Katholiken Westeuropa verbunden sind, wurden un­
ter deutschem Einfluß von jenem anerkannt; die orthodoxen Ser­
ben erhielten die treue Unterstützung Rußlands, aber auch die 
Griechenlands; die moslemischen Bosnier wurden durch die Tür­
kei, den Iran und Saudi-Arabien massiv bewaffnet. Im Gegen­
satz zum Kalten Krieg, bemerkt H untington, »pflanzt sich der 
Konflikt nicht von oben nach unten fort. Er brodelt von unten 
her«. Und er brodelt um so mehr, als identitäre Konflikte von
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ihrem Wesen her mehr Unnachgiebigkeit freisetzen als andere: 
Über die Kontrolle über ein strategisches Gelände oder die Tei­
lung eines Rohstoffgebietes läßt sich notfalls verhandeln. Bei 
Konflikten, die mit Erinnerung, Identität und kollektiven Vor­
stellungen zu tun haben, lassen sich nicht so leicht Kompromisse 
schließen. Es ist kein Zufall, wenn T udjman, K aradzic, M ilosevic 
und Izetbegovic, die wahrlich nicht dem gemäßigten Flügel des 
politischen Feldes angehörten, in ihrem jeweiligen Lager an die 
Macht gebracht wurden: Wie die Bürgerkriege6 begünstigen die 
identitären Kriege die Herrschaft der Radikalen über die Gemä­
ßigten.

*

Die französischen Geopolitiker, die traditionell Anhänger der 
Staatsnation sind, reagierten weitgehend ablehnend auf die Theo­
rie vom Zusammenstoß der Kulturen^ Die meisten kritischen 
Äußerungen beschränkten sich aber darauf, die Dogmen der herr­
schenden Ideologie nachzuplappern, denen zufolge man sich 
nicht auf die ethnische, kulturelle oder religiöse Dimension ein­
lassen könne, ohne in die eine oder andere von der Gedanken­
polizei schwer geahndete Sünde zu verfallen: Relativismus, Kul­
turalismus, Rassismus, Fundamentalismus usw. Eine etwas 
anspruchsvollere Form dieser Kritik, die sich an der funktionali- 
stischen Schule von Benedict A nderson oder Eric H obsbawn ori­
entiert, bemängelt die >identitäre Illusion^ weil der Begriff der 
kulturellen oder ethnischen Identität einem bloßen Gedanken­
spiel entspringe, einem imaginären Konstrukt, das durch keine 
Tatsache gestützt sei. Diese Denkweise übersieht offensichtlich, 
daß Bilder, Mythen, Sagen keiner rationalen Grundlage bedür­
fen, um geschichtswirksam zu sein. Der Sieg der Vernunft über 
die Leidenschaften, der unbegrenzte Fortschritt der Menschheit 
oder die Errichtung einer Weltzivilisation sind selber wirksame 
Mythen, die sich das Abendland zur Zeit der Aufklärung in Form 
philosophischer oder ideologischer Abhandlungen geschaffen hat.

H untingtons Entwurf weist jedoch in der Tat einige Schwä­
chen auf. Die erste und offensichtlichste betrifft, wenn man bei
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der inneren Logik seiner Theorie bleibt, die vorgeschlagene Ein­
teilung nach Kulturkreisen. Afrika erscheint hier als ein Hirnge­
spinst, wird kaum erwähnt -  aus Barmherzigkeit oder, wahr­
scheinlicher, um die mächtige afro-amerikanische Minderheit 
nicht vor den Kopf zu stoßen. Gerade in Afrika fand jedoch einer 
der schlimmsten Völkermorde des 20. Jahrhunderts statt: In nur 
vier Monaten waren in Ruanda mehr Tote zu beklagen als in 
Auschwitz in vier Jahren. Das ganze Gebiet um die zentralafri­
kanischen Seen drohte ständig in Aufruhr zu geraten, und die 
Kämpfe der verschiedenen Parteien in der heutigen Republik 
Kongo nahmen die Form eines echten Kontinentalkrieges an. Doch 
diese innerkulturellen Konflikte werden von H untington einfach 
ignoriert. Das gleiche gilt auch für Südamerika, das nur in gro­
ben Zügen skizziert wurde. Doch die beiden größten und bezeich­
nendsten Vereinfachungen betreffen sicherlich den Islam und den 
Westen.

Der Islam ist zunächst einmal eine Religion, und es ist eine 
vereinfachende Sichtweise, ihn -  wie H untington es tut -  zu ei­
nem einheitlichen Kulturkreis wie China oder Indien zu erhe­
ben.

Seit dem Ende des Kalifats und des Sultanats ist der Islam an 
seiner Spitze gespalten, und die islamischen Organisationen ri­
valisieren manchmal in ihren Strategien. Der Kongreß der Isla­
mischen Welt (1949), die Organisation der Islamischen Konferenz 
(1971), die Liga der Islamischen Welt (1962), die arabische und 
islamische Volkskonferenz spielen nicht das gleiche Spiel. Ihre 
Uneinigkeit hat ihre Entsprechung in der Rivalität zwischen den 
Staaten, die die Führung der Umma, der Religionsgemeinschaft 
des Islams, anstreben können: Pakistan, Äygpten, Saudi-Arabi­
en, der Iran, Sudan und morgen vielleicht die Türkei oder Indo­
nesien. Entsprechend ihren jeweiligen Prioritäten schlossen sich 
manche moslemische Staaten während des zweiten Golfkrieges 
dem US-amerikanischen Kreuzzug an, während islamistische re­
volutionäre Bewegungen den laizistischen Irak unterstützten. Die 
arabische und islamische Volkskonferenz von Karthum im Jahre 
1995, die eine gemeinsame Strategie festlegen sollte, endete in 
einem großen Durcheinander. Der Islam ist aber nicht nur an sei-
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ner Spitze gespalten, sondern auch in seinen Glaubenssätzen und 
Praktiken. Die Entwicklung der vier vom Sunnismus anerkann­
ten Rechtsschulen (Hanafiten, Malekiten, Schafiiten, Hanbaliten) 
folgt oft den Spuren früherer ethnischer und historischer Teilun­
gen. Die einflußreiche schiitische Minderheit wiederum, die in 
etwa das ehemalige Persische Reich umfaßt, führt gern Guerilla­
kriege gegen die Sunniten. Die Machtübernahme der Taliban in 
Kabul 1996 vergiftete beispielsweise die Beziehungen zwischen 
Afghanistan und dem Iran derart, daß beide Staaten Truppen im 
jeweiligen Grenzbereich zusammenzogen.

Man müßte zudem zwischen den einzelnen Verbreitungsfor­
men des Islams unterscheiden. Es besteht nicht unbedingt Ab­
stimmung oder gar Übereinstimmung zwischen dem politischen 
Islamisten, der bislang ohne großen Erfolg die Regierungsmacht 
auf demokratischem oder revolutionärem Weg zu erobern ver­
sucht, dem meistens entwurzelten Neu-Fundamentalisten aus den 
Stadtrandgebieten des Westens, der auf der Suche nach einem 
Minimum an Identität ist, und dem traditionellen Moslem, der 
den Islam in die Fortführung seiner historischen Identität einbe­
zieht. In drei oder vier Generationen könnte die moslemische 
Umma das gleiche Schicksal ereilen wie das christliche kcitholikon 
oder den Weltkommunismus, nämlich eine Teilung aufgrund der 
kulturellen Traditionen, des ethnischen Charakters oder der geo- 
politischen Erfordernisse seiner einzelnen Bestandteile. Je mehr 
sich der Islam von Algerien bis Indonesien und von Nigeria bis 
Kasachstan ausdehnt, desto mehr verringert sich die Wahrschein­
lichkeit einer konzertierten strategischen Aktion, während die 
eines Zusammenschlusses entsprechend dem arabischen, persi­
schen, ottomanischen, afrikanischen oder gar indo-malaysischen 
Kulturkreis zunimmt.

H untingtons Auffassung des Islams folgt also einer dreifachen 
Reduzierung: ideologische Reduzierung des Islams auf den Fun­
damentalismus; geopolitische Reduzierung der Mannigfaltigkeit 
der regionalen Gegebenheiten auf die Einheit des Glaubens; me­
thodologische Reduzierung des Begriffs der Kultur auf den der 
Religion.

In Wirklichkeit braucht H untington die fundamentalistische
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Bedrohung, um die Einheit der westlichen Zivilisation zu stär­
ken. Er setzt gern auf die Angst vor einem islamisch-konfuziani­
schen Bündnis gegen den Westen, indem er einige geschätzte 
Daten über Waffenlieferungen Chinas und Nordkoreas an ver­
schiedene islamische Staaten, unter anderen an Pakistan und den 
Iran, isoliert betrachtet. Er vergißt aber, darauf hinzuweisen, daß 
in den siebziger und achtziger Jahren auch die USA zu den wich­
tigsten Lieferanten militärischer Technologie und taktischer Un­
terstützung bei zahlreichen fundamentalistischen Gruppen im 
Maghreb, im Nahen Osten und in Zentralasien gehörten. Diesel­
ben USA unterstützten bekanntlich die Geburt des ersten islami­
schen Staats in Europa, und die Amerikaner ebenso wie die Eu­
ropäer rüsten  Saud i-A rabien  aus, das bekann tlich  der 
reaktionärste muslimische Staat und gleichzeitig der größte Fi­
nanzier der Islamisten ist.

H untingtons Darstellung des Islams bleibt unscharf, dafür läßt 
er in bezug auf den Westen an Deutlichkeit nichts zu wünschen 
übrig. Dieser Begriff entspricht bei ihm einem ideologisch-reli­
giösen Flickwerk, das durch Überbewertung des religiösen Fak­
tors (Opposition zwischen dem Katholizismus bzw. Protestan­
tismus und der Orthodoxie) in der Hauptsache dazu führt, Europa 
zu entzweien. Die von H untington gezeichnete religiöse Grenze 
stellt eigentlich den ehemaligen Eisernen Vorhang wieder her und 
verbietet den mehrheitlich orthodoxen Völkern -  Rumänien, Grie­
chenland, Serbien, Bulgarien, Moldawien, Ukraine, Weißrußland, 
Rußland -, sich in ein Großeuropa, dessen treibende Kraft heute 
das Paar Deutschland-Frankreich ist, zu integrieren oder sich ihm 
anzuschließen. Umgekehrt sei Westeuropa natürlich aufgerufen, 
seine Bindungen an Amerika zu verstärken. Der Autor ist zu in­
telligent, als daß man nicht in diesem Auseinanderdividieren den 
Ausdruck eines herangereiften Planes erkennen könnte. Und man 
kann im übrigen ermessen, welche hohe Meinung H untingtons 
von Europa hat, wenn er schreibt: »Ohne die USA wird der We­
sten zu einem winzigen, weiter schrumpfenden Teil der Weltbe­
völkerung auf einer kleinen, unwichtigen Halbinsel am Rande 
der eurasischen Landmasse.«7 Der Westen, das ist mit anderen 
Worten die amerikanische Supermacht im Verbund mit ihren Va-

239



Charles Champetier

sallen in Westeuropa, die ihr eine stumme Hörigkeit und ein­
trägliche Absatzmärkte garantieren. Dann erscheint die Theorie 
vom Zusammenstoß der Kulturen wie eine Umformulierung je­
ner Strategie des Containment (>Eindämmung<), die George F. K en- 
nan  zu Beginn des Kalten Krieges ausgearbeitet hatte: Genannt 
werden nicht mehr die Nationen, die in den Einflußbereich des 
Kommunismus geraten könnten, sondern die Expansionszonen 
regionaler Mächte, die die gegenwärtige amerikanische Führer­
schaft (leadership) über die Welt in Frage stellen könnten.

Zbigniew B rzezinski, ein anderer amerikanischer Stratege und 
ehemaliger Berater Jimmy C arters, hat übrigens mit Zynismus 
die US-Strategie der kommenden dreißig Jahre verraten (Die ein­
zige Weltmacht, Amerikas Strategie der Vorherrschaft, 1997). Seine Lo­
sung ist einfach: das Entstehen einer Großmacht auf dem eurasi- 
schen Kontinent um jeden Preis zu verhindern. Denn mehr denn 
je bilden Europa und Asien die zentrale Insel, das Herz des Fest­
lands, sie in erster Linie sind der Einsatz beim global plaxj des 21. 
Jahrhunderts. Wer dieses »große Schachbrett« (Brzezinski) kon­
trolliert, kontrolliert den Dreh- und Angelpunkt der Welt. Für 
die Amerikaner ist die Wiederbelebung der westlichen Identität 
also unbedingt notwendig: Sie dulden notfalls die Entstehung 
eines mächtigen Gemeinsamen Markts in Westeuropa, voraus­
gesetzt, dieses äußert keine Gelüste gegenüber ihren geopoliti- 
schen Jagdrevieren, vorausgesetzt, es gedenkt nicht, sich mit ei­
ner gemeinsamen Diplomatie und Verteidigung auszustatten, 
vorausgesetzt schließlich, es fördert die NATO-Erweiterung bis 
an die Grenzen Rußlands.

Bei diesem Spiel haben die Europäer natürlich alles zu verlie­
ren. H untington verurteilt zu Recht die ständige Doppelzüngig­
keit des Westens, dessen Universalismus und Ethnozentrismus 
er kritisiert. Er vergißt aber, das Wesentliche zu erwähnen: Ame­
rika -  und nicht Europa -  verleiht heute diesem Westen seine 
todbringende, folgerichtig in der ganzen Welt verhaßte Dyna­
mik. Es ist ja wohl Amerika, das Embargos, Zollsteuern und Ver­
geltungsmaßnahmen verhängt und damit einen ständigen Han­
delskrieg führt. Es ist ja wohl Amerika, das über die großen 
Welteinrichtungen, deren wichtigste Entscheidungen es lenkt,
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Aus der Reihe Tim und 
Struppi L'Affaire 

Tournesol (Paris 1956). 
ln der deutschen 

Ausgabe, Der Fall 
Bienlein (Carlsen 

Verlag, Hamburg 1998) 
lautet der Text (S. 53): 

»Sehen Sie eine der 
Hauptstädte der Welt, 

ihren Namen kennen 
wir alle! Sehen Sie, die 

großartigen Wolkenkrat­
zer wanken...  stürzen 

in sich zusammen. . . 
Eine Weltstadt ist vom 
Erdboden verschwun­

den, ausradiert...«  
Eine neuer Fall von 

Zensur und Political 
Correctness.

et diese Wolkenkratzer, die die Welt her- j  
fordern, eine gigantische Stadt aus Über-i 
die nicht genannt zu werden braucht! j

Seht, wie diese hochm ütigen H ochhäuser 
a u f  ihren G rundm auern wanken, rissig  
werden, sich auflösen, umkippen...

. . . und zu Staub Zusammenstür­
zen! Eine ganze Stadt wird von der 
Weltkarte ausradiert! j
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allen Völkern das angebliche Wunderrezept der Deregulierung 
auf zwingt und damit einen ständigen Wirtschaftskrieg führt. Es 
ist ja wohl Amerika, dessen Währung sich als National- und Welt­
währung versteht, dessen Zinssätze einzig nach dem eigenen In­
landsbedarf schwanken, dessen Spekulationsfonds in wenigen 
Tagen die Wirtschaft eines Landes vernichten können und das 
also einen ständigen Finanzkrieg führt. Es ist ja wohl Amerika, 
das an jedem Ort der Welt die Kultur auf einen Industriesektor 
reduziert, alle großen Werke entwürdigt, von denen es sich in­
spirieren läßt, das Rundfunk und die Fernsehschirm e mit 
schwachsinnigsten Formen menschlicher Schöpfung verschmutzt 
und das so einen ständigen Kulturkrieg führt. Es ist ja wohl Ame­
rika, das die größte Quelle der Umweltverschmutzung auf dem 
ganzen Planeten darstellt, das zur Erhaltung seiner auf Konsum 
ausgerichteten Lebensweise sämtliche internationalen Umwelt­
schutz-Konferenzen torpediert und demzufolge einen ständigen 
Öko-Krieg führt. Es ist ja wohl Amerika, das, ohne sich vorher 
abzustimmen, bombardiert, Zivilisten und Soldaten unterschieds­
los niedermetzelt, allen aufrührerischen Gruppen Waffen liefert, 
Konflikte am Leben erhält, gleichgültig ob diese nun seine Geg­
ner oder seine Partner entzweien, und das mithin einen ständi­
gen militärischen Krieg führt. Und schließlich ist es ja wohl Ame­
rika, wo kein politisch Verantwortlicher eine wichtige Rede hält, 
ohne mehrmals Gott anzurufen, das auf Dauer mit einer Erlöser- 
Mission unter den Sterblichen betraut zu sein glaubt, das die Sün­
den der Welt durch Beseitigung der von ihm selbst ernannten 
Sünder auszulöschen gedenkt, das folglich einen ständigen Reli­
gionskrieg führt. Das ist die Wirklichkeit unserer unipolaren Welt 
zu Beginn des 21. Jahrhunderts: der totale Krieg der USA gegen 
den Rest der Welt.

Die wichtigste Aufgabe für die Europäer in den kommenden 
Jahren wird es also sein, sich von den USA zu trennen. Trotz der 
dramatischen Mutlosigkeit unserer Führungsschicht sind wir auf 
dem besten Weg dahin. Die Einführung des Euro als zweite Re­
servewährung der Welt, die protektionistischen Reflexe als Re­
aktionen auf den Rückgang der Weltkonjunktur, das zunehmen­
de Auseinanderklaffen der geopolitischen Interessen Europas und
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der USA, das Zutagetreten eines sozioökonomischen Modells auf 
dem europäischen Festland, das mit dem wilden angelsächsischen 
Liberalismus bricht, der Gegensatz zwischen der pluralistischen 
und der messianischen Weltanschauung, die innere Schwächung 
der USA, deren Öffentlichkeit sich für den Isolationismus emp­
fänglich zeigt, deren melting pot (Schmelztiegel) nicht mehr funk­
tioniert und deren Eliten immer häufiger aus nichteuropäischen 
Minderheiten stammen -  alle diese Faktoren zusammen werden 
die Kluft zwischen beiden Seiten des Atlantiks bestimmt noch 
weiter vertiefen.

Europa -  das wissen wir nur zu gut -  ist ein heute ein Wirt­
schaftsriese, aber ein politischer Zwerg und ein militärischer Ho­
munkulus. Daher sind die Ziele der Europäer vorgezeichnet: die 
bereits verwirklichte Union um die Achse Berlin-Paris stärken, 
diese Wirtschafts- und Währungsunion in einen Bund mit politi­
schen, diplomatischen und militärischen Befugnissen verwandeln, 
Rußland in eine Perspektive zur gemeinsamen Entwicklung Nord- 
Eurasiens einbeziehen. Nur ein solcher Block wird der amerika­
nischen Vorherrschaft wirklich ein Ende setzen und sich Verbün­
dete und Partner in der muslim ischen, hinduistischen und 
asiatischen Welt aussuchen können.

*

Die Kritik mittels der Gegenbeispiele Islam und Westen be­
schränkt sich nicht nur auf die Einteilung der Kulturkreise, denn 
sonst bräuchte man diese nur neu zusammenzusetzen, um H un­
tingtons These zu bestätigen. Denn H untington rehabilitiert zwar 
zu Recht die kollektiven Identitäten, die die Geopolitik lange Zeit 
zugunsten der geographischen, ökonomischen oder ideologischen 
Bestimmung geringgeschätzt hat, er macht aber den Fehler, die 
Untergliederung des Planeten einzig auf die kulturelle Dimensi­
on zu beschränken. Die Gefahren und Konflikte werden trotz­
dem weiterhin wirtschaftlicher, finanzieller, ökologischer, sozia­
ler und politischer Art sein. Auch wenn sich Zusammenführungen 
tausendjähriger Kulturen abzeichnen und sich die europäischen 
Völker zusammenschließen, um der Geschichte zu begegnen, sind
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die Kulturen heute trotzdem keine eigenständigen Akteure der 
Weltpolitik. Sie bilden, was Zaki L aïdi »Sinn-Räume« nennt, Zu­
gehörigkeitspole. Diese Räume sind zweifellos dazu berufen, eine 
zugleich beratende, Aussagen treffende und durchführende Rol­
le zu spielen, davon sind wir aber noch weit entfernt. In der Zwi­
schenzeit steigern die wahren Akteure ihre Wirkung auf um so 
schnellere und unbeständigere Art und Weise. Terroristische 
Netzwerke, Sekten, Drogendealer, Hacker, ins Ausland verlagerte 
Firmen, Gastarbeiter in der Diaspora, Jugendbanden und Gangs 
in den Städten bilden das unkontrollierbare Netzwerk einer ver­
tikalen Gesellschaft, die die horizontale Gesellschaft der Territo­
rien überlagert. Zu den seitherigen Grundkategorien der geopo- 
litischen Ordnung -  Land und Meer -  kommt nun die Luft hinzu, 
in der die Satelliten- und Hertzschen Wellen im Umlauf sind, die 
die kollektiven Vorstellungen und damit die Handlungen der 
Menschen und Gruppen prägen.

Man sollte sich also die multipolare Welt nicht als bloße Addi­
tion von völlig einheitlichen Kulturen vorstellen, die sich damit 
begnügen würden, aus der Entfernung miteinander Handel zu 
treiben oder zu plaudern, die zu Festungen ausgebaut wären mit 
Stacheldraht und Wachtürmen an ihren Grenzen. Selbst der 
Staatsnation, die danach strebte, innerhalb eines abgeschlosse­
nen Territoriums die Übereinstimmung eines einzigen Volkes, 
einer einzigen Sprache und einer einzigen Kultur zu erzielen, ist 
es nie gelungen, eine solche Situation vollkommener Einheitlich­
keit zu erreichen, geschweige denn aufrechtzuerhalten. Man kann 
sich leicht denken, daß Kulturen viel größeren Ausmaßes, die 
nicht von einem Zentralstaat beherrscht würden, es noch weni­
ger schaffen werden.

Selbst der Begriff des >Territoriums< büßt seine zentrale Be­
deutung ein. Wie François T hual aufgezeigt hat, sind viele iden- 
titäre Konflikte heute zwar noch Prioritätskonflikte, Konflikte um 
die Frage, wer zuerst da war. Es geht um einen Landstrich, der 
von jeder Seite für heilig erklärt wird, wobei jede symbolisch die 
längere Präsenz behauptet: Das erklärt beispielsweise den ser­
bisch-albanischen Konflikt um den Kosovo, den griechisch-tür­
kischen um Zypern, den rumänisch-ungarischen um Transsyl-

244



Kommt es zum Zusammenstoß der Kulturen?

vanien oder den aserbaidschanisch-armenischen um Bergkara- 
bach. Oft handelt es sich aber nicht um einen Zusammenstoß von 
Kulturen, sondern um zurückgebliebene Formen von Kleinstna- 
tionalismen, die durch die kommunistische Herrschaft eingefro­
ren worden waren. Berücksichtigt man einen längeren Zeitraum, 
so stellt man fest, daß die dem Besitz eines Territoriums beige­
messene Bedeutung deutlich abnimmt. Bertrand B adie zufolge 
stand bei mehr als der Hälfte der zwischen 1648 und 1914 ge­
zählten bewaffneten Auseinandersetzungen ein Territorium auf 
dem Spiel. Für den Zeitraum 1945-1989 betrug diese Zahl nur 
noch 24 Prozent. Die Sowjetunion hat gezeigt, daß die Herrschaft 
über ein Territorium noch lange nicht die Kontrolle über eben­
dieses Territorium bedeutet. Umgekehrt haben die USA den 
Nachweis erbracht, daß man ein riesiges Imperium lenken kann, 
ohne eine territoriale Herrschaft innezuhaben. Wer früher die 
Macht einer Gruppe erfahren wollte, pflegte zu fragen: »Wieviel 
Divisionen?« Diese Frage genügt nicht mehr. Man muß noch hin­
zufügen: Wie viele Satelliten? Wie viele Ingenieure? Welche Com­
puterausrüstung? Welcher soziale Zusammenhalt? Welche Film­
produktion? Und so weiter.

Die Deterritorialisierung der Welt bedeutet nicht, daß sich die 
Grenzen auf lösen und die Völker der fünf Kontinente in einem 
globalen melting pot aufgehen werden. Es bedeutet aber, daß an 
der Peripherie jedes dieser Kulturkreise oder in den großen Me­
tropolen, die von ihrem Wesen her dazu bestimmt sind, Men­
schen aus ganz unterschiedlichen Räumen zu konzentrieren, 
Randräume gegenseitiger Durchdringung nahezu unvermeidlich 
sind. Die Logik der Identität kennt ebenso wenig Grenzen wie 
die Tschnernobyl-Wolke: Die Bewegung hin zu einer Ausdiffe­
renzierung der Welt ist auch innerhalb jedes dieser Kulturkreise 
am Werke. Die Einwanderer bleiben im Kontakt mit ihrem Her­
kunftsland, und umgekehrt werden Führungskräfte zusammen 
mit ihrem Unternehmen ins Ausland verlagert. Eine umsichtige, 
realistische Betrachtung eines dauerhaft vernetzten Planeten wird 
bezüglich der Wahrnehmung der Identität innerhalb der Kultu­
ren zwei Folgen haben: Die Einwanderungspolitik wird zugleich 
restriktiver und selektiver sein als in den drei > glorreichem Jahr-
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zehnten nach dem Zweiten Weltkrieg, als man sehr oft bei einer 
kurzfristigen bilateralen Sicht der Dinge blieb; die auf Assimila­
tion ausgerichteten Strategien werden Integrationsstrategien wei­
chen müssen, die die Bewahrung unterschiedlicher kultureller 
Identitäten und die Aufrechterhaltung einer öffentlichen Ordnung 
so weitgehend wie möglich in Einklang bringen (es versteht sich, 
daß diese Ordnung alle einander gegenüberstehenden Gemein­
schaften überragen soll). Und schließlich: Das Widerstandsver­
mögen der Völker gegen die zahlreichen Aggressionen, denen 
sie ausgesetzt sein werden, wird nicht von der Allmacht eines 
Sicherheitsstaats oder von der Unterordnung unter eine autori­
täre Ideologie abhängen, sondern vielmehr von dem Zusammen­
halt und der Kreativität der Tausende von Gemeinschaften an 
der Basis, aus denen er sich zusammensetzt.

Überhaupt kündigt der Untergang des westlichen Universa­
lismus eine Wandlung in der Vorstellung von Identität und vom 
Bewußtsein seiner selbst an. Die meisten Stämme und Naturvöl­
ker nannten sich selber >die Menschern und gaben damit zu ver­
stehen, daß sie sich als einzige Vertreter ihrer Art betrachteten. 
Ein Römer und ein Chinese, ein Russe und ein Inka konnten zur 
selben Zeit leben und nichts vom anderen wissen, angefangen 
bei der Tatsache, daß es ihn überhaupt gibt. Seitdem der Westen 
die maßlose Aufgabe in Angriff genommen hat, die Welt sich 
selbst ganz und gar gegenwärtig zu machen, kann man natürlich 
nicht mehr so tun, >als obc als ob die anderen nicht existieren 
würden, als ob sich die Geschichte nicht abgespielt hätte, als ob 
die Information uns keine neue Sichtweise des Planeten vermit­
telte. Nun existiert Identität nicht ohne die Andersheit, die sie 
widerspiegelt; die Sinn-Räume entstehen nicht ohne die Begeg­
nung der Unterschiede, die jene überhaupt erst hervorbringt. Des­
halb besteht kein Widerspruch zwischen der Globalisierung und 
der Tribalisierung, zwischen dem Allgemeinen und dem Beson­
deren: Es sind die beiden Seiten ein und derselben Medaille, die 
beiden Erscheinungsformen ein und derselben Begebenheit. John 
G ray8 unterstreicht in diesem Zusammenhang: »Indem die Glo­
balisierung geographisch voneinander getrennten Mitgliedern 
verschiedener Kulturen ermöglicht, mittels der neuen Kommu-
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nikationsmittel interaktiv zu sein, regt sie dazu an, die kulturel­
len Unterschiede zum Ausdruck zu bringen und zu vertiefen.«

Mit dem Universalismus zu brechen heißt dann, die Ansicht zu 
vertreten, daß das Universale nur in der Vielfalt seiner Äußerun­
gen und Ausdrucksweisen seinen Wert hat. Es heißt auch, gegen 
jede Form der sanften Vereinheitlichung oder der gewaltsamen 
Ausrottung der Identitäten zu kämpfen. In diesem Zusammen­
hang sollte man sich auf den eigentlichen Inhalt einigen, den man 
der Kultur geben will. Denn die zutage tretenden Identitäten, auf 
die H untington Bezug nimmt, sind sehr oft zweitklassige Identi­
täten. Der muslimische Neo-Fundamentalismus ist eine verarmte 
Karikatur des Islams, die vor allem Menschen anspricht, die jegli­
ches Erbe, jeglichen Bezugspunkt oder jegliche Würde verloren 
haben. Der hinduistische Nationalismus, das wird allzu oft ver­
gessen, strebt nach der Abschaffung des traditionellen Kastensy­
stems und wendet sich vor allem an einen neureichen Mittelstand, 
dem er -  als Gegenleistung für einen vorderen Platz Indiens in der 
Weltrangliste und eine Rückeroberung gegen den Islam -  die Preis­
gabe der ihm verbliebenen Formen von Zugehörigkeit zugunsten 
eines simplifizierten Hinduismus anträgt . Der Diskurs über die 
sogenannten asiatischen Werte verdeckt eine ähnliche Armut: 
Abgesehen davon, daß die Fügsamkeit gegenüber der Obrigkeit, 
der Vorrang der Gemeinschaft vor dem Einzelnen und der Sinn 
für die Abkunft eigentlich nichts spezifisch Asiatisches an sich ha­
ben, können diese Parolen durchaus einem kapitalistischen Pro­
jekt dienen, das ganz Asien in eine klimatisierte Hölle verwandeln 
würde -  ähnlich wie bereits heute Singapur, wo wie durch Zufall 
der Diskurs über die asiatischen Werte entstanden ist.

Wenn man die amerikanische Definition von Kultur übernimmt, 
nämlich als ein Konsumprodukt für mittelmäßige Intelligenzen, ver­
kümmerte Sensibilitäten und angepaßte Mentalitäten, dann droht die 
multipolare Welt zu einer bloßen Aneinanderreihung von produkti­
ven Kleinrobotern zu werden, die auf den gleichen PC-Tastaturen 
herumklimpern und in den gleichen Glas- und Betonkäfigen einge­
schlossen sind, die aber augenzwinkernd erklären, daß sie nach hie­
sigem Geschmack gewürzte Hamburger essen und noch ihrer Reli­
gion huldigen, bevor sie in der Börse spielen gehen.
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Im Grunde ist die Modernisierung selbst nicht neutral, wenn 
sie sich auch nicht mit der Verwestlichung deckt, wie H untington 
schreibt. Die Moderne, die praktisch gesehen als dreifache Vor­
herrschaft des Marktes, der Technik und des Showgeschäfts defi­
niert werden kann, erzeugt überall die gleichen Wirkungen: Sie 
reißt die Menschen aus ihrer Lebenswelt heraus, sie entwertet die 
unproduktiven oder irrationalen Formen der Zugehörigkeit, sie 
reduziert die Kultur des Volkes und die Kultur der Eliten auf eine 
Kultur des Konsums mit Symbolen, die sofort von der großen 
Masse wahrgenommen werden können. Kurzum, sie zielt darauf 
ab, überall den gleichen Durchschnittsmenschen zu erzeugen, den 
gleichen Konsument-Produzent-Zuschauer. Dieser qualitative Ver­
fall ist jedoch nicht unvermeidlich: Er macht ganz einfach Wei­
chenstellungen notwendig, die die jetzigen Maßgaben von Pro­
duktivität, Rentabilität, Mobilität und Effizienz denen der Vielfalt, 
der Solidarität, der Souveränität und der Lebensqualität unter­
werfen. Doch solche Weichenstellungen sind vor allem politischer 
Natur, und man sollte sich klar von einem Diskurs distanzieren, 
der das Ende der Ideologien in das Pseudo-Wiederaufleben der 
Kultur verpackt. Ein solcher Diskurs könnte dazu führen, die neo­
liberale Welt zu akzeptieren, wie sie ist, vorausgesetzt, man über­
tüncht sie mit etwas Lokalkolorit. Denn dies ist möglicherweise 
der eigentliche Krieg von morgen: nicht der Krieg, in dem die Ge­
meinschaften, Nationen und Kulturen aufeinandertreffen werden, 
sondern der Krieg, der alle diese Identitäten der globalen Mega­
maschine, die sie unterwerfen will, entgegenstellen wird.

1 Francis F ukuyama, Das Ende der Geschichte, München 1992
2 Samuel P. H untington, Kampf der Kulturen, München 1996.
3 Jean Raspail, Das Heerlager der Heiligen, Tübingen 1985.
4 Bertrand Badie, Souveränität und Verantzuortung, Hamburg 2002
5 Benjamin R. Barber, Coca-Copla und heiliger Krieg, München 2001
6 Das war der Fall bei der russischen Revolution mit dem Sieg der 

Bolschewiken gegen die Menschewiken; in der Französischen Revolu­
tion von 1789 hatten sich die radikalen Jakobiner gegen die gemäßig­
ten Girondisten ebenso durchgesetzt.

7 H untington, Kampf der Kulturen, aaO., S. 503
8 John G ray, The Failure of Political Islam.
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_______ Im Spiegel des Terrors
Überden ernsthaften und den weniger ernsthaften Antiamerikanismus

W in fried  K n o r zer

Am 11. September hat sich die Welt verändert. Diese Erkenntnis 
ist innerhalb weniger Tage bereits zu einem Gemeinplatz gewor­
den. Es fragt sich allerdings, ob diese Erkenntnis auch wirklich 
im rechten/ nationalen Lager angekommen ist. Trotz des immer 
wieder beschworenen Selbstverständnisses, vom > Verblendungs- 
zusammenhang< der herrschenden Meinung unberührt zu sein 
und über ein realistisches Bild der gegenwärtigen Lage zu verfü­
gen, zeigt es immer wieder angesichts grundlegend neuartiger 
Entwicklungen eine merkwürdige Hilflosigkeit, die sich in nichts 
von der der Herrschenden unterscheidet. Obwohl die Rechte nie 
die Hoffnung auf die Wiedervereinigung Deutschlands aufgege­
ben hatte, verfügte sie im November 1989, als die Mauer tatsäch­
lich fiel, genauso wenig wie alle anderen über ein Rezept, wie 
auf die neue Lage zu reagieren wäre, und namentlich die Repu­
blikaner, die sich gerade im Glanz ihrer ersten Erfolge sonnten, 
versäumten, die Gunst der Stunde zu nutzen, um sich in den neu­
en Ländern eine Basis aufzubauen.

Der Antiamerikanismus

Es dreht sich um die Frage, wie, das heißt in welchem Rahmen 
der Terrorangriff auf die USA zu beurteilen ist. Als allererstes 
muß man von der völligen politischen Bedeutungslosigkeit der 
Rechten ausgehen. Eine sich selbst als politisch verstehende Aus­
sage beispielsweise über eine Befürwortung oder Ablehnung der 
Beteiligung deutscher Truppen an den Gegenschlägen der USA 
ist darum letztlich nichts anderes als eine rein private Meinungs­
äußerung, die auf den politischen Meinungsbildungsprozeß ge­
nauso viel Einfluß hat wie die Auffassung jedes beliebigen Man­
nes von der Straße. Es kann sich also nicht darum handeln, 
Stammtischstrategien zu entwerfen, weil so etwas nur eine selbst-

249



Winfried Knorzer

referentielle und den eigenen Narzißmus befriedigende Politik­
simulation darstellt. Als Rechter muß man sich darüber im kla­
ren sein und akzeptieren, daß man selbst der Sphäre, in der die 
eigentlichen politischen Entscheidungen fallen, nicht angehört. 
Das bedeutet aber keineswegs, auf die Position eines passiven 
Beobachters reduziert zu sein, der unbeteiligt das Geschehen der 
Weltgeschichte an sich vorüberziehen läßt. Vielmehr muß es dar­
um gehen, den Anschlag der Islamisten als eine Prüfung der eige­
nen Position zu verstehen. Im Spiegel des Terrors wird die Ernst­
haftigkeit und Bedeutung der eigenen Position offenbar. Das 
ungeheure Ausmaß des Anschlags auf das World Trade Center 
zwingt einen zu einer Entscheidung. Man muß -  zumindest sich 
selbst gegenüber -  entscheiden, ob man diesen verurteilt oder 
begrüßt. Die von dieser Lage herausgeforderte »anspruchsvolle 
moralische Entscheidung« ist nach Carl Schmitt »der Kern der 
politischen Idee«1 und darum auf einer anderen Ebene als der der 
Haupt- und Staatsaktionen durchaus ein politischer Akt.

Der Antiamerikanismus ist in den vergangenen Jahren inner­
halb des rechten Lagers zu so etwas wie einer lingua franca ge­
worden. Ungeachtet aller sonstiger Differenzen läßt sich so im­
mer wieder ein beruhigender Konsens finden, indem man sich 
gegenseitig versichert, die USA seien von Übel und sowieso an 
allem schuld. In dieser Schuldzuweisung hat man ein bequemes 
Mittel gefunden, die Probleme der Welt auf einen einfachen Nen­
ner zu bringen. Der Antiamerikanismus bietet darüber hinaus 
den unschätzbaren Vorteil, zumindest in diesem Punkt einmal 
an eine weitverbreitete Strömung außerhalb des eigenen Ghettos 
anknüpfen zu können, was über die Trostlosigkeit der hinsicht­
lich aller anderen Themen gegebenen Isolation hinwegzuhelfen 
vermag. Der Antiamerikanismus ist zu einem stets verfügbaren, 
billigen Dietrich geworden, mit dem man meint, alle Rätsel der 
Welt aufschließen zu können. Betrachtet man die Globalisierung, 
so werden als ihr Antrieb Machenschaften amerikanischer Politi­
ker und Wirtschaftskreise beschworen. Die Globalisierung ist aber 
nur ein anderer Name für den unaufhaltsamen Prozeß der Mo­
dernisierung und der Durchsetzung des kapitalistischen Prinzips, 
welche die Welt in einen einheitlichen Wirtschaftsraum verwan-
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dein und damit einhergehend auch die kulturellen und sozialen 
Systeme und Praktiken vereinheitlichen. Indem man diese, vom 
bewußten Willen der Akteure unabhängigen, anonymen und 
systemischen Vorgänge in das mythische Bild des Amerikanis­
mus bannt, verdeckt man sich selbst den Blick auf die Ebene, auf 
der das eigentliche Geschehen sich vollzieht. Die amerikanischen 
Politiker und Wirtschaftskreise mögen den Prozeß der Moderni­
sierung vorantreiben und von ihm profitieren, sie sind aber nicht 
dessen Auslöser und Ursache, sondern nur die bewußtlosen 
Agenten des Weltgeistes, die dessen Strukturprinzip exekutie­
ren.

In einer wirklich politisch-strategischen Perspektive kommt nur 
dies in Betracht: Die USA sind der Garant des Status quo. Ein 
Wiederaufstieg Deutschlands wird erst dann wieder möglich, 
wenn diese tragende Säule des Weltsystems fällt. Erst dann näm­
lich werden einerseits die Karten wieder neu gemischt und ist 
andererseits Deutschland gezwungen, sich auf sich selbst zu be­
sinnen und sich neu zu definieren. Ob allerdings ein »national so 
verlumptes Volk« (Gustav N oske) wie das der heutigen Deut­
schen in der Lage sein wird, eine solche Chance zu ergreifen, ist 
freilich eine andere Frage.

Was aber ist Amerika? Man hat sich allzu bereitwillig daran 
gewöhnt, in Amerika nur das ganz Andere zu sehen, um noch 
erkennen zu können, daß es nur das eigene verzerrte Spiegelbild 
ist. »Der Amerikanismus ist etwas Europäisches.«2In psycholo­
gischer Hinsicht begegnet einem in der Imago des Amerikanis­
mus die abgespaltenen und verleugneten häßlichen Anteile des 
eigenen Selbst. Diese Imago ist die Projektion der dunklen Seite 
des eigenen Selbst. Die USA sind von Europäern gegründet und 
besiedelt worden, wie sollte es da etwas anderes werden können 
als etwas Europäisches? Amerika ist Fleisch vom Fleische Euro­
pas -  der erfolgreiche jüngere Bruder, der in die Fremde gegan­
gen ist und dort sein Glück gemacht hat. Was sich dort entwik- 
kelt hat, mag man als eine W eiterentwicklung, als eine ins 
Monströse vergröberte und vergrößerte Form dessen bezeichnen, 
was in Europa im Kern bereits angelegt war, gerade dadurch aber 
bleibt es im Rahmen der vom Europäischen her vorgezeichneten
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Möglichkeiten. In Europa hat sich diese Potentialität nicht gänz­
lich zur Aktualität entfalten können, weil das Bleigewicht der über 
die Jahrhunderte gewachsenen Traditionen eine autonome Ent­
wicklung des Prinzips der Moderne verhinderte. Unbelastet vom 
Ballast der Tradition und unter Verzicht auf den schönen Schein 
des Lacks hochkultureller Überformung zeigt sich im Amerika­
nismus unverfälscht und in brutaler Offenheit das Wesen der Mo­
derne, das aber im Europa der Renaissance seinen Ursprung hat. 
Amerika also -  das sind wir selbst.

Dieser fatale Satz ist um so wahrer, als er von außen, von sei­
ten des Islamismus, objektiviert wird. Linke und andere Gutmen­
schen, die sich in ihrem Innern gänzlich von allem Deutschen 
distanziert haben, machen bei Auslandsaufenthalten immer wie­
der die für sie unangenehme Entdeckung, daß sie, ob sie es wol­
len oder nicht, primär als Deutsche wahrgenommen werden. 
Unabhängig von der eigenen Selbsteinschätzung werden einem 
also von außen Attribute zugeschrieben, die zusammen ein Per­
sönlichkeitsbild ergeben, mit dem man sich eigentlich nicht iden­
tifizieren kann, mit dem man sich aber unvermeidbar auseinan­
dersetzen muß. Will man sich in der vom Blick des Anderen 
strukturierten Situation zurechtfinden, so wird man dazu genö­
tigt, das einem von außen aufgezwungene Selbstbild zumindest 
in der Planung seines Verhaltens einzukalkulieren. Für die Isla­
misten sind wir alle Teil des verhaßten Westens. Dies gilt auch 
für diejenigen, die sich in ihrer politischen Auffassung als radi­
kale Antiwestler gebärden. Wenn die Auseinandersetzung mit 
den Islamisten eskaliert, so ist zu befürchten, daß während des 
Oktoberfestes, auf der Frankfurter Buchmesse oder in der Fuß­
gängerzone irgendeiner deutschen Stadt eine Bombe explodiert. 
Diese Bombe wird dann auch diejenigen treffen und töten, die 
sich selbst als Antiamerikaner verstehen. Diese zwangsweise Ein­
gruppierung aller Deutschen, ob proamerikanisch oder nicht, in 
die Front des Westens mag man, ungeachtet der brisanten Kon­
sequenzen, noch als etwas Mechanisches (mitgefangen -  mitge­
hangen) und Äußerliches deuten. Auf einer tieferen Ebene ent­
hält aber diese Eingruppierung durchaus eine innere, substantielle 
Wahrheit, eine Wahrheit, die mehr ist als eine bloß strukturbe­
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dingte Funktionszuschreibung. Ein typischer, politisch bewuß­
ter Rechter mag von seinem Antiwestlertum innerlich völlig über­
zeugt sein: Er schätzt die deutsche Kultur und blickt verachtungs­
voll auf die westliche Zivilisation, dem kapitalistischen Egoismus 
und Nützlichkeitsdenken setzt er Dienstethos und Staatsgesin­
nung des Preußentums entgegen, statt Individualismus und 
Selbstverwirklichung strebt er die Verwirklichung einer Volks­
gemeinschaft an, usw. Diese sicherlich durchaus ernstgemeinten 
politischen Auffassungen bilden aber nur einen kleinen Teil sei­
ner Persönlichkeit. Dies gilt auch dann, wenn man berücksich­
tigt, daß solche Auffassungen mehr sind als geistige Wellenbe­
wegungen auf der Oberfläche des Bewußtseins, da sie als eine 
grundlegende Befindlichkeit, als Grundstimmung das Wesen des 
Charakters bestimmen und sogar, wie der Begriff der Haltung in 
seiner doppelten Bedeutung bereits besagt, ins Physiognomisch- 
Körperliche hinabreichen. Dennoch unterscheidet er sich in sei­
ner Ernährungsweise, seiner Arbeit, seinen Freizeitaktivitäten, in 
der Form seiner Liebesbeziehungen und in seinem Eheleben, usw. 
nicht wesentlich von seinen Mitbürgern. Zählt man all die Akti­
vitäten, Praktiken und Einstellungen zusammen, in die seine rech­
te Gesinnung einfließen, so werden in bezug auf die Gesamtsum­
me aller Handlungen und Dispositionen allenfalls zehn Prozent 
von dieser Gesinnung geprägt sein, während der Rest von neun­
zig Prozent vielleicht gleichrangig von einer für alle Menschen 
gültigen Verhaltensbasis und vom Einfluß der umgebenden Kul­
tur, also der westlichen, bestimmt ist.

Was beinhaltet überhaupt der Antiamerikanismus, so wie er 
sich gemeinhin im Westen präsentiert?

Da haben wir zunächst eine grundlegende, universell-strate­
gisch zu nennende Kritik am Verlauf der Modernisierung, die 
mittlerweile in das Stadium der Globalisierung eingetreten ist. 
Wie bereits erwähnt, wird der Prozeß der Modernisierung mit 
dem Amerikanismus gleichgesetzt, der aber nur dessen Avant­
garde und Nutznießer, nicht jedoch seine Ursache ist. Man schlägt 
den Sack und vergißt dabei den Esel, der man aber selbst ist. Die­
se Form des Antiamerikanismus beruht auf einer falschen Denk­
voraussetzung. Man bleibt an der Oberfläche der Phänomene stek-
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ken lind sieht nur das, was einen amerikanischen Anstrich hat. 
Das Wesen der Moderne, welches das eigentliche Problem dar­
stellt, bleibt dabei unbegriffen, weil es vom Bild des Amerikanis­
mus verdeckt wird. Diese modernismuskritische Kritik erblickt 
den eigentlichen Feind nur indirekt, gleichsam schielend an der 
Imago des Amerikanismus vorbei und kann ihn darum auch nicht 
mit voller Wucht treffen. Da sie, Ursache und Wirkung, Phäno­
men und Wirkung verwechselnd, von falschen Voraussetzungen 
ausgeht, arbeitet sich diese Form des Antiamerikanismus am fal­
schen Feind ab. Sie weiß gar nicht, was sie mit dem Amerikanis­
mus eigentlich meint. Sie spielt ein verkehrtes Spiel auf einem fal­
schen Feld und agiert darum  ebenso unsinnig  wie eine 
Fußballmannschaft auf einem Baseballfeld.

Eine andere Form des Antiamerikanismus bewegt sich in ei­
nem eher traditionell politischen Rahmen und prangert Ameri­
kas Weltmachtposition an. Sie wirft den USA vor, sich überall 
einzumischen und überall den eigenen Willen durchzusetzen. 
Nun sind die USA allerdings die einzige Weltmacht, weshalb 
diese Kritik nur besagt, dem Starken vorzuwerfen, stark zu sein, 
dem Löwen anzukreiden, daß er die Gazelle reißt. Es handelt sich 
hierbei um das typische Ressentiment der Schlechtweggekom­
menen. Man mäkelt an einem Zustand der Welt herum, vom dem 
man trotzig verlangt, daß er ein anderer sein solle. Eine solche 
Position würde nur Sinn machen, wenn die reale Möglichkeit 
bestünde, aus der eigenen Stärke heraus und als Vertreter eines 
eigenständigen weltgeschichtlichen Prinzips in Konkurrenz zu 
den USA zu treten. Angesichts der weltpolitischen Ohnmacht 
Deutschlands (oder anderer europäischer Staaten) ist eine solche 
Kritik aber nur das Geraunze eines renitenten Kammerdieners, 
der seinem Herrn den Erfolg nicht gönnt. Schwach, verbittert und 
eingehaust in die eigene Froschperspektive gesteht man sich die 
eigenen Machtgelüste nicht ein, was eine denkbar schlechte Vor­
aussetzung ist, um den Kampf um die Macht tatsächlich aufneh­
men zu können.

Schließlich gibt es noch die kulturkritische Kritik. Hier steht 
nicht die politische Kolonialisierung im Vordergrund, sondern 
die Kolonialisierung der Köpfe. Die Welt wird von Produkten
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der amerikanischen Kulturindustrie überschwemmt: Aus allen 
Radios plärrt amerikanische Popmusik, auf allen Leinwänden 
tummeln sich die Helden Hollywoods, alle tragen Jeans und es­
sen Hamburger. Durch diese allmähliche aber umfassende Infil­
tration verbreiten diese Kulturwaren amerikanischen (Un-)Geist 
und lagern diesen Stück für Stück in den Köpfen ab. Diese Kritik 
ist zweifelsohne berechtigt, nur fragt es sich, wie weit sie trägt. 
Kann ein solch geistig-ästhetisches Unbehagen die Kraft entfal­
ten, um einen echten Kampf gegen die amerikanische Kultur zu 
initiieren? Und muß ein solcher Kampf nicht selbst vor allem ein 
kultureller Kampf sein? Zum einen erfordert dies die Fairneß, da 
man einen schlechten Film am besten durch einen guten kriti­
siert, und nicht indem man den Regisseur erschießt. Zum ande­
ren soll der Kampf gegen die amerikanische Kultur die eigene 
bewahren, und diese kann ihre Existenz eben nur dadurch zei­
gen, daß sie kulturelle Werke erzeugt. Wenn man selbst nichts 
Besseres und Attraktiveres zuwege bringt, dann helfen auch Im­
portverbote und Propaganda nichts, wie beispielsweise das Vor­
dringen westlicher Popkultur in den Ländern des Ostblocks ge­
zeigt hat.

Der Feind

Es galt die Frage zu beantworten, ob Amerika das Objekt einer 
wirklichen Feindschaft sein könne. Dies verlangt eine Entscheidung 
darüber, »ob das Anderssein des Fremden im konkret vorliegen­
den Konfliktfalle die Negation der eigenen Art Existenz bedeutet 
und deshalb abgewehrt oder bekämpft wird, um die eigene, seins­
mäßige Art von Leben zu bewahren«.3 Ist also der Andere, der 
potentielle Feind, so vollständig anders und bewirkt seine Bezie­
hung auf einen selbst eine Verschiebung auf die Seinsweise des 
Anderen, also eine Ver-A(e)nderung, die so unerträglich ist, daß 
sie unter allen Umständen abgewehrt werden muß? Dies näm­
lich ist die eigentlich entscheidende Frage.

Deutschland ist heute in einem derartigen Ausmaß verwest­
licht und amerikanisiert, daß man die USA schlechterdings nicht 
als das Fremde und Andere bezeichnen kann. Die Vorstellung
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einer autonomen Deutschheit, die, um einige typische Schlagwor­
te aufzugreifen, einen dritten Weg zwischen Sozialismus und Ka­
pitalismus, eine Position der Mitte zwischen Ost und West ver­
wirkliche, ist heute nur mehr eine historische Reminiszenz, eine 
blasse Erinnerung an einen früheren Zustand, der aber auch schon 
in seiner Zeit mehr eine ideologische Fiktion darstellte als die 
Beschreibung eines tatsächlichen Sachverhalts. Der als unüber­
brückbar hochstilisierte Gegensatz zwischen Deutschland und 
dem Westen ist großenteils der Kriegspropaganda des Ersten 
Weltkriegs zuzuschreiben. Noch in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts war er so gut wie unbekannt. Es ist mehr als un­
wahrscheinlich, daß innerhalb von vierzig Jahren die Charaktere 
der Franzosen und Engländer einerseits und der Deutschen an­
dererseits sich so weit voneinander fortentwickeln, daß sie etwas 
wesenhaft Unterschiedliches verkörpern. Denn nur ein solch we- 
senhafter Unterschied erzeugt die Spannung, von der sich die 
Energie einer echten Feindschaft nährt. In bezug auf Amerika 
kann von einem solchen Unterschied nicht die Rede sein.

Es gibt einen ernsthaften und einen weniger ernsthaften Anti­
amerikanismus. Das Unmaß des islamistischen Terrorangriffs hat 
den Maßstab für wirklichen Antiamerikanismus gesetzt. »Die Be­
griffe Freund, Feind und Kampf erhalten ihren realen Sinn da­
durch, daß sie insbesondere auf die reale Möglichkeit der physi­
schen Tötung Bezug haben und behalten.«4 Wer wirklich bereit 
sein will, Amerika zu bekämpfen, muß so handeln wie die Isla­
misten, bzw. sich ihnen anschließen. Denn nur vom Boden der 
islamischen Welt aus ergibt sich tatsächlich ein existentieller und 
totaler Gegensatz zum Westen, der eine echte Feindschaft bedingt. 
Der Terror ist nicht die Entartung oder Verfälschung des politi­
schen Kampfes, sondern seine Steigerung bis zur äußersten Kon­
sequenz. In der Bereitschaft, sein Leben aufzuopfern, zeigt sich 
die Ernsthaftigkeit eines politischen Glaubens. An diesem äußer­
sten Punkt extremer Gewalt enthüllt sich die Wahrheit des Poli­
tischen. Der Höhepunkt großer Politik wird dann erreicht, wenn 
der Gegensatz zweier Seinsweisen so fundamental geworden ist, 
daß er im Willen zur absoluten Feindschaft kulminiert. Wenn die­
ser Punkt erreicht ist, büßen im Vergleich dazu alle anderen Ge-
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Die Amerikaner haben sich in der ganzen Welt nicht nur Freunde 
gemacht Nicht wenige werten die jüngsten Ereignisse als >Konsequenz 

der imperialistischen US-Politik<. Die Fotomontage erschien in L'Uomo 
libero, Mailand; Nr. 52, November 2001.

gensätze, die man bis zu diesem Zeitpunkt für bedeutsam hielt, 
ihren bisherigen politischen Charakter ein.

Im Vergleich zur Dimension des 11. September sind all die an­
tiamerikanischen Pamphlete, die mit Ausnahme des Verfassungs­
schutzes sowieso niemand außerhalb des Lagers zur Kenntnis 
nimmt, nur ein machtloser flatus voci. Jetzt in gewohnter Manier 
einfach so weiter zu machen, als sei nichts geschehen, also über­
haupt kein Gespür dafür zu haben, daß sich da was verändert 
hat, nicht die Notwendigkeit zu erkennen, daß man über sich 
selbst nachdenken muß und daß man zu einer Entscheidung auf­
gerufen ist, macht die Fortsetzung der Traktätchenschreiberei zu 
einem verantwortungslosen Spiel und zu sinnlosem Geschwätz.
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Man bewegt sich hier nicht mehr im Feld des Politischen, da man 
nicht bereit ist, über das Wesen des Feindes in einer Anstren­
gung des Geistes, der sich auf die konkrete Lage besinnt, zu re­
flektieren.

Wer an seinen alten Gewohnheiten festhält, ohne zu erkennen, 
daß sich etwas verändert hat, gibt damit seinen Abschied vom 
Politischen kund, denn das Politische heißt, sich auf eine konkre­
te Lage zu beziehen. Wirklicher Antiamerikanismus kann nach 
dem 11. September nur noch bedeuten, den Kampf des Islamis­
mus in irgendeiner Weise zu unterstützen oder selbst zu terrori­
stischen Mitteln zu greifen. Wenn der Antiamerikanismus ernst 
gemeint ist, besteht nämlich jetzt die Chance, Amerika wirklich 
zu treffen. Wer dazu nicht bereit ist, gibt damit zu erkennen, daß 
er entweder zu feige ist, um den Rubikon (oder Acheron) zu über­
schreiten, der in den Untergrund führt, oder daß der Antiameri­
kanismus doch nicht so ernst gemeint war und man Amerika doch 
nicht für den providentiellen Feind hält, den es mit allen Mitteln 
zu bekämpfen gilt.

Durch die Radikalisierung haben sich die Maßstäbe verscho­
ben; wenn der Siedepunkt erreicht ist, wird das, was einstmals 
warm war, nur noch als lau empfunden. Am 11. September hat 
sich auch das Koordinatensystem verändert, das den Stellenwert 
einer antiamerikanischen Haltung bestimmt. Wenn der Kampf 
gegen Amerika nicht zum Willen physischer Tötung voranschrei­
tet, dann handelt es sich bei diesem Kampf nur um einen Kampf 
in Anführungszeichen, um eine geistige Auseinandersetzung, die 
die metaphysischen Grundlagen der erdumspannenden ameri­
kanischen Massenkultur im Modus der Diskussion bestreitet, oder 
um wirtschaftliche Konkurrenz, wobei mit rhetorischen Mitteln 
die Ausbreitung amerikanischer Wirtschaftsmacht unterminiert 
werden soll. Man muß nicht aus Pietät gegenüber den Opfern 
seinen Antiamerikanismus verleugnen, wohl aber muß man dar­
über nachdenken, welchen Stellenwert dieser Antiamerikanismus 
besitzt. Sieht man in Amerika wirklich den Hauptfeind, dann ist 
jetzt die Gelegenheit da, diese Feindschaft in die Tat umzuset­
zen, empfindet man dagegen Amerika nur als lästigen Konkur­
renten oder geschmacklosen Emporkömmling, den man mit
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Worten bekämpft, dann muß man sich eingestehen, daß der An­
tiamerikanismus nicht ganz so ernstgemeint war, wie man dies 
geglaubt hat. Die Islamisten haben den Maßstab gesetzt. Wirkli­
che Feindschaft gegen Amerika kann ab dem 11. September nur 
noch bedeuten: zu wollen, daß Mrs. Jones in einem Flammen­
meer verbrennt, damit es zehn Hamburgerrestaurants auf der 
Welt weniger gibt, und daß Mr. Smith im Rauch erstickt, damit 
zwei Hollywoodfilme weniger gedreht werden.

Die muslimischen Terroristen haben aber nicht nur in quanti­
tativer Hinsicht, im Hinblick auf die Intensität der Gewaltanwen­
dung den Maßstab gesetzt, sondern auch im Hinblick auf die Qua­
lität. Der einzige Antiamerikanismus, der diesen Namen verdient, 
trägt die grüne Fahne. Nur in der Gestalt des Islam kann die west­
liche Welt ernsthaft bedroht werden. Durch die Radikalität sei­
ner Feinderklärung hat der Islamismus die Führung übernom­
men, wodurch jede Form wirklichen Antiamerikanismus in 
dessen Bannkreis gerät. Im Vergleich zu dieser Radikalität sind 
die bisherigen feinsinnigen Diskurse westlicher Antiwestler nur 
konventionelles Spiel. Man hat das Recht, neutral zu sein und zu 
betonen, Amerika und der Islam seien gleichermaßen schreck­
lich. Darm aber darf man nicht mehr behaupten, Amerika sei der 
Hauptfeind, weil mit dem Islam eine gleichrangige Instanz des 
Negativen auf den Plan getreten ist und weil man von einer Posi­
tion der Neutralität aus das Recht verwirkt hat, Feinderklärun­
gen abzugeben. Wenn einen das Ganze anekelt, hat man das Recht 
zu schweigen. Damit verabschiedet man sich freilich aus der Sphä­
re des Politischen. Wer aber aus der Sicherheit der Neutralität 
heraus, die vor einer letzten Entscheidung zurückschreckt, das 
große Wort führen will und die Verfehlungen der beiden Gegner 
aufrechnet und gegeneinander ausspielt, Begründungen ablie­
fert und geschmäcklerisch abwägt, macht aus dem konventio­
nellen Spiel ein verantwortungsloses Geschwätz.

Der wirtschaftlichen Potenz und militärischen Stärke des We­
stens einerseits und der Bedeutungslosigkeit der antiwestlerischen 
Intellektuellen und Splittergruppen andererseits, auf die sowie­
so niemand hört, ist es zuzuschreiben, daß das antiwestlerische 
Räsonnement folgenlos bleibt. Gerade, weil man nicht mit Kon-
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Sequenzen rechnen muß, kann man verbal um so radikaler auf­
trumpfen. Auch wenn die Chancen der Islamisten gering sind, 
besteht jetzt erstmals die Möglichkeit einer Vernichtung der west­
lichen Welt. Der Antiamerikanismus innerhalb des Westens war 
niemals eine ernsthafte Angelegenheit, weil er nicht auf einer fun­
damentalen, existentiellen Andersheit beruhte, weil er nicht den 
Willen zur wirklichen Feindschaft, also zur militärischen Gewalt 
erkennen ließ und weil er keine Alternative besaß, die zum einen 
verwirklichbar erschiene und zum anderen sich grundlegend vom 
bisherigen Zustand unterschied. All dies ist im Rahmen des Is­
lam gegeben. Antiamerikanismus heißt ab dem 11. September: 
Islam. Die Alternative zur westlichen Welt heißt: islamische Le­
bensweise. Darum muß man sich entscheiden: Was ist schlim­
mer -  Coca Cola, Michael Jackson, Oneworld- und Menschen­
rechtsideologie, Cowboymentalität oder fünfmal täglich zu Allah 
beten, Alkoholverbot, verschleierte Frauen, Scharia?

»Der Feind ist unsere Frage als Gestalt [...] Wir erkennen uns, 
indem wir unseren Feind erkennen, und wir bestimmen unse­
ren Feind, indem wir uns selbst bestimmen.«5 Einflußlos und 
ausgegrenzt, wie wir sind, spielen unsere politischen Auffas­
sungen im Hinblick auf den Lauf der Weltgeschichte, aber auch 
auf die Entscheidungsprozesse in Deutschland überhaupt kei­
ne Rolle. Als politische Subjekte sind wir aber gegenüber uns 
selbst zu einer Entscheidung auf gerufen. Im Spiegel des Ter­
rors können wir uns selbst erkennen. Der Anschlag auf Ameri­
ka stellt auch uns in Frage. Er stellt unsere Gewohnheiten in 
Frage, die man kaum Denkgewohnheiten zu nennen vermag, 
weil sie der denkerischen Vertiefung entbehren. Er zwingt uns 
gegenüber uns selbst zu bekennen, ob der Antiamerikanismus 
nicht mehr als eine Redekonvention ist oder Gegenstand einer 
kulturkritischen Diskussion, die uns in unserer Intellektualität 
oder in unserem ästhetischen Geschmack berührt, aber nicht in 
unserem ganzen Wesen existentiell erfaßt, oder ob er doch die 
Kraft zur Entfaltung einer wirklichen Feindschaft mobilisiert. 
Der Einsturz des World Trade Centers hat auch unser Gebäude 
der Selbstgewißheit zum Einsturz gebracht. An die Stelle zur 
Konvention gewordener ideologischer Floskeln muß die Refle-
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xion darüber treten, was das Eigene und das Feindliche ist. Mit 
unübersehbarer Deutlichkeit hat ein neuer Feind die Bühne der 
Weltgeschichte betreten. Ich habe die Befürchtung, daß in unse­
rem Lager niemand so recht versteht, was diese Erscheinung be­
deutet. »Jeder Zwei-Frontenkrieg wirft die Frage auf, wer denn 
nun der wirkliche Feind ist. Ist es nicht ein Zeichen innerer Ge- 
spaltenheit, mehr als einen einzigen wirklichen Feind zu haben? 
Der Feind ist unsere eigene Frage als Gestalt. Wenn die eigene 
Gestalt eindeutig bestimmt ist, woher kommt dann die Doppel­
heit der Feinde?«6

Der Feind bestimmt uns, so wie wir ihn bestimmen. Zumal 
wenn der Feind der Angreifer ist und die Feindschaft erklärt, 
liegt die Aktivität des Bestimmens ganz bei ihm. Für die Islami­
sten gehören auch alle Deutschen zum Lager des Feindes -  zum 
einen bedingt, weil Deutschland Bundesgenosse der USA ist, zum 
anderen, weil die Deutschen Ungläubige sind und sie demselben 
dekadenten und falschen Werte- und Lebenssystem wie die USA 
anhängen. Da spielt es überhaupt keine Rolle, ob man in seinem 
subjektiven Meinen sich für etwas anderes hält, also sich selbst 
für antiamerikanisch. Man bestimmt sich hier nicht selbst, son­
dern wird vom Blick des Feindes bestimmt. Nichts wäre lächerli­
cher und dümmer, als mit seinen letzten Atemzügen trotzig dar­
auf zu beharren, nachdem eine islamistische Bombe in einer 
deutschen Fußgängerzone, die man gerade durchschreitet, ex­
plodiert ist, daß diese Bombe nicht einem selbst gegolten haben 
kann, weil man doch unschuldig, da antiamerikanisch, sei. Des 
weiteren sind all die Kriterien, die eine rechte Einstellung vom 
American way of life unterscheiden, ohne jeden Belang. Im Hin­
blick auf den fundamentalen Unterschied zum Islam sind all die­
se Unterschiede, auf die man sich so viel einbildet, nicht mehr als 
geringe Nuancen.

Im Prinzip ist die Entscheidung bereits gefallen. Der Angrei­
fende gibt sich als der Feind zu erkennen. Als Bewohner des west­
lichen Territoriums sind wir, gleichgültig, was in unseren Köp­
fen vor sich geht und welche Vorbehalte wir geltendmachen 
wollen, von den Islamisten als Feind identifiziert worden. Für 
die Islamisten sind wir die Ungläubigen, die es auszurotten oder
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bestenfalls zu bekehren gilt. Angesichts dieser uns aufgezwun­
genen Bestimmung, die uns in unserer gesamten Existenz erfaßt, 
sind alle sonstigen Differenzen, die uns vom amerikanisch domi­
nierten mainstream unterscheiden und auf die wir bislang so gro­
ßen Wert legten, null und nichtig. Wenn die islamistische Gefahr 
vorüber ist und der Normalzustand zurückkehrt, mag sich das 
alles wieder ändern. Es ist dann aber zu fragen, ob man ein Den­
ken, das nur dem Normalzustand angemessen ist und sich in (be­
rechtigter) Kulturkritik bewährt, wirklich ein politisches Denken 
nennen darf. Worauf es mir ankommt, ist: nicht die Denkscha­
blonen mit Gedanken und Pappkameraden mit dem wirklichen 
Feind zu verwechseln, sondern in der Lage zu sein, den Feind zu 
erkennen und dem Ernstfall gegenüber geistig gerüstet zu sein.

Die Strategien des Diskurses

Jede Tat ist in ihrem So-Sein, in ihrer Singularität zu beurteilen. 
Eine Tyrannei ist eine Tyrannei, und sie wird nicht dadurch zu 
einem politischen Paradies, nur weil die herrschende Meinung 
sie eine Tyrannei nennt. Merke: Nicht alles, was die Herrschen­
den sagen, ist nur deshalb falsch, weil es aus dem Munde der 
Falschen kommt. So wie ein potentieller Bündnispartner dahin­
gehend zu prüfen ist, ob es eine reale Substanz der Gemeinsam­
keit gibt, so ist auch eine Aussage hinsichtlich ihres inneren Wahr­
heitsgehaltes zu bestimmen, und nicht hinsichtlich des Charakters 
oder der sonstigen Auffassungen des Sprechers. Alles andere sind 
nur irrige Syllogismen. Sich permanent in falsche Logik zu ver­
stricken ist aber, zumindest durchschnittliche Intelligenz voraus­
gesetzt, mehr als ein technischer Denkfehler und deutet auf ei­
nen grundsätzlichen Defekt der Denkdisposition hin. Indem man 
prinzipiell eine Gegenposition zur Vorstellungswelt des herr­
schenden Systems einnimmt, läßt man sich das eigene Denken 
vom Feind vorschreiben. Im Modus der prinzipiellen Negation 
bleibt man an ihn gefesselt. Man vertritt stets nur das, was er 
ablehnt, man verurteilt das, was er bejaht. Von dieser negieren­
den Verstrickung muß man sich freimachen. Freimachen heißt, 
wie Jünger darlegt, die Haltung des Anarchen einzunehmen. »Der
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Anarchist ist abhängig -  einmal von seinem unklaren Wollen, 
zweitens von der Macht. Er folgt dem Mächtigen als sein Schat­
ten [...] Der Anarchist ist der Gegenspieler des Monarchen, auf 
dessen Vernichtung er sinnt. Er trifft die Person und sichert die 
Erbfolge. [...] Die positive Entsprechung des Anarchisten ist der 
Anarch. Dieser ist nicht der Gegenspieler des Monarchen, son­
dern der am weitesten von ihm Entfernte.«7

Man macht sich gedanklich vom herrschenden System nicht 
frei, indem man es negiert. Man muß es vollständig ignorieren, 
so tun, als ob es dieses gar nicht gäbe. Geistig souverän ist derje­
nige, der selbst über die eigene Gedankenwelt bestimmt. Man 
muß selbst erkennen, was richtig und falsch ist, ohne darauf zu 
achten, was andere so denken und meinen. Wenn man zu Ende 
gedacht hat, und das Denkergebnis entspricht in diesem Punkt 
zufällig der herrschenden Meinung, so ist dies weder gut noch 
schlecht, sondern nur eine Tatsache, der überhaupt keine Bedeu­
tung zukommt. Erst dann hat man sich völlig vom herrschenden 
System geistig gelöst, wenn das einen umgebende Gerede so 
wenig Einfluß auf die Entwicklung der eigenen Gedanken hat 
wie der Lärm, der von der von der Straße hereindringt, oder der 
Zwitschern der Vögel im Garten.

Der antiamerikanische Diskurs der Rechten ist aber nicht nur 
-  vermittelt über den Modus der Negation -  auf das herrschende 
System bezogen, sondern zeigt auch eine merkwürdige Affinität 
zum Diskurs der Linken. Christoph A lbert berichtet über die An­
fang November stattgefunden Römerberggespräche, in denen 
sich, bis zur Karikatur überspitzt, die Topoi linken mainstreams 
präsentierten. »Den Boden bildet ein romantischer Glauben an 
das Gute im Menschen. Die Guten, das sind die anderen, die Un­
terdrückten, Gedemütigten, Ausgebeuteten. Die Bösen, das sind 
wir selbst. Am innigsten glauben unsere Linksliberalen: Den Ter­
ror haben wir selbst gemacht. Die ungerechte Ordnung der Welt­
wirtschaft schafft seinen Nährboden [...] Amerika benutzt ihn als 
Vorwand, um seine materiellen Interessen zu verfolgen: Öl, Roh­
stoffe, Pipelinerouten, Militärbasen [...] Die Globalisierung und 
damit die Vereinigten Staaten zerstören sinngebende Identitäten 
[...] Die Sanktionen gegen den Irak haben [...] Tod und Elend von
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500 000 Kindern verursacht.«8 Wenn man diese Ansammlung gut­
menschlichen Ressentiments Revue passieren läßt, wird man un­
schwer eine verblüffende Parallele zum aktuellen Diskurs der 
Rechten erkennen. Die Parallele verstärkt sich noch, wenn man 
sich an die Argumentationsfiguren der Globalisierungsdiskussi­
on und der Kritik des NATO-Einsatzes auf dem Balkan erinnert. 
Im Hinblick auf die zentralen weltpolitischen Themenfelder gibt 
es also eine beinahe nahtlose Übereinstimmung zwischen dem 
linken mninstream und der radikalen Rechten. Was ist aber an der 
Rechten noch rechts, wenn sie bis in den Tonfall einzelner For­
mulierungen hinein sich völlig der Linken angleicht?

Diese Argumentationsstruktur ist in doppelter Weise paradox 
-  eine Paradoxie überkreuz. Von seiten der Linken besteht die 
Paradoxie in einem Antiamerikanismus aus dem Geist des Ame­
rikanismus. Die Bolschewisten haben Amerika bewundert und 
in der FoRDschen Fabrik den Archetyp des modernen Produkti­
vismus erblickt. Man hat die 68er die Kinder von M arx und Coca- 
Cola genannt. In der Tat, die Aktionsformen und Themen der 
Studentenrevolte entstammten den USA, amerikanische Popkul­
tur und der ungezwungene American way of life bildeten den 
Hintergrund des damaligen Lebensgefühls. Dem antiamerikani­
schen Protest der Linken haftet dadurch etwas Unechtes an, weil 
er sich gegen die eigenen Grundlagen wendet. Rolf Schneider hebt 
zu Recht hervor: »Verglichen mit solcher von zähneknirschen­
der Ehrfurcht grundierten Haltung, war und ist der Antiameri­
kanismus des Rechtskonservativismus elementar. Sie empfinden 
die US-Zivilisation als flach, banal und wesensfremd. Sie halten 
auf die eigene autochthone Kultur. Die sehen sie durch Comic 
und Coca-Cola gefährdet, sie hassen die Trivialität und Ober­
flächlichkeit amerikanischer Popkultur, der gegenüber sie sich 
in einem Verhältnis aus intellektueller Überlegenheit und stolzer 
Ohnmacht wissen.«9

Der antiamerikanische Affekt der Rechten ist in sich stimmig 
und von seinen Voraussetzungen her gerechtfertigt, da der Ein­
bruch des Amerikanismus tatsächlich sowohl das Qualitätsniveau 
der eigenen Hochkultur nivelliert als auch die gewachsene Sub­
stanz der Gesamtheit aus Sitten, Gebräuchen und volkskulturel-

264



Im Spiegel des Terrors

len Praktiken, also die kulturell verfaßte nationale Identität, un­
terminiert. Der Rekurs auf die elitäre Hochkultur und das völ­
kisch Eigene paßt nahtlos in den Hintergrund rechter Denktradi­
tion; er eignet sich aber nicht als Argumentationsfigur für die 
Linke, da er nicht deren Tradition entspricht.

Auf der anderen Seite kopiert nun die Rechte bis in Nuancen 
hinein die Versatzstücke linken Empörungsdiskurses: Man er­
klärt sich zum selbstlosen Anwalt unterdrückter Völker, macht 
in Pazifismus, beklagt die Sinnlosigkeit und Grausamkeit des 
Krieges, ruft zu Fahnenflucht auf, man übt sich im moralischen 
Tremolieren, ereifert sich über die Kälte der globalisierten kapi­
talistischen Wirtschaft, usw. Während die sich aus verschiede­
nen Motiven speisende antikapitalistische Tendenz der Rechten 
von Anfang an innewohnt, ist der Pazifismus neu. Diese Neue­
rung ist allerdings ebenso überflüssig wie unglaubwürdig. Seit 
Jahren erhobene Standardforderungen wie Austritt aus der NATO 
und Ausweisung amerikanischer Truppen, die einer Wiederher­
stellung deutscher Souveränität dienen sollen, können als durch­
aus diskussionswürdig gelten. Kritisch eingewandt werden muß 
aber einerseits, was solche Maßnahmen bringen sollen, solange 
es in Deutschland keine wahrhaft nationale Regierung gibt, die 
eine solche wiedergewonnene Eigenständigkeit auch auszunut­
zen vermag.

Zum anderen drängt sich einem die Befürchtung auf, daß man 
Souveränität mit Isolation verwechselt und den aus Überheblich­
keit und diplomatischer Unfähigkeit gepflasterten Weg des wil­
helminischen Reiches in die Selbstisolation wiederholt. So berech­
tigt diese Forderungen an sich sein mögen, so deplaziert sind sie 
in der jetzigen Lage. Wer jetzt aus der NATO austritt, wo es ernst 
wird, vermittelt nicht so sehr den Eindruck antiwestlerischer Ent­
schlossenheit als vielmehr den Eindruck banaler Feigheit. Dar­
über hinaus gebieten auch Takt und ein elementares Gefühl für 
Anstand es nicht, den Bundesgenossen, so ungeliebt er auch sein 
mag, in der Stunde der Not allein zu lassen. Nachdem man seine 
Pflicht getan hat und der Krieg gegen den Islamismus beendet 
ist, kann man mit viel größerem Recht Lebewohl sagen. Ich möch­
te ein Beispiel aus dem privaten Bereich anführen. Ein Paar hat
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sich auseinander gelebt, der Mann denkt an Trennung. Da wird 
seine Freundin schwer krank. Unanständig wäre es, ihr ausge­
rechnet am Krankenbett zu eröffnen, daß er ab sofort eigene Wege 
gehen möchte, während es ein ehrenhaftes Verhalten ist, entge­
gen der Neigung, allein der Pflicht folgend, ihr so lange beizu­
stehen, bis sie wieder gesund ist. Das ist der moralische Aspekt 
dieser Lage. Ihm gesellt sich ein rein rechtlicher hinzu. Die Bun­
desrepublik ist Mitglied der NATO. Die NATO befindet sich im 
Krieg mit den Terroristen. Ein Aufruf zum Austritt aus der NATO 
ist Aufruf zum Landesverrat, rechts-pazifistische oder neutrali­
stische Kundgebungen, wenn deutsche Soldaten am Feind ste­
hen, wären der Dolchstoß in den Rücken der kämpfenden Trup­
pe. Solche Verlautbarungen sind um so merkwürdiger und 
inkonsequenter, als sie von denjenigen stammen, die ansonsten 
soldatische Tugenden hochhalten. Man kann nicht auf der einen 
Seite Bestrebungen, die Wehrmachtsdeserteure zu rehabilitieren, 
verurteilen und auf der anderen Seite, Bundeswehrsoldaten, die 
auf den Balkan geschickt werden, zur Fahnenflucht aufrufen. Ein 
Soldat ist zum Gehorsam gegenüber seinem Dienstherrn, gleich­
gültig, ob man ihn mag oder nicht, verpflichtet. Befehlsverwei­
gerung kann überhaupt nur dann in Betracht kommen, wenn ein 
Befehl in offensichtlicher und massiver Weise gegen Recht und 
Sittlichkeit verstößt.

Die diesen Einstellungen zugrunde liegende Geisteshaltung ist 
nicht, wie man sich gern einbildet, das Gegenteil der herrschen­
den, sondern ihr genaues Ebenbild. Es tritt die bekannte Selbst­
ermächtigung des subjektiven Räsonnements zutage, das die Ob­
jektivität gegebener sittlicher Mächte wie (in diesem Falle) Staat, 
Pflicht und Befehl vernichtet. In gewisser Weise ist diese Hal­
tung noch schlimmer als bei den üblichen Verdächtigen (Linke, 
Liberale, Pazifisten, usw.), da diese wenigstens von vornherein 
und grundsätzlich erklären, die Innerlichkeit des Gewissens, bzw. 
die utilitaristischen und familiären Tugenden höher zu schätzen 
als den Ethos der politischen Tugenden (vgl. G ehlen, Moral und 
Hypermoral), was wenigstens eine klare Sache ist, während die 
rechten Kriegskritiker sich Vorbehalten, einmal für den Krieg und 
dann wieder dagegen zu sein. Sie unterstellen damit diese ganze
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Sphäre der Beliebigkeit subjektiven Meinens und erheben dadurch 
die eigene Subjektivität zum absoluten Maßstab. Man wahrt so 
»seine innere, geniale Freiheit, die darin besteht, keine Möglich­
keit aufzugeben«. (Carl Schmitt, Politische Romantik, S. 105) Man 
rechnet es sich als Ausweis überlegener Geistesgröße an, jegliche 
Entscheidung sich vorzubehalten und jegliche Objektivität als 
nicht-verpflichtend zu betrachten. Der Geist, der in solchen Köp­
fen weht, ist allerdings nicht der eines wahrhaft politischen Den­
kens, sondern nur der einer ins Propagandistische abgesunke­
nen politischen Romantik.

Wie ich schon des öfteren angedeutet habe, teilt die Rechte weit­
aus mehr, als ihr bewußt ist und bewußt werden darf, die geisti­
gen Grundlagen des herrschenden Systems. Sie teilt mit ihm die 
Abneigung gegen große Politik, bei der es um hohe Einsätze geht, 
die Vorliebe für das weltgeschichtliche Abseits, in dem man be­
quem und gemütlich seinen Utopien, Ressentiments und Ritua­
len nachgehen darf, ohne von einem Ernstfall gestört zu werden, 
der einen zur Ernsthaftigkeit und zur Entscheidung zwingen 
könnte. Kommt nun doch einmal die Weltpolitik in Form des 
Ernstfalls auf einen zu, so überbieten sich Rechte wie Linke dar­
in, auszurufen: »Damit will ich nichts zu schaffen haben!« Von 
einer Rechten also, die sich wie die Etablierten so sehr an den 
Zustand ewigen Friedens gewöhnt hat, daß sie unter keinen 
Umständen bereit ist, ihr schwarz-weiß-rotes Schrebergartenidyll 
zu verlassen, kann man nichts und vor allem nichts Großes er­
warten.

In besonderer Weise stört mich, die permanente Weigerung 
zu denken. Was auch immer passiert, stets werden gebetsmüh- 
lenhaft dieselben alten Floskeln zum besten gegeben. Einer 
schreibt vom anderen ab, ohne irgend etwas zu prüfen, wer am 
schnellsten schreit, also am kürzesten gedacht hat, gibt allen an­
deren die Richtung vor. Weil man vom wirklichen politischen 
Geschehen so völlig abgeschnitten ist, muß man seine Theorien 
(oder eher, was man eben so für Theorie hält) nicht an der Wirk­
lichkeit überprüfen. Darum wird das Untaugliche nicht selek­
tiert und kann ungestört weiterwuchern. Im Laufe der Zeit bil­
det sich so ein völlig realitätsuntaugliches Biotop mit schillernden
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und manchmal bösartigen Sumpfblüten heraus. In diesem abge­
schiedenen System werden Aussagen nicht im Hinblick auf ihre 
Übereinstimmung mit der Wirklichkeit, sondern vorrangig im 
Hinblick auf ihre Übereinstimmung mit dem systeminternen 
Komment gewertet. Das hat mittelbar zwei Folgen. Zum einen 
wird ein einmal etablierter Glaubenssatz (also die ideologische 
Stellungnahme zu einem bestimmten Thema) perpetuiert und zu 
einer unverrückbaren >Wahrheit< tabuisiert, da man durch das 
>Bekenntnis< zu diesem Glaubenssatz von der Gruppe anerkannt 
wird. Das Bekenntnis wird also durch moralischen und sozialen 
Druck sanktioniert: Wer sich verweigert, gilt als Abweichler oder 
Außenseiter.

Zum anderen bringt ein solcher Mechanismus eine zunehmen­
de Radikalisierung mit sich. Da es in diesem abgeschotteten Sy­
stem keine extern bedingte Selektion gibt (also durch den Bezug 
zur Umwelt), erfolgt sie durch die Beziehung zum internen 
>Hauptmerkmal<. Bei großen Tieren, die keine natürlichen Fein­
de kennen (geringe externe Selektionswirkung), gibt es eine Ten­
denz zur Hypertrophie des paarungsrelevanten Hauptmerkmals. 
Man denke hier etwa an den Säbelzahntiger oder den Riesen­
hirsch. Ein Männchen mit besonders ausgeprägtem Hauptmerk­
mal (Gebiß beim Tiger, Geweih beim Hirsch) hat aufgrund seiner 
gesteigerten Attraktivität eine erhöhte Chance zur Fortpflanzung, 
wodurch sich das Gen für das hypertrophierte Hauptmerkmal 
verbreitet. Allerdings kommt irgendwann einmal der Augenblick, 
wo sich die praktische Untauglichkeit dieses Merkmals als ver­
hängnisvoll erweist und dann in kurzer Zeit die ganze Art ver­
schwindet. In unserem Zusammenhang heißt dies: Wer sich als 
Virtuose des Glaubenssatzes bewährt (dieser entspricht dem 
Hauptmerkmal in der Biologie), hat eine erhöhte Chance auf An­
erkennung durch die Gruppe. Virtuose zu sein, aber bedeutet, die­
sen Glaubenssatz bis zu seinen extremsten Konsequenzen voran­
zutreiben. In abgeschlossenen Gruppen gibt es demnach, vermittelt 
über den Modus der Anerkennung, eine Prämie auf zunehmende 
Radikalisierung.

Hat ein Glaubenssatz sich durchgesetzt, wird er unhinterfragt 
perpetuiert. Alles, was >angesagt< ist, was in der jeweiligen Sze-
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ne als >in< und >chic< gilt, wird fraglos akzeptiert. Auf seiten der 
Linken solidarisierte man sich grundsätzlich und automatisch mit 
jeder Befreiungsbewegung, ohne zu prüfen, ob denn tatsächlich 
jede dieser Bewegungen Solidarität verdiente. Unter den vielen 
Dutzenden, die man da unterstützte, gab es auf jeden Fall etliche 
darunter, die nur national, völkisch oder radikalreligiös, aber eben 
nicht marxistisch ausgerichtet waren. Ein weiteres, noch prägnan­
teres Beispiel: Warum um alles in der Welt sollte man sich als 
linker Mann ausgerechnet für die Frauenbewegung engagieren, 
da ein solches Engagement ja die eigene Position untergräbt? Der 
Widersinn eines derart selbstmörderischen Altruismus löst sich 
aber auf, wenn man daran denkt, daß Frauenemanzipation ein 
positiv besetzter Topos in der Szene ist, wodurch in der Art eines 
PAWLOwschen Reflexes ein Solidarisierungsautomatismus ausge­
löst wird. Auf diesem niedrigen Niveau instinktgesteuerter Me­
chanismen bewegt sich leider zumeist auch die Diskussion in­
nerhalb der Rechten. Fällt irgendwo die Vokabel >Amerika<, wird 
automatisch der Reflex des Antiamerikanismus ausgelöst, ohne 
zu überlegen, ob in dem konkreten Fall die generelle Haltung 
des Antiamerikanismus etwas bringt.

Rechten wie Linken kann keine originäre Sympathie für den 
Islamismus unterstellt werden. Der radikale Islam entspricht we­
der linken noch rechten Vorstellungen. Die Linken stößt seine 
mittelalterliche Erscheinungsweise ab, die totale Erfassung des 
Lebens durch die Religion, die Unterdrückung der Frau, für die 
Rechte ist er Ausdruck eines fremden Kulturkreises; seine anti­
nationale, universalistische Ausrichtung ist ihr zuwider. Es gibt 
also keinen Anknüpfungspunkt für eine echte, durch eine sub­
stantielle Gemeinsamkeit getragene Solidarität. Vielmehr dient 
der islamische Orient als Vorwand und Projektionsfläche, um das 
eigene Unbehagen an der westlichen Moderne in einer neuen und 
aktuellen Variante zu versinnbildlichen. Man projiziert die eige­
ne Kritik am Westen auf den Islam und behauptet, die eigenen 
Probleme seien die des Islam. Man ergreift die günstige Gelegen­
heit, die bei westlichen Intellektuellen modisch gewordenen The­
men wie Antiglobalisierungsdiskurs, Pazifismus, Kulturrelativis­
mus, usw. an den Mann zu bringen. Kurz, überblickt man die
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Stellungnahmen der vergangenen Monate, so kann man sehr viel 
über die mentale Befindlichkeit westlicher Intellektueller lernen, 
aber nur sehr wenig über den Ursprung der außergewöhnlich 
gewalttätigen und daher erklärungsbedürftigen Aggressivität der 
Al Qaida-Bewegung.

Der Islamismus ist also nicht das bewunderungswürdige, iden­
tifikationsheischende Vorbild antiglobalistischen Kampfes. Mehr 
als ein verworren und abstrakt formuliertes >Verständnis< ist dar­
um auch gemeinhin nicht zu erkennen. Entscheidender als die 
positive Zielrichtung ist aber die Frage, wogegen sich der Dis­
kurs des 11. Septembers wendet. Als Antwort drängt sich sofort 
der Antiamerikanismus auf. In der Tat wurden sehr entschlos­
sen alle Geschütze aus dem Zeughaus des antiamerikanischen 
Ressentiments in Stellung gebracht. Sieht man einmal von ganz 
radikalen Stellungnahmen ab, die den WTC-Anschlag als ver­
diente Quittung für den amerikanischen Imperialismus werte­
ten, so scheint man sich in Intellektuellenkreisen rasch als 
Standardglaubensbekenntnis auf die bewährte Formel »Kriege 
können Probleme nicht lösen« geeinigt zu haben. Sieht man ein­
mal davon ab, daß diese Formel generell äußerst fragwürdig ist, 
so ist sie in dem gegebenen Fall schlichtweg imsinnig. Durch den 
Anschlag wurde der Krieg bereits eröffnet, es hat also gar keine 
Chance bestanden, einen Krieg durch friedliche Mittel zu ver­
hindern. Die Alternative wäre nur gewesen, zahlreiche weitere 
Terrorakte, die, wie man mittlerweile weiß, geplant waren, in der 
vagen Hoffnung hinzunehmen, durch jahrelange diplomatische 
Bemühungen den Nährboden des Terrorismus auszutrocknen.

Die Beileidsbekundungen für die Opfer des Attentats waren 
sicherlich zumeist durchaus ernst gemeint. Die Solidarität ver­
flüchtigte sich aber, sobald ersichtlich wurde, daß der angegriffe­
ne Staat, die USA, zurückzuschlagen gedenke. Diese Argumen­
tationsfigur ist überaus typisch für die Haltung der Intellektuellen. 
Sie konnte in jüngster Vergangenheit während der einzelnen Bal­
kankriege beobachtet werden. Man solidarisiert sich mit einem 
wehrlosen Opfer, entzieht aber diese Solidarität sofort, wenn das 
Opfer sich erdreistet, sein Schicksal in die eigene Hand zu neh­
men, indem es mit dieser Hand eine Waffe ergreift. Dieser eigen­
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artige Tops wird durch die soziale Stellung des Intellektuellen 
bedingt. In traditionellen Gesellschaften waren die Priester die 
geistigen Führer ihrer Gemeinschaft (Schamanen, Medizinmän­
ner, Tempelpriester in Ägypten und Babylon, usw.) Der Arche­
typus des antiken Priesters ist das uneingestandene Vorbild al­
len intellektuellen Machtstrebens. Als P lato mit seinem Plädoyer 
für einen Philosophenkönig diesen Zusammenhang erstmals be­
grifflich-rational erfaßte, war dieses goldene Zeitalter aber be­
reits vergangen und er gezwungen, als freischaffender Intellek­
tueller sich auf dem damaligen Kulturmarkt zu behaupten. In 
der Blütezeit des Bürgertums (von etwa 1750 bis 1914) wirkten 
Philosophen, Wissenschaftler und Künstler als Sprachrohr bür­
gerlicher Weitsicht. Sie hatten damals eine führende Stellung inne. 
Mit dem sich beschleunigenden Bedeutungsverfall des kulturel­
len Feldes nach dem Zweiten Weltkrieg wurden die Intellektuel­
len aber endgültig aus dem Zentrum des gesellschaftlichen Selbst­
verständnisses verdrängt. Da man in Politik und Wirtschaft die 
Welt direkt beeinflussen konnte, war man nicht länger auf die 
surrogathafte Gratifikation durch die Kultur angewiesen. Kultu­
relle Praxis wurde ins Sammelsurium beliebiger Freizeitaktivitä­
ten oder ins Ghetto des um sich selbst kreisenden akademischen 
Betriebs abgedrängt. Der Gegensatz zwischen dem Anspruch auf 
geistig begründete Führung und der marginalisierten gesellschaft­
lichen Position bestimmt die grundlegende Disposition intellek­
tueller Weltorientierung. Da man selbst vom Zugang zu den Trau­
ben der Macht abgeschnitten ist, verteufelt man diese als sauer. 
Der Intellektuelle verurteilt die Macht, weil er die Hoffnung auf­
gegeben hat, jemals sie selbst ausüben zu können, obwohl er es 
so gern täte.

Das ungebrochene Verhältnis der Amerikaner zur Macht, ihre 
geradezu schamlose Ungezwungenheit, sich der ihnen zur Ver­
fügung stehenden Machtmittel zu bedienen, muß dem Intellek­
tuellen besonders empörend erscheinen. Im rot-grünen Milieu, 
das ja in besonderer Weise durch die Vorherrschaft zweit- und 
drittrangiger Intellektueller (Lehrer!) bestimmt ist, läßt sich die­
se ambivalente Beziehung zur Macht in bemerkenswerter Deut­
lichkeit beobachten. Je näher die Position des jeweiligen Politi-
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kers zum Zentrum der Macht liegt, desto positiver fällt seine Stel­
lungnahme zur amerikanischen Afghanistan-Strategie aus. Mit 
anderen Worten: Die Führungsriege ist für den Kriegseinsatz, die 
Hinterbänkler sind dagegen. Anhand dieses Schemas läßt sich 
mit ziemlicher Sicherheit die Machtstellung jedes rotgrünen Po­
litikers bestimmen. Wer selbst am Spiel der Macht teilnimmt, hat 
sich mit ihr ausgesöhnt und muß nicht mehr von außen neidvoll 
auf sie blicken wie ein Hungernder auf die Auslagen eines Deli­
katessengeschäftes.

Was ist eigentlich genau das, was Amerika so hassenswert 
macht? Es kann letztlich nicht die Globalisierung sein, die ja nichts 
anderes als die zeitgenössische Erscheinungsform des Kapitalis­
mus, der bekanntlich sich nicht auf die USA beschränkt, sondern 
sich dort nur in seiner reinsten Ausprägung manifestiert. Wenn 
man die Globalisierung schon an einer konkreten Gestalt festma- 
chen will, so bieten sich Institutionen wie die Welthandelsorga­
nisation, die Weltbank oder die großen multinationalen Konzer­
ne an, die es aber genauso in Deutschland und Japan gibt. Um 
diese Frage zu beantworten, möchte ich zu einem mythischen 
Bild greifen. Amerika erscheint als ein geistloser Moloch, der blind 
und rücksichtslos durch die Welt trampelt und die Lebenswei­
sen anderer Völker allein durch seine schiere Schwere erdrückt. 
Im Gegensatz dazu wirkt der Intellektuelle wie ein geistreicher 
Zwerg. Amerika ist für den Intellektuellen der providentielle Feind 
-  beide Seiten verhalten sich zueinander wie die Machtlosigkeit 
zur Macht. Angesichts der vollkommenen, in sich ruhenden 
Macht Amerikas wird man sich der eigenen Ohnmacht bewußt. 
Im Gegenbild Amerikas haßt man die eigene Machtlosigkeit.

Was wirft man nun den USA im konkreten Falle vor? Man 
wirft ihnen vor, daß sie nun tatsächlich Krieg führen, was aber 
nichts anderes heißt, als daß sie ihre Macht auch gebrauchen. Was 
soll daran erstaunlich sein, da es zum Wesen des Mächtigen ge­
hört, mächtig zu sein?

»Daß die Lämmer den großen Raubvögeln gram sind, das be­
fremdet nicht: nur hegt darin kein Grund, den Raubvögeln zu 
verärgern, daß sie kleine Lämmer holen. [...] Von der Stärke ver­
langen, daß sie sich nicht als Stärke äußere, daß sie nicht ein Über-
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wältigen-Wollen [...], ein Durst nach Feinden und Widerständen 
und Triumphen sei, ist gerade so widersinnig als von der Schwä­
che verlangen, daß sie sich als Stärke äußere.«10

Wenn die indische Publizistin Suzanna Arundhati Roy, die da­
durch bekannt wurde, daß sie als eine der ersten die Fanfare in­
tellektuellen Ressentiments in das vom fassungslosen Entsetzen 
geprägte Schweigen unmittelbar nach dem 11. September erschal­
len ließ, fordert: »Gerade jetzt brauchen wie unbedingt Weisheit. 
Keine Waffen, keine Cowboys«11, so wird in diesen kurzen Sät­
zen die typische Methode intellektueller Machtstrategie überaus 
deutlich. Der Starke soll von den Quellen seiner Kraft abgeschnit­
ten werden, zu einem Verzicht auf seine Stärke und seine Macht­
mittel überredet werden (Waffen, Cowboy-Mentalität), um im 
Gegenzug die für Intellektuelle charakteristische Machtform, die 
Weisheit, als die einzig legitime durchzusetzen.

Eine Frage der Ehre

Diese Ausführungen sind bislang nur eine Fußnote zu N ietzsche, 
eine Anwendung seines genealogischen Verfahrens. Wir müssen 
jetzt aber fragen, was dies alles für die Rechte bedeutet. Wenn 
man sich nicht darauf beschränkt, die schon arg zerkratzte Schall­
platte des generellen Antiamerikanismus ein weiteres Mal abspie­
len zu lassen, so wird ein reichlich unappetitlicher Hang zur 
knechtischen, hämischen Schadenfreude offenbar. Ja, es ist wahr, 
daß die USA Deutschland Schlimmes angetan haben: Dresden, 
Zerstückelung des Reiches, Umerziehung, Korrumpierung durch 
den American way of life. Ist es aber ein Zeichen wiedergewon­
nener Souveränität, einen Haufen fanatischer Araber als Rächer 
des Reiches zu imaginieren? Die knechtische Gesinnung, die man 
den anderen Deutschen ankreidet, tritt nur in einer anderen Fa­
cette, in der armseligen Schadenfreude zutage. Weil man zu 
schwach ist, den Gegner selbst zu attackieren, freut man sich, 
wenn er in einem Augenblick der Schwäche angetroffen wird und 
wenn ein anderer das Geschäft des Angriffs übernimmt. Da man 
selbst offenbar nicht in der Lage ist, eigene Gedanken zu entwik- 
keln, hängt man sich an den von den Linken bestimmten Dis-
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kurs. Zu mehr als einer parasitären Partizipation am realen Anti­
amerikanismus scheint die Rechte nicht in der Lage zu sein. Rechts 
sein heißt für mich Stolz, Vornehmheit, Wille zur Größe, zur 
Schönheit, zum Eigenen, Wille zur Macht in seiner jasagenden, 
aktiven Form. Dies alles vermisse ich. Statt dessen sehe ich klein­
liche Häme, giftigen Neid und Rachegelüste, Charakterzüge des 
Plebs, der Schlechtweggekommenen und ein schamloses Sich- 
Aufdrängen an das einem Fremde.

Über den eigenen Wert entscheidet auch die Wahl der Freun­
de. Was erblicke ich da? Bundesgenossen vom Schlage Roys, Son- 
tags, Chomskys, Leute also, die in ihrem Land das gleiche tun 
wie unsere G rass, Jens et tutti quanti, nämlich zersetzen, nivellie­
ren, herabwürdigen; und dann gar den Islam, den geschwore­
nen Feind des Abendlands von Anfang an. Wenn es je so etwas 
wie eine europäische Identität gegeben hat, dann tauchte sie auf 
im Gefechtslärm des Kampfes gegen die orientalische Despotie. 
Richard L öwenherz und Prinz Eugen, der Opfergang der Helden 
im Tal von Roncevalles und am Paß der Thermopylen sind un­
vergängliche Zeugnisse europäischer Größe. Sind Bush und Blair 
darum bewunderungswürdige Männer, nur weil auch sie den 
Islam bekämpfen? Nein, das sind sie nicht, aber auch K arl der 
G rosse, der Sachsenschlächter, und Themistokles, ein machthung­
riger Demagoge waren keine gute Menschen. Aber K arl hat die 
Araber geschlagen und Themistokles die bei Salamis siegreiche 
Flotte gebaut. Dies allein zählt. Unser Afghanistan heißt Kreuz­
berg. Im Trubel um den 11. September ist das neue Einwande­
rungsgesetz Schilys, das uns als Deutsche viel mehr betrifft als 
New York, Kabul und alles andere, ziemlich in Vergessenheit 
geraten. Das Vordringen der Türken auf deutschen Boden auf­
zuhalten und die Vorherrschaft der Linken zu bekämpfen, die 
diese Entwicklung befördern, ist unsere wichtigste Aufgabe. Diese 
Aufgabe können wir nicht wahrnehmen, wenn wir weiterhin uns 
als ungebetene Gäste an den Troß des schon längst zum Ge­
schwätz entarteten Intellektuellendiskurses anhängen.

Der Hinweis auf von Amerikanern begangenes Unrecht kann 
den Unrechtscharakter des Anschlags nicht auslöschen. Ein Ver­
brechen ist immer ein Verbrechen, gleichgültig, in welchem Kon-
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text es sich befindet. Es muß als solches geahndet werden. Auch 
ein Verbrechen, das an einem Verbrecher verübt wird, muß von 
den Justizbehörden wie jedes andere behandelt werden. Darum 
sind die Auslassungen zahlreicher Intellektueller bezüglich ame­
rikanischen Unrechts ohne jeden Wert. Was mich an den einschlä­
gigen Stellungnahmen am meisten irritiert, ist die der Tonfall 
merkwürdiger Gefühlskälte, der sich in ihnen zeigt, ganz so, als 
ob hier nicht wirkliche Menschen, sondern nur Worte oder wis­
senschaftliche Thesen in die Waagschale des Geschehens gewor­
fen worden wären. Man agiert so, als ob das ganze schauerliche 
Schauspiel nur dazu ersonnen worden wäre, um die eigene Theo­
rie der Moderne zu exemplifizieren. Man gibt vor, das Ganze 
nur verstehen zu wollen. Aber nicht immer ist Verstehenwollen 
eine angemessene Einstellung. Wenn einer beim Begräbnis der 
Witwe mitteilt, daß ihr Mann sich seinen frühen Tod selbst zuzu­
schreiben habe, da er so viel geraucht habe, muß es sich schon 
gefallen lassen, als unhöflicher Rüpel bezeichnet zu werden. Ver­
stehen kann man vieles, ohne dafür Verständnis haben zu müs­
sen. Ein Psychologe, der in die Abgründe der menschlichen See­
le hinabgetaucht ist, wird auch die Motive eines Jack the Ripper 
verstehen können.

Es muß endlich Schluß sein mit der falschen Solidarität! War­
um bekundet man immer wieder mit den blödesten, gemeinsten, 
grausamsten Tyrannen seine Solidarität, also mit Saddam, M ilo­
sevic, den Taliban, den nordkoreanischen Spätstalinisten, mit Leu­
ten also, deren einziger kümmerlicher Vorzug darin besteht, die 
Amerikaner zu hassen, die ansonsten aber nichts, aber auch gar 
nichts mit uns verbindet? Der Feind meines Feindes ist noch lan­
ge nicht mein Freund. Zu einer Freundschaft bedarf es einer sub­
stantiellen Gemeinsamkeit. Man muß schon auf die Substanz ach­
ten, bevor man anderen politischen Akteuren seine Freundschaft 
anträgt. Gibt es aber bei den oben aufgeführten politischen Ak­
teuren überhaupt so etwas wie eine Substanz? Nein, so etwas 
gibt es nicht -  sondern nur den besinnungslosen Egoismus macht­
hungriger Tyrannen. Sie verkörpern keine Idee, kein weltge­
schichtliches Prinzip, das dem Liberalkapitalismus Amerikas eine 
geistige Alternative entgegenstellen könnte. Die einzige geschicht-
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liehe Leistung, die sie vollbracht haben, besteht darin, ihre Völker 
ins Unglück gestürzt zu haben. Warum also immer wieder die 
lemminghafte Besessenheit, despotischen Regime, die von der 
Weltgeschichte zum Untergang verurteilt sind, sich als Bundes­
genossen anzudienen? Durch eine solche Entscheidung findet 
man sich selbst nur auf der Verliererstraße wieder. Kaum hat man 
die eine Enttäuschung überwunden, richtet man sich wie ein Steh­
aufmännchen wieder auf, um seine Zuneigung dem nächsten 
Idioten zu bekunden. Was soll so eine Haltung bringen? Gesetzt, 
die betreffenden Regimes würden je von der einseitigen Liebe 
des Häufleins romantischer Verehrer erfahren, so könnten sie mit 
der kärglichen Unterstützung durch gelegentlich in Insiderkrei­
sen zirkulierende Pamphlete nichts anfangen, wenn sie diese nicht 
gar aus Gründen der Staatsräson verschmähen.

Im Inland dagegen werden solche Solidaritätsadressen nichts 
als Unverständnis hervorrufen. Um die Massen auf seine Seite 
zu ziehen, muß man Themen ansprechen, die die Massen bewe­
gen und von der veröffentlichten Meinung tabuisiert werden -  
wie etwa die Ausländerfrage. Der Widerspruch zwischen der 
herrschenden Meinung, also der Meinung der Herrschenden, und 
der Meinung des Volkes ist hier eklatant. Diesen Widerspruch 
gilt es zu vertiefen und auszunutzen, um aus dem weitverbreite­
ten unterschwelligen Unbehagen an der Lage der Dinge in unse­
rem Lande in ein echt politisches Bewußtsein umzuwandeln. Man 
darf die schwierige Aufgabe, Zustimmung zur eigenen politischen 
Weitsicht zu erhalten, nicht dadurch noch erschweren, daß man 
die falschen Themen anspricht, Themen, welche die Massen nicht 
interessieren, Vorstellungen vertritt, welche die Massen absto­
ßend finden und die auch in ihrem Wesen nicht zustimmungsfä­
hig sind.

Wie Alain F inkielkraut zu Recht schreibt12, tut man den Terro­
risten zu viel Ehre an, wenn man ihren Anschlag auf das World 
Trade Center als Kamikazeangriff beschreibt, denn die japani­
schen Kamikazepiloten haben sich an geltendes Kriegsrecht ge­
halten. Die Islamisten haben kein leeres Flugzeug entführt, um 
sich damit auf einen Flugzeugträger zu stürzen, sondern sie ha­
ben 2 500 Zivilisten umgebracht. Es gibt jetzt etliche, die dieses
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Massaker mit den amerikanischen Terrorbombardierungen Dres­
dens, Hiroshimas und Vietnams vergleichen und damit entschul­
digen wollen. Aber eines ist so unentschuldbar wie das andere. 
Derartige Aufrechnereien sind immer problematisch. Ein Unter­
schied besteht aber doch. Die amerikanischen Bombardements, 
die in sich selbst natürlich unbedingt als Kriegsverbrechen be­
zeichnet werden müssen, waren immerhin Bestandteil einer an 
sich legitimen Kriegführung. Der Krieg der USA gegen Deutsch­
land, Japan, usw. war als solcher gerecht, so wie selbstverständ­
lich ebenso der Krieg des Reiches gerecht war.

Ich beziehe mich hier unverkennbar auf die christlich-mittel­
alterliche Kriegsrechtslehre, die ich der modernen mit ihrer un­
sinnigen Angriffskriegstheorie, um nur ein Beispiel zu nennen, 
für haushoch überlegen halte. Diese kennt bekanntlich drei Kri­
terien: Legitimität der kriegführenden Parteien (also Staaten mit 
ordentlicher >Verfassung< und keine Tyrannen oder sonstige Pri­
vatleute), Legitimität des Kriegsgrundes (begrenztes Ziel und ein 
zumindest diskussionswürdiger Rechtstitel -  also nicht absolu­
ter Vernichtungswille) und Legitimität der Kriegführung (Ein­
hegung, Ritterlichkeit). Eine Kriegführung, freilich, die sich aus­
schließlich und von vornherein gegen die Zivilbevölkerung wendet 
und dabei gar nicht den Versuch unternimmt, militärische Objek­
te anzugreifen, kann in keiner Weise als etwas Legitimes angese­
hen werden. So wie die Bolschewiken die Bourgeoisie nicht da­
durch vernichten wollten, indem sie die Besitzenden enteigneten, 
wodurch ja ihre Rolle als Bourgeois beseitigt worden wäre, son­
dern indem sie diese physisch töteten, wollen die Islamisten ja 
nicht den falschen Glauben und die falsche Lebensweise des We­
stens beseitigen, sondern die Menschen des Westens ausrotten.

Der Islamismus ist die Wiedergeburt des Totalitarismus! Die­
ser beruht auf drei Säulen: absoluter Vernichtungswille gegen­
über dem Feind, totale Erfassung der Persönlichkeit der in die­
sem System lebenden Menschen, globaler Anspruch, also das 
Bestreben, die eigene Herrschaft über die ganze Welt auszudeh­
nen. Ich erkenne den Feind und weiß, was es bedeutet, wenn 
diese Menschen die Feindschaft erklärt haben. Wenn ich dage­
gen das völlig unangemessene ethnopluralistische Gestammel
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derer höre, die in der Naivität ihres Gutmenschentums von rechts 
behaupten, die Islamisten wollten nur die Selbständigkeit ihrer 
Kultur verteidigen, muß ich mich über so viel ideologieverblen­
dete Realitätsverkennung schon sehr wundern.

Innerhalb der radikalen Rechten gibt es einige Fraktionen, die 
den Anschlag vom 11. September ziemlich unverhohlen, mit 
>klammheimlicher Freude< begrüßen. In erschreckender Weise 
wird hier eine echt totalitäre Gesinnung erkennbar. An den ein­
gesetzten Mitteln zeigt sich auch das Ziel. Den Terroranschlag 
gutzuheißen bedeutet, keinerlei Ehrempfinden zu besitzen. Rechts 
sein heißt aber für mich, sich am Leitstern der Ehre auszurichten. 
Wer nicht in der Lage ist, zwischen Mord und fairem Kampf zu 
unterscheiden, löst alle moralischen Unterscheidungen im dü­
steren Brei universeller Gewalt auf. Wer eine solche Position be­
zieht, hat, nebenbei bemerkt, auch nicht das Recht, den ekelhaf­
ten Satz »Soldaten sind Mörder« zu kritisieren, denn solche Leute 
drehen diesen Satz einfach nur um und sagen: »Mörder sind Sol­
daten«, was genauso schlecht ist. Ob von links oder rechts, bei- 
demale fehlt das Empfinden für den wesenhaften Unterschied 
zwischen Krieg und Mord.

Wer am 11. September die Fernsehbilder von den einstürzen­
den Türmen, von den verzweifelten und flüchtenden Menschen 
gesehen hat, wird unmittelbar von Entsetzen und Mitleid erfüllt. 
Die Reaktion der Intellektuellen besteht aber darin, diese natürli­
chen Regungen zu verdrängen und durch ein abstraktes Inter­
pretationsraster zu neutralisieren. Sie sind nicht in der Lage, die 
grausame Wirklichkeit in ihrem Sosein auf sich einwirken zu las­
sen. Durch den Filter der Theorie wird der gesamte emotionale 
Aspekt ausgeblendet. Man verleugnet das unmittelbar natürli­
che Empfinden, um sich selbst in der Grandiosität eines über sol­
che Niederungen erhabenen theoretischen Bewußtseins genießen 
zu können. Es ist so, wie Schiller bereits sagte: »Die Aufklärung 
des Verstandes [...] zeigt im ganzen so wenig einen veredelnden 
Einfluß auf die Gesinnungen, daß sie vielmehr die Verderbnis 
durch Maximen befestigt.«13 Man wertet um, vertauscht die Po­
sitionen von gut und böse, indem man Verständnis für den Mas­
senmord aufbringt, Mitleid aber als primitiv und den amerikani-

278



Im Spiegel des Terrors

sehen Gegenschlag als verwerflich denunziert. Es gäbe keinen 
Fortschritt der Wissenschaften, würde man nicht bestehende 
Wahrheiten anzweifeln, würde man sich nicht weigern, das Ge­
gebene als einfach gegeben hinzunehmen, und nach Gründen zu 
fragen.

Eine solche Haltung wird aber bedenklich, wenn sie sich ver­
selbständigt und universalisiert, und insbesondere dann, wenn 
sie sich aufs Gebiet des Moralischen begibt. Man zieht auch hier 
sein Selbstbewußtsein aus der Kritik am Bestehenden und dünkt 
sich für groß, wenn man einer eigenen, selbstverständlich >höhe- 
ren< Moral anhängt. Wie Hermann L übbe bemerkt, war »auch den 
Exekutoren politischer Großverbrechen niemals zweifelhaft [...], 
daß ihre Verbrechen nach den einfachsten Regeln konventionel­
ler Moral und gemeinen Rechts eben Verbrechen waren«.14 Aber 
durch den Panzer ihrer ideologisch verhärteten höheren Moral 
dringen die Stimme des Gewissens und das natürliche Empfin­
den nicht mehr durch. Das Übergewicht theoretischer Reflexion 
und das Ausbleiben des Empfindens müssen daher als ernste 
Warnzeichen betrachtet werden. Die Untaten der Moderne, von 
der Guillotine in Paris bis zu den Killing Fields in Kambodscha, 
entstanden nicht im Blutrausch barbarischer Bestien von der Art 
eines Tamerlan, sondern als Ausfluß einer revolutionären, theo­
riegestützten Moral. Die Zivilisation hat den Menschen mit dem 
stabilen Korsett einer verläßlichen Alltagsmoral ausgestattet, die 
Ausbrüche primitiver Brutalität verhindert. Der Mensch der Mo­
derne muß zum Bösen erst überredet werden.

Dieses Korsett traditioneller Sittlichkeit ist aber etwas Künstli­
ches und darum immer auch gefährdet. »Die Bewegungen nach 
dem Verfall zu sind stets natürlich und wahrscheinlich, die Be­
wegungen nach der Größe, dem Anspruchsvollen und Kategori­
schen hin sind stets erzwungen, mühsam und unwahrscheinlich. 
Das Chaos ist ganz im Sinne ältester Mythen vorauszusetzen und 
natürlich, der Kosmos ist göttlich und gefährdet.«15 Das sittliche 
Gerüst wird durch die intellektuellen Sophistereien unterminiert 
und der Widerstand gegen die entropische Tendenz geschwächt. 
Das Moralische versteht sich von selbst. Wenn man das Einfache 
verkompliziert und Problematisches herbeideutet, dann ist dies
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ein untrügliches Zeichen des Verfalls. »Die Jahrhunderte der Ar- 
gumentatoren sind die Jahrhunderte der Sophisten, und die Jahr­
hunderte der Sophisten sind die Jahrhunderte der großen Nie­
dergänge.«16

Die Rechte hat sich auf diese Bahn des Niedergangs nicht erst 
dann verlocken lassen, als sie die Argumente der Gegenseite sich 
zu eigen machte, sondern bereits zu dem Zeitpunkt, als sie ver­
meinte, überhaupt argumentieren zu müssen. Unbewaffnete Zivi­
listen heimtückisch abzuschlachten ist ein Akt der Schande und Unehre. 
Mehr ist dazu nicht zu sagen. Auch wenn die Zeiten des ritterlichen 
Kampfes lange vergangen sind und die Beschwörung seiner Ideale 
nur mehr von nostalgischer Wehmut künden, so wäre es mehr 
als Zynismus, die Niedrigkeit der schlechten Gegenwart zu be­
grüßen. Denn dies hieße, auch noch das Letzte preiszugeben, was 
uns bislang nicht entwunden werden konnte -  unsere Haltung, 
unseren Glauben an Größe und Ehre.
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Eine Antwort auf die Globalisierung
Alain de Benoist eröffnet neue Perspektiven für neue Zeiten

»Das ganze gegen­
wärtige System ist 
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In zwölf überragenden Aufsätzen beschreibt der bekannte französische 
Philosoph und Theoretiker die Transmissionsriemen der Globalisierung 
(unter anderem die Versessenheit auf Produktivität, Wachstum und 

Profit sowie die Rhetorik der Menschenrechte) und deren Folgen: die zu­
nehmende Ohnmacht der Nationalstaaten und Regierungen, die erneute 
Zuspitzung der »sozialen Frage< und die immer größer werdende Verein­
heitlichung der Lebens- und Verhaltensweisen.
Als Gegen-Entwurf zur entgrenzten Weltgesellschaft ohne integrierende 
Gemeinschaften und Institutionen regt A lain  de B enoist eine »Mikro- 
politik< an, die zur Schaffung neuer Solidaritätsnetze beiträgt. Nur solche 
Netze stellen das gemeinsame Wohl als höchsten Wert in den Mittelpunkt 
und vermögen dem identitätsraubenden Individualismus entgegenzuwir­
ken. Die Losung/Lösung lautet: »global denken - lokal handeln<, »Gemein­
schaft und lokale Demokratie statt Gesellschaft und repräsentativer Demo­
kratien
Nicht zuletzt ruft A lain  de B eno ist zum Widerstand gegen den intellek­
tuellen Totalitarismus, das Einheitsdenken sowie die Diktatur der öffentli­
chen Meinung auf und tritt für eine echte demokratische Debatte über die 
großen Herausforderungen der Zukunft ein
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Die Kriege des letzten Jahrzehnts am Persischen Golf, auf dem Balkan 
und in Afghanistan sind SChritte einer sich in jüngster Zeit beschleu­
nigenden Globalisierung, die Peter Scholl-Latour eine » Amerikani- 

sierung der Welt« nannte. Der Turbo-Kapitalismus der amerikanischen Ost­
küste zielt auf die Errichtung einer >Eine-Welt-Herrschaft<, die alle Völker 
und Kulturen gleichschaltet und den Erdball dem American way of life un­
terwirft. Stein zeigt die Hintergründe dieser Bestrebungen und nennt die 
treibenden Kräfte in Politik, Wirtschaft und Medien.
Internationale Vereinigungen wie Völkerbund und UNO, Europäische Union 
oder NATO, aber auch wirtschaftliche Einrichtungen wie die Bretton Woods- 
Organisation, Weltbank und internationaler Währungsfonds oder das 
NAFTA sowie der Club of Rome werden für dieses Ziel eingesetzt und zur 
Zerstörung der Staaten, Völker und Kulturen mißbraucht. Das Buch ent­
larvt das ganze Ausmaß dieses Anschlags auf die Freiheit des Einzelnen 
wie auf die der Völker. Es ruft die Völker dieser Welt und alle Verantwort­
lichen zum Widerstand gegen diese zerstörerische Eine-Welt-Ideologie auf 
und setzt sich für eine nationale und demokratische Politik ein.
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keit. Viele Gerüchte laufen um. Haben die USA nur 
einen günstigen Anlaß genutzt, um ein schon länger 
geplantes Eingreifen am Hindukusch vor der Welt 
begründen zu können? Spielte die Lage Afghanistans 
zu den nahen Ölfeldern sowie zu China die entschei­
dende Rolle bei den strategischen Überlegungen im 
Weißen Haus? Der kränkelnden US-Wirtschaft kam 
ein neuer Krieg sicher passend, der zugleich die gün­
stige Gelegenheit bot, den Herrschaftsanspruch der 
USA in der NATO erneut zu unterstreichen. Den 
Vertretern der Globalisierung und einer One World 
bietet der von Bush erklärte weltweite Kampf gegen 
den Terror die Möglichkeit, auch in anderen Regio­
nen der Erde militärisch einzugreifen. Schon kündi­
gen sich weitere Krisenherde an, und der seit langem 
schwelende Nahost-Konflikt hat sich verschärft.

D arüber hinaus erhebt sich die Frage, ob der viel­
fach beschworene Kampf der Kulturen ernsthaft 

begonnen hat. Kommt jetzt die grundsätzliche Aus­
einandersetzung zwischen dem islamischen Funda­
mentalismus und dem Westen, was immer man dar­
unter auch versteht? Ist der Islam eine Einheit, die 
das christlich geprägte Abendland und Amerika be­
droht? Hat der durchaus vorhandene kulturelle und 
geistige Unterschied zwischen Europa und Amerika 
hinter diesem grundlegenderen Gegensatz zurück-
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zustehen? Muß das bisherige Völkerrecht >weiterent- 
wickelh werden? Ist eine Hochrüstung erforderlich?

In einer Gesamtbetrachtung hat Alain de Benoist 
im vorliegenden Sammelband zu diesen Fragen 

Stellung genommen. Der bekannte Kommentator des 
Zeitgeschehens betrachtet die neue Weltlage unter 
den verschiedenen Gesichtspunkten. Diese grund­
sätzlichen Ausführungen werden von weiteren Fach­
beiträgen vertieft.



Die Anschläge vom 11. September 2001 haben nach herrschen­
der Meinung eine neue Dimension politischer Auseinanderset­
zung eröffnet. Weltweit operierende Terrorgruppen sollen die 
westliche Zivilisation bedrohen. Hat damit der Kampf der Kultu­
ren begonnen? Bedroht nun der Islam die westliche Wertege­
meinschaft? Sollte diese dagegen zum Angriff übergehen? Oder 
deuten Merkwürdigkeiten auf andere Hintergründe? Haben die 
USA mit ihrem Angriff auf Afghanistan nur einen Vorwand ausge­
nutzt, um wich-tige strategische und wirtschaftliche Ziele zu er­
reichen? Hat die NATO den Amerikanern dabei zu helfen? Soll 
mit dem von US-Präsident Bush erklärten weltweiten Kampf ge­
gen den Terrorismus unter »Weiterentwicklung« des Völkerrechts 
den Vertretern der Globalisierung und der One World ein militäri­
sches Eingreifen gegen unbotmäßige »Schurkenstaaten« überall 
ermöglicht werden? Dieser brisante aktuelle Sammelband bietet 
erste grundlegende Antworten auf Schicksalsfragen der Zukunft.
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